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Vo  r w  or t 


Frankreich  hatte  1860  die  Führung  in  Mitteleuropa  im 
Sinne  der  Handelsvertragspolitik  unternommen.  Wenn  auch 
nicht  Preihandelspolitik,  so  begann  doch  eine  Politik  der  Herab- 
setzung und  Mässigung  des  Schutzzolls.  Im  letzten  Jahrzehnt 
des  19.  Jahrhunderts  überliess  Frankreich  den  Deutschen  die 
führende  Rolle  auf  diesem  Gebiete.  Von  1891  ab  begründete 
der  deutsche  Reichskanzler  Caprivi  ein  Mitteleuropa  umspan- 
nendes Vertragssystem.  Ein  gewaltiger  Aufschwung  der  deut- 
schen Volkswirtschaft  folgte.  Doch  die  deutschen  Landwirte 
traten  bald  in  heftige  Opposition  zur  deutschen  Regierung  und 
drängten  sie  zur  hochschutzzöUnerischen  Richtung.  Sie  beriefen 
sich  auf  Frankreich.  Unter  Führung  von  Meline  hatte  Frank- 
reich 1892  eine  Politik  verstärkten  Schutzes  proklamiert,  wäh- 
rend Deutschland  in  Verträgen  seine  Zölle  ermässigte  und  band. 
Vorliegende  Untersuchung  bezweckt,  den  Ursprung  und  die 
Ziele  der  französischen  Schutzzollpolitik  vor  1892  zu  schildern 
und  festzustellen,  ob  sie  zu  Frankreichs  Heil  gewirkt  hat. 
Einerseits  die  Sympathie,  die  ich  jederzeit  für  die  französische 
Nation  empfand,  anderseits  die  prinzipielle  allgemeine  Wichtig- 
keit der  Frage,  wie  Hochschutzzollpolitik  auf  eine  in  die  Welt- 
wirtschaft stark  bis  dahin  verflochtene  Volkswirtschaft  wirkt, 
veranlassten  mich  zur  Wahl  dieses  Themas. 

Um  die  Strömungen  des  öffentlichen  Lebens  zu  verstehen, 
war  das  Studium  der  Parlamentsdebatten  unumgängliche  Voraus- 
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Setzung.    Um  die  Ergebnisse  zu  würdigen,  war  ausserdem  die 
Statistik  zu  verwerten. 

Gerne  hätte  ich  vor  Abschluss  der  Arbeit  noch  in  Paris 
dies  Material  durch  Studium  der  nur  dort  zugänglichen  Quellen 
ergänzt.  Leider  war  mir  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  ver- 
sagt. Amtliche  Pflichten  riefen  mich  sofort  nach  Abschluss 
meiner  in  Deutschland  betriebenen  Studien  nach  Serbien  zurück. 
Die  Drucklegung  wurde  dadurch  erschwert  und  verzögert,  dass 
ich  fern  von  den  Bibliotheken,  in  denen  ich  mein  Material 
gesammelt  hatte,  zu  arbeiten  gezwungen  war.  Ich  spreche  der 
Verlagsbuchhandlung  für  das  beim  Druck  meines  Buches  be- 
wiesene Entgegenkommen  meinen  aufrichtigen  Dank  aus,  ebenso 
danke  ich  den  Direktoren  der  Münchener  Staatsbibliothek  und 
Universitätsbibliothek,  sowie  meinen  verehrten  Lehrern,  Herrn 
öeheimrat  Dr.  Brentano  und  Herrn  Professor  Dr.  Lotz. 
Die  Arbeit  wurde  auf  Anregung  und  unter  Leitung  von  Herrn 
Professor  Lotz  unternommen. 

Belgrad,  im  Februar  1904 

Dr.  Wellimir  J.  Bajkic 
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Einleitung 

Ein  Blick  auf  die  wirtschaftlichen  und 

handelspolitischen  Verhältnisse  Franlireichs 

von  1881  bis  1891 

(Uebersicht) 

Eine  schutzzöllnerische  Bewegung,  vielleicht  noch  stärker, 
als  jene  Deutschlands  vor  1879,  wurde  von  zwei  mächtigen 
Organisationen  (vom  „Bunde  der  französischen  Landwirte"  und 
der  „Vereinigung  der  französischen  Industrie  zur  Verteidigung 
der  nationalen  Arbeit")  eingeleitet,  als  die  französische  Zoll- 
tarifreform vom  Jahre  1881  bevorstand.  Dass  Frankreich 
wenigstens  dem  System  der  Handelsvertragspolitik,  die  es  selbst 
inauguriert  hatte,  treu  blieb,  beruht  ausschliesslich  auf  poli- 
tischen Momenten,  die  ja  auch  in  Deutschland  zum  Umschwung 
beigetragen  haben.  Tirard,  der  Handelsminister  im  Kabinett 
des  bekannten  Schutzzöllners  Jules  Ferry,  ein  Mann,  der  in  der 
Handelspolitik  der  dritten  Republik  nächst  Meline  die  wichtigste 
Rolle  spielte,  hatte  es  verstanden,  die  schutzzöllnerischen  Land- 
wirte von  den  schutzzöllnerischen  Industriellen  —  die  zu- 
sammen gerade  so  wie  in  Deutschland  zu  dieser  Zeit  und  in 
Frankreich  bis  1853  für  die  Handelspolitik  ausschlaggebend 
waren  —  zu  trennen.  Die  Landwirte  stimmten  für  den  Re- 
gierungsentwurf und  zwar  aus  zwei  Gründen: 

a)  weil  Tirard  sie  zu  überzeugen  wusste,  dass  sie  von 
ihren  Bundesgenossen  stets  übervorteilt  würden,  und 

b)  weil  die  Regierung  ihnen  das  Versprechen  gab,  Zölle 
auf  landwirtschaftliche  Produkte  und  Vieh  nicht  in  die  Handels- 
verträge aufnehmen  zu  wollen. 

Bajkic,   Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  1 
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Das  letztere  wurde  von  Tirärcl  in  der  Kammer  folgender- 
massen  gerechtfertigt:  „Das  Getreide  bildete  nie  einen  Gegen- 
stand der  vertragsmässigen  Regelung,  und  was  die  Viehzölle 
anbelangt,  so  muss  die  Regierung  wegen  der  Seuchengefahr 
volle  Freiheit  in  der  Handhabung  derselben  behalten." 

Man  kann  annehmen,  dass  sicli  Tirard  der  Tragweite  dieser 
Konzession  nicht  bewusst  war;  oB  die  Landwirte  —  die  eben- 
falls gewandte  Politiker  sind  —  sie  von  Anfang  an  richtig  zu 
würdigen  verstanden,  ist  nicht  zu  entscheiden  ^).  Sie  ist  aber 
der  Ausgangspunkt  jenes  Umschwungs  in  der  zollpolitischen 
Gesetzgebung,  der,  durch  die  Tarifreform  1892  vollendet,  in 
der  Hauptsache  bereits  im  Laufe  der  Achtzigerjahre  vorbe- 
reitet wurde. 

Nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs  und  der  daran  an- 
knüpfenden Handelsverträge,  zum  Teil  aber  auch  etwas  vor- 
her, trat  in  Frankreich  eine  Periode  der  Depression  ein,  die 
sich  fast  in  allen  Zweigen  der  Volkswirtschaft  geltend  machte 
und  sich  alsbald  zu  einer  Krise  entwickelte. 

Wir  geben  im  folgenden  einen  kurzen  Ueberblick  über 
die  wichtigsten,  durch  die  Krise  gefährdeten  Produktionszweige 
und  die  Mittel,  die  zur  Linderung  ihrer  Not  auf  dem  Gebiete 
der  Handelspolitik  ergriffen  wurden. 

Zunächst  die  Landwirtschaft:  83,7070  der  Gesamtfläche 
war  im  Jahre  1882  in  Frankreich  der  Kultur  unterworfen. 
Davon  entfielen  28,06*^/o  auf  Getreide,  2P/o  auf  Futtergewächse, 
18,03>  auf  Brache. 

Von  der  Gesamtbevölkerung,  welche  1881:  37,679  Mill, 
1886:  38,218  Mill.  betrug,  war  die  landwirtschaftliche  18,248 
Mill.  (48,4»,  1886:  17,698  Mill.  (46,6».  Die  nichtlandwirt- 
schaftliche Bevölkerung  betrug  1881:  19,422  Mill.  (51,6>) 
und  1886:  20,521  Mill.  (53,4». 

Die  Zusammensetzung  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
war  im  Jahre  1881  folgende:  landwirtschaftliche  Erwerbstätige 
6,913  Mill.,  Familienangehörige  derselben  11,335  Mill. 


')  Bestreitbar  ist  daher  die  Auffassung  6  u  y  o  t  s ,  als  ob  diese  Mass- 
regel der  Vereinbarung  zwischen  den  Industriellen  und  landwirtschaft- 
lichen Schutzzöllnern  ihren  Ursprung  zu  verdanken  hätte.  Siehe  „Histoire 
economique"  par  Ed.  Thery,  Paris  1902,  p.  348. 
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Die  Zahl  der  Grundeigentümer^),  berechnet  auf  Grund  der 
Statistik  der  Grundsteuertitel  [cotes  foncieres  pour  la  propriete 
non  batie],  betrug  1884:  8,454  Mill. 

Der  landwirtschaftliche  Privatbesitz  (die  Ländereien,  welche 
landwirtschaftlich  benutzt  werden  können  —  ausgenommen 
Privatwälder)  verteilte  sich  folgendermassen: 

Unter  10  ha:  14,4  Mill.  ha  (42,6»,  von  10—100  ha: 
14,581  Mill.  ha  (43,2»,  über  100  ha:  4,795  Mill.  ha  (14,2o/o). 

Die  Zahl  der  Grundsteuertitel  der  Grössenklasse  0 — 1  ha 
betrug  8,585  Mill.     Die  Zahl  der  Betriebe  betrug  1882: 


Unter  1  ha     ,     , 
von  1 — 10  ha 
von  10—100  ha 
über  100  ha  . 

Zusammen 


Zahl  der  Betriebe 

2  167  667  =  38,22  «/o 

2  635  030  =  46,46  , 

840  507  =  14,79  „ 

28  803=    0.62  , 


Gesamtfläche 

1083  833=    2,20  7o 

11366  274  =  22,90  , 

30  803  890  =  62,11  „ 

6  337  265  =  12,70  „ 


5  672  007  =  100  7o 


49  591  262  =  100  7o ') 


Was  die  Betriebsweise  anbelangt,  so  verteilt  sich  die  land- 
wirtschaftlich benutzte  Fläche  unter  Selbstbewirtschaftung,  Teil- 
bau und  Pacht  folsendermassen : 


Anbaufläche  in  10000  ha                   Verhältniszahlen 

Kulturen 

Selbst- 
bewirt- 
schaftung 

1 

'S 
H 

p-, 

<ä 

a 
a 

o 

«2 

Selbst- 
bewirt- 
schaftung 

3 
d 

ü 

s 

w. 

7o 

7o 

7o 

7o 

Aecker  .     . 

12  796,7 

2  953,2 

10  135,4 

25  885,3 

69,85 

78,39 

80,25 

74,55 

Wiesen  .     . 

3  690,7 

635,8 

2  230,5 

6  557,0 

20,14 

16,89 

17,68 

18,88 

Weinberge 

1  507,5 

149,0 

144,0 

1  800,5 

8,22 

3,95 

1,14 

5,19 

Gärten  .     . 

329,5 

29,0 

118,9 

477,4'     1,79 

0,77 

0,98 

1,38 

Summa  . 

18  324,4 

3  767,0 

12  628,8 

34  720,2  100,00 

100,00 

100,05 

100,00 

Prozent  . 

52,78 

10,65 

36,57 

100.00 

Die    Selbstbewirtschaftung    macht    also    bei    Aeckern    die 
Hälfte  aus  und  überwiegt  bei  anderen  Kulturen. 

Die  Zahl  der  Betriebsleiter  betrug:  auf  Pachtland  806494, 


^)  Siehe  Brentano, 
sische  Handelspolitik*. 


,  Erbrechtspolitik "  und  v.  Brandt,  ,Franzö- 
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auf  eigenem   Lande   3387245  (1892).    Von  7  Mill.   landwirt- 
schaftlich Erwerbstätigen  entfielen  auf: 

Betriebsleiter: 

Selbstwirtschaftende  Besitzer  2  199  220  =  33,01  "h 

Pächter  .    . 1 061 401  =  15,93  „ 

Teilbauer 344168=    5,16  , 

3  604  789  =  54,10  7o 
Hilfskräfte: 

Verwalter 16  091  =    0,24  7o 

Taglöhner 1  210  081  =  18,16  , 

Gesinde 1832  174  =  27,50  . 

3  058  346  =  45,90  7o 
Die  Zahl  der  Selbständigen  betrug  also  54,1  V- 
Der  wichtigste  Zweig  der  französischen  Landwirtschaft  ist 
der  Weizenbau,  der  die  Hälfte  der  mit  Brotgetreide  bebauten 
Fläche  umfasst.  Schon  vor  dem  Zustandekommen  des  Zoll- 
tarifs von  1881  wurden  in  den  nördlichen  Departements  Klagen 
erhoben,  die  durch  die  rasch  steigende  Weizeneinfuhr  bei  gleich- 
zeitig sinkenden  Preisen  immer  lauter  wurden.  Diese,  die  in 
den  Siebzigerjahren  zwischen  4,5  und  13,9  Mill.  schwankte,  seit 
1867  jedoch  bloss  in  zwei  Jahren  geringer  als  die  Ausfuhr 
war,  stieg  im  Jahre  1878  auf  18,6  Mill.  hl  (gegen  4,6  hl  im 
Vorjahre).  Der  Einfuhrüberschuss  (Mehl  inbegriffen)  erreichte 
eine  bis  dahin  unbekannte  Höhe,  nämlich  von  17,8  Mill.  hl. 
Weiter  betrug  derselbe  im  Jahre: 

1879     1880      1881      1882     1883     1884 

29,3       26,7       17,1       17,5       13,3       14,8  Mill.  hl »). 

Die  jährliche  Weizenproduktion  belief  sich  auf: 

1879     1880     1881      1882     1883     1884 

80,8     100,5     96,8     122,1     104,1     114,7  Mill.  hl  i). 

Da  der  jährliche  Bedarf  Frankreichs  an  Weizen  auf  104  Mill. 
(1870 — 1879)  geschätzt  wurde,  so  folgerte  man,  dass  zu  dieser 
Zeit  das  Angebot  grösser  war  als  der  Bedarf.  Jedenfalls  sank 
in  jener  Zeit  der  Preis;  im  Jahre  1883  betrug  er  19  Fr., 
d.  h.  3,50  Fr.  unter  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1870  bis  1878, 
und  1884  bloss  17,76. 


')  Siehe  Tabelle  I. 
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Auch  die  Viehzucht  befand  sich  seit  Anfang  der  Achtziger- 
jahre im  Stillstand,  ja  zum  Teil  im  Rückgang. 

Die  Preise  waren  nicht  so  schlecht  wie  für  andere  land- 
wirtschaftliche Produkte  (siehe  Tabelle).  Der  Viehbestand  ging 
aber  allmählich  zurück^).     So  betrug: 

Die  Zahl  1880  1883 

der  Maulesel  und  Esel     .  273  819  768  062 

der  Ochsen  und  Stiere     .  2  482  739  2  395  918 

der  Schafe  und  Hammel  .  19  861  000  19  000  000 


Die  Einfuhr  (St 

ück): 

! 

Die  Ausfuhr  (Stück) : 

1880 

1881 

1883 

1880 

1881 

1883 

Pferde  .    .     . 

25  714 

22  152 

18  585 

9  628 

10  844 

16  312 

Rinder  .     .     . 

68  384 

54113 

76  431 

1  19  956 

27  531 

28  385 

Kühe     .     .     . 

65  431 

44  093 

62  981 

22  259 

30  455 

27  485 

Hammel   und 

Schafe   .    . 

2  078  000 

1711000 

2  277  000 

i  31  978 

30  306 

28  228  2) 

Bei  den  übrigen  Tierarten  war  entweder  eine  kleine  Zu- 
nahme oder  Stillstand  zu  verzeichnen. 

Die  Fleischpreise  betrugen  pro  Kilogramm  (in  Fr.): 


1881 

1882 

1883 

1884 

Ochsenfleisch    .     . 

1,56 

1,59 

1,63 

1,65 

Kuhfleisch    .     ,     . 

1,43 

1,45 

1,70 

1,53 

Kalbfleisch  .     .     . 

1,67 

1,70 

1,76 

1,77 

Hammelfleisch .     . 

1,77 

1,81 

1,86 

1,88 

Schweinefleisch     . 

1,71 

1,69 

1,66 

1,60 

Die  Produktion  der  Wolle  betrug  1880:  40,21  Mill.  kg, 
1883:  35,63  Mill.  kg.  Der  Preis  der  Wolle  betrug  1880: 
1,31  Fr.,  1883:  1,85  Fr.  Die  Einfuhr  blieb  stationär,  die  Aus- 
fuhr dagegen  sank  von  18  auf  12  Mill.  kg. 

Zu  der  ungünstigen  Lage  dieser  beiden  wichtigsten  Zweige 
der  Landwirtschaft  kam  noch  jene  der  Produzenten  von  zwei 
Artikeln,  welche  in  der  modernen  Wirtschaftspolitik  des  euro- 
päischen Kontinents  eine  bedeutende  Rolle  spielen,  nämlich 
Branntwein   und   Zucker.     Die   Rohmaterialien   hiefür   werden 


1)  Siehe  Tabelle  IL 

2)  Siehe  Tabelle  111. 
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zum  grössten  Teil  in  den  nördlichen  Departements  produziert, 
die  schon  durch  den  Rückgang  der  Weizenkultur  schwer  be- 
troffen waren.  Die  Branntweinproduktion  schwankte  in  den 
Siebzigerjahren  zwischen  1,2 — l,8Mill.  hl;  seit  1877  wuchs  aber 
ununterbrochen  die  Einfuhr.  Dieselbe  betrug  1874:  64433  hl, 
1878:  134881hl,  1879:  100148  hl,  1880:  262004  hl,  1882: 
286501  hl.  Die  Ausfuhr  sank  und  zwar  sehr  rasch:  von 
527058  hl  im  Jahre  1876  fiel  sie  auf  307  095  hl  im  1880  und 
auf  268431  hl  im  Jahre  1882.  Der  Preis,  der  1877:  68  Fr. 
pro  Hektoliter  betrug,  sank  allmählich  bis  auf  44  Fr.  im  Jahre 
1884. 

Die  Lage  der  Zuckerproduktion  gestaltete  sich  in  diesem 
Zeitabschnitt  folgendermassen: 

Die  Zahl  der  Raffinerien  fiel  von  33  im  Jahre  1880  auf 
28  im  Jahre  1883  und  die  Produktion  des  raffinierten  Zuckers 
betrug  im  Jahre  1879:  3,84  Mill.  Dz.  und  im  Jahre  1883: 
3,86  Mill.  Dz.  Der  Wert  der  Gesamtproduktion  fiel  nach  der 
Statistik  von  562,76  Mill.  Fr.  auf  411,29  Mill.  Fr. 

Die  heimische  Produktion  von  Rohzucker  betrug  im  Jahre 
1879:  3,85  Mill.  Dz.  und  sank  im  Jahre  1883  auf  3,06  Mill.  Dz. 
Auch  hier  ist  ein  Sinken  des  Preises  zu  verzeichnen.  Die 
Produktion  an  Melasse  fiel  von  2,06  Mill.  Dz.  im  Jahre  1879 
auf  1,79  im  Jahre  1883. 

Die  Einfuhr  von  exotischem  Zucker  betrug: 

aus  den  französischen  Kolonien: 
1878  1880  1883 

0,896  0,746  0,761  Mill.  kg 

aus   ausländischen   Kolonien: 

0,780  1,365  1,229  Mill.  kg 

Die  Ausfuhr  des  raffinierten  Zuckers  betrug: 

1878  1880  1883 

2,160  1,594  1,395  Mill.  kg. 

Die  Notlage  dieser  beiden  Produktionszweige  machte  sich 
am  stärksten  in  jenen  Gegenden  Frankreichs  fühlbar,  deren 
Bevölkerung  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  Träger  des 
Freihandels  gewesen  war,  weil  damals  ihre  landwirtschaftliche 
Produktion  —  ebenso  wie  in  Norddeutschland  vor  1875  —  den 
Lokalbedarf  überstieg   und   auf  die  Ausfuhr  angewiesen  war. 
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Nun  trat  der  Umschwung  ein.  Man  sah  sich  vom  Auslande 
bedroht  und  suchte  sich  dagegen  zu  wehren.  Noch  schlimmer 
ging  es  im  Süden. 

Eine  furchtbare  Krisis  herrschte  in  der  Weinproduktion, 
die  zeitweise  nur  eine  Fläche  von  1,8  Mill.  ha  umfasste,  aber  be- 
züglich des  Gesamtertragswertes  den  zweitwichtigsten  Zweig  der 
landwirtschaftlichen  Bodenbenutzung  bildete.  Bereits  Ende  der 
Sechzigerjahre  begann  die  Reblaus  die  Weinberge  zu  schädigen. 
Sie  verbreitete  sich  ziemlich  rasch  in  verschiedenen  Teilen  der 
Weingegend,  und  in  den  Achtzigerjahren  erreichte  ihre  schäd- 
liche Wirkung  den  Höhepunkt.  Der  Umfang  der  mit  Wein  be- 
bauten Fläche,  der  noch  im  Jahre  1879:  2,43  Mill.  ha  betrug, 
sank  von  Jahr  zu  Jahr  und  umfasste  im  Jahre  1882  nur  noch 
2,18  Mill.  ha.  Noch  rascher  nahm  die  Produktion  ab,  wobei 
grosse  Schwanliungen  von  Jahr  zu  Jahr  zu  verzeichnen  sind. 
Von  78,2  Mill.  hl  im  Jahre  1875  fiel  sie  1880  auf  33,9,  dann 
1882  auf  38,8.  Der  Rückgang  in  der  Produktion  musste  auch 
auf  den  Aussenhandel  eine  Rückwirkung  ausüben.  So  erscheint 
1880  zum  ersten  Male  in  der  Statistik  des  Aussenhandels 
Frankreichs,  das  als  ein  Weinausfuhrland  par  excellence  galt, 
ein  Einfuhrüberschuss  von  4,72  Mill.  hl  (Liköre  inbegriffen), 
der  im  Jahre  1883  auf  6,4  Mill.  hl  stiegt). 

Der  Seidenbau,  der  mit  dem  Aufblühen  des  französischen 
Seidenhandels  und  der  Seidenindustrie  emporblühte,  ging  eben- 
falls in  dieser  Zeit  zurück,  weil  Seidenwürmer  und  Maulbeer- 
bäume von  Krankheiten  befallen  wurden.  Die  Menge  der  zur 
Ausbrütung  gesetzten  Seidenraupeneier  fiel  von  462839  Unzen 
im  Jahre  1880  auf  322639  im  Jahre  1883. 

Die  Produktion  betrug  6,49  Mill.  kg  1880  und  7,96  1883. 
Die  Einfuhr  von  Rohseide  und  Seidenkokons  blieb  stationär^). 

So  sehen  wir  die  Landwirtschaft  im  ganzen  Lande  in 
bedrängter  Lage.  Der  alte  Gegensatz  zwischen  Norden  und 
Süden  begann  allmählich  zu  verschwinden;  an  seine  Stelle  trat 
das  Bewusstsein  der  gemeinsamen  Interessen.  Dass  die  Wünsche 
und  Forderungen  der  notleidenden  Landwirte  in  einer  zweck- 


Siehe  Tabelle  IV. 
Siehe  Tabelle  V. 


massigen  Organisation  zum  Ausdruck  kamen  und  alsbald  in 
dem  mächtigen  Verlangen  nach  Staatshilfe,  namentlich  in  Form 
des  Zollschutzes  gegenüber  dem  Auslande,  sich  äusserten,  ist 
in  erster  Linie  einem  Manne  za  danken,  dessen  Wirksamkeit 
für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Frankreichs  von  grösster 
Bedeutung  ist,  nämlich  Jules  Meline.  Er  trat  schon  bei  der 
Beratung  des  Generaltarifs  von  1881  hervor  und  übernahm  in 
seinen  Auseinandersetzungen  mit  Tirard  die  Rolle  des  General- 
berichterstatters der  Zollkommission.  Man  bezeichnete  ihn  als 
würdigen  Nachfolger  des  verstorbenen  Thiers  und  des  alten 
Pouyer- Quertier.  Allein  es  scheint,  dass  man  den  feinen  Unter- 
schied, der  schon  damals  zwischen  den  beiden  klassischen  Schutz- 
zöllnern und  ihm  bestand,  nicht  bemerkt  hat.  Thiers  und 
Pouyer- Quertier  waren  überzeugte  Anhänger  des  schutzzöll- 
nerischen  Systems,  das  hauptsächlich  auf  der  alten  Handels- 
biianzlehre  basierte.  Als  zweites  Moment  zur  Bekräftigung 
seiner  Ansichten  diente  Pouyer -Quertier  die  Zollerhöhung  in 
mehreren  Ländern.  Die  beiden  waren  aber  tatsächlich  bloss 
industrielle  Schutzzöllner,  denn  sie  hofften  durch  die  Schutz- 
zölle auf  Industrieprodukte  eine  günstige  Handelsbilanz  herbei- 
zuführen. Sie  brachten  zwar  auch  das  bekannte  Projekt  der 
Rohstoffzölle  ein,  machten  aber  geltend,  dass  dies  bloss  mit 
Rücksicht  auf  die  Fiuanznot  geschehe,  und  beantragten  zu 
gleicher  Zeit,  den  den  späteren  Schutzzöllnern  so  verhassten 
Veredelungsverkehr  einzuführen.  Eine  Belastung  der  Nah- 
rungsmittel haben  sie  nie  befürwortet,  auch  nicht  in  Zeiten, 
wo  die  Finanznot  grösser  war  als  kürzlich  in  England  bei  Ein- 
führung des  Kornzolls.  Die  Nahrungsmittel  blieben  so  voll- 
ständig und  konsequent  vom  Zollschutz  ausgeschlossen,  dass 
Pouyer-Quertier  als  Generalberichterstatter  der  Zollkommission 
bei  der  Beratung  des  Zolltarifs  von  1881  den  von  ihm  ge- 
forderten stärkeren  Schutz  zum  grossen  Teil  durch  die  Not 
der  Landwirtschaft  begründete,  aber  einen  Zoll  auf  Getreide, 
damals  das  wichtigste  Produkt  der  Landwirtschaft,  vorzu- 
schlagen unterliess.  Dies  hatte  Tirard  ausgenützt,  um  den 
Bund  zu  sprengen  und  den  Landwirten  zu  zeigen,  wie  sie  auch 
diesmal  übervorteilt  wären. 

Anders  Meline;   er  hat  seine  schutzzöllnerische  Laufbahn 
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da  begonnen,  wo  Pouy er- Quertier  die  seinige  beendigte,  mit  dem 
Eintreten  für  die  Baumwollenindustrie,  über  die  er  Bericht  zu 
erstatten  hatte.  Er  verlangte  aber  auch  einen  Doppeltarif, 
einen  ausgiebigen  Schutz  aller  Produktionszweige,  einen  lücken- 
losen Zolltarif.  Meline,  den  die  Niederlage  von  1880  nicht 
im  geringsten  erschreckte,  verwandte  seine  ganze  Energie,  sein 
politisches  Talent,  Momente,  die  in  der  politischen  Laufbahn 
in  Prankreich  eine  grosse  Rolle  spielen,  zur  Sammlung  und 
Organisation  aller  notleidenden  Elemente  unter  schutzzöllne- 
rischer  Fahne.  Schon  im  Jahre  1881,  also  zur  Zeit,  wo  die 
Krise  ausbrach ,  wurde  ein  Ministerium  für  Landwirtschaft 
geschaffen  und  zwei  Jahre  später  Meline  anvertraut.  Seine 
Tätigkeit  als  Landwirtschaftsminister  ist  für  die  Organisation 
der  schutzzöllnerischen  agrarischen  Bewegung  von  historischer 
Bedeutung.  Von  allen  Punkten  seines  Programms  wurden  bloss 
diejenigen  verwirklicht,  die  sich  auf  die  Organisation  der  Land- 
wirtschaft bezogen.  So  schuf  er  im  Jahre  1883  landwirt- 
schaftliche Beratungskammern,  eine  Massregel,  die  wie  Brandt 
bemerkt  „der  Verbreitung  der  schutzzöllnerischen  Tendenzen, 
welche  bereits  das  landwirtschaftliche  Vereinswesen  beherrschten, 
bedeutenden  Vorschub  leistete"^);  dasselbe  gilt  auch  für  die 
Berufssyndikate,  welche  durch  das  Gesetz  1884  ins  Leben 
gerufen  wurden.  Kurz,  angesichts  des  einseitigen  Ressortgeistes 
in  einzelnen  Ministerien  und  der  fortschreitenden  Organisation 
der  Interessenten  kann  man  die  Schaffung  des  Land  Wirtschafts- 
ministeriums  zu  dieser  Zeit  als  eine  Art  staatlicher  Organi- 
sation der  landwirtschaftlichen  Bewegung  bezeichnen.  Wenn 
man  noch  dazu  einem  aufrichtigen  keineswegs  gemässigten 
Schutzzöllner  dieses  Amt  anvertraute,  so  hatte  man  damit  alles 
getan,  um  einen  Umschwung  in  der  Zollpolitik  herbeizuführen. 
Der  erste  Erfolg  kam  dem  am  meisten  sich  rührenden 
Norden  zu  gute,  indem  der  Zoll  auf  Rohzucker  aus  Rüben 
erhöht  wurde.  Man  wies  auf  das  Prämiensystem  Deutschlands 
hin  und  erklärte  den  bestehenden  3  Fr. -Zoll  für  ungenügend. 
Das  Gesetz  vom    29.  Juli   1884    erhöhte    den  Zoll   auf   7  Fr. 


^)  V.Brandt,  , Beiträge  zur  Geschichte  der  französischen  Handels- 
politik" S.  85. 
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Sechzehn  Tage  später  unterbreitete  Meline  als  Landwirtschafts- 
minister einen  Gesetzentwurf  über  die  Erhöhung  der  Viehzölle. 
Gleich  darauf  wurde  aus  der  Mitte  der  Abgeordnetenkammer 
ein  Gesetzentwurf  über  die  Erhöhung  bezw.  Einführung  der 
Getreide-  und  Mehlzölle  eingebracht.  Durch  die  Gesetze  vom 
28.  März  1885  wurden  folgende  Zölle  erhöht: 

auf  Weizen  von  0,60  auf  3  Fr., 

auf  Weizenmehl  von  1,20  auf  6  Fr., 

auf  Roggen,  Hafer  und  Gerste  von  0  auf  1,50  Fr.  etc., 

auf  Ochsen  von  15  auf  25  Fr., 

auf  Kühe  und  Stiere  von  8  auf  12  Fr., 

auf  Kälber  von  1,20  auf  4  Fr., 

auf  Schafe  und  Hammel  von  2  auf  3  Fr., 

auf  Schweine  von  3  auf  6  Fr. 

Auch  auf  frisches  und  gesalzenes  Fleisch  wurden  die  Zölle 
erhöht,  trotzdem  dieselben  durch  die  Verträge  von  1882  ge- 
bunden waren  ^).  Man  erhoffte  von  diesen  Massregeln  eine 
vollständige  Besserung  der  Lage  der  landwirtschaftlichen  Haupt- 
zweige. 

Die  Enttäuschung  trat  aber  weit  rascher  ein,  als  sie  die 
entschiedenen  Gegner  der  Zollerhöhung  erwartet  hatten.  Der 
Weizenpreis,  der  im  Jahre  1885  auf  16,41  Fr.  sank  und  somit 
den  tiefsten  Punkt  der  Periode  1853 — 1885  erreichte,  betrug  im 
nächstfolgenden  Jahre  16,54  Fr.  und  im  Jahre  1887  17,71  Fr. 2). 
Gleichzeitig  war  der  Einfuhrüberschuss  der  Jahre  1885 — 1887 
bedeutend  niedriger  als  der  niedrigste  der  Periode  1878 — 1885. 
Die  Gesamtproduktion  aber  hielt  sich  in  den  Jahren  1882 — 1887 
stets  auf  über  104  Mill.  hl.  Die  Ernte  des  Jahres  1882  war 
die  zweitgrösste  des  Jahrhunderts. 

Auch  die  Lage  der  Viehzucht  wurde  keineswegs  besser. 
Die  Preise,  welche  in  der  Periode  der  Zollfreiheit  in  die  Höhe 
gingen,  sanken  nach  der  Zolleinführung  rasch  und  ununter- 
brochen, trotzdem  die  Einfuhr  etwas  zurückging  und  die  Aus- 
fuhr stieg. 


')  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  ein  Einfuhrverbot  für  amerikanisches 
Schweinefleisch  schon  am  1.  Februar  1881,  also  vor  dem  Zustandekommen 
des  Zolltarifs,  erlassen  wurde. 

^)   Dieselbe   Erscheinung  hat  man   auch   in  Deutschland   nach    der 
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Es  betrug: 


Pferde  .  .  . 
Rinder .  .  . 
Kühe  .  .  . 
Schafe      und 

Hammel     .   j  1  949  000 


48  416  *) 


1887 
1,47 
1,34 
1,67 


Fleischpreis  pro  Kilogramm  (in  Fr.) : 

1885  1886 

Rindfleisch   .     .     .      1,63  1,58 

Kuhfleisch    ...     1,50  1,46 

Hammelfleisch  .     .     1,84  1,77 

Dass  bei  solcher  Sachlage  die  Klagen  der  Landwirte  nicht 
nur  nicht  aufhörten,  sondern  sogar  immer  stärker  wurden,  liegt 
auf  der  Hand.  Als  Ursache  wurden  von  den  Politikern  die 
ungenügenden  Zollsätze  auf  landwirtschaftliche  Produkte  be- 
zeichnet. Es  folgten  verschiedene  Anträge,  vrelche  eine  Er- 
höhung derselben  bezweckten,  die  denn  auch  durch  die  Gesetze 
vom  Jahre  1887  zu  stände  kam.     So  wurde  erhöht 


der  Zoll  auf  Weizen     .     .     . 

von 

3       auf    5 

T            r 

n 

Weizenmehl 

„ 

6         ,       8 

T                V 

„ 

Hafer  .... 

„ 

1,50    „       3 

n           V 

„ 

Ochsen     .     .     . 

„ 

25        ,     38 

T           n 

„ 

Kühe   .... 

,• 

12        ,     20 

„           n 

„ 

Kälber     .     .     . 

„ 

4         ,       8 

n            n 

" 

Hammel  .     .     . 
frisches   Fleisch 

" 

B         ,       5 

7         „     12 

In  demselben  Jahre  kam  man  dem  Wunsche  der  Brannt- 
weinbrennerei nach ,  indem  der  Zoll  auf  reinen  Alkohol  auf 
70  Fr.  pro  hl  erhöht  wurde.  Diese  Massregel  wurde  seitens 
der  Regierung  sowohl,  wie  auch  seitens  der  Kommission  durch 
die  in  demselben  Jahre  auch  in  der  deutschen  Gesetzgebung 
erfolgte  Reform  begründet. 


Zollerhöhung  von  1885  beobachten  können.    Siehe  Lot  z,  „Handelspolitik 
des  Deutschen  Reichs"  etc.  S.  75  (in  Bd.  92  d.  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik). 
»)  Siehe  Tabelle  III. 
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Auch  der  Abbruch  der  Handelsbeziehungen  mit  Italien 
hatte  eine  Aenderung  im  französischen  Zollsystem  zur  Folge. 
Durch  das  Gesetz  vom  27.  Februar  1888  wurden  die  Sätze  des 
französischen  Generaltarifs  auf  die  Höhe  der  Zölle  des  italieni- 
schen gebracht.  Da  eine  Anzahl  Ermässigungen  der  Sätze  des 
Generaltarifs  bloss  im  französisch  -  italienischen  Vertrage  vor- 
handen waren,  so  traten  infolge  des  Abbruchs  der  Beziehungen 
allen  Ländern  gegenüber  die  betreffenden  Sätze  des  General- 
tarifs wieder  in  Kraft. 

In  demselben  Jahre  lief  der  Vertrag  mit  Griechenland  ab. 
Die  Regierung  bahnte  Verhandlungen  zwecks  Erneuerung  des 
Vertrages  an  und  erzielte  auch  eine  Verständigung.  Dieselbe 
wurde  jedoch  im  Jahre  1889  vom  Parlament  verworfen,  weil 
dasselbe  fand,  dass  der  Rosinenzoll  zu  niedrig  bemessen  wäre. 

Die  Entwicklung  des  Weizenbaus  gestaltete  sich  nach  der 
Zollerhöhung  folgendermassen: 


Jahr 

Ernte 
in  Hektoliter 

Einfuhrüberschuss 
in  Hektoliter 

Preis 
pro  Hektoliter 

1888 
1889 
1890 

98  000  000 
108  000  000 
116  000  000 

15  000  000 
15  000  000 
10  000  000 

18,79  Fr.i) 
18,09     „ 
18,96     „ 

Der  Preis  erfuhr  also  eine  kleine  Besserung,  stand  aber 
immerhin  weit  unter  dem  Durchschnitt  der  Siebzigerjahre, 

Die  Weinproduktion  ging  mehr  und  mehr  zurück,  Sie 
betrug  im  Jahre  1883  46  Mill.  hl,  1887  25  Mill,  und  1890 
27  Mill.  hl.  Die  Ausfuhr  sank  ebenfalls  und  betrug  im  Jahre 
1890  2,7  Mill.  hl.  Die  Einfuhr  dagegen  stieg  stets  und  schwankte 
von  1886—1890  zwischen  10  und  12  Mill.  hl.  Hand  in  Hand 
mit  dem  Rückgang  der  Weinernte  stieg  die  Produktion  von 
Rosinen-  und  gezuckertem  Wein.  So  belief  sich  die  Produktion 
von  Rosinenwein  auf: 

1887  1888  1889  1890 

2  662  000  2  226  000  1  896  000  4  292  000  hl  ^) 

Aus  diesen  Ziffern  geht  deutlich  hervor,  dass  es  utn  die 
Weinproduktion  am  schlechtesten  bestellt  war  und  dass  daher 


1)  Siehe  Tabelle  I, 

2)  Siehe  Tabelle  IV, 
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kein  Zweig  der  Landwirtschaft  mit  mehr  Recht  auf  die  Not- 
lage hinweisen  und  Abhilfe  verlangen  konnte  als  sie.  Dies 
wurde  allseitig  zugegeben;  allein  das  Mittel,  das  zu  dieser  Zeit 
als  das  wirksamste  angesehen  und  den  Weizenproduzenten,  den 
Viehzüchtern,  der  Alkohol-  und  Zuckerproduktion  gewährt 
wurde,  blieb  ihnen  versagt,  weil  im  Vertrage  mit  Spanien  der 
Weinzoll  festgelegt  worden  war.  Man  beklagte  sich  damals 
nicht  nur  über  den  sehr  niedrigen  Zoll,  sondern  noch  mehr 
über  die  Einfuhr  des  in  Spanien  „gefälschten"  Weines.  Der 
Zollsatz  von  2  Fr.  galt  für  sämtliche  Weine  bis  zu  15,9  °/o 
Alkoholgehalt.  Der  ausländische  Alkohol  hatte  aber  in  Frank- 
reich 156^/4  Fr.  pro  hl  an  Verbrauchsabgaben  zu  entrichten, 
so  dass  es  nicht  nur  ein  lukratives  Geschäft  war ,  spanische 
Weine  zu  importieren,  die  neben  10 — 13*^/o  natürlichen  Sprits 
3 — 5  ^/o  zugesetzten  Alkohol  enthalten  mochten,  sondern  auch 
ein  bedeutender  Import  von  in  Spanien  hergestellten  künst- 
lichen Weinen  entstand.  So  hatten  15  1  Sprit,  die  mit  Wasser 
und  Farbstoff  als  Wein  eingeführt  wurden,  anstatt  23,43  Fr. 
an  Abgaben  und  Zöllen  bloss  2  Fr.  zu  entrichten. 

Die  Regierung  zeigte  grosse  Bereitwilligkeit,  diesem  Uebel- 
stande  abzuhelfen  und  leistete  alles,  was  möglich  war;  z.  B. 
ergriff  die  Zolldirektion  im  Jahre  1888  die  strengsten  Mass- 
regeln, um  die  Einfuhr  von  künstlichem  Wein  zu  verhindern. 
In  demselben  Jahre  verlangte  sie  von  der  spanischen  Regierung 
die  Einführung  einer  Verbrauchsabgabe  auf  Sprit,  um  auch  die 
Herstellung  der  Kunstweine  unmöglich  ^)  zu  machen.  Darauf 
wurde  in  Spanien  nach  Gesetz  vom  26.  Juni  1888  eine  Ver- 
brauchsabgabe von  72  Pesetas  per  hl  eingeführt,  wodurch  die 
Spriteinfuhr  von  1,088  Mill.  hl  1886  auf  365  267  hl  1889 
sank.  Indessen  musste  wegen  der  grossen  Unzufriedenheit  der 
spanischen  Interessenten  die  dortige  Regierung  die  Verbrauchs- 
abgabe auf  25  Pesetas  ermässigen. 

Nunmehr  erhob  die  französische  Regierung  so  energische 
Vorstellungen,  dass  im  neuen  spanischen  Zolltarif  vom  1 .  Januar 
1892  eine  Verbrauchsabgabe  von  160  Pesetas  festgesetzt  wurde 
und  in  der  Ermächtigung  die  Handelsverträge  zu  verlängern, 


1)  Gwimmer,  Schriften  des  Ver.  für  Sozialpol.  Bd.  LI  S.  117—177. 
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die  man  der  Regierung  1892  erteilte,  die  neueingeführten  Zölle 
auf  Branntwein  und  Alkohol  ausgeschlossen  blieben. 

Auch  durch  Abänderung  der  Rosinenzölle  suchte  man  den 
notleidenden  Weinproduzenten  zu  Hilfe  zu  kommen.  So  wurde 
1887  der  Rosinenzoll  von  30  Centimes  auf  6  Fr,  erhöht;  das 
Gesetz  vom  14.  August  1889,  die  sogenannte  loi  Griffe,  schrieb 
vor,  dass  der  Rosinenwein  als  solcher  bezeichnet  sein  müsse, 
und  das  Gesetz  vom  24.  März  1890  unterwarf  die  Bereitung  von 
Rosinenwein  besonderen  Regeln  und  führte  eine  Fabrikations- 
abgabe von  1  Fr.  pro  hl  Wein  ein.  Da  man  die  Herstellung 
von  Rosinenwein  im  Hause  für  den  eigenen  Bedarf  frei  gab, 
so  wurden  durch  Gesetz  vom  26.  Juli  1890  eine  Menge  strenger 
Massregeln  erlassen,  um  dem  Missbrauch  dieses  Privilegs  vor- 
zubeugen. Ein  solcher  Missbrauch  war  urasomehr  zu  befürchten, 
als  die  Fabrikationsabgabe  in  demselben  Gesetz  auf  10  Fr. 
erhöht  wurde.  Die  Weinproduzenten  betrachteten  dies  Palliativ- 
mittel keineswegs  als  einen  Ersatz  für  Zollerhöhung,  sie  setzten 
vielmehr  ihre  ganze  Hoffnung  auf  eine  solche,  die  erst  mit 
Ablauf  der  bestehenden  Handelsverträge  möglich  wurde,  und 
übernahmen  die  Führerschaft  in  der  schutzzöllnerischen  Be- 
wegung. 

Die  Erhöhung  des  Branntweinzolls  trug  nicht  zur  Hebung 
der  Branntweinindustrie  bei,  im  Gegenteil.  Die  Produktion 
wuchs  immer  weiter  und  erreichte  im  Jahre  1890  eine  Höhe 
von  2,214  Mill.  hl;  der  Preis  blieb  fast  unverändert  und  betrug 
im  Jahre  1887  49  Fr.,  1888  45  Fr.,  1889  49  Fr.,  1890  54  Fr., 
1891  49  Fr.  Als  Ursache  dieser  Erscheinung  w^urde  auch  hier 
die  Mangelhaftigkeit  des  Zollregimes  bezeichnet,  und  so  be- 
gegnen wir  in  den  Jahren  1888 — 1891  verschiedenen  Initiativ- 
anträgen, die  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  des  zu  Brennereien 
dienenden  Materials  wie  Mais,  Reis  und  Melasse  bezweckten. 
Die  in  den  Anträgen  ausgedrückten  Wünsche  wurden  zum 
grössten  Teil  verwirklicht,  und  zwar  wurde  in  den  Gesetzen 
vom  8.  Juli  1890  auf  Reis,  Mais,  Dari  und  Hirse,  resp.  11.  Juli 
1890  auf  Melasse  der  Zoll  erhöht. 

Die  Lage  des  sonstigen  Getreidebaus  (abgesehen  von 
Weizen)  war  ebenfalls  nicht  befriedigend.  Die  Ernte  schwankte 
in    den    Achtzigerjahren   zwischen    16   und    14  Mill.  hl.      Der 
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Preis    aber    ging 
Hektoliter  i) 


immer    weiter    zurück.     So    betrug    er    pro 


Jahr 

Roggen 

Gerste 

Mais 

Hafer 

Jahr 

Roggen 

Gerste 

Mais 

Hafer 

1880 

15 

18 

15 

9 

1886 

11 

10 

12 

8 

1881  ; 

14 

12 

14 

9 

1887 

11 

10 

12 

8 

1882 

13 

12 

15 

9 

1888 

12 

10 

12 

8 

1883 

12 

11 

14 

9 

1889 

11 

10 

12 

8 

1884  ' 

12 

11 

14 

8 

1890 

12 

11 

12 

9 

1885 

12 

11 

13 

9 

1891 

13 

11 

13 

9 

Nach  der   letzten  Erhöhung   der  Viehzölle   begannen    die 
Viehpreise  allmählich  zu  steigen. 

Sie  betrugen  pro  Kilogramm  (in  Fr.)  für: 


1888 

1889 

1890 

1891 

Ochsen .  . 

.  1,40 

1,45 

1,57 

1,60 

Kühe  .  . 

.  1,27 

1,32 

1,45 

1,47 

Kälber  .  . 

.  1,50 

1,56 

1,69 

1,70 

Hammel  . 

.  1,65 

1,70 

1,83 

1,88 

Schweine  . 

.  1,43 

1,44 

1,53 

1,53  =') 

Die  Gesamtproduktion  aber  erfuhr  eine  kleine  Verminde- 
rung und  zwar  betrug: 

Die  Zahl  der  1887  1891 2) 

Pferde 2  908  2  883 

Esel  und  Maultiere  .     ,  623  595 

Rinder 13  395  13  661 

Schafe 22  880  21791 

Schweine 5  978  6  036 

Ziegen 1 554  1  480 


Tiere 

Einfuhr 

Ausfuhr  ^) 

! 

1888 

1889 

1890 

1891 

1888 

1889 

1890 

1891 

Pferde  .  .  1 

12  115 

12157 

14  258 

16  007 

37  900 

35  862 

28  418 

24  103 

Rinder  .  . 

29  841 

41600 

64  336 

50  222 

24  836 

28  822 

19  706 

16  340 

Kühe  ... 

20  566 

17  665 

13  707 

13  012 

42  600 

42  100 

25  000 

17  000 

Schafe  .  . 

1508 

1347 

1  140 

1150 

35  900 

15  119 

9  733 

8  231 

')  Der  Zoll  auf  Roggen  wurde  durch  das  Gesetz  vom  16.  April  1888 
auf  3  Fr.  pro  Dz.  erhöht. 
2)  Siehe  Tabelle  III. 
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Eine  Abnahme  der  Einfuhr  trat  —  wie  uns  diese  Tabelle 
zeigt  —  bloss  bei  einigen  Tierarten  ein;  dagegen  ein  beträcht- 
licher Rückgang  der  Ausfuhr  war  fast  allgemein  (ausgenommen 
Pferde).  Interessant  ist  es,  dass  sogar  bei  Weizen  nach  Ein- 
führung der  höheren  Zölle  die  Ausfuhr  zurückging.  Auch 
wenn  man  annimmt,  dass  zwischen  diesen  beiden  Erscheinungen 
gar  kein  kausaler  Zusammenhang  besteht,  kann  man  nicht 
bestreiten,  dass  der  Zustand,  der  nach  den  ersten  kräftigen 
Schritten  auf  dem  Wege  der  Schutzpolitik  eintrat,  gerade  das 
Gegenteil  des  Gewünschten  war. 

Auch  die  übrigen  Zweige  der  Landwirtschaft  waren  mit 
ihrer  Lage  unzufrieden.  So  ging  z.  B.  der  Lein-  und  Hanf- 
bau stark  zurück.     Er  betrug: 


Lein 

Hanf 

Jahr 

Bebaute 
Fläche 

(in 
Hektar) 

Pro- 
duktion 

in 

Samen 

Dz. 

Produk- 
tion 

in  "Werg 
Dz. 

Bebaute 
Fläche 

(in 
Hektar) 

Pro- 
duktion 

in 

Samen 

Dz. 

Produk- 
tion 

in  Werg 
Dz. 

1862 

105  455 

— 

— 

100114 

— 

— 

1882 

44148 

— 

412  001 

63  484 

— 

446  742 

1885 

42  394 

224  253 

380  123 

61162 

197  334 

416  076 

1887 

44  067 

216  583 

288  733 

59  865 

186  134 

425  583 

1889 

34  253 

180  302 

240  866 

53  825 

183  401 

394  205 

1891 

29  097 

156  367 

215  617 

51602 

199  488 

328  246 

Die  Lein-  und  Hanfbauer  prophezeiten  ein  baldiges  Ver- 
schwinden dieser  Kultur  in  Frankreich,  falls  dieselbe  nicht 
durch  einen  Zoll  geschützt  würde,  und  brachten  zu  diesem 
Zwecke  auch  mehrere  Anträge  ein,  aber  dieselben  blieben  er- 
folglos. 

Die  Kultur  von  Oelpflanzen  und  -körnern  ging  ebenfalls 
zurück,  wie  uns  folgende  Zahlen  zeigen: 
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Jahr 

Ra 

Bebaute 
Fläche 

(in 
Hektar) 

ps 

Pro- 
duktion 
Dz. 

Rübsamen 
Bebaute         p 

*-^"                  D7 
Hektar)          ^^• 

Mohnsamen 

1  Bebaute        p 

i    Fläche        ,1,. 
..^       duktion 

(^^              D/ 
Hektar)          ^^• 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891     , 

84187 
72  566 
62  241 
58  846 
61091 
68  655 
38  155 

625  591 

1  078  945 
687  696 
592  591 
735  938 

362  057 

12  041 
11029 
10  745 
10  745 

82  989 
70  447 

54130 

18  645 
1     17  549 

15  598 

16193 

177  819 
175  576 

149  207 

Auch  auf  diese  Produkte  wurde  im  Parlament  ein  Zoll 
beantragt,  ebenfalls  ohne  Erfolg. 

Die  Seidenbauer,  die  bekanntlich  schon  zu  Anfang  der 
Achtzigerjahre  um  Hilfe  riefen,  verlangten  energisch  einen  Zoll, 
sowohl  auf  Seidenkokons  wie  auf  Rohseide.  In  den  Anträgen, 
die  zu  diesem  Zwecke  eingebracht  wurden,  bezeichneten  sie 
ihre  Lage  als  trostlos.  Die  Zahl  der  Seidenzüchter  war  etwas 
zurückgegangen.  Im  Jahre  1888  betrug  sie  142000  und  im 
Jahre  1891  139000.  Die  Menge  der  zur  Ausbrütung  gesetzten 
Seidenraupeneier  ging  ebenfalls  zurück,  sie  betrug  im  Jahre 
1885  256951  Unzen,  im  Jahre  1889  254165  und  im  Jahre 
1891  235631  Unzen. 

Die  Produktion  von  Seidenkokons  betrug  im  Jahre  1886 
8,269  Mill.  kg,  1888  9,549  Mill.  kg,  1889  7,409  Mill.  kg, 
1891  6,882  Mill.  kgi). 

So  sehen  wir  in  fast  sämtlichen  Zweigen  der  französischen 
Landwirtschaft  einen  grossen  Rückgang.  Eine  Abnahme  der 
Produktion  und  besonders  ein  Sinken  der  Preise  für  landwirt- 
schaftliche Produkte  sind  die  Merkmale  dieser  Depression,  die 
in  den  Achtzigerjahren  eintrat.  Die  Klagen  der  landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung  bezogen  sich  hauptsächlich  auf  den  Preis- 
sturz, und  das  mag  wohl  dazu  beigetragen  haben,  dass  das  von 
den  Schutzzöllnern  empfohlene  Mittel,   die  Schutzzölle,   wenn 


>)  Siehe  Tabelle  V. 
Bajkic,  Die  französiache  Handelspolitik  1892—1902 
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nicht  das  einzige,  so  doch  das  weitaus  Wichtigste  wurden,  was 
die  Landwirte  forderten. 

Aus  dieser  kurzen  Uebersicht  lässt  sich  ersehen,  dass  das 
Parlament  diesen  Forderungen  zum  grossen  Teil  freundlich 
gegenüberstand. 

Wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  Frankreich  im  Jahre 
1881  nur  ganz  niedrige  Agrarzölle  besass  und  anderseits  im 
Gegensatze  zu  Deutschland  seine  handelsvertragsfreundliche 
Politik  fortgesetzt  hatte,  dass  dieses  Land  Ende  der  Achtziger- 
jahre zahlreiche  Schutzzölle  auf  landwirtschaftliche  Produkte 
hatte,  welche  teils  ebenso  hoch  wie  in  Deutschland,  Oesterreich- 
üngarn  und  Italien,  teils  noch  höher  waren  (so  auf  Ochsen 
und  Schafe),  so  sieht  man,  wie  gross  der  Umschwung  war,  der 
sich  im  Parlament  vollzog.  Auch  ist  bemerkenswert,  dass  die 
Vertreter  des  Südens,  die  früher  ausgesprochene  Freihändler 
waren  und  heftig  gegen  Schutzzölle  auftraten,  jetzt  mit  der 
den  Südländern  eigenen  leidenschaftlichen  Lebhaftigkeit  an  der 
Spitze  des  Protektionismus  marschierten.  Die  Anträge  und  Vor- 
schläge, die  gegen  Ende  der  Achtzigerjahre  aus  der  Mitte  der 
Abgeordnetenkammer  eingebracht  wurden,  umfassten  ungefähr 
100  Tarifstellen,  darunter  sämtliche  landwirtschaftliche  Pro- 
dukte. Der  alte  Gegensatz  zwischen  dem  landwirtschaftlichen 
Norden  und  dem  Süden  als  solchen  war,  wie  gesagt,  ver- 
schwunden und  an  seine  Stelle  ein  politischer  Bund  der  Ver- 
treter der  Gesamtlandwirtschaft  getreten  unter  der  Führung 
Melines. 

Dieser  ohnehin  mächtigen  Gruppe  stand  noch  der  grösste 
Teil  der  französischen  Industriellen  zur  Seite,  die  seit  jeher 
schutzzöllnerisch  gesinnt  waren  und  denen  es  trotz  der  1881/82 
gewährten  höheren  Zölle  nicht  besser,  ja  oft  noch  schlimmer 
ging.  Wie  die  Depression,  die  Anfangs  der  Achtzigerjahre  an- 
brach, fast  alle  Zweige  der  Volkswirtschaft  mehr  oder  weniger 
berührt  hat,  geht  aus  den  Ziffern  des  Aussenhandels  deutlich 
hervor  (siehe  Tabelle). 

Die  Einfuhr  im  Spezialhandel  betrug: 

1882  1885  1890 

4  822  000  4  088  000  4  437  000  Fr. 

Die  Ausfuhr  betrug: 
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1882  1885  1890 

3  574  000  3  088  000  3  753  000  Fr.  ^) 

Unter  solchen  Zuständen  war  der  Protektionismus  in  den 
Kreisen  der  Industriellen  nicht  nur  nicht  beseitigt,  sondern 
nur  noch  mehr  befestigt  worden. 

Auch  eine  schutzzöllnerische  Kolonialpolitik  setzte  Anfangs 
der  Achtzigerjahre  ein.  Man  hoffte  in  den  Kolonien  einen  Er- 
satz für  den  Rückgang  des  Handels  mit  dem  Auslande  zu 
finden.  Gesetzliche  und  administrative  Massregeln  seitens  des 
Mutterlandes  und  der  zollpolitisch  selbständigen  Kolonien 
brachten  allmählich  einige  Aenderungen,  die  auf  eine  Be- 
günstigung des  Mutterlandes  und  Ausdehnung  der  Zollpolitik 
desselben  auf  die  Kolonien  hinausgingen.  Unter  solchen  Um- 
ständen trat  das  Parlament  in  die  Aera  der  Zolltarifreformen, 
welche  mit  dem  Ablauf  der  wichtigsten  Handelsverträge  am 
1.  Februar  1892  in  Kraft  treten  sollten. 


Im  Jahre  1889  fand  die  grosse  Weltausstellung  statt. 


Erster  Abschnitt 

Die  Periode  1891  Ms  1892 


Erstes  Kapitel 

Die  Zustände  unmittelbar  vor  der  Tarifreform 

I.  Der  Kampf  um  den  Zolltarif 

Es  gibt  kein  Ereignis,  das  seine  Schatten  so  weit  vor- 
auswirft, als  die  Reform  des  Zolltarifs  in  einem  kulturell  hoch- 
stehenden Staate.  Wenn  die  bisher  gemachte  Erfahrung  aus- 
reicht, um  einen  allgemeinen  Schluss  zu  ziehen,  so  kann  man 
wohl  behaupten,  dass  eine  solche  Reform  die  Regierung  und 
die  öffentliche  Meinung  mindestens  in  den  zwei  ihr  vorauf- 
gehenden Jahren  vollauf  beschäftigt. 

Unmittelbar  nachdem  die  französische  Regierung  eine  En- 
quete als  Grundlage  der  Tarifreform  angeordnet  hatte,  was 
bereits  im  Jahre  1889  geschah,  setzte  auch  der  Kampf  um 
den  Zolltarif  ein.  Er  kam  auf  zweierlei  Weise  zum  Aus- 
bruch: in  der  Tagespresse  und  in  Volksversammlungen.  Was 
den  Kampf,  der  von  der  Presse  geführt  wurde,  anbelangt,  so 
beteiligten  sich  die  grossen  alten  politischen  Zeitungen  ver- 
hältnismässig weniger  daran.  Um  so  lebhafter  aber  wurde  er 
von  Blättern,  die  zu  diesem  Zweck  gegründet  wurden,  geführt. 
Als  offizieller  Vertreter  des  Schutzzöllnertums  galt  „Le  travail 
national",  ein  Organ,  das  an  Heftigkeit  und  Masslosigkeit 
nichts  zu  wünschen  übrig  Hess. 

Ihm  gegenüber  stand  das  orthodox  freihändlerische  „Jour- 
nal des  Debats",  das  andauernd  lebhaft  die  schutzzöllnerischen 
Argumente  bekämpfte. 

Den  Mittelpunkt  der  feindlichen  Lager  bildeten   die  ver- 
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schiedenen  Organisationen  einzelner  Interessentengruppen.  Nach 
dem  Zustandekommen  des  Gesetzes  über  die  Berufssyndikate 
von  1884  entstand  in  Frankreich  eine  förmliche  Manie,  Syndi- 
kate zu  gründen.  Die  rasch  eniporblühenden  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  beteiligten  sich  bereits  ziemlich  erfolg- 
reich an  den  Kammerwahlen.  An  der  Spitze  der  neuentstandenen 
Vereinigungen  finden  wir  zwei  Organisationen,  die  noch  in 
den  Siebzigerjahren  gebildet  waren  und  den  handelspolitischen 
Kampf  im  Jahre  1880  gemeinsam  führten.  Die  eine  heisst 
„Bund  der  Landwirte  Frankreichs"  (Societä  des  agriculteurs 
de  France).  Man  kann  sie  ohne  weiteres  mit  dem  deutschen 
Bund  der  Landwirte  auf  eine  Stufe  stellen.  Die  andere  heisst 
„Vereinigung  der  französischen  Industrie  zum  Schutze  der 
nationalen  Arbeit"  (Association  de  l'industrie  fran^aise  pour 
la  defense  du  travail  national),  die  dem  deutschen  „Zentral- 
verband" der  Industriellen  entspricht.  Diese  beiden  Vereine, 
die  am  20.  Februar  1879  durch  eine  gemeinsame  Versammlung 
auch  formell  ihren  Bund  zum  Ausdruck  brachten  und  im 
Jahre  1880  von  Tirard  getrennt  und  geschlagen  wurden,  fan- 
den sich  im  Kampfe  für  „den  Schutz  der  nationalen  Arbeit"  von 
neuem  zusammen.  In  der  Veranstaltung  von  Versammlungen, 
und  in  der  Agitation  überhaupt,  haben  sie  Grossartiges  geleistet. 
Neben  diesen  zwei  alten  Organisationen  gab  es  noch  einige 
Interessentenverbände,  die  nicht  weniger  Eifer  als  die  ersteren 
in  der  Verbreitung  der  schutzzöllnerischen  Ideen  an  den  Tag 
legten.  Von  diesen  mögen  die  „Societe  nationale  d'encourage- 
ment  ä  l'agriculture "  und  die  „Association  protectionniste" 
genannt  sein.  Auch  Meline  selbst  hat  Versammlungen  ver- 
anstaltet, in  denen  er  für  einen  wirksamen  Zollschutz  und 
gegen  jede  Vertragspolitik  sprach. 

Auf  der  anderen  Seite  finden  wir  mehrere  Vereinigungen 
ad  hoc,  die  am  meisten  von  Industriellen  gebildet  wurden 
und  vielfach  den  Namen  „Komitee  für  die  Freilassung  von  Roh- 
stoffen und  Verteidigung  der  Ausfuhr"  (Oomite  de  la  franchise 
de  matiferes  premieres  et  de  la  defense  d'exportation)  trugen.  Die 
einzelnen  Komitees  umfassten  in  der  Regel  nur  einen  Industrie- 
zweig, hatten  jedoch  eine  gemeinsame  Zentralleitung. 

Zu   den   heftigsten  Gegnern    der   Schutzzölle   zählte   auch 


—     22     — 

die  „Societe  d'eiicouragemeut  pour  le  commerce  fran9ais  et 
d'exportation",  welche  schon  im  Jahre  1884  gegründet  wurde. 
Auch  die  Mitglieder  der  Societe  d'economie  politique,  zu  der 
bekanntlich  die  angesehensten  französischen  Nationalökonomen 
der  liberalen  Schule  gehören,  unternahm  aus  eigener  Initiative 
eine  lebhafte  Agitation  zu  Gunsten  des  Freihandels.  Ihrer 
regen  Tätigkeit  ist  die  Entstehung  vieler  freihändlerischer 
Vereinigungen  zu  verdanken.  Es  ist  erwähnenswert,  dass  sie 
auch  zahlreiche  Konsumentenvereinigungen  ins  Leben  gerufen 
hat,  wie  z.  B.  „Die  Liga  der  Konsumenten  gegen  Verteuerung 
der  Lebensmittel"  (gegründet  August  1890)  und  das  Komitee 
zur  Verteidigung  der  Volksnahrung,  unter  dem  Vorsitz  des 
Abgeordneten  Lockroy.  Die  schutzzöllnerische  Gruppe  ver- 
langte einen  ausreichenden  Schutz  der  Landesprodukte  und 
erklärte  sich  als  Gegner  der  Handelsverträge.  —  Als  erster 
Kämpfer  für  die  Zollfreiheit  zog  das  Komitee  für  die  Ver- 
teidigung des  Seidenmarktes  ins  Feld.  Die  Societe  d'economie 
politique  beschäftigte  sich  Anfangs  Januar  1890  mit  der  Frage: 
„Kann  sich   ein  Schutzzöllner  Nationalökonom  nennen?" 

Im  Mai  wurde  ein  Schreiben  Leon  Says,  eines  Mitglieds 
der  genannten  Gesellschaft,  veröffentlicht,  in  dem  er  folgende 
drei  Postulate  festsetzte:  Keine  Rohstoffzölle,  bloss  Beibehaltung 
der  Finanzzölle  und  keine  Handelsverträge. 

In  der  Versammlung  vom  5.  Juni  bekämpfte  Say  von 
neuem  die  Handelsverträge,  die  einige  Mitglieder  aus  taktischen 
Gründen  als  empfehlenswert  betrachteten.  Etwas  später  publi- 
zierte das  Komitee  für  Wolle  aus  Roubaix  einen  Protest  gegen 
die  vom  Bunde  der  Landwirte  verlangten  Zölle  auf  Textilrohstoffe 
und  besonders  auf  Wolle.  Gegen  die  Viehzölle  hatte  es  nichts 
einzuwenden.  Auch  das  Comite  pour  la  defense  du  march^  des 
soies,  gegründet  im  Anfang  des  Jahres  1890  (Paris,  St.  Etienne, 
St.  Chamond  etc.),  erliess  einen  umfangreichen  Protest. 

Es  ist  charakteristisch  für  alle  diese  Vereinigungen  von 
Industriellen,  die  sich  zum  Freihandel  bekannten,  dass  sie  ihre 
Angriffe  hauptsächlich,  ja  fast  ausschliesslich,  gegen  die  Ver- 
zollung von  Rohstoffen  richteten.  Bei  der  Verzollung  anderer 
Produkte  hatten  sie  entweder  nichts  einzuwenden  oder  sie  traten 
direkt  für  dieselbe  ein. 
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Die  schutzzöllnerischen  Industriellen  agitierten  nur  durch 
ihre  Blätter,  welche  mit  dem  Verlangen  nach  Schutz  der 
nationalen  Arbeit  hauptsächlich  die  Interessen  der  Arbeiter  zu 
verteidigen  behaupteten.  Der  Bund  der  Landwirte  stellte  ein 
Programm  auf,  in  dem,  neben  dem  alten  Verlangen  nach  Ab- 
schaffung der  Grundsteuer,  auch  folgender  Punkt  enthalten 
war:  „Die  höheren  Zölle  sollen  als  Ersatz  für  die  Abschaffung 
der  Grundsteuer  dienen" ;  die  Zölle  werde  ja  das  Ausland 
tragen.  Der  Kampf  gegen  den  Handel  (intremediaires) ,  den 
er  rücksichtslos  führte,  wurde  nicht  in  das  Programm  auf- 
genommen. Die  Nachricht,  dass  die  Zollkommission  die  Frei- 
lassung der  Rohstoffe  plane,  führte  noch  zur  Erweiterung  des 
Programms  in  einem  Punkte,  nämlich  der  Bekämpfung  dieses 
Planes.  Es  hiess  dann  in  den  verschiedenen  agrarischen  Or- 
ganen, dass  die  Landwirte  sich  nicht  von  den  Industriellen 
übervorteilen  lassen  würden.  Der  geistreiche  und  gelehrte 
Nationalökonom  Frederic  Passy  (der  kürzlich  den  Nobel-Preis 
erhielt)  bereiste  zwecks  einer  freihändlerischen  Agitation  die 
Mehrzahl  der  Industriestädte.  Mit  dem  entscheidenden  Zeit- 
punkte wurden  die  Proteste  der  Unzufriedenen  heftiger  und 
zahlreicher.  Die  ausserordentlich  grosse  Zahl  der  Syndikate 
begünstigte  die  Veranstaltung  von  Versammlungen. 

II.  Die  öffentliche  Meinung  gegenüber  dem  Kampf  um 
den  Zolltarif 

Die  Bewegung,  die  wir  eben  kurz  geschildert  haben,  ist 
nur  ein  Teil  des  grossen  Komplexes,  den  wir  das  Leben  des 
Volkes  nennen.  Sie  hängt  eng  zusammen  mit  den  jeweiligen 
sozialen,  politischen  und  sonstigen  Erscheinungen  und  bildet 
mit  ihnen  ein  Ganzes.  Allein  bei  der  Schilderung  einer  handels- 
politischen Bewegung  besteht  die  Gefahr,  dass  die  Tiefe  und 
Ausdehnung  derselben,  ihr  Zusammenhang  mit  den  anderen 
Fragen  der  Politik,  ihre  Beziehung  zu  dem,  was  den  Mittel- 
punkt des  öffentlichen  Lebens  bildet,  und  ihre  Abhängigkeit 
hiervon,  durch  unsere  Vorstellung  falsch  eingeschätzt  wird.  Da 
aber  eine  Darstellung  aller  Momente,  mit  denen  die  handels- 
politische Entwicklung  Frankreichs  im  Zusammenhang  steht, 
weit  über  den  Rahmen  unserer  Arbeit  hinausführen  würde,  so 


—     24     — 

müssen  wir  uns  auf  die  Betonung  des  besonders  Charakteri- 
stischen beschränken. 

Wenn  man  die  Bewegung  Frankreichs  mit  derjenigen 
Deutschlands  in  der  Gegenwart  in  Bezug  auf  Intensität  und 
Umfang  vergleicht,  so  findet  man,  dass  dieselbe  in  Deutschland 
weitaus  intensiver  und  ausgedehnter  ist,  ja  sie  steht  hier  sogar 
im  Vordergrund  des  öffentlichen  Lebens  und  ist  für  die  innere 
sowohl  wie  für  die  auswärtige  Politik  von  ausschlaggebender 
Bedeutung.  In  Frankreich  war  es  im  Jahre  1890/91  anders; 
da  gab  es  sogar  politische  Parteien,  die  sich  der  Frage  gegen- 
über neutral  verhielten^).  Einige  der  bekanntesten  Vertreter 
des  französischen  Parlamentarismus  beobachteten  während  dieser 
Kämpfe  die  Rolle  des  unbeteiligten  Zuschauers. 

Diese  Erscheinung  hängt  mit  der  politischen  Erziehung 
und  dem  Temperament  des  französischen  Volkes  zusammen. 
Durch  das  ganze  Jahrhundert  hindurch  wurde  die  Aufmerk- 
samkeit der  Franzosen  von  rein  politischen  Fragen,  namentlich 
von  den  Fragen  der  Regierungsform,  absorbiert.  Hierdurch 
wurde  eine  besondere  politische  Erziehung  geschaffen.  Hierzu 
kommt  das  lebhafte  Temperament  des  Volkes,  welches  das 
Interesse  den  leichteren  Fragen  des  Tages  —  zu  denen  man 
die  Handelspolitik  nicht  zählen  kann  —  insbesondere  denjenigen, 
die  sich  auf  eine  Person,  auf  allgemein  verständliche  und  be- 
kannte Dinge  beziehen,  zuwendet.  Man  spricht  mit  Recht 
von  einem  Sensationsbedürfnis  des  französischen  Volkes;  es 
wurzelt  in  diesen  Momenten,  denn  Sensation  ist  Sache  des 
Empfindens.  An  der  französischen  Presse,  die  sich  diesem 
Bedürfnis  so  sehr  angepasst  hat,  lässt  sich  dies  ausserordentlich 
gut  beobachten.  Sie  versteht  es,  aus  den  einfachsten  privaten 
Angelegenheiten  die  grössten  politischen  Probleme  zu  machen 
und  für  dieselben  die  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  so 
zu  interessieren,  dass  ganz  Frankreich  in  zwei  feindliche  Lager 
geteilt  wird. 


*)  Jules  Guesde,  Führer  des  „Parti  ouvrier",  äussei-te  sich  dar- 
über im  jSocialiste"  folgendermassen :  „Uns  ist  der  Kampf  zwischen  den 
besitzenden  Dieben,  der  ihre  gegenseitigen  Beziehungen  regeln  soll, 
gleichgültig,  weil  dabei  das  Verhältnis  der  Diebe  zu  den  bestohlenen 
Arbeitern  gleich  bleibt." 
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Auch  zu  der  Zeit,  wo  die  handelspolitischen  P'ragen  er- 
örtert wurden,  war  es  nicht  anders.  An  solchen  kleinen  Affären, 
die  bloss  einige  Tage  ganz  Frankreich  interessieren,  fehlte  es 
nie.  Jeder  Monat  hat  eine  solche,  die  auch  mit  ihm  ver- 
schwindet^). 

III.  Die  allgemeine  politische  Lage 

Was  die  allgemeine  politische  Lage  anbelangt,  so  können 
wir  dieselbe  kurz  folgendermassen  skizzieren:  Die  ganze  Politik 
der  dritten  Republik  lässt  sich  durch  zwei  Schlag worte  cha- 
rakterisieren :  monarchistische  Gefahr  und  republikanische  Ver- 
teidigung. 

Die  mit  Mühe  und  Not  geschaffene  Republik  befand  sich 
noch  immer  in  Gefahr,  weil  die  sonst  sehr  zersplitterten 
monarchistischen  Parteien  Mitte  der  Achtzigerjahre  zwei  Fünftel 
aller  Abgeordneten  ausmachten.  Dies  hatte  zur  Folge  gehabt, 
dass  die  anderen  republikanisch  gesinnten  und  noch  stärker 
zersplitterten  Parteien  sich  sehr  oft  vereinten,  um  der  mon- 
archistischen Gefahr  entgegenzutreten. 

Diese  republikanische  Vereinigung  hat  sich  zu  einem 
Regierungssystem  ausgebildet,  das  unter  dem  Namen  „concen- 
tration  republicaine"   bekannt  ist. 

Als  zweiter  Zug  der  Politik  der  dritten  Republik,  ins- 
besondere seit  Mitte  der  Achtzigerjahre,  ist  die  Stärkung  des 
Radikalismus  zu  bezeichnen.  Der  Radikalismus  war  neben  den 
Opportunisten  und  den  Gemässigten  die  zweite  grosse  Stütze 
dieses  Systems,  wich  aber  in  seinem  Programm  von  jenem  der 
letzteren    wesentlich    ab.     Zu    der    - concentration "    resignierte 


1)  So  hat  der  Verfasser  festgestellt,  dass  zur  Zeit,  als  die  handels- 
politische Bewegung  ihren  Höhepunkt  erreichte,  die  öffentliche  Meinung 
am  meisten  durch  folgende  nacheinander  eintretende  Ereignisse  in  An- 
spruch genommen  wurde:  1.  das  Verbot  des  Theaterstücks  »Fille  Elise", 
worüber  auch  Millerand  die  Regierung  interpellierte;  2.  die  Unter- 
schlagung, deren  sich  ein  Offizier  der  Ehrenlegion  schuldig  machte; 
3.  die  Kunstausstellung  in  Berlin ;  4.  die  anarchistischen  Umtriebe  der 
Rekruten;  5.  die  erste  Aufführung  von  Lohengrin;  6.  der  Selbstmord 
Boulangers;  7.  die  Interpellation  wegen  der  Nichtbeteiligung  Roth- 
schilds an  der  russischen  Anleihe. 
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er  sich;  sobald  aber  die  monarchistische  Gefahr  in  Abnahme 
war,  versuchte  er,  die  Politik  Frankreichs,  unabhängig  von 
seinen  republikanischen  Bundesgenossen,  etwas  fortschrittlicher 
zu  gestalten.  Solche  Spaltung  der  republikanischen  Parteien 
nützten  die  im  Rückgang  befindlichen  monarchistischen  Frak- 
tionen aus,  um  eine  stärkere  Agitation  zu  Gunsten  ihrer  Prä- 
tendenten zu  veranstalten.  Sobald  aber  die  monarchistische 
Gefahr  bemerkbar  wird,  verschwindet  der  Gegensatz  zwischen 
den  Republikanern,  sie  vereinigen  sich  und  so  blüht  die  „con- 
centration"  wieder  auf.  In  diesem  Circulus  vitiosus  drehte  sich 
die  französische  Politik. 

Der  Boulangismus  war  ebenfalls  eine  solche  Gefahr,  die 
die  Republikaner  in  der  zweiten  Hälfte  der  Achtzigerjahre 
vereinigte,  und  unter  einer  bis  dahin  fast  unbekannten  Blüte 
der  „concentration"  trat  Frankreich  in  die  allgemeinen  Kammer- 
wahlen, die  am  22.  September  und  6.  Oktober  1889  stattfanden. 

Trotz  der  grossartigen  Agitationen  seitens  der  Boulangisten, 
Royalisten,  Imperialisten  und  anderer  Feinde  der  Republik 
ging  die  letztere  siegreich  aus  den  Wahlen  hervor.  Die  Zahl 
ihrer  Gegner  sank,  allein  sie  betrug  immerhin  210  von  576 
Abgeordneten.  Diese  Zahl  spricht  zu  deutlich  dafür,  dass  die 
monarchistische  Gefahr  zwar  vermindert,  nicht  aber  ver- 
schwunden war. 

Die  Feinde  waren  noch  immer  so  zahlreich,  dass  die  „con- 
centration"  auch  weiter  unvermeidlich  blieb.  Hiermit  ist  auch 
gesagt,  dass  die  Frage  der  Regierungsform  noch  immer  zur  Grund- 
lage der  Verteilung  der  Abgeordneten  auf  die  politischen  Par- 
teien diente.  Darin  aber  wurzelt  das  Hauptübel  Frankreichs, 
denn  solange  in  einem  Lande  die  Grundlagen  des  öffentlichen 
Lebens  in  Frage  stehen,  so  lange  dienen  alle  übrigen  Fragen, 
einschliesslich  jener  der  ökonomischen  Politik,  als  Mittel  zum 
Zweck  der  eigentlichen  Politik.  So  sehen  wir,  dass  der  erste 
Bruch  mit  dem  napoleonischen  zollpolitischen  System,  der  im 
Jahre  1885  durch  Erhöhung  von  Getreide-  und  Viehzöllen  ein- 
trat, von  der  Regierung  selbst  ausging,  um  die  Monarchisten 
eines  mächtigen  Mittels  in  der  Agitation  bei  den  bevorstehenden 
Wahlen  zu  berauben.  Gewiss  wurden  auch  die  handelspoliti- 
schen Fragen  bei  den  Wahlen  berührt,  immer  aber  an  letzter 
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Stelle  und  für  den  Ausfall  der  Wahlen  nicht  im  geringsten 
ausschlaggebend.  Für  den  Schutz  der  Landwirtschaft  und  der 
nationalen  Arbeit  erklärte  sich  eine  Mehrheit  der  Kandidaten. 
Dieselben  gehörten  aber  den  verschiedensten  Parteien  und 
Fraktionen  an  und  es  kam  sehr  oft  vor,  dass  die  sämtlichen  in 
einem  Wahlkreis  gegeneinander  kämpfenden  Kandidaten  in  Be- 
zug auf  die  handelspolitischen  Fragen  vollständig  einig  waren. 

Auch  aus  dem  Verlauf  der  Zolltarifreform  ersieht  man, 
dass  eine  schutzzöUnerische  Mehrheit  in  der  Kammer  seit  Mitte 
der  Achtzigerjahre  vorhanden  war.  Aus  den  Wahlen  1889 
ging  sie  sogar  noch  verstärkt  hervor.  Das  einzige,  was  man 
in  der  Vorbereitung  für  die  bevorstehende  Zolltarifreform  als 
piece  de  resistance  bezeichnen  könnte,  war  die  Tatsache,  dass 
zu  dieser  Zeit  Tirard  Ministerpräsident  war,  aber  dies  Mini- 
sterium verschwand  bald.  Am  13.  März  1890  wurde  im  Senat 
eine  Frage  an  die  Regierung  gerichtet  über  das  Verhältnis, 
welches  dieselbe  nach  dem  Ablauf  des  französisch-türkischen 
Handelsvertrages  zwischen  beiden  Ländern  einzuführen  gedenke. 
Die  Frage  wurde  in  eine  Interpellation  verwandelt  und  die 
Regierung  zu  Verhandlungen  mit  der  Türkei  aufgefordert. 
Darauf  nahm  Tirard  seine  Entlassung.  Da  ein  Rücktritt  vor 
dem  Votum  des  Senats  eine  grosse  Seltenheit  ist,  so  glauben 
wir  annehmen  zu  dürfen,  dass  Tirard  sich  schon  früher  amts- 
müde fühlte  und  das  Votum  des  Senats  nur  als  Gelegenheit 
zum  Rücktritt  benützte.  Ihm  war  es  klar,  dass  der  Pro- 
tektionismus im  französischen  Parlament  so  festen  Boden  ge- 
fasst  hatte,  dass  ihn  keine  Regierung  mehr  bekämpfen  konnte. 
Die  Niederlage  seiner  Prinzipien  war  also  bei  der  nächsten 
Zolltarifreform  mit  Sicherheit  vorauszusehen. 

So  war  nun  der  Weg  einer  Reform  im  Sinne  Melines 
vollständig  geebnet.  Von  jetzt  ab  gab  es  keine  Frage  mehr 
in  Frankreich,  welche  eine  so  erdrückende  Mehrheit  vereinigen 
konnte  wie  die  Schutzzölle,  ein  Bild,  das  lebhaft  an  jenes 
erinnert,  welches  das  Parlament  unter  der  Restauration  bot. 

Was  sich  aus  dem  Vergleiche  dieser  beiden  Parlamente  für 
uns  ergibt,  können  wir  kurz  folgendermassen  zusammenfassen. 
Sowohl  in  handelspolitischen  Fragen  wie  in  der  allgemeinen 
Politik   hat   Frankreich    das    ganze    19.  Jahrhundert   hindurch 
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keinen  Fortschritt  gemacht.  Die  ökonomische  Politik  fiel  wieder 
in  die  Hände  der  Besitzenden  und  in  der  allgemeinen  Politik 
kam  man  auch  nicht  über  die  Frage  der  Regierungsform 
hinaus,  bloss  mit  dem  Unterschied,  dass  man  1816  unter  der 
legitimen  Monarchie  die  Republik  oder  den  Bonapartismus  und 
1890  in  der  Republik  die  Monarchie  befürchtete;  alte  Freuden, 
alte  Leiden. 

IT.  Die  Stellungnahme  der  Kamniermehrheit  zu  den 
Han  delsYerträgen 

Während  die  Vorbereitungen  für  die  grosse  Reform  im 
Gange  waren  und  zum  Teil  während  der  Besprechungen  der- 
selben in  der  Abgeordnetenkammer,  beschäftigte  sich  das 
Parlament  mit  einigen  Fragen,  die  wir  an  dieser  Stelle  erörtern 
möchten,  weil  sie  uns  entweder,  als  Illustration  der  Zustände 
in  den  gesetzgebenden  Körperschaften,  das  Verständnis  der 
Verhandlungen  erleichtern  oder  weil  sie  mit  für  unsere  Be- 
trachtung wichtigen  Reformen  endigten. 

Der  Abgeordnete  Bourgeois  (Jura),  der  einzige  lebhafte 
Verfechter  des  Prinzips  der  Reziprozität  in  der  Regelung  der 
Handelsbeziehungen  zum  Auslande,  richtete  am  19.  Januar  1891 
an  die  Regierung  eine  Interpellation  über  die  Kündigung  der 
Handelsverträge.  Veranlasst  wurde  er  hierzu  durch  eine 
Aeusserung  des  Handelsministers  Roche,  wonach  die  Regierung 
die  Verträge,  die  bloss  Meistbegünstigung  enthalten,  nicht  zu 
kündigen  beabsichtigte.  Bourgeois  führte  aus:  Da  das  einzige 
Prinzip,  das  Frankreich  befolgen  solle,  das  der  Reziprozität 
sei,  und  da  sich  das  Volk  gegen  die  Meistbegünstigung  ge- 
äussert hätte,  so  sollten  alle  Verträge  gekündigt  werden.  Auch 
der  Schutz  der  nationalen  Arbeit  sei  bei  derartigen  Verträgen 
unmöglich, 

Namens  der  Regierung  antwortete  der  Minister  des  Aus- 
wärtigen, dass  das  gegebene  Versprechen  in  Bezug  auf  Frei- 
heit der  Tarife  eingelöst  werde  und  zu  diesem  Zweck  schon 
sechs  Tarifverträge  gekündigt  seien.  Die  Meistbegünstigungs- 
verträge würden  aus  drei  Gründen  nicht  gekündigt:  a)  es  sei 
politisch  nicht  zweckmässig,  ohne  Not  alle  Verträge  zu  gleicher 


—     29     — 

Zeit  zu  kündigen;  Europa  solle  nicht  zu  dem  Glauben  gebracht 
werden,  dass  Frankreich  sich  zu  isolieren  wünsche,  b)  Durch 
die  Erhöhung  der  Tarife  könnte  das  Ausland  veranlasst  werden, 
seine  Freiheit  Frankreich  gegenüber  zu  wahren.  „Kündigen 
wir  die  Verträge,  so  liefern  wir  damit  eine  WafiFe  gegen  uns 
selbst."  c)  „Warum  sollten  wir,  nachdem  wir  die  Zölle  erhöht 
haben,  das  jetzige  Verfahren  der  anderen  Staaten  uns  gegen- 
über, falls  sie  dasselbe  auch  in  Zukunft  beibehalten  wollen, 
ablehnen;  ist  es  denn  ausgeschlossen,  dass  sie  uns  nach  der 
Kündigung  nicht  auch  die  Meistbegünstigung  verweigern?" 

Weiter  führte  der  Minister  aus,  dass  Bourgeois  die  Be- 
deutung dieser  Staaten  für  den  französischen  Aussenhandel 
unterschätzt  habe.  Sechs  solcher  Verträge,  die  Frankreich  mit 
den  amerikanischen  Staaten  geschlossen  habe,  seien  ein  wirk- 
samer Schutz  gegen  die  panamerikanische  Bewegung. 

Fran9ois  Laur  stimmte  Bourgeois  bei,  dagegen  P.  de  Cas- 
sagnac,  P.  Deroulede,  Marquis  de  Ferronnays  und  M^line  dem 
Minister.  Meline  erklärte,  er  glaube  im  Namen  Aller  sprechen 
zu  können,  wenn  er  behaupte,  dass  das,  was  die  Freiheit  be- 
einträchtige, diejenigen  Verträge  seien,  die  auch  einen  Tarif 
enthalten.  Die  Kommission  sei  nicht  gegen  die  speziellen 
Konventionen,  durch  welche  der  Minimaltarif  eingeräumt  werde, 
denn  diese  lägen  im  Gesamtinteresse  der  Exportindustrie.  Die 
Meistbegünstigungsverträge  aber  solle  man  nicht  kündigen, 
weil  sie,  ohne  den  Beziehungen  mit  den  Hauptländern  Ab- 
bruch zu  tun,  vorzüglich  dazu  dienen,  den  Umschwung  in  der 
Handelspolitik  herbeizuführen.  —  Die  Erklärung  des  Ministers 
wurde  mit  458  gegen  11  Stimmen  angenommen. 

y.   Der  Gesetzentwurf  über  den  Grundsteuererlass 

Am  2.  März  1891  brachte  Meline  mit  144  Genossen  einen 
Gesetzentwurf  ein,  welcher  den  Erlass  eines  Teils  der  Grund- 
steuer für  die  im  Frühjahr  1891  mit  Weizen  bestellten  Aecker 
bezweckte.  In  der  Begründung  wurde  ausgeführt,  dass  diese 
Massregel  die  Bauern  ermuntern  solle,  die  mit  Winterkorn 
bestellten  Aecker,  deren  Saat  durch  den  Frost  gänzlich  ver- 
nichtet  war,    mit   Sommerweizen    und    anderen    Früchten    zu 
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bestellen.  Dies  entspreche  nicht  bloss  dem  Interesse  der  Pro- 
duzenten, sondern  auch  dem  der  Volksernährung.  Eine  Wieder- 
bestellung mit  Sommerweizen  erheische  von  den  Bauern  grosse 
Opfer,  und  es  sei  sehr  fraglich,  ob  sie  solche  ohne  Auf- 
munterungen fertig  bringen  würden.  Da  Sommerweizen  sehr 
teuer  sei,  würden  viele  ihre  Aecker  mit  Gerste  und  Hafer 
bestellen.  Der  Fiskus  würde  durch  diese  Massregel  nur  mit 
7 — 8  Mill.  Fr.  in  Anspruch  genommen.  Werde  der  Entwurf  nicht 
angenommen,  so  sei  der  Verlust  des  Landes  noch  grösser,  da  eine 
ungenügende  Ernte  teures  Getreide  und  teures  Getreide  teures 
Brot  zur  Folge  haben  würde  (Zuruf:  dann  wird  der  Getreidezoll 
abgeschafft  werden).  Teures  Brot  schaffe  ein  Defizit  im  Budget 
des  einzelnen  und  dieses  ein  Defizit  im  Budget  des  Staates. 
Die  Abschaffung  des  Getreidezolls  würde  weder  dem  Interesse 
des  Landes  noch  dem  des  Fiskus  entsprechen.  Es  sei  Frank- 
reich nicht  gleichgültig,  ob  es  70 — 80  Mill.  hl  Korn  selbst 
produziere  oder  einführe.  Keiner  glaube,  dass  das  Ausland 
bereit  sei,  Frankreich  das  Getreide  zur  Zeit  der  Hungersnot 
zu  demselben  Preise  zu  verkaufen,  zu  dem  es  selbst  pro- 
duziere. 

Darauf  erwiderte  Landwirtschaftsminister  Develle,  er  habe 
seinen  Plan,  wonach  den  Bauern  eine  Subvention  zu  erteilen 
wäre,  aufgegeben,  weil  er  von  der  agrarischen  Gruppe  als 
Palliativmittel  bezeichnet  würde;  er  sei  aber  bereit,  sich  dem 
Entwurf  Melines  anzuschliessen,  mit  der  Einschränkung,  dass 
die  Grossgrundbesitzer  vom  Steuererlass  ausgeschlossen  blieben. 
Da  der  Getreidebau  unter  solchen  Umständen  sehr  lohnend 
sei,  so  würden  diese  die  Konjunktur  ohnedies  ausnützen.  Im 
übrigen  werde  dieses  Mittel  kaum  wirksam  sein.  Meline  gebe 
dies  selbst  zu,  indem  er  die  verlangte  Unterstützung  als  eine 
mehr  moralische  bezeichnet.  „Ich  kann  als  Landwirtschafts- 
minister diesem  grossartigen  Gedanken  nur  zustimmen."  Es 
wurde  Dringlichkeit  erklärt. 

Der  Finanzminister  eröffnete  die  Generaldiskussion.  Er 
sagte,  dass  er  es  sonst  als  seine  Pflicht  betrachte,  Gesetz- 
entwürfe dieser  Art  ohne  weiteres  abzulehnen ;  diesmal  tue  er 
es  nicht,  sondern  verlange  die  Ueberweisung  desselben  an  die 
Budgetkommission,  weil  er  für  die  Finanzen  grosse  Bedeutung 
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habe.  Er  sehe  in  diesem  Gesetzentwurf  bloss  eine  Art  Mani- 
festation. 

Meline  ging  auf  den  Vorschlag  des  Finanzministers  ein, 
doch  nur  mit  der  Bedingung,  dass  der  Entwurf  am  nächsten 
Tage  wieder  zur  Beratung  käme.  Er  bekämpfte  energisch 
die  Aeusserung  des  Ministers,  dass  der  Entwurf  nur  eine 
Manifestation  sei.  Am  5.  März  erstattete  der  Referent  Adrien 
Bastid  Bericht  über  den  Entwurf,  der  in  der  Kommission  mit 
10  gegen  9  Stimmen  angenommen  wurde.  Die  Kommission 
habe  sich,  heisst  es  in  dem  Bericht,  für  die  Annahme  des 
Grundsteuererlasses  entschlossen.  Die  verlangten  7  Mill.  seien 
eine  sehr  geringe  Hilfe.  Im  Interesse  der  Volksernährung 
wäre  es  am  besten,  den  Getreidezoll  abzuschaffen.  Dies  sei 
aber  mit  grossen  finanziellen  Opfern  verbunden. 

In  der  Diskussion,  die  auf  Drängen  der  Antragsteller  trotz 
ungenügender  Information  der  Abgeordneten  und  sogar  trotz 
undeutlicher  Verlesung  des  Berichtes  selbst  sofort  eröffnet 
wurde^  verlangte  der  Abgeordnete  Jumel  die  Ablehnung  des 
Gesetzentwurfs,  weil  die  Erleichterung  bloss  denen  zu  gute 
komme,  die  schon  an  und  für  sich  in  der  Lage  seien,  mit 
Sommerkorn  zu  bestellen.  Meline  nahm  bis  auf  die  Höhe  der 
zu  erlassenden  Summe  alle  Aenderungen  an,  die  der  Entwurf 
in  der  Kommission  erfahren  hatte. 

Raiberti  schilderte  das  Elend  des  Winters  in  den  Städten, 
welches  durch  den  neuen  Tarif  noch  vergrössert  würde.  Die 
Budgetkommission  hätte  sich  als  unzuständig  erklären  und  das 
Projekt  der  Zollkommission  überweisen  sollen,  mit  den  Worten : 
Verurteilung  ihres  Werkes  durch  den  eigenen  Präsidenten. 

Ducorday  wies  nach ,  dass  Hafer-  und  Gerstenkultur 
rentabler  sei,  daher  sei  es  unangebracht,  als  Bedingung  für 
den  Grundsteuererlass  bloss  Weizensaat  festzusetzen.  Er  schlug 
vor,  dass  man  bis  Juni  warten  und  dann  denjenigen  die  Lage 
erleichtern  möge,  die  trotz  aller  Anstrengung  nicht  wieder 
bestellen  könnten.  Meline  sei  es  um  das  Defizit  der  Ernte 
an  Weizen  und  nicht  um  die  ruinierten  Bauern  zu  tun;  aber 
der  Weizenzoll  werde  doch  aufgehoben  werden. 

Nachdem  dann  der  Finanzminister  den  Vorschlag  Pelletans, 
statt   dieser   wirkungslosen  Almosen    den  Landwirten   bis   zur 


—     32     — 

Ernte  30  Mill.  Fr.  als  Arbeitsmittel  (instrument  du  travail)  zur 
Verfügung  zu  stellen,  aus  Furcht,  die  Summe  nicht  auftreiben 
zu  können,  abgelehnt  hatte,  ging  man  zur  Spezialdiskussion 
über.  Dieselbe  wurde  durch  Besprechung  verschiedener  Zusatz- 
anträge, von  denen  der  eine  Zollfreiheit  des  Saatkorns,  der 
zweite  die  Aufbringung  der  Summe  von  reichen  Steuerpflich- 
tigen bezweckte,  u.  a.  ausgefüllt.  Es  wurden  alle  Vorschläge 
bis  auf  den  Antrag  Le  Herisse  abgelehnt.  Der  letztere  wurde 
der  Kommission  überwiesen.     Er  lautete: 

„Personen,  die  eine  Mobiliarsteuer  auf  Miete  bis  zu  200  Fr. 
zu  entrichten  haben,  die  einerseits  durch  den  Frost  des  vorigen 
Winters  in  ihrem  Erwerb  geschädigt  wurden  und  anderseits 
den  Grundsteuererlass  nicht  gemessen  können,  werden  um  die 
Mobiliarsteuer  entlastet." 

Am  10.  März  wurde  die  Beratung  fortgesetzt  und  nach 
der  Ablehnung  dieses  Amendements  entspann  sich  eine  heftige 
Diskussion  über  das  verfassungsmässige  Initiativrecht  der  Ab- 
geordneten. 

Graf  de  Douville-Mailfeu  trat  lebhaft  gegen  die  Ver- 
schwendung auf,  die  von  der  Kammer  mit  finanziell  belastenden 
Anträgen  getrieben  werde.  Der  Finanzminister  erklärte  sich 
gegen  den  Antrag  mit  folgender  interessanten  Begründung: 

„Ich  kann  nicht  allen  im  einzelnen  erwidern,  aber  ich 
wiederhole,  dass  ich  sowohl  gegen  den  Antrag  Le  Heriss^ 
wie  gegen  die  ganze  Serie  von  Amendements  bin,  die  dahin 
gehen,  aus  der  französischen  Nation  ein  Bettelvolk  zu  machen 
(grosse  und  andauernde  Unruhe).  Man  wirft  der  Regierung 
vor,  dass  sie  sich  mit  dem  Entwurf  im  Prinzip  einverstanden 
erklärt  habe.  Sie  ist  der  Meinung,  es  wäre  besser,  wenn  das 
Projekt  gar  nicht  eingebracht  wäre,  aber  da  es  einmal  da  ist, 
so  hätte  ein  ablehnendes  Verhalten  Schwierigkeiten  für  sie  und 
das  Parlament  zur  Folge.  Auch  viele  Abgeordnete  sagten  mir, 
es  wäre  besser,  wenn  der  Entwurf  nicht  eingebracht  worden 
wäre.  Als  ich  ihnen  riet,  dagegen  zu  stimmen,  erwiderten  sie, 
dass  dies  schwer  angehe.  Wenn  eine  Persönlichkeit,  wie  der 
Präsident  der  Zollkommission  (Meline)  mit  144  Abgeordneten 
einen  Antrag  einbringt,  so  ist  die  Ablehnung  seitens  derjenigen, 
die  die  Verantwortung  tragen,  sehr  schwer,  weil  sie  den  breiten 
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Massen  der  Wähler  nicht  beibringen  können,  dass  dies  aus 
Gesichtspunkten  geschehe,  die  für  die  öffentlichen  Finanzen 
massgebend  sind.  Darum  hat  die  Regierung  den  Entwurf  nicht 
a  priori  abgelehnt,  sondern  sich  demselben  angeschlossen  und 
dann  versucht,  seine  finanziellen  Folgen  zu  mildern.  Sie  werden 
noch  einmal  Gelegenheit  haben,  über  den  Entwurf  abzustimmen, 
seien  Sie  dann  versichert,  dass  der  Finanzminister  der  letzte 
sein  wird,  der  sich  über  eine  eventuelle  Ablehnung  desselben 
beklagen  würde." 

Während  dieser  Rede  wurde  der  Finanzminister  15mal 
"unterbrochen  und  zwar  zum  grössten  Teil  von  den  Gegnern 
der  Tarifreform.  Der  Kammerpräsident  musste  viermal  inter- 
venieren, um  die  Ruhe  wieder  herzustellen. 

Nach  dem  Minister  bestieg  der  Abgeordnete  Millerand  die 
Tribüne.  Er  erwiderte  auf  die  obigen  Ausführungen  des  Finanz- 
ministers ungefähr  folgendes: 

„Ich  fasse  das  parlamentarische  Regime  anders  auf  als  der 
Finanzminister.  Die  Regierung  hat  die  Pflicht,  uns  ihre  Mei- 
nung über  den  Entwurf  mitzuteilen.  Sie  darf  sich  nicht  durch 
die  Aussichten,  die  für  seine  Annahme  in  der  Kammer  vor- 
handen sind,  leiten  lassen.  Diese  Stellungnahme  der  Regierung 
ist  der  Prolog  zur  Diskussion  über  den  Zolltarif.  Es  genügt, 
dass  die  besitzenden  Klassen  sich  in  dem  Verlangen  nach 
erhöhten  Zöllen  vereinigen;  denn  die  Regierung  beugt  sich 
jeder  Koalition.  Sie  darf  sich  nicht  der  ihr  durch  die  parla- 
mentarische Verfassung  auferlegten  Rolle,  nämlich  der  Ver- 
antwortlichkeit des  Handelns,  entziehen.  Nicht  bloss  die  Be- 
schlüsse, die  eine  Mehrheit  haben,  zu  adoptieren,  sondern  auch 
diejenigen  Entscheidungen,  die  nach  ihrer  Ueberzeugung  dem 
Interesse  des  Landes  entsprechen,  öffentlich  zu  verteidigen,  ist 
ihre  Pflicht.« 

Im  Gegensatz  zu  der  Schnelligkeit,  mit  der  der  Entwurf 
in  der  Abgeordnetenkammer  erledigt  wurde,  blieb  derselbe  in 
der  Budgetkommission  des  Senats  während  der  Osterferien 
stecken.  Am  22.  Juni  kam  er  zur  Besprechung  im  Plenum. 
Auf  Vorschlag  der  Budgetkommission  und  im  Einvernehmen 
mit  den  Ministern  der  Landwirtschaft  und  der  Finanzen  wurde 
der  Entwurf  verworfen.     Die  Ablehnung  wurde  durch  folgende 
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zwei  Momente  begründet:  a)  weil  die  von  der  Abgeordneten- 
kammer genehmigte  Summe,  welche  der  Entlastung  dienen 
sollte,  nur  3  Mill.  betrage,  was  gleichbedeutend  sei  mit  50  Cts. 
pro  Grundstück;  b)  weil  es  technisch  unmöglich  sei,  die  Gross- 
grundbesitzer von  der  Beteiligung  an  dieser  Liebesgabe  aus- 
zuschliessen. 

Das  Erscheinen  dieses  Gesetzentwurfs,  die  Beratung  des- 
selben und  die  ihn  begleitenden  verschiedenen  Amendements 
sind  aus  mehreren  Gesichtspunkten  interessant  und  lehrreich ; 
so  finanzpolitisch  als  mit  Ausgaben  verbundener  Initiativ- 
antrag; rein  politisch  wegen  der  Illustration  der  Machtverhält- 
nisse in  der  Republik.  Sie  könnten  auch  zum  Nachdenken 
über  das  Schicksal  der  ökonomischen  Fragen  bei  allgemeinem 
gleichem  Wahlrecht  ohne  genügende  Erziehung  der  Wähler 
veranlassen.  Am  interessantesten  aber  sind  sie  als  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Stimmungen  und  Strömungen,  die  damals  in 
Bezug  auf  die  Handelspolitik  innerhalb  des  Parlaments  herrschten, 
und  dies  möchten  wir  etwas  näher  betrachten. 

Das  Steuergesetz  vom  15.  September  1807  enthält  im 
Art.  37  eine  Bestimmung,  wonach  den  Grundbesitzern,  die 
durch  Hagel,  Frost,  üeberschwemmung  und  andere  elementare 
Ereignisse  ihre  Einnahmen  ganz  oder  teilweise  eingebüsst 
haben,  die  Steuer  entsprechend  erlassen  werden  kann.  Wenn 
man  also  die  schwere  Lage  der  betroffenen  Landwirte  etwas 
erleichtern  wollte,  so  brauchte  man  keinen  besonderen  Gesetz- 
entwurf. Auf  diesen  Einwand,  den  ein  Abgeordneter  machte, 
erwiderte  der  Berichterstatter  der  Budgetkommission,  dass  die  im 
fonds  de  non-valeurs  vorhandene  Summe  zu  gering  sei.  —  Diese 
Behauptung  ist  aber  nicht  stichhaltig,  da  auch  die  Kommission 
eine  sehr  geringe  Summe  vorschlug.  Gerade  diese  Tatsache 
spricht  dafür,  dass  an  eine  finanzielle  Hilfe  niemand  ernstlich  ge- 
dacht hat,  d.  h.  dass  die  Not  der  Landwirte  nicht  der  eigent- 
liche Beweggrund  war.  Wenn  man  noch  weiter  in  Betracht 
zieht,  dass  Meline  nur  für  die  mit  Sommerkorn  und  zwar  aus- 
schliesslich mit  Weizen  bestellten  Aecker  eine  Erleichterung  ver- 
langte, dann  wird  man  mit  Recht  behaupten  können,  dass  der 
Entwurf  bloss  die  kommende  Ernte  vor  Augen  hatte.  Die  Menge 
der  durch  Frost  vernichteten  Saat  war  so  gross,  dass  man  mit 
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Bestimmtheit  eine  ungeheure  Missernte  voraussehen  konnte. 
Eine  solche  ist  aber,  wie  uns  aus  der  Geschichte  Englands  be- 
kannt ist,  der  grösste  Feind  des  Kornzolls,  weil  dann  die  Korn- 
preise übermässig  steigen.  Es  kam  aber  Meline,  dem  Schöpfer  des 
Kornzolls,  sehr  darauf  an,  denselben  vor  der  drohenden  Gefahr 
zu  retten.  Eine  Wiederbestellung  der  Aecker  wäre  das  beste 
Mittel  dazu  gewesen,  das  schwierigste  dabei  war  aber  natür- 
lich die  Frage,  wie  man  die  Bauern  dazu  bringen  sollte.  Es 
unterlag  keinem  Zweifel,  dass  es  das  beste  gewesen  wäre, 
wenn  man  ihnen  die  dazu  nötigen  Mittel  gewährte;  da  dies 
aber  unmöglich  war,  so  schlug  Meline  den  Weg  ein,  der  dem 
obigen  wohl  ähnlich,  tatsächlich  aber,  um  den  Ausdruck  des 
Finanzministers  zu  gebrauchen,  eine  Manifestation,  ja  noch 
mehr,  eine  geschickte  Propaganda  für  seine  Zwecke  war. 
Wäre  dies  nicht  das  Ziel  gewesen,  das  man  mit  dem  Gesetz- 
entwurf anstrebte,  so  hätte  man  denselben  nicht  im  Senat,  der 
noch  stärker  schutzzöllnerisch  gesinnt  war  als  die  Abgeordneten- 
kammer, fallen  lassen. 


YI.  Die  Ermässigung  der  Zölle  auf  Weizen  und 
Weizenmehl 

(Vom  10.  Juli  1891  bis  1.  Juli  1892) 

Dass  das  Mittel  des  Steuererlasses  nicht  genügend  war, 
um  den  Nachteilen  der  Missernte  zu  steuern,  liegt  auf  der 
Hand.  Man  musste  sich  also  noch  nach  anderen  Mitteln  um- 
schauen, und  deshalb  wurde  am  27.  April  desselben  Jahres  ein 
Gesetzentwurf  eingebracht,  der  eine  Ermässigung  des  Weizen- 
und  Mehlzolles  bezweckte. 

Das  zu  erwartende  Defizit  in  der  Weizenernte  des  Jahres 
hatte  eine  Steigerung  des  Weizenpreises  auf  32  Fr.  ^)  pro  Dz. 
und  des  Mehls  auf  68  Fr.  zur  Folge  gehabt,  wie  in  der  Be- 
gründung mitgeteilt  wird.  Damit  sollte  nicht  gesagt  sein, 
dass  eine  Gefahr  für  die  Volksernährung  bestehe;  die  Preise 
seien  zu  der  Zeit,  wo  es  keinen  Getreidezoll  gab,  noch  höher 


^)  In  Berlin  war  der  höchste  Weizenpreis  im  Mai  24  Mark. 
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gewesen.  Da  Frankreich  jedoch  im  Jahre  1891  dem  Auslande 
statt  für  11  für  22  Mill.  Dz.  Weizen  „tributpflichtig"  sein 
werde,  so  glaube  die  schutzzöllnerische  Mehrheit  der  Kammer 
ihre  Pflicht  zu  tun,  indem  sie  eine  provisorische  Herabsetzung 
des  Weizen-  und  Mehlzolles  vorschlage.  Die  Vertreter  der 
landwirtschaftlichen  Interessen  wollten  keine  der  Volksernäh- 
rung schädliche  Brotverteuerung  herbeiführen.  Die  Antrag- 
steller glaubten  durch  die  Herabsetzung  auf  2,50  Fr.  resp. 
6  Fr.  sowohl  das  Interesse  der  Konsumenten  gegenüber  der 
Haussespekulation  an  fremden  Märkten  (die  eine  volle  Zoll- 
aufhebung zur  Folge  hätte)  wie  das  des  Fiskus  (indem  die 
verdoppelte  Einfuhr  dasselbe  finanzielle  Resultat  haben  werde) 
wahrzunehmen. 

In  dem  Bericht  der  Zollkommission  wurden  die  Argumente, 
die  gegen  eine  volle  Zollaufhebung  zu  sprechen  schienen,  noch 
ausführlicher  behandelt.     Diese  Argumente  sind  dreierlei: 

a)  Das  erste  ist  jene  in  der  Begründung  erwähnte  Gefahr, 
dass  die  Spekulanten  im  Auslande  Vorräte  einkaufen  würden, 
um  die  Hausse  herbeizuführen. 

b)  Die  Spekulanten  würden  die  gute  Ernte,  die  fast 
überall  in  Aussicht  stand,  benutzen,  um  in  Frankreich  grosse 
Vorräte  anzuhäufen,  und  somit  den  Preis  für  einige  Jahre  zu 
drücken. 

c)  Der  Preis  von  32  Fr.  wäre  ein  Spekulationspreis,  den 
bereits  das  Entstehen  des  Entwurfs  auf  30  Fr.  herabsetzte. 
Dem  Terminhandel  in  den  letzten  4  Monaten  des  Jahres  1890 
liege  der  Preis  von  29  Fr.  zu  Grunde.  Es  sei  also  höchst 
wahrscheinlich,  dass  der  Preis  vom  1.  August  1891  bis  1.  Au- 
gust 1892  29  Fr.  nicht  übersteigen  werde  (23  Fr.  pro  hl); 
dies  sei  kein  Hungersnotpreis. 

Mit  den  erwähnten  drei  Argumenten  hat  die  Kommission 
zahlreiche  Anträge  bezüglich  völliger  Abschaffung  des  Zolles 
abgelehnt. 

Für  die  Versorgung  des  Landes  war,  wie  der  Bericht 
weiter  ausführt,  nichts  zu  befürchten.  Die  Ernte  belief  sich 
im  Jahre  1890  auf  119  Mill.  hl,  der  Vorrat  zur  Zeit  der  Ernte 
auf  10  Mill.  hl  und  die  Einfuhr  vom  26.  August  1890  bis 
zum  31.  März  1891  auf  11  Mill.  hl;  2  Mill.  hl  waren  unter- 
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wegs.  Von  diesen  142  Mill.  hl  seien  73  Mill.  hl  verbraucht, 
14  Mill.  hl  als  Saatgut  und  4  Mill.  hl  zur  Wiederherstellung 
der  beschädigten  Aecker  verwendet.  Es  bleibe  also  ein  Vor- 
rat von  50  Mill.  hl  bis  zur  Ernte.  Ungefähr  40—50  Mill.  hl 
würden  eingeführt  werden  müssen.  Russland  und  Amerika 
würden  gute  Ernten  haben. 

Was  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Massregel 
anbelangt,  so  gingen  die  Meinungen  weit  auseinander.  Die 
Kommission  teilte  nicht  die  Meinung,  dass  man  mit  dem  In- 
krafttreten bis  zur  Ernte  warten  müsse,  um  nicht  den  aus- 
ländischen Importeuren,  die  den  Weizen  unter  der  Bedingung, 
den  Zoll  zu  tragen,  bereits  nach  Frankreich  verkauft  hatten, 
den  letzteren  zu  Gute  kommen  zu  lassen.  Solche  Verkäufe 
seien  nicht  zahlreich  und  kämen  immer  nur  bei  niedrigen 
Preisen  zu  stände.  Auch  die  Meinung,  das  Gesetz  erst  am 
1.  August  ins  Leben  treten  zu  lassen,  teilte  die  Kommission 
nicht,  weil  bis  dahin  jede  Einfuhr  stillstehen  werde.  Um  jede 
Preissteigerung  zu  verhindern,  sei  es  am  zweckraässigsten,  das 
Gesetz  sofort  in  Kraft  treten  zu  lassen. 

Der  erste  Redner  in  der  Generaldiskussion  war  der 
Agrarier  Milochau,  der  heftig  gegen  das  Projekt  auftrat,  weil 
er  die  Zustände  als  normal  betrachtete;  er  suchte  dies  durch 
den  Preis  des  Weizens  und  die  Grösse  der  notwendigen  Ein- 
fuhr nachzuweisen.  Der  Nachteil  der  Zollermässigung  sei  die 
Verwirrung  des  Handels,  der  sein  Vertrauen  in  den  Gesetz- 
geber und  somit  den  Unternehmungsgeist  verlieren  würde. 
Es  werde  auch  keine  Verbilligung  eintreten,  denn  das  Projekt 
habe  sogar  eine  Hausse  im  Auslande  zur  Folge  gehabt  und 
gerade  bei  partieller  Herabsetzung  werde  die  Spekulation  um 
sich  greifen.  Die  Mühlenindustrie,  die  für  5 — 6  Monate  ein- 
gekauft habe,  verliere,  indem  der  herabgesetzte  Zoll  dem 
Auslande  zu  Gute  komme;  kurz,  die  Massregel  bringe  dem 
Konsumenten  keinen  Nutzen,  dem  Fiskus  nur  Schaden,  dem 
Handel  und  der  Industrie  bedeutenden  Nachteil. 

Ihm  erwiderte  die  zweite  schutzzöllnerische  Grösse  der 
Kammer,  Viger.  Er  schilderte  die  Geschichte  des  Kornzolls 
in  Frankreich,  und  erklärte,  seine  Stimme  für  denselben  ab- 
gegeben zu  haben  mit   der  Bedingung,    dass    es   möglich   ge- 


—     38     — 

macht  werde,  jeder  schädlichen  Wirkung  vorzubeugen.  Als 
er  den  Antrag  einbrachte,  wäre  der  Preis  32  Fr.  und  dabei 
noch  weitere  Steigerung  in  Aussicht  gewesen.  Sein  Antrag 
gehe  jetzt  dahin,  die  Einfuhr  zu  erleichtern;  der  Fiskus  werde 
noch  gewinnen,  weil  über  die  Hälfte  mehr,  als  im  vorigen 
Jahre,  eingeführt  werden  würde.  Eine  Verteuerung  sei  aus- 
geschlossen, der  Entwurf  habe  im  Gegenteil  eine  Baisse  zur 
Folge  gehabt.  Spekulanten  gebe  es  überall.  Was  den  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  anbelangt,  so  könne  er  auf  Grund 
einer  Enquete,  die  er  bei  Kaufleuten  und  Grossgrundbesitzern 
veranstaltet  habe,  bloss  die  Festsetzung  einer  bestimmten  Frist 
als  gemeinsamen  Wunsch  aller  bezeichnen.  Zum  Schluss  sagt 
Viger:  „Man  kann  zweierlei  Schutzzölle  haben,  massige  und 
unmässige.  Sind  sie  nicht  massig,  tragen  sie  den  Konsumenten 
nicht  Rechnung,  so  wird  eines  schönen  Tages  der  5-Fr.-Zoll, 
statt  herabgesetzt,  abgeschafft.  Dann  werden  Sie  bereuen, 
dass  Sie  nicht  gleich  zur  Spezialdiskussion  übergegangen  sind." 

Der  Landwirtschaftsminister  Develle  schloss  die  General- 
diskussion. Er  erklärte  zuvor,  dass  auch  er  seine  Stimme  für 
den  Kornzoll  abgegeben  habe,  jedoch  mit  der  Ueberzeugung, 
dass  der  schädlichen  Wirkung  desselben  vorgebeugt  würde.  Er 
habe  den  Eindruck,  dass  das  Projekt  etwas  verfrüht  sei,  nun 
es  aber  einmal  da  sei,   solle   es   auch  gleich  erledigt   werden. 

In  der  Diskussion  wurde  hauptsächlich  über  zahlreiche 
Amendements  beraten,  welche  abgelehnt  wurden.  Der  Antrag 
Dumay  lautete  kurz:  „Das  Gesetz  vom  27.  März  1887  ist  auf- 
gehoben" (Gesetz  über  den  Kornzoll).  Der  Antrag  Souhet 
ging  dahin,  mit  der  Herabsetzung  alle  Getreidearten  zu  um- 
fassen. Das  Projekt  selbst  wurde  mit  349  gegen  146  Stimmen 
angenommen. 

Die  Beratung  des  Entwurfs  im  Senat  war  bloss  die 
Wiederholung  dessen,  was  in  der  Kammer  gesagt  worden  war, 
nur  war  hier  die  Opposition  eine  bedeutend  grössere,  weil  im 
Senat  eine  stärkere  und  ungeduldigere  schutzzöllnerische  Mehr- 
heit sass.  Ihr  Führer,  Senator  Tresneau,  hob  mit  Nachdruck 
die  in  die  Enquete  aufgenommene  Aeusserung  der  Bäcker 
hervor,  dass  die  Massregel  ohne  Einwirkung  auf  die  Brotpreise 
bleiben  werde.     „Lassen  wir   die  volle  Abschaffung   kommen. 
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lassen  wir  aber,  solange  sie  nicht  eintritt,  den  ganzen  Zoll 
bestehen."  In  der  Erwiderung  des  Berichterstatters  Gouin, 
der  diese  Massregel  als  ein  kleineres  Uebel  bezeichnete,  finden 
wir  auch  folgenden  Satz:  „Wir  glauben,  dass  zwischen  Brot-, 
Mehl-  und  Getreidepreisen  keine  absolute  Korrelation  besteht. 
Jedoch  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  die  Brotpreise 
sinken." 

Nach  langen  Verhandlungen  wurde  schliesslich  eine  Eini- 
gung beider  Kammern,  die  anfangs  in  Bezug  auf  den  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  auseinandergingen,  mit  der  Fest- 
setzung des    10.  Juli  erzielt,    und    das  Projekt   wurde  Gesetz. 

Dieses  Gesetz,  das  aus  der  Mitte  der  schutzzöllnerischen 
Mehrheit  hervorging,  ist  das  Ergebnis  einer  überaus  klugen 
Taktik,  die  wir  etwas  genauer  betrachten  möchten. 

Der  Schöpfer  des  Entwurfes,  Viger,  erklärte  selbst,  dass 
er  durch  den  hohen  Weizenpreis  und  durch  die  Aussicht  auf 
weitere  Steigerung  desselben  zu  dem  Entwurf  veranlasst  worden 
sei  und  zwar  nicht  im  Interesse  der  Volksernährung,  sondern 
in  dem  der  Produzenten.  Eine  weitere  Steigerung  des  Weizen- 
preises würde  zu  einer  antischutzzöllnerischen  Bewegung  führen 
und  diese  könnte  dann  mit  völliger  Beseitigung  des  Kornzolles 
endigen.  Es  kam  also  darauf  an,  diese  Gefahr  zu  beseitigen 
und  zwar  durch  eine  Steigerung  des  Weizenangebots.  Um 
aber  diesen  Zweck  zu  erreichen,  war  ein  besonderes  Gesetz 
nicht  notwendig,  denn  man  hatte  anlässlich  der  Getreidezoll- 
erhöhung von  1887  in  das  Tarifgesetz  eine  Klausel  eingesetzt, 
wonach  der  Präsident  der  Republik  ermächtigt  wurde,  im 
Falle  einer  der  Volksernährung  gefährlichen  Höhe  des  Weizen- 
preises das  Gesetz  ganz  oder  teilweise  zu  suspendieren. 

Warum  hatte  die  Exekutivgewalt  von  dieser  Vollmacht 
keinen  Gebrauch  gemacht?  Die  Antwort  sowohl  des  Land- 
wirtschaftsministers als  des  Berichterstatters  der  Budgetkom- 
mission war:  „Weil  man  es  nicht  als  notwendig  erachtete." 
Wenn  das  zutreffend  wäre,  so  wäre  es  einzig  dastehend  in 
der  Geschichte,  dass  der  Weizenpreis,  den  die  Regierung  noch 
ganz  erträglich  fand,  von  den  Führern  der  Agrariern  als  für 
die  Volksernährung  schädlich  angesehen  wäre.  Der  Grund 
liegt  also    anderswo :    Man    wollte   jedem  Versuch   und  jedem 
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Schritt  zur  Beseitigung  oder  Ermässigung  der  Kornzölle,  der 
von  der  Regierung  oder  gar  von  den  Gegnern  ausgehen  konnte, 
vorbeugen.     Auf  diese  Weise  wurde  erreicht: 

1.  eine  Agitation  gegen  die  Kornzölle  blieb  ausgeschlossen; 

2.  die  Schutzzöllner  erschienen  als  sorgsame  Beschützer 
der  Volksernährung; 

3.  (und  das  ist  das  Wichtigste)  es  blieb  in  ihren  Händen 
die  Bestimmung  über  Höhe  und  Dauer  der  Ermässigung.  Hätte 
die  Regierung  den  Schritt  getan,  so  wäre  immerhin  möglicher- 
weise eine  völlige  Herabsetzung,  vielleicht  auf  längere  Zeit, 
eingetreten ; 

4.  ist  einmal  die  Ermässigung  zum  Gegenstand  eines 
besonderen  Gesetzes  geworden,  so  ist  schon  dadurch  die  Kom- 
petenz in  dieser  Frage  aus  den  Händen  der  Exekutive  (laut 
Gesetz  vom  27.  April  1887)  auf  die  Legislative  übertragen. 

Hierin  kommt  die  ganze  Klugheit  und  gewandte  Taktik 
der  Agrarier  zum  Ausdruck.  Selbst  die  klügsten  Gegner 
konnten  nicht  alle  diese  Nebenabsichten  durchschauen.  Der 
grosse  Widerstand,  den  die  extremen  Agrarier  gegen  den 
Entwurf  leisteten,  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  der  Weizen- 
preis nicht  wie  sie  erwarteten  weiter  stieg,  sondern  im  Gegen- 
teil, nachdem  der  Gesetzentwurf  eingebracht  war,  und  wahr- 
scheinlich infolge  desselben,  zurückging.  Um  die  grosse  Zahl 
der  Widerspenstigen  nach  Möglichkeit  zu  beruhigen,  wurde 
der  ursprüngliche  Gesetzentwurf  dahin  abgeändert,  dass  der 
Zoll  auf  Weizen  auf  4,  statt  auf  2^^  Fr.,  und  der  Zoll  auf 
Mehl  auf  6,  statt  4  Fr.  ermässigt  wurde  ^). 


')  In  Deutschland  ist  der  Antrag  Richter  vom  16.  Januar  1891, 
der  ebenfalls  die  Herabsetzung  der  Getreidezölle  bezweckte,  mit  nahezu 
Zweidrittelmehrheit  abgelehnt  worden,  weil  bei  den  bevorstehenden  Han- 
delsvertragsverhandlungen eine  Ermässigung  geplant  wurde.  Auch  Graf 
Kanitz  war  dafür.  Siehe  Lotz,  Handelspolitik  des  Deutschen  Reichs 
S.  79. 


Zweites  Kapitel 

Die  Reform  des  Zolltarifs 

I.  Die  ersten  Schritte 

Die  Reform  des  Zolltarifs  wurde  eingeleitet  durch  die 
Wahl  einer  Zollkommission,  welche  auf  Vorschlag  Melines 
noch  im  Beginn  des  Jahres  1890  erfolgte,  „damit  ihre  Mit- 
glieder rechtzeitig  Fachstudien  vornehmen  könnten",  Sie  be- 
stand aus  55  Mitgliedern,  von  denen  39  als  ausgesprochene 
Gegner  des  bestehenden  Zollsystems  bekannt  waren.  Bei  Kon- 
stituierung der  Kommission  wurde  Meline  zum  Präsidenten, 
d.  h.  Generalberichterstatter,  und  Viette,  Raynal  und  Graf 
de  Maille  zu  Vizepräsidenten  erwählt.  An  der  Spitze  des  nach 
Rücktritt  Tirards  gebildeten  Ministeriums  stand  der  Ingenieur 
Freycinet,  der  im  Kabinett  Tirards  das  Amt  des  Kriegs- 
ministers innehatte.  Er  war  der  glänzendste  Vertreter  der 
Politik  der  „concentration  republicaine".  Unter  den  übrigen 
vier  aus  dem  vorigen  Kabinett  übernommenen  Mitgliedern 
befanden  sich  der  Opportunist  Maurice  Rouvier  als  Finanz- 
minister und  der  Radikale  Yves  Guyot,  bekannt  als  der 
talentvollste  moderne  Vertreter  der  liberalen  Schule,  als  Mi- 
nister der  öffentlichen  Bauten.  Das  Ministerium  des  Handels 
und  der  Industrie  vi^urde  dem  kenntnisreichen  begabten  Poli- 
tiker Jules  Roche  anvertraut.  Da  einerseits  die  Durchführung 
der  Zolltarifreform  die  grösste  und  wichtigste  Aufgabe  des 
Ministeriums  war  und  andererseits  der  Handelsminister  be- 
rufen war,  die  ganze  Regierung  bei  der  Beratung  zu  ver- 
treten, so  hatte  man  wahrscheinlich  bei  der  Wahl  desselben 
die  genannten  Eigenschaften  vor  Augen  gehabt.  Roche  war 
keine  unbekannte  Persönlichkeit.     In   den  Reden,    die    er   bei 
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verschiedenen  Gelegenheiten  hielt,  finden  sich  auch  Aeusse- 
rungen  von  charakteristischer  Bedeutung,  so  z.  B.  sagt  er  auf 
einem  Bankett,  das  die  Lyoner  Handelskammer  ihm  zu  Ehren 
am  10.  Mai  1892  veranstaltete,  folgendes:  „Kann  man  be- 
haupten, dass  die  ökonomischen  Gesetze  so  tief  und  unver- 
änderlich sind,  wie  Naturgesetze?  Ich  glaube  es  nicht  und 
bleibe  dabei,  dass  man  in  der  politischen  Oekonomie  gerade 
das  Gegenteil  von  jener  Ordnung,  welche  die  wissenschaft- 
lichen Erscheinungen  beherrscht,  suchen  soll."  —  — 

„Die  Politik  steht  über  der  Oekonomie,  sie  ist  Methode,  sie 
gibt  uns  die  Richtung  an  und  sie  wird  uns  auch  in  der 
Zukunft  die  Richtung  angeben."  Ein  anderes  Mal  entwickelte 
er  sein  Glaubensbekenntnis  noch  kürzer:  „Die  angebliche 
Wissenschaft  (die  Volkswirtschaftslehre)  muss  der  Politik 
unterworfen  werden,  gerade  so  wie  das  Adjektiv  dem  Sub- 
stantiv." 

Wenn  ein  Berufspolitiker  —  und  Jules  Roche  ist  einer  — 
die  Politik  zur  Wissenschaft  erhebt,  so  ist  dies  etwas  Zeit- 
gemässes.  Wenn  aber  ein  Minister  für  Volkswirtschaft  die 
Nationalökonomie  so  herabsetzt,  dass  er  sie  als  Dienerin  der 
Politik  bezeichnet,  so  ist  das  einzig  dastehend  in  der  Geschichte 
und  ein  Zeichen  dafür,  dass  es  um  die  ökonomische  Politik 
eines  Landes,  welche  solche  Minister  hat,  schlecht  bestellt  ist. 
Dieser  Mann  hatte  also  in  der  Beratung  der  Zollreform,  die 
doch  hauptsächlich  nach  ökonomischen  Gesichtspunkten  zu  be- 
urteilen ist,  das  erste  Wort  zu  sagen. 

Am  18.  März  hielt  Freycinet  die  Programmrede,  die  die 
Pläne  über  die  zukünftige  Handelspolitik  enthielt.  Die  wich- 
tigsten Stellen  lauten:  „Das  Land  hat  eine  Aenderung  in  den 
Grundlagen  der  Zollgesetzgebung  gewünscht.  Es  wartet  nicht 
ohne  Ungeduld  den  Ablauf  der  Handelsverträge  ab,  die  uns 
noch  mit  den  verschiedenen  Nationen  verbinden,  und  hofi't  vom 
1.  Februar  1892  an  in  der  Regelung  der  Zollpolitik  sein  eigener 
Herr  zu  sein.  Es  wird  von  den  Handelsverträgen  einen  wirk- 
samen Schutz  der  Landwirtschaft  und  der  nationalen  Arbeit 
verlangen.  Die  Regierung  stimmt  diesem  Gedanken  voll- 
ständig bei.  Wir  leben  in  einer  Epoche  der  sozialen  Um- 
wälzungen (transformation) ,   in  welcher   die  Forderungen   der 
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Arbeiter'  den  Gegenstand  neuer  Sorgen  bilden.  Die  erste 
Pflicht  der  öffentlichen  Gewalt  besteht  darin,  sich  mit  diesen 
aufstrebenden  Volksklassen  zu  beschäftigen  und  ihnen  den 
Uebergang  zu  einer  besseren  Lage  zu  erleichtern." 

Gegen  Ende  des  Jahres  1889  veranstaltete  Tirard  als 
Handelsminister  eine  Enquete  über  die  zukünftige  Zollpolitik. 
Der  Fragebogen  enthielt  acht  Fragen,  von  denen  wir  die  drei 
wichtigsten  mitteilen  wollen. 

1.  Welchen  Einfluss  hat  die  bisherige  Handelspolitik  auf 
Produktion  und  Verbrauch  in  Ihrem  Bezirke  gehabt? 

2.  Welche  Schwankungen  haben  die  Ein-  und  Ausfuhr- 
ziffern in  demselben  erlitten? 

3.  Soll  man  nach  Ablauf  der  Handelsverträge  neue 
schliessen,  oder  soll  ein  allgemeiner  Tarif  für  alle  Staaten  oder 
ein  Maximal-  und  Minimaltarif  eingeführt  werden? 

Das  Resultat  lag  bereits  im  Mai  1891  vor.  Die  Frage- 
bogen wurden  991  Körperschaften  und  zwar  108  Handels- 
kammern, 66  Beratungskammern  und  817  Syndikatsk'ammern 
zugeschickt.  Geantwortet  hatten  104,  bezw.  50,  bezw.  300 
und  zwar:  Für  Kündigung  der  bestehenden  Handelsverträge 
waren  95,  bezw.  45  und  die  Mehrheit  der  Syndikatskammern; 
gegen  dieselbe  1,  bezw.  3;  für  Fortsetzung  der  Vertragspolitik  35, 
bezw.  10  und  gegen  dieselbe  66,  bezw.  37. 

Am  16.  Juni  wurden  die  Sitzungen  des  Oberhandelsrats, 
dem  Roche  das  obige  Resultat  zwecks  weiterer  Studien  unter- 
l^reitet  hatte,  eröffnet.  Die  Tätigkeit  desselben  hat  Roche  mit 
einer  Rede  eingeleitet.  In  derselben  forderte  er  die  Männer 
der  Praxis,  die  den  absoluten  Systemen  und  abstrakten  Theo- 
rien wenig  geneigt  wären,  auf,  ihre  Beratung  nicht  bloss  auf 
teilweise  Umarbeitung  der  Zollsätze  und  auf  die  Abänderung 
der  Details,  die  sich  auf  mangelhafte  Klassifikation  bezögen, 
zu  erstrecken,  sondern  auf  die  ganze  ökonomische  Gesetz- 
gebung; hier  handle  es  sich  um  die  Grundsätze  der  Handels- 
politik, die  Frankreich  seit  30  Jahren  verfolgte. 

Der  Oberhandelsrat  hatte  seine  Beratungen  am  17.  Juli 
beendigt.  Er  erklärte  sich  für  einen  Doppeltarif,  wobei  der 
Minimaltarif  dazu  dienen  sollte,    spezielle  Vorteile  gegen  ent- 
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sprechende  Konzessionen  zu  bieten.  Was  die  Dauer  der 
Handelsverträge  anbelangt,  so  sollte  sie  5  Jahre  nicht  über- 
steigen. 

IL  Die  Zolltarif  vorläge  und  die  Motive  der  Regierung 

Am  20.  Oktober  1890  unterbreitete  die  Regierung  das 
Projekt  des  neuen  Zolltarifs  und  Zolltarifgesetzes  mit  einem 
ausführlichen  Motivenbericht  dem  Parlament,  wobei  sie  das 
früher  (am  17.  März)  gegebene  Versprechen,  die  am  1.  Fe- 
bruar 1892  ablaufenden  Handelsverträge  1  Jahr  vorher  zu 
kündigen,  wiederholte.  Dadurch  werde  das  Volk  in  der  Be- 
stimmung der  Zollpolitik  freie  Hand  haben,  von  welcher  es 
einen  wirksamen  Schutz  der  Landwirtschaft  und  der  nationalen 
Arbeit  erwarte.  Als  Grundlage  des  Tarifs  diene  das  durch 
die  Enquete  gesammelte  und  vom  Oberhandelsrat  durchgear- 
beitete Material.  Der  bestehende  Zolltarif  entspreche  nicht 
mehr  den  seit  dem  Jahre  1881  stark  veränderten  wirtschaft- 
lichen Bedingungen,  deren  Aenderung  durch  folgende  zwei 
Gruppen  von  Ursachen  hervorgerufen  würde: 

a)  die  Natur  der  Dinge,  die  spontane  Wirkung  der  ökono- 
mischen Kräfte  und  die  sozialen  Bewegungen. 

Unter  Natur  der  Dinge  versteht  die  Regierung  den  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Fortschritt  und  unter  Wirkung 
der  ökonomischen  Kräfte  die  Industrialisierung  der  finanziell 
nicht  stark  belasteten  Länder,  die  Verflechtung  der  Märkte  in 
den  Weltmarkt  und  die  Solidarität  aller,  die  besonders  in  den 
Krisen  zum  Vorschein  kommt.  Die  soziale  Bewegung  bringt 
eine  für  die  Arbeiter  vorteilhafte  Regelung  ihrer  Beziehungen 
zu  den  Arbeitgebern  mit  sich. 

b)  Einführung  von  Schutzzöllen  seitens  anderer  Staaten : 
In  Deutschland  1879,  1885,  1887,  in  0 esterreich- Ungarn  1882 
und  1887,  in  Italien  1887,  Auch  Belgien,  Portugal,  Schweden, 
Dänemark,  die  Schweiz,  Spanien,  Russland,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  und  Kanada  wurden  mehr  oder  weniger 
als  Schutzzöllner  angesehen.  Bloss  die  Niederlande  und  Mexiko 
seien  liberal  geblieben.  Verschiedene  südamerikanische  Staaten 
zeigten  keine  schutzzöllnerischen  Tendenzen,  hätten  aber  schon 
hohe  Zölle. 
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Es  ist  eine  merkwürdige  Erscheinung,  dass  England  in 
diesem  umfangreichen  Ueberblick  aller  Staaten  fehlt. 

Die  Aufgabe,  führt  der  Bericht  weiter  aus,  sei  sehr  schwer. 
Die  Regierung  glaube  aber,  sie  nach  dem  Vorschlage  des 
Oberhandelsrats  glücklich  gelöst  zu  haben.  Weiter  enthält 
der  Bericht  eine  Kritik  verschiedener  Zollsysteme. 

Die  Anhänger  der  Verträge  behaupten,  dass  diese  eine 
Stabilität  garantieren  und  daher  in  den  letzten  30  Jahren  viel 
zur  Prosperität  des  Landes  beigetragen  hätten.  Die  Gegner 
seien  der  Meinung,  dass  diese  Prosperität  vielmehr  der  neuen 
Anwendung  der  Wissenschaft  und  der  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel zu  danken  sei.  Nach  der  Meinung  der  Regierung 
seien  die  Haupteinwände,  die  gegen  die  Verträge  zu  machen 
seien,  folgende: 

a)  sie  entsprechen  nicht  den  veränderten  Bedingungen  der 
modernen  industriellen  Production; 

b)  die  Meistbegünstigungsklausel  störe  das  Gleichgewicht, 
das  durch  den  vorangegangenen  Vertrag  festgesetzt  sei; 

c)  neue  Verhandlungen  und  neue  Konzessionen  haben  eine 
ungleiche  Behandlung  verschiedener  Industrien  zur  Folge,  weil 
dabei  eine  den  anderen  geopfert  wird. 

Der  vorgeschlagene  Weg  der  vollständigen  Autonomie  sei 
nicht  empfehlenswert  und  die  Regierung  wolle  „das  konven- 
tionelle Element"  aus  dem  Zollregime  des  Aussenhandels  Frank- 
reichs nicht  vollständig  beseitigen,  da  dies  eine  vollständige 
ökonomische  Isolierung  hervorrufen  werde,  und  Repressalien 
als  Gegenmassregel  zur  Folge  haben  würde.  „So  schlägt  die 
Regierung,"  heisst  es  in  dem  Bericht  weiter,  „einen  General- 
tarif vor,  der  gleich  unserem  jetzigen  zu  jeder  Zeit  einseitig 
geändert  werden  kann  und  einen  Minimaltarif  ^),  der  die 
unterste  Grenze  der  Konzessionen  darstellt."  Der  General- 
tarif sei  dort  anzuwenden,  wo  nichts  anderes  bestimmt  ist,  er 
trage  nicht  den  Charakter  einer  Ausnahmeregel.  „Die  Sätze 
werden  solchen  Ländern  gewährt,  die  unseren  Waren  gleiche 


^)  An  einer  anderen  Stelle  heisst  es:  ,Der  Minimaltarif  wird  vom 
Gesetzgeber  in  der  Weise  festgesetzt,  dass  keine  der  einheimischen  In- 
dustrien der  ausländischen  Konkurrenz  unterliegt." 
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Gegenvorteile  sichern  und  hauptsächlich  denjenigen,  die  uns 
Meistbegünstigung  gewähren."  Getreide  und  lebendes  Vieh 
blieben  von  den  Verträgen  ausgeschlossen.  Kohlen  und  solche 
Artikel,  bei  denen  jede  Erhöhung  eine  schädliche  Wirkung 
haben  könne,  seien  in  beiden  Tarifen  mit  gleichen  Sätzen  an- 
gesetzt. Die  Regierung  sichere  durch  den  Minimaltarif  auch 
bei  den  Verhandlungen  der  nationalen  Arbeit  einen  wirksamen 
Schutz  und  die  Sätze  desselben  seien  doch  nicht  so  hoch,  um 
die  so  wichtige  Exportindustrie  zu  schädigen.  Die  alte  Ein- 
teilung des  Tarifs  sei  beibehalten.  Bei  der  Bemessung  der 
Zollsätze  auf  landwirtschaftliche  Produkte  hat  die  Regierung 
die  meisten  Vorschläge  des  Oberlandwirtschaftsrats  angenom- 
men. Sodann  bespricht  der  Bericht  den  Zolltarif  selbst  in  den 
Hauptzügen  und  sucht  sowohl  die  Erhöhungen  zu  rechtfertigen 
wie  die  Herabsetzungen  und  die  Beibehaltung  der  Freiheit 
plausibel  zu  machen. 

Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  unterlassen  wir  es  an 
dieser  Stelle,  die  Aenderungen  und  die  Motive  derselben  zu 
besprechen.  Das  wird  zum  Teil  im  nächsten  Kapitel  und  zum 
Teil  im  darauf  folgenden  geschehen. 

III.  Der  Generalbericht  der  Zollkommission 

Der  Entwurf  des  Zolltarifs  wurde  von  der  Zollkommis- 
sion fleissig  studiert  und  am  3.  März  erstattete  der  General- 
berichterstatter Meline  einen  sehr  umfangreichen  Generalbericht. 
Auch  die  Spezialberichte  wurden  sehr  sorgfältig  und  eingehend 
ausgearbeitet.  Selbst  die  kürzeste  Würdigung  der  Spezial- 
berichte an  dieser  Stelle  würde  uns  über  den  Rahmen  dieser 
Arbeit  hinausführen.  Wir  behalten  uns  aber  vor,  auf  einige 
derselben  später  zurückzukommen.  Umso  notwendiger  aber 
erscheint  uns  ein  Ueberblick  über  die  springenden  Punkte  des 
Generalberichts. 

Man  habe  jede  Schulmeinung  beiseite  gelassen,  heisst  es 
im  Generalbericht,  und  doch  habe  sich  bald  herausgestellt, 
dass  zwei  verschiedene  Meinungen  vertreten  waren.  Die  eine 
von  den  Freihändlern,  die  diesmal  die  Beibehaltung  des  status 
quo   von  1860  verlangten;    die  andere    von    den  übrigen  Mit- 
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gliedern,  die  weder  im  Freihandel  noch  im  Schutzzoll  ein 
absolutes  Prinzip  aller  Zeiten  sähen ,  sondern  jenes  als  das 
beste  betrachteten,  welches  „die  grösste  Summe  von  Arbeit 
sichert;  denn  je  mehr  Arbeit,  desto  mehr  Kapital  und  infolge- 
dessen auch  mehr  Löhne  für  die  Arbeiter".  Man  dürfe  nicht 
auf  England  hinweisen;  der  Freihandel  liege  in  seinem  Inter- 
esse. Frankreich  aber  sei  an  allen  Produktionsmitteln,  wie 
z.  B.  Kohle,  Eisen  etc.,  mit  denen  England  so  reichlich  aus- 
gestattet sei,  ziemlich  arm;  auch  seine  geographische  Lage 
sei  im  Vergleich  zu  England  ziemlich  ungünstig.  Ziehe  man 
noch  die  maritime  Lage  Englands,  die  Konzentration  seiner 
Industrie  und  den  bedeutenden  Umfang  seiner  Hauptproduk- 
tionszweige in  Betracht,  so  ergebe  sich  eine  „inferiorite  in- 
surmontable"  für  Frankreich,  was  man  bei  den  Verhandlungen 
im  Jahre  1860  vergessen  hätte. 

Die  im  Jahre  1860  inaugurierte  Zollpolitik  erklärt  der 
Bericht  als  geeignet,  Frankreich  gänzlich  zu  ruinieren.  Wenn 
das  letztere  nicht  eingetreten  sei,  so  sei  die  Ursache  dieser 
Erscheinung  zu  suchen: 

a)  In  der  Blüte,  die  das  damalige  Frankreich  den  Schutz- 
zöllen zu  danken  hatte;  b)  in  der  Nutzbarmachung  grosser 
Erfindungen  und  der  Förderung  der  Arbeit  durch  Eisenbahnen, 
Wasserwege,  Telegraphie  und  Vervollkommnung  des  Post- 
dienstes; c)  in  der  Energie  und  Geschmeidigkeit  des  französi- 
schen industriellen  Genies;  d)  in  der  Geschicklichkeit  der 
französischen  Arbeiter  und  e)  in  dem  Sparsamkeitssinn,  der 
den  Franzosen  ermögliche,  sich  mit  einem  Spottgewinn  zu 
begnügen.  Die  industrielle  Macht  und  das  nationale  Kapital 
wären  noch  grösser,  wenn  die  Handelsverträge  von  1860  nicht 
gewesen  wären.  Aus  der  Zusammenstellung  der  Ein-  und 
Ausfuhrziffern  seit  dem  Jahre  1849  sucht  die  Kommission  die 
Umwandlung  der  Handelsbilanz  (die  zwar  keine  generelle 
Bilanz,  aber  immerhin  der  wichtigste  Faktor  derselben  sei) 
aus  einer  aktiven  bis  zum  Jahre  1859  in  eine  zunehmend 
passive  nach  diesem  Zeitraum  nachzuweisen.  Aus  den  Ein- 
und  Ausfuhrziffern  Deutschlands  und  Oesterreich-Ungarns  und 
Gegenüberstellung  dieser  Ziffern  mit  denen  Frankreichs  glaubt 
sie   einen   Beweis   für   die   günstige  Wirkung    der  Schutzzölle 
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führen  und  die  Notwendigkeit  für  Frankreicb,  jenem  Beispiele 
zu  folgen,  ableiten  zu  können. 

Zu  diesen  Gründen  allgemeiner  Natur  kämen  noch  spe- 
zielle hinzu.  In  erster  Linie  die  Finanzlast,  die  auf  der  fran- 
zösischen Industrie  ruhe.  Die  Kommission  scheute  nicht  die 
schwere  Aufgabe,  die  Berechnung  derselben  für  verschiedene 
Länder  vorzunehmen.  Sie  hat  die  allgemeine  Finanzlast  in 
Frankreich  auf  92  Fr.,  in  Deutschland  auf  67,  in  Italien  auf 
60,  in  Oesterreich-Ungarn  auf  54,  in  Amerika  auf  50,  in 
Belgien  auf  41  pro  Kopf  geschätzt.  Die  allgemeine  Wehr- 
pflicht beeinträchtige  die  Konkurrenzfähigkeit  Frankreichs 
England  und  Belgien  gegenüber.  Weiter  seien  die  Löhne 
seit  1860  um  50 "/o  gestiegen;  dabei  sei  zu  bemerken,  dass 
die  französische  Industrie  am  meisten  auf  der  Arbeit  beruhe. 
Auch  die  der  Abgeordnetenkammer  vorgelegten  Arbeiterschutz- 
gesetzentwürfe müsse  man  in  Betracht  ziehen,  und  zwar  als 
eine  Erhöhung  der  Produktionskosten  um  10  ^/o  ^).  Nachdem 
die  Kommission  eine  eventuelle  Reduzierung  der  Produktions- 
kosten bloss  bei  den  Löhnen  als  möglich  bezeichnet,  kommt 
sie  zu  dem  Schluss,  dass  die  Erhöhung  der  Zölle  ein  gerechter 
Ausgleich  zwischen  der  in-  und  ausländischen  Produktion  sei. 
Sie  verspricht  sogar,  dass  das  Minimum  des  Schutzes  nicht 
überschritten  werde,  „weil  für  jeden  Zweig  der  landwirt- 
schaftlichen und  industriellen  Produktion  der  genaue  Zoll,  der 
unentbehrlich  zur  Sicherung  der  Existenz  und  der  freien  Ent- 
wickelung  ist,  festgesetzt  ist".  Wann  und  auf  welche  Weise 
diese  Festsetzung  ermittelt  worden  ist,  ist  uns  unbekannt; 
eine  Enquete  hat,  wie  auch  am  Anfang  des  Generalberichts 
hervorgehoben  wird,  nicht  stattgefunden.  Als  weitere  Ursache 
der  Umgestaltung  des  Zolltarifs  finden  wir  die  alte  Klage, 
dass  die  Landwirtschaft,  welche  „die  dem  Lande  notwendigste 
und  einträglichste  nationale  Arbeit  darstellt" ,  durch  die 
Handelsverträge  aufgeopfert  worden  sei.  Dieser  Fehler  sei 
jedoch  schon  im  Laufe  der  Achtziger  jähre  wieder  gut  gemacht 
worden    und    die  Kommission   habe   das  Werk   nur   noch   ab- 


')  Das    bezieht   sich    auf   den  Gesetzentwurf   betreffs   Frauen-   und 
Kinderarbeit  in  den  Fabriken,  der  im  Jahre  1891  beraten  wurde. 
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gerundet.  Auch  die  Entwertung  des  Silbers  hat  die  Zoll- 
kommission als  Argument  für  Zollerhöhung  gebraucht,  weil 
diese  die  Ausfuhr  aus  Silberwährungsländern  nach  jenen  mit 
Goldwährung  begünstige  und,  umgekehrt,  die  Ausfuhr  der 
letzteren  nach  den  ersteren  erschwere.  Ein  weiteres  Argument 
war  das  Aufgeben  der  Silberprägung  in  den  Ländern  mit 
Goldwährung,  weil  dadurch  eine  Verminderung  des  trotz  aller 
Verbreitung  der  Geldersatzmittel  wichtigsten  Umlaufmittels 
und  damit  eine  Entwertung  ^)  der  Produkte  hervorgerufen 
worden  sei. 

Weiter  bezeichnet  die  Kommission  die  Frage  des  gleichen 
und  gerechten  Schutzes  für  alle  Erwerbszweige,  die  nicht  ge- 
trennt, sondern  ineinander  verflochten  seien,  als  eine  sehr 
schwierige  und  delikate.  Sie  glaube  dieselbe  jedoch  mit  Er- 
folg gelöst  zu  haben  und  zwar  auf  folgende  Weise: 

Die  Kommission,  die  von  der  alten  Lehre  über  Rohstoffe 
nichts  wissen  wolle,  habe  doch  die  Zollfreiheit  für  Häute  und 
Felle  beibehalten.  Die  Gegner  dieser  Ausnahmen  in  der 
Kommission  hätten  auf  dem  Verlangen  der  Belastung,  deren 
schädliche  Wirkung  sie  durch  drawbacks  beseitigen  zu  können 
glaubten,  beharrt.  Allein  die  Regierung  sei  entschieden  da- 
gegen gewesen,  und  obwohl  sie  viele  Mitglieder  von  der  Un- 
brauchbarkeit  des  Veredelungsverkehrs  und  der  drawbacks 
nicht  zu  überzeugen  vermochte,  so  sei  die  Kommission  doch 
bei  der  obigen  Ausnahme  geblieben,  weil  sie  über  diese  techni- 
schen Fragen  nicht  urteilen  könne  und  die  Verantwortung  der 
eventuellen  Schädigung  dieser  Industrien  zu  übernehmen  nicht 
bereit  sei.  Man  müsse  weiter  bedenken,  dass  auch  die  Ex- 
portindustrie französische  Rohstoffe  bearbeite.  „Es  ist  den 
Landwirten  wohl  bekannt,  dass  die  industriellen  Arbeiter  ihre 


^)  En  provoquant  la  Suspension  de  la  frappe  legale  de  l'argent,  il 
est  diminue  le  capital  monetaire  circulant  dans  le  monde,  qui  joue 
encore,  quoiqu'on  en  dise ,  un  röle  considerable  dans  las  transactions 
malgre  l'emploie  chaque  jour  plus  repandu  de  la  monnaie  fiduciere  et 
du  papier  de  banque. 

La  rarefaction  d'un  des  signes  representatifs  les  plus  importants 
de  l'ensemble  des  produits  devait  avoir  pour  resultat  infallible  l'avilisse- 
ment  de  la  valeur  de  ces  produits  eux-memes.  ... 
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besten  Abnehmer  sind,  und  dass  die  Kaaffähigkeit  der  letzteren 
von  der  Prosperität  der  Industrie  abhängt."  Die  Erhöhung 
der  Zölle  auf  Vieh  und  Fleisch  will  die  Kommission  als  einen 
genügenden  Ersatz  für  Freilassung  von  Wolle  und  Häuten 
gelten  lassen.  Den  Flachs-,  Hanf-  und  Seidenproduzenten 
könne  sie  natürlich  ähnlichen  Trost  nicht  geben.  Da  ein 
Flachszoll  auch  einen  solchen  auf  Baumwolle  mit  sich  bringen 
müsste  und  dadurch  der  Wollindustrie  eine  privilegierte  Lage 
geschaffen  würde,  so  sah  sich  die  Kommission  genötigt,  den 
Flachs  frei  zu  lassen.  Da  aber  nach  ihrer  Meinung  den  not- 
leidenden Flachsbauern  und  Seidenzüchtern  geholfen  werden 
müsse,  so  nehme  die  Kommission  den  Vorschlag  der  Regierung 
über  die  Prämien  für  Flachsbau  und  Seidenzucht  an.  Das 
Mittel  der  direkten  Subvention  habe  sich  sowohl  in  Irland  und 
auch  anderwärts  bewährt.  Eine  weitere  Zunahme  des  Flachs- 
absatzes im  Inlande  erwartet  die  Kommission  von  den  neuen 
Zöllen  auf  Flachsgespinste. 

Der  Zolltarif  für  landwirtschaftliche  Produkte  habe  eine 
gründliche  Umarbeitung  erfahren,  indem  neue  Zölle  eingeführt 
und  viele  von  den  alten  erhöht  worden  seien.  Von  25  Mil- 
liarden —  so  viel  beträgt  die  jährliche  Produktion  der  Land- 
wirtschaft —  seien  bloss  2  Milliarden  ohne  Schutz  geblieben. 
Es  gebe  aber  keinen  landwirtschaftlichen  Produktionszweig, 
der  ohne  irgend  eine  Hilfe  bliebe.  Was  den  Vorwurf  an- 
betrifft ,  der  Schutz  der  Industrie  sei  25 — 60  ^o  des  Wertes 
und  jener  der  Landwirtschaft  10 — 25  ^jo ,  so  findet  die  Kom- 
mission denselben  unberechtigt,  weil  die  Industrie  auch  den 
Zoll  der  von  ihr  zu  bearbeitenden  Rohprodukte  zu  tragen 
habe.  Die  Berücksichtigung  des  in  dem  zu  bearbeitenden 
Artikel  enthaltenen  Zolles  gelte  als  Prinzip  auch  bei  Regelung 
der  Zölle  zwischen  einzelnen  Industrien. 

In  dem  Zolltarif  für  Industrieprodukte  seien  dreierlei 
Aenderungen  vorgenommen:  a)  die  bisherige  Ungleichheit  der 
Behandlung  sei  beseitigt  und  die  bis  dahin  geopferten  Baum- 
woU-,  Leinen-  und  Wollindustrien  hätten  Schutz  erhalten; 
b)  die  materiellen  Fehler  der  Berechnung  seien  beseitigt,  wie 
z.  B.  jener  der  niedrigeren  Verzollung  von  gestickten  wie  ein- 
fachen Geweben;  c)  die  Umgestaltung  der  Produktions  verhält- 
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Bisse,  bei  welcher  dem  Fortschritt  der  Industrie  und  der 
Modifikation  des  Produktionsverfahrens  Rechnung  getragen  sei, 
habe  eine  Aenderung  der  Klassifizierung  und  neue  Erhöhungen 
zur  Folge  gehabt. 

Den  Doppeltarif  nimmt  die  Kommission  auf  Vorschlag 
der  Regierung  an.  Ein  einziger  Tarif  habe  zwei  Nachteile: 
a)  wenn  derselbe  nach  den  höchsten  Zöllen  des  Auslandes  ge- 
messen würde ,  so  wäre  er  zu  hoch ;  b)  die  Gegenvorteile 
müssten  durch  Herabsetzungen  seiner  Sätze  erkauft  werden, 
sonst  bringe  man  den  Export  in  Gefahr. 

Durch  Gewährung  des  Minimaltarifs  könne  man  die  Meist- 
begünstigung als  Gegenvorteil  erlangen.  Das  empfohlene  Mittel 
der  Repressalien  zwecks  Erlangung  derselben  sei  zu  gefähr- 
lich. Die  Konzessionen  könnten  in  zwei  verschiedenen  Formen 
gewährt  werden:  a)  als  Gesetz,  b)  durch  Konventionen,  die 
auch  den  Gegenkontrahenten  binden,  aber  bloss  im  allgemeinen, 
prinzipiell  und  relativ  (Meistbegünstigungsvertrag).  Es  gebe 
noch  eine  Form  der  Konvention,  in  der  die  Staaten  ihre  Zölle 
binden.  Der  Minimaltarif  könne  also  in  zwei  verschiedenen 
Formen  gewährt  werden: 

1.  Als  eine  günstigere  Behandlung  gegenüber  dem  General- 
tarif,    Das  sei  so  gut  wie  in  Form  des  Gesetzes. 

2.  Als  Vertrag,  in  dem  alle  Sätze  gebunden  sind.  Das 
sei  so  gut  wie  ein  Tarifvertrag  mit  Gewährung  von  Kon- 
zessionen en  bloc. 

Die  Zollkommission  habe  die  erstere  Form  angenommen. 
Als  Gründe  dafür  gibt  sie  an :  die  veränderlichen  Verhältnisse 
auf  dem  Weltmarkt  und  den  wirtschaftlichen  Kampf  zwischen 
den  Völkern.  Der  Volksinstinkt  habe  alle  diese  Gefahren  ge- 
ahnt und  sich  für  die  erstere  Form  entschieden,  welche  volle 
Freiheit  in  der  Handhabung  der  Tarife  gewähre.  Auf  die 
Vorteile,  welche  ihr  diese  Verträge  liefern,  könne  die  Export- 
industrie nicht  verzichten.  Bei  dem  gegenwärtigen  Streben 
der  Völker,  sich  möglichst  zu  isolieren  und  vom  Auslande  nur 
diejenigen  Produkte  zu  beziehen,  die  sie  selbst  nicht  pro- 
duzieren können,  liegt  dieser  Vorteil  hauptsächlich  in  der  Er- 
langung einer  gegenüber  anderen  Konkurrenten  nicht  un- 
günstigeren Behandlung.     Durch  einen  Doppeltarif  lasse   sich 
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das  am  besten  erreichen.  Ein  genügender  Abstand  zwischen 
den  Sätzen  beider  Tarife  (der  Abstand  beträgt  in  der  Regel 
30°/o)  und  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Artikeln  seien  die 
Bedingungen  eines  guten  Doppeltarifsystems.  „In  diesem 
Sinne  haben  wir  den  Entwurf  der  Regierung  korrigiert." 
Die  Frage,  welche  Artikel  von  beiden  Tarifen  zu  umfassen 
seien,  sei  nicht  leicht.  In  Uebereinstimmung  mit  der  Re- 
gierung habe  die  Kommission  einige  Artikel,  wie  z.  B.  Kohle, 
ausgelassen,  Getreide  und  Vieh  habe  die  Regierung  bloss  in 
den  Generaltarif  gesetzt.  Sie  wolle  damit  sagen,  dass  sie  von 
den  Verträgen  ausgeschlossen  seien.  „Für  Getreide,  welches 
wir  zum  grössten  Teil  aus  Indien  und  Amerika  beziehen,  hat 
der  Satz  des  Generaltarif  es  keine  Erhöhung  erfahren.  Hätte 
man  diese  Position  in  den  Minimaltarif  aufgenommen  und  im 
Generaltarif  erhöht,  so  wäre  eine  Verteuerung  des  Getreides 
nicht  ausgeschlossen,  weil  wir  dieses  aus  Amerika  und  Indien 
beziehen,  d.  h.  aus  Ländern,  deren  Waren  wir  nach  unserem 
Generaltarif  behandeln." 

„Was  das  Vieh  anbelangt,  so  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Vieh  produzierenden  Länder  zahlreich  sind  und  eine  solche 
Gefahr  der  Verteuerung  ausgeschlossen  ist.  Mit  Rücksicht 
darauf  haben  einige  Mitglieder  verlangt,  dass  diese  Sätze  in 
den  Minimaltarif  aufgenommen  würden,  um  sich  mit  den  Sätzen 
des  Generaltarifs  gegen  die  amerikanische  Gefahr  wirksam 
schützen  zu  können.  Die  anderen  haben  erwidert,  dass  die 
Erhöhung  der  Sätze  oder  die  Schaffung  der  speziellen  Tarife 
den  einzelnen  Ländern  gegenüber  jederzeit  vorgenommen 
werden  könne.  Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  die  differentielle 
Behandlung  mehr  als  die  höchsten  Zölle  Repressalien  her- 
vorruft." 

Auch  die  Vorteile  des  Doppeltarifs,  namentlich  im  Falle 
eines  Vertragsabschlusses  der  Landwirtschaft  noch  immer  einen 
wirksamen  Schutz  sichern  zu  können,  verschwänden  beim 
einzigen  Tarif,  an  dem  in  solchen  Fällen  Reduktionen  vor- 
genommen werden  müssten.  Es  sei  dies  zwar  vom  jetzigen 
Kabinett  nicht  zu  befürchten,  bei  einem  späteren  jedoch  nicht 
ausgeschlossen.  Ein  noch  ernsteres  Bedenken  sei  folgendes: 
Es  könnten  viele  Länder  jedes  Interesse  an  dem  Minimaltarif 
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verlieren  (Italien,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Schweiz),  wenn 
derselbe  keine  Viehzölle  enthalte.  Die  Ausschliessung  von  Ge- 
treide- und  Viehzöllen  aus  dem  Minimaltarif  habe  viele  un- 
kluge Freunde  zu  dem  Verlangen  nach  Ausschliessung  aller« 
landwirtschaftlichen  Produkte  veranlasst.  Das  sei  unmöglich. 
Die  Kommission  hätte  diesen  Vorschlag  der  Regierung  nur 
als  Erklärung  angenommen,  diese  Produkte  nicht  als  Gegen- 
stand der  Vertragsverhandlungen  betrachten  zu  wollen.  Dies 
sei  bloss  ein  Widerhall  des  Misstrauens  der  Landwirtschaft. 
Sie  habe  nicht  vergessen,  dass  das,  was  sie  gerettet  habe,  ein 
glücklicher  Gedanke  des  Ministers  Tirard  war.  Sie  wolle  die 
Regierung  von  diesen  Verpflichtungen  nicht  nur  nicht  ent- 
binden, sondern  sie  lege  derselben  sogar  ans  Herz,  alle  land- 
wirtschaftlichen Produkte   von   den  Verträgen  auszuschliessen. 

In  dem  Bericht  über  den  Zollgesetzentwurf  seien  alle 
Artikel  desselben  besprochen.  Von  den  vielen  Aenderungen, 
die  auch  da  vorgenommen  wurden,  sind  zwei  hauptsächlich  zu 
nennen :  a)  das  Zollsystem  der  Kolonien  ist  in  der  Weise  um- 
gestaltet, dass  es  mit  dem  des  Mutterlandes  identisch  wurde, 
mit  Ausnahme  der  Sätze  auf  Produkte,  die  in  Frankreich  ent- 
weder nicht  vorhanden  sind,  oder  deren  Transport  nach  den 
Kolonien  nicht  rentiert.  Diese  Reform,  die  in  Algier  noch 
im  Jahre  1888  eingeführt  sei  und  sich  dort  ausserordentlich 
bewährt  habe,  entspreche  dem  nahezu  einstimmigen  Wunsche 
der  Kolonien,  b)  Die  Einführung  eines  neuen  Veredelungs- 
verkehrs (admission  temporaire)  ist  aus  der  Kompetenz  der 
Regierung  auf  die  des  Gesetzgebers  übertragen  worden.  Als 
Grund  für  diese  Aenderung  gibt  die  Kommission  die  häufigen 
Missbräuche  an,  die  seitens  der  Regierung  begangen  worden 
wären.  Um  diesen  zu  begegnen,  sei  das  Recht  der  Inter- 
pellation ungenügend.  Die  Produzenten  könnten  nicht  länger 
unter  diesem  Damoklesschwert  leben. 

Auch  die  Schlussbetrachtungen  des  Generalberichts  müssen 
erwähnt  werden. 

Der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  einen  Anreiz  in 
Form  eines  wirksamen  Schutzes  zu  geben ,  bezeichnet  die 
Kommission  als  das  Ziel,  das  ihr  bei  der  Arbeit  vorgeschwebt 
habe.    „Wir  wollen,"  heisst  es  weiter,   „die  Tätigkeit  und  das 
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Kapital  Frankreichs  mehr  und  mehr  der  Arbeit  und  den  nütz- 
lichen Unternehmungen  zuführen.  Es  ist  heute  Mode  ge- 
worden, sich  über  unseren  Reichtum  zu  begeistern.  Man  lässt 
'  keine  Gelegenheit  vorübergehen,  ohne  uns  zu  wiederholen,  dass 
ein  Land,  dessen  Sparkassen  mit  Geld  überfüllt  sind,  dessen 
grosse  Kreditinstitute  mehrere  Milliarden  Reserven  haben, 
welches  seine  Anleihen  15 — 20mal  überzeichnet,  welches  seinen 
Kapitalüberfluss  auf  alle  Weltteile  verteilt,  das  reichste,  glück- 
lichste und  blühendste  Land  sein  müsse." 

Richtiger  wäre  es  zu  sagen,  dass  Frankreich  in  Bezug 
auf  Sparsamkeitssinn  und  finanzielle  Aengstlichkeit  (timidite) 
das  erste  Land  ist.  Das  Land,  dessen  Ersparnisse  nicht  den 
Unternehmungen,  sondern  anderen  verzinslichen  Anlagen  zu- 
fliessen,  muss  immer  ärmer  werden. 

Der  Staat  in  erster  Linie,  dann  die  Departements,  die 
Gemeinden  und  die  finanziellen  Etablissements  haben  dem 
Kapital  die  Mühe  des  Suchens  nach  einer  nützlichen  Anlage 
erspart.  Das  hat  den  Unternehmungsgeist  ruiniert.  In  Eng- 
land ist  die  grösste  Spinnerei  eine  Aktiengesellschaft;  in 
Frankreich  wendet  man  sich  vergeblich  an  das  Publikum. 

Im  Jahre  1889  betrugen  die  industriellen  Emissionen:  in 
Russland  2200  Mill.,  in  England  samt  Kolonien  2060  Mill,  in 
Amerika  1500  Mill.,  in  Italien  400  Mill.  und  in  Frankreich 
340  Mill.  So  darf  es  nicht  weiter  gehen.  Nicht  auf  der  Börse 
wird  Reichtum  geschaffen,  sondern  durch  die  Arbeit.  Das 
Geld  muss  der  Landwirtschaft  und  der  Industrie  zufliessen. 
Um  dies  zu  erreichen,  muss  man  die  Arbeit  unterstützen  und 
ermuntern;  sie  soll  gerade  so  wie  die  Spekulation  zum  Reich- 
tum führen  können.  Dem  dienen  die  hohen  Zölle  in  vielen 
Ländern.  Damit  wird  nicht  nur  dem  Produzenten,  sondern 
auch  dem  Konsumenten  gedient,  indem  die  Zunahme  der  Pro- 
duktion zu  einer  Konkurrenz  und  diese  zu  einer  Verbilligung 
führt.  Hat  man  nicht  bei  der  Zuckergesetzgebung,  beim  Ver- 
bote der  Einfuhr  des  gesalzenen  Fleisches,  bei  Erhöhung  der 
Getreide-  und  Viehzölle  geschrieen,  dass  sie  eine  Verteuerung, 
ein  Lahmlegen  der  Produzenten,  einen  Stillstand  in  der  Volks- 
wirtschaft und  ihrer  Technik  zur  Folge  haben  würden?  Das 
Gegenteil  ist  eingetreten ;  der  Zucker  ist  billiger  als  im  Jahre 
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1884,  das  Schweinefleisch  ebenso,  Zuckerrüben  werden  mehr 
gebaut,  die  Ernte  ist  grösser  geworden,  die  Vieheinfuhr  stark 
zurückgegangen  (für  Fleisch  wurde  an  das  Ausland  1890 
18mal  weniger  gezahlt  als  1879).  —  Die  Kommission  erhofft, 
eine  Steigerung  der  Zolleinnahmen  durch  den  Tarif,  weil  er 
keine  Prohibitiv-,  sondern  nur  Ausgleichszölle  enthalte. 

IV.   Die  Oeneraldiskussion  in  der  Abgeordnetenkammer 

Bald  nach  der  Verteilung  des  Generalberichts  der  Zoll- 
kommission begann  ihr  Vorsitzender  Meline  für  eine  sofortige 
Aufnahme  des  Zolltarifs  in  die  Tagesordnung  zu  agitieren. 
Am  9.  März  machte  er  einen  solchen  Vorschlag  anlässlich  der 
Regelung  der  Tagesordnung  und  begründete  denselben  mit  dem 
Hinweis  auf  die  Grösse  des  zu  erörternden  Gegenstandes  und 
auf  die  Kürze  der  Zeit,  die  den  Kammern  (bis  zum  1.  Februar 
1892)  zur  Verfügung  stände.  Trotz  aller  Argumente  der  Gegner, 
unter  denen  jenes,  dass  noch  viele  Berichte  fehlen,  hervor- 
zuheben ist,  wurde  Melines  Vorschlag  angenommen.  Der  in- 
zwischen eingetretenen  Osterferien  halber  aber  begann  die 
Generaldiskussion  erst  am  28.  April  und  dauerte  bis  zum 
21.  Mai. 

Das  Bild,  das  uns  diese  ziemlich  umfangreiche  und  nach 
vielen  Richtungen  hin  äusserst  interessante  Diskussion  bietet, 
kann  an  dieser  Stelle  nur  skizziert  werden.  Wenn  auch  die 
Diskussion  über  den  ersten  Artikel  des  Zolltarifs,  die  sich  sofort 
nach  der  Generaldiskussion  entspann,  zu  der  letzteren  gerechnet 
wird,  was  ganz  angemessen  erscheint,  so  betrug  die  Zahl  der 
Redner  19. 

Trotzdem  die  Redner  in  ihren  Ansichten  nicht  einig  waren, 
lassen  sich  doch  die  Argumente,  Beweise  und  Behauptungen, 
die  in  der  Generaldiskussion  vorgebracht  wurden,  in  zwei 
Gruppen  teilen:  eine  für  die  Verstärkung  des  Schutzes  und 
eine  gegen  denselben.  Da  diese  Argumentation  und  diese  Streit- 
punkte den  Kern  der  Frage  bilden,  so  ist  es  am  besten,  die 
ganze  Generaldiskussion  von  diesem  Standpunkt  aus  zu  be- 
trachten. 
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§  1 

Die  Wirkung  des  bestehenden  Systems  der 

Handelspolitik    in    Frankreich    auf    die    französische 

Volkswirtschaft 

Auf  die  Frage  nach  der  Wirkung  der  Handelspolitik  für 
die  Volkswirtschaft  wurde  in  der  Diskussion  der  grösste  Wert 
gelegt;  sie  wurde  von  den  meisten  Rednern  berührt  und  am 
ausführlichsten  behandelt.  Es  ist  klar,  dass  die  Bedeutung  des 
bestehenden  Zollsystems  für  die  Diskussion  von  entscheidendem 
Wert  sein  musste.  Aber  ebenso  klar  ist,  dass  die  zu  diesem 
Zweck  vorzunehmende  Untersuchung  keine  leichte  Aufgabe 
war.  Bei  einer  solchen  Untersuchung  läuft  man  Gefahr,  zweier- 
lei grobe  methodologische  Fehler  zu  begehen:  a)  den  kausalen 
Zusammenhang,  auch  da  wo  er  nicht  besteht,  durch  post  hoc 
ergo  propter  hoc  zu  konstruieren,  b)  bloss  diejenigen  Angaben 
vorzubringen,  die  als  geeignet  erscheinen,  den  a  priori  angenom- 
menen Standpunkt  zu  bekräftigen.  —  Bei  den  Betrachtungen, 
die  wir  an  dieser  Stelle  vorzunehmen  haben,  tut  man  gut,  wenn 
man  dies  immer  vor  Augen  hat.  Die  Gegner  der  Schutzzölle 
behaupteten  einstimmig,  dass  der  Reichtum  Frankreichs  unter 
der  Politik  der  Handelsverträge,  die  von  Napoleon  HI.  in- 
auguriert wurde,  stark  zugenommen  habe.  Zum  Beweise  be- 
riefen sie  sich  auf  mehrere,  der  amtlichen  Statistik  entnommene 
Indizien,  so  z.  B.  Zunahme  der  Sparkassenbücher,  die  Zahl 
der  Studierenden  an  den  höheren  Schulen,  die  Einnahmen  der 
Theater,  auf  den  Ertrag  der  Kornäcker  und  Weinberge  pro 
Hektar,  die  Produktion  und  den  Konsum  an  mineralischen 
Brennstoffen,  die  Eisenproduktion,  die  Zahl  der  Dampfmaschinen 
und  der  Pferdekräfte,  den  Tabakverbrauch,  die  Zahl  der 
Patente  und  Fabrikmarken,  die  Länge  der  von  der  Handels- 
marine zurückgelegten  Strecken,  der  Eisenbahneinnahmen,  die 
Zahl  der  beförderten  Postpakete,  die  Länge  der  Telegraphen- 
linien, das  Sinken  des  Diskontsatzes  der  Banque  de  France, 
den  Stand  der  Finanzen  ^).  Auch  einige  Zweige  der  Volkswirt- 
schaft, wie  die  Metallbearbeitung,  wo  die  Dividende  10 — 25  "/o 


^)  Debats  parlementaires,  d^put^s,  compte  rendu  1891,  p.  791/92. 
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betrage;  die  Baumwollspinnerei,  deren  Verbrauch  an  Roh- 
material auf  das  Doppelte  gestiegen  sei,  wurden  als  sehr  blühend 
bezeichnet  ^).  Alles  dies  sei  die  Wirkung  der  30jährigen 
Handelsvertragspolitik  (Lockroy). 

Ganz  anderer  Meinung  waren  die  Schutzzöllner;  sie  be- 
stritten zwar  nicht  die  von  ihren  Gegnern  vorgebrachten  Tat- 
sachen; sie  widersprachen  nicht  einmal  der  Behauptung,  dass 
der  Reichtum  zugenommen  habe;  sie  behaupteten  nur  aufs  ent- 
schiedenste, dass  die  Napoleonische  Handelspolitik  dem  Lande 
ungemein  geschadet  habe,  entweder  indem  sie  anderen  Ländern 
freien  Raum  zum  industriellen  Aufschwung  gegeben,  oder  weil 
sie  manchen  Aufschwung  Frankreichs  verhindert,  oder  endlich, 
indem  sie  gewisse  einheimische  Produktionszweige  direkt  ruiniert 
habe.  Unter  den  letzteren  wurde  der  Weinbau  einstimmig  als 
der  notleidendste  bezeichnet  (Ad.  TurreP),  Emile  Jamais^) 
und  Viger^).  Turrels  Rede  war  zum  grössten  Teil  von  der 
Schilderung  der  Not  des  Weinbaus  ausgefüllt.  Ein  grosser 
Teil  der  Schutzzöllner  bezeichnete  rückhaltlos  die  ganze  Land- 
wirtschaft als  notleidend,  und  viele  äusserten  unverhohlen,  dass 
die  Industrie  zum  Teil  im  Rückgang  befindlich  sei,  so  z.  B. 
die  Seidenindustrie,  in  deren  Erzeugnissen  die  Ausfuhr  ab- 
nehme, die  Einfuhr  aber  immer  mehr  zunehme;  die  Leder- 
industrie, die  Flachs-  und  Hanfspinnerei,  die  eine  Abnahme 
der  Spindelzahl  zu  verzeichnen  habe;  und  auch  die  Baum  Woll- 
industrie, die  zwar  ein  grösseres  Quantum  Baumwolle  ver- 
brauche, aber  nur  wegen  des  Uebergangs  zu  gröberen  Ge- 
spinsten; auch  hier  habe  eine  Abnahme  der  Spindelzahl 
stattgefunden^).  Für  alles  dies  machten  sie  die  Handels- 
verträge, die  als  solche  den  Interessen  Englands  vollständig 
entsprächen  und  jenen  Frankreichs  direkt  schädlich  seien,  ver- 
antwortlich; Cobden  habe  als  Kommissär  bei  den  Verhand- 
lungen über  den  französisch-englischen  Handelsvertrag  seinem 
Vaterlande  grosse  Dienste  geleistet,  Michel  Chevalier  dagegen 


^)  Debats  parlementaires,  deputes,  compte  rendu  1891,  p.  903. 

2)  Ib.  p.  815. 

3)  Ib.  p.  733. 
*)  Ib.  p.  789. 
5)  Ib.  p.  731. 
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habe  das  seinige  verraten.  Einen  weiteren  Beweis  für  die 
Schädlichkeit  der  Handelsvertragspolitik  im  Sinne  Napoleons  III. 
suchten  sie  durch  Argumentation  e  contrario  aus  der  Entwick- 
lung jener  Volkswirtschaftszweige,  die  im  Laufe  der  Achtziger- 
jahre einen  Schutz  erhalten  hatten,  abzuleiten.  So  z.  B.  Ge- 
treidebau und  Viehzucht  befänden  sich  in  einer  sehr  be- 
friedigenden Lage,  seitdem  ihnen  Zollschutz  gewährt  würde 
(M^line  ^),  Viger  ^).  Auch  gegen  die  Behauptung,  dass  es  der 
Metallindustrie  nicht  schlecht  gehe,  hätten  sie  nichts  einzu- 
wenden. Das  sei  aber  darauf  zurückzuführen,  dass  diese  In- 
dustrie die  einzige  gewesen  sei,  die  beim  Abschluss  des  englisch- 
französischen Handelsvertrages  nicht  geopfert  wurde  (Viger  ^). 

Die  Gegner  traten  ebenso  entschieden  gegen  diese  Lehre 
von  der  günstigen  Wirkung  der  Schutzzölle  auf.  Sie  betonten 
zu  wiederholten  Malen  mit  Nachdruck  die  Tatsache,  dass  die 
Handelsverträge  im  Anfang  der  Achtzigerjahre  im  schutz- 
zöUnerischen  Sinne  geändert  wurden.  Auf  diese  Aenderung 
und  alle  späteren  schutzzöllnerischen  Massnahmen  sei  der  Rück- 
gang, der  sich  danach  hie  und  da  bemerkbar  machte,  zurück- 
zuführen (Aynard*).  Der  totale  Ruin  der  Kornbrennerei  und 
eine  ungeheure  Schädigung  der  Viehzucht  im  Süden  seien  die 
Folge  dieser  neuen  Politik,  die  man  als  so  günstig  darzustellen 
suche  (Lockroy  ^).  Zu  dem  Einwand  über  die  Aenderungen 
im  Anfang  der  Achtzigerjahre  bemerkte  der  Schutzzöllner 
Jamais,  dass  damals  auch  einige  Ermässigungen  zu  stände  ge- 
kommen seien  ^). 

Bei  diesen  Auseinandersetzungen  über  die  Wirkung  des 
bestehenden  Regimes  spielten  die  Ziffern  über  den  Aussen- 
handel  die  Hauptrolle.  Sehr  viele  Schutzzöllner  behaupteten, 
dass  der  Aussenhandel  Frankreichs  zurückgehe.  Zum  Beweise 
wurde  eine  Menge  von  Durchschnittsziffern  und  Vergleichen 
angeführt.     Meline  legte  die  Durchschnittsziffern    der  Periode 


')  Debats  parlem.,  deputes,  p.  866—868. 

^)  Ib.  p.  730—732. 

«)  Ib.  p.  730—732. 

*)  Ib.  p.  746. 

*)  Ib.  p.  712. 

•)  Ib.  p.  915. 
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1875 — 1890  dem  Vergleich  zu  Grunde  i).  Fast  alle,  die  Re- 
gierung einbegriffen,  waren  einig  darin,  dass  das  Tempo  des 
Fortschritts  des  Aussenhandels  ein  langsameres  sei,  als  bei  an- 
deren Staaten 2).  Viger  suchte  nachzuweisen,  dass  die  Aus- 
fuhr von  Fabrikaten  am  wenigsten  Fortschritte  gemacht  habe. 
Die  sogenannten  Freihändler  glaubten  das  Gegenteil  erwiesen 
zu  haben,  indem  sie  den  Durchschnitt  der  Periode  1881 — 1890 
zu  Grunde  legten.  Weiter  behaupteten  sie,  dass  man  bei 
dieser  Betrachtung  die  Bewegung  der  Bevölkerung  berück- 
sichtigen müsse,  wobei  sich  ergebe,  dass  die  Ausfuhr  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  in  der  Periode  1881 — 1889  bedeutend  ge- 
stiegen sei  (Raynal  ^).  Den  Hauptstreitpunkt  bildeten  die  Er- 
örterungen über  die  Handelsbilanz. 

§  2 
Die  Handelsbilanz 

Die  Lehre  von  der  Handelsbilanz  ist  eigentlich  nichts 
anderes,  als  eine  besondere  Art  der  Kommentierung  der  Ziffern 
des  Aussenhandels.  Die  grosse  Mehrheit  der  Schutzzöllner  er- 
kannte diese  Lehre  als  richtig  an,  und  legte  grosses  Gewicht 
darauf.  Man  benutzte  sie  zur  Argumentation  in  folgender 
Weise : 

„Frankreich  war  im  Jahre  1859  dem  Auslande  gegen- 
über Gläubiger  und  zwar  mit  626  Mill.  Fr.,  im  Jahre  1869 
nur  noch  mit  78  Mill.  Fr.  und  1888  schuldete  es  dem  Aus- 
lande 861  Mill.  Fr.  Die  Einfuhr  zeigt  also  die  Tendenz  des 
Steigens  und  die  Ausfuhr  die  des  Niedergangs"   (Meline^). 

Dagegen  traten  die  sogenannten  Freihändler  auf.  Die 
Handeisbilanz  sei  keine  Buchführung,  sondern  eine  Reihe  von 
Posten,  die  mehr  oder  weniger  regelmässig  und  bloss  die 
Elemente  der  Buchführung  seien.  Wenn  man  ein  Geschäfts- 
inventar wolle,  so  solle  man  ein  vollständiges  geben.  Das- 
jenige Melines  enthalte  12  Fehler.   Falsch  sei  es,  die  Periode 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p,  850 — 852. 

2)  Ib.  p.  852. 

')  Ib.  p.  873-876. 

*)  Ib.  p.  864/65. 
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1852 — 1859  als  besser  wie  die  jetzige  zu  bezeichnen.  Es 
müsse  die  ganze  protektionistische  Periode  1815 — 1850  mit 
jener  von  1852 — 1891  verglichen  werden.  Weiter  müsse  man 
die  Tatsache,  dass  bis  zum  Jahre  1867  das  Bruttogewicht 
massgebend  war,  berücksichtigen.  Auch  das  Sinken  der  Preise 
1859 — 1889  habe  man  bei  der  Berechnung  des  Ausfuhrwertes 
in  Betracht  zu  ziehen.  Die  Ausfuhr  der  Artikel  der  Pariser 
Industrie,  welche  in  der  Statistik  des  Aussenhandels  gar  nicht 
zum  Vorschein  komme,  sei  unberücksichtigt  geblieben,  ebenso  die 
Zinsen,  die  man  von  den  im  Auslande  angelegten  französischen 
Kapitalien  beziehe.  Bei  der  Einfuhr  sei  vom  Werte  der  In- 
dustrieartikel 5  ^lo  abzuziehen  als  Unterschied  in  der  Schätzung 
einheimischer  und  ausländischer  Industrieprodukte  (Aynard  ^). 
Der  Wert  der  französischen  Ausfuhr  sei  nach  der  Statistik 
anderer  Länder  bedeutend  grösser  als  nach  jener  Frankreichs 
(Raynal  ^).  Auch  die  Wichtigkeit  der  zahlreichen  Reisenden 
für  die  Zahlungsbilanz  dürfe  nicht  unterschätzt  werden.  Das 
Festhalten  an  dieser  Lehre  sei  eine  Ideologie,  die  auch  grössere 
Geister,  wie  z.  B.  Thiers  und  Pouyer-Quertier  charakterisiere; 
es  sei  aber  auch  ihnen  nicht  gelungen,  die  Richtigkeit  dieser 
Lehre  zu  beweisen.  Diese  Doktrin  beruhe  nur  auf  Schein. 
Nach  ihr  müssten  alle  fortgeschrittenen  Völker  der  Armut  ent- 
gegengehen (Say  ^).  Fasse  man  bloss  die  Handelsbilanz  ins 
Auge,  so  seien  die  günstigsten  Jahre  des  Jahrhunderts  1830, 
1848  und  1871/72  (Lockroy^).  Die  Berechnungen  der  Zahlungs- 
bilanz, die  die  sogenannten  Freihändler  mit  Rücksicht  auf  die 
obigen  Momente  vornahmen,  ergaben  ein  ausserordentlich  gün- 
stiges Resultat.  Meline  will  von  der  Zahlungsbilanz  gar  nichts 
wissen;  die  Handelsbilanz  sei  separat  zu  untersuchen.  Er  ver- 
gleicht Frankreich  mit  einem  Industriellen,  der  am  Jahres- 
schluss  20000  Fr.  verloren  hätte.  Wenn  man  nun  sage,  dass 
er  diese  Verluste  aus  jenen  50  000  Fr.,  die  er  anderweitig  an- 
gelegt, oder  im  Portefeuille  oder  an  der  Börse  gewonnen  hätte, 
decken  könne,  so  sei  zu  erwidern,  dass  er  im  Handel  doch  ver- 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  749. 

2)  Ib.  p.  873—876. 

3)  Ib.  p.  734—736. 
*)  Ib.  p.  716—720. 
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loren  habe  und  besser  daran  wäre,  wenn  er  nicht  das  Defizit 
seiner  Geschäfte  mit  seinem  persönlichen  Einkommen  zu  decken 
gehabt  hätte. 

Auf  den  Einwand,  dass  in  der  Statistik  des  Ausfuhrwertes 
der  Gewinn  an  demselben  nicht  ersichtlich  sei  und  dass  die- 
selbe Ware,  nachdem  sie  anderswo  umgearbeitet  wäre,  wieder 
eingeführt  und  dadurch  noch  ein  Gewinn  erzielt  werden  könne, 
habe  er  zu  erwidern,  dass  1.  dieser  Gewinn  von  den  Gegnern 
zu  hoch  geschätzt  werde,  da  es  ja  doch  auch  Ausfuhr  mit  Ver- 
lust gebe,  und  2.  dass  in  allen  Statistiken  des  Aussenhandels 
der  Wert  der  Einfuhr  niedriger  und  der  der  Ausfuhr  höher 
angegeben  werde.  „Sie  sagen,  dass  Sie  durch  die  Gewinne 
der  Ausfuhr  die  Einfuhrüberschüsse  bezahlen,  dann  muss  aber 
die  Ausfuhr  gestiegen  sein,  gerade  das  Gegenteil  ist  der  Fall. 
Sie  weisen  auch  auf  andere  Länder  hin,  die  jedenfalls  ungün- 
stige Handelsbilanzen   haben.     Darauf  habe  ich  zu  erwidern: 

a)  In  Bezug  auf  England,  dass  dort  die  Bewegung  der 
Einfuhr  der  Ausfuhr  entspricht.  Die  Ausfuhr  enthält  1500  Mill. 
Durchgangsware,  welche  der  nationalen  Arbeit  keine  Kon- 
kurrenz macht  und  den  Transportunternehmern  grosse  Ge- 
winne bringt.  Weiter  bezieht  es  für  1500  Mill.  Fr.  Produkte 
aus  den  Kolonien;  das  ist  keine  ausländische  Ware.  Wenn 
man  alles  dies  in  Betracht  zieht,  so  ist  leicht  zu  ersehen,  dass 
die  Einfuhr  der  Waren,  die  England  am  meisten  produziert, 
niedriger  ist  als  die  Ausfuhr. 

b)  In  Bezug  auf  Deutschland  ist  der  Vergleich  mehr  am 
Platz.  Da  sehen  wir  aber,  dass  seit  der  Zolltarifreform  vom 
Jahre  1879  die  Einfuhr  eine  sinkende  und  die  Ausfuhr  eine 
steigende  Tendenz  zeigt.  1878  war  Deuschland  1200  Mill. 
an  das  Ausland  schuldig  und  1888  bloss  106  Mill." 

Für  Oesterreich-Ungarn  sucht  Meline,  auf  Grund  der  Aus- 
führungen Alexander  v.  Peez's,  dasselbe  nachzuweisen.  Auf 
die  Frage,  aus  welchen  Mitteln  das  jährliche  Defizit  der  Handels- 
bilanz gedeckt  werde,  antwortete  Meline  kurz:  „Aus  dem  Ge- 
winne der  inneren  Produktion,  die  mindestens  18  Milliarden 
beträgt  (die  Ausfuhr  3  Milliarden),  und  wenn  sie  einmal  ver- 
sagt, so  wird  sie  aus  dem  Volksvermögen  bezahlt  (dasselbe 
sei  auf  200  Milliarden  geschätzt).     Das  Verlassen   von  Grund 
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und  Boden  (das  1884  konstatiert  worden  sei),  die  Abnahme 
des  Zuckerabsatzes  und  des  Absatzes  an  Industrieartikeln  sei 
darauf  zurückzuführen  ^). 


Weitere  Ursachen  des  der  mal  igen  Standes  der 
Volkswirtschaft 

Nachdem  man  fast  alle  Aenderungen  in  der  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft  dem  bestehenden  handelspolitischen  System 
zugeschrieben  hatte,  blieben  doch  noch  einige  Erscheinungen 
übrig,  die  man  auf  diese  Ursachen  nicht  zurückführen  konnte. 
So  z.  B.  bezeichneten  die  sogenannten  Freihändler  (Lockroy, 
Raynal,  Aynard)  den  Verlust  von  Elsass-Lothringen,  den  Aus- 
fall der  Weinernte  wegen  der  Reblaus,  die  Entwicklung  der 
Industrie  in  anderen  Ländern  etc.  als  die  Ursache  des  schwachen 
Fortschritts  im  Aussenhandel.  Ihre  Gegner  hoben  wiederholt 
hervor,  dass  die  Not,  die  zur  Zeit  in  der  Landwirtschaft 
herrsche,  in  der  jahrhundertelangen  vollständigen  Vernach- 
lässigung derselben  seitens  des  Staates  wurzele.  Die  deutsche 
Landwirtschaft  hätte  sich  einer  guten  Organisation  des  Kredits 
und  der  inneren  Kolonisation  erfreut  (Turrel  ^).  Auch  die  ein- 
heimische Produktion,  die  Expansion  des  Handels  nach  dem 
Auslande  wurden  als  Quellen  des  Reichtums,  dessen  Zunahme 
man  nicht  bestreiten  konnte,  bezeichnet  (Deschanel  ^).  Diesen 
verschiedenen  Ursachen  wandte  der  Handelsminister  seine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zu.  Er  hat  sie  einigermassen  syste- 
matisiert. Seiner  Meinung  nach  befinde  sich  die  französische 
Industrie  noch  immer  im  Fortschritte,  nur  sei  das  Tempo  des- 
selben ein  zu  langsames.  Neben  dem  bisherigen  Zollregime 
habe  er  noch  drei  Gruppen  von  Ursachen  angegeben,  die  in 
demselben  Masse  gewirkt  hätten.  Als  erste  Ursache  bezeichnet 
er  das  im  Verschwinden  begrijffene  Monopol  der  Industrie  und 
die  Industrialisierung  der  neuen  Länder,  wies  dies  durch 
Beispiele    auch    glänzend  nach.     Als  zweite   bezeichnet  er  die 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  866/67. 
»)  Ib.  p.  789. 
")  Ib.  p.  822. 
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Entwicklung  der  Verkehrsmittel.  Heute  sei  nicht  mehr  die 
Fläche,  sondern  die  Zeit  und  das  Geld  der  Massstab  für  die 
Grösse  der  Entfernung. 

Die  dritte  Gruppe  von  Ursachen,  die  er  moralische  nennt, 
teilt  er  in  drei  Untergruppen  und  diese  sind: 

a)  die  Ausrüstung  der  neuen  Länder  mit  den  neuesten 
Werkzeugen  und  Maschinen; 

b)  besondere  Eigenschaften  des  Individuums,  die  bei  ver- 
schiedenen Völkern  verschieden  sind,  z.  B.  die  Methode,  die 
Achtsamkeit,  die  Sparsamkeit,  die  Ausdauer,  der  Fachunter- 
richt etc. 

c)  „Wir  bauen  unsere  Fabrikgebäude  mit  mehr  Geschmack 
und  unter  Beobachtung  der  Architektur,  die  anderen  Völker 
richten  sich  bloss  nach  dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit. 
Agenten  und  Depots  im  Auslande  zu  haben,  Sitten,  Geschmack 
und  Gesetze  des  Auslandes  zu  kennen,  ist  von  grossem  Vor- 
teile." Alles  dies  zusammen  sei  im  stände,  die  Verschiebung 
der  industriellen  Macht  verschiedener  Länder  und  jener  Frank- 
reichs zu  erklären  ^). 

§  4 

Der  Hinweis  auf  die  Erfahrungen  und  Einrichtungen 
anderer  Länder 

Die  Art  und  Weise,  in  welcher  man  die  zahlreichen 
handelspolitischen  Erfahrungen  zu  verwerten  gesucht  hat,  ist 
äusserst  interessant.  Man  hat  in  diesen  Begründung  für  alles 
mögliche  gefunden.  Der  Missbrauch  mit  diesem  Material  ist 
ähnlich  jenem  mit  der  Statistik.  Eine  zusammenfassende  Schilde- 
rung der  Argumente,  die  daraus  gebildet  worden  sind,  würde 
uns  hier  zu  weit  führen.  Wir  werden  deshalb  bloss  die  wich- 
tigsten typischen  Argumente  beispielsweise  anführen.  .Durch 
die  Handelspolitik  Deutschlands  in  den  Achtzigerjahren  suchten 
die  Schutzzöllner  den  Protektionismus  zu  begründen  und  in  den 
zu  dieser  Zeit  im  Gange  befindlichen  Verhandlungen,  die  später 
mit  den  „Dezemberverträgen"  ihren  Abschluss  fanden,  erblickten 
ihre  Gegner  die  Verurteilung  dieses  Systems. 


')  Debats  parlem.,  deputes,  p.  325. 
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In  den  Motiven  der  Regierung  ist  der  Zollpolitik  des 
näheren  und  entfernteren  Auslandes  sehr  grosse  Aufmerksam- 
keit gewidmet.  Die  Aenderungen  in  dieser  Richtung,  die  seit 
den  Sechzigerjahren  zu  verzeichnen  waren  und  insbesondere 
jene  im  schutzzöUnerischen  Sinne,  die  eigentlich  die  einzigen 
sind,  hat  die  Regierung  als  dritten  Grund  für  die  Notwendig- 
keit der  Schutzzölle  in  Frankreich  erklärt.  Auch  der  Handels- 
minister hat  dies  in  seiner  Rede  hervorgehoben.  Die  Ein- 
führung der  Schutzzölle  in  Amerika,  Russland,  Deutschland, 
Oesterreich-TJngarn  etc.  behaupteten  die  Schutzzöllner,  habe 
zur  Folge  gehabt,  dass  der  französische  Markt  mit  Waren 
vom  offenen  Weltmarkt  vollständig  überschwemmt  wurde 
(Meiine  ^).      So   betrug    z.  B.    die   Einfuhr    der   Schweiz   nach 


Frankreich: 

1877 

1886 

Butter  ...   287  000  Fr. 

1  624  000  Fr. 

Käse  .  .  .  7  000  000  „ 

13  000  000  , 

Uhren  .  .  .  1218  000  „ 

4  000  000  „ 

Seidengewebe  9  000  000  „ 

18  000  000  „ 

Daraus  bildeteraanallmählich  jenes  berühmte  Argument,  dass 
die  Schutzzöllner  keine  Umwälzung  herbeiführten,  sie  sei  bereits 
durch  die  Reformen  des  Auslandes  bewirkt,  und  der  Zolltarif 
hätte  nur  den  Zweck,  die  französische  Entwicklung  in  jene 
Richtung  zu  lenken,  die  als  notwendig  zur  Verteidigung  gegen 
die  Konkurrenz  erscheine  (Viger^).  Wenn  man  die  Schutz- 
zölle als  einzige  Ursache  des  jeweiligen  Standes  der  Volks- 
wirtschaft annimmt  und  verschiedene  Staaten  ohne  weiteres 
miteinander  vergleicht  —  und  das  haben  die  französischen 
Schutzzöllner  im  höchsten  Masse  getan  — ,  so  kann  man  so- 
wohl bei  den  damaligen,  wie  bei  den  jetzigen  handelspolitischen 
Verhältnissen  Europas  und  Amerikas  einen  glänzenden  Beweis 
für  die  Vortrefflichkeit  der  Schutzzölle  erbringen.  Die  Lage 
der  Gegner  der  Vorlage  war  in  dieser  Beziehung  viel  un- 
günstiger. Sie  hielten  so  fest  an  dem  Hinweis  auf  England, 
dass  die  Schutzzöllner,  nachdem  sie  den  Unterschied  zwischen 
Frankreich    und  England  nach  Möglichkeit  ausgenützt  hatten 

^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  833. 
2)  Ib.  p.  866. 
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(Meline^),  Viger^)  etc.),  auch  dieses  als  gefährdet  hinstellten. 
Es  stehe  vor  dem  Zusammenbruch  und  befinde  sich  zur  Zeit 
in  einer  latenten  Krisis,  die  auch  von  der  Handelskammer  von 
Manchester  ausdrücklich  anerkannt  sei  (Turrel  ^).  Dass  auch 
die  neuen  Länder  mit  ihrem  billigen  Grund  und  Boden  erwähnt 
wurden,  ist  selbstverständlich.  Manche  Vergleiche,  die  zwischen 
Frankreich  und  verschiedenen  anderen  Ländern  angestellt  wur- 
den, waren  nichts  weniger  wie  gewissenhaft.  Auch  die  histo- 
rischen Angaben  wurden  sehr  oft  entstellt.  So  sagte  man,  dass 
in  Deutschland  bei  der  Reform  1879  bloss  politische  Gesichts- 
punkte massgebend  gewesen  seien.  Auch  die  amerikanischen 
Reformen  wurden  auf  das  Bestreben  Amerikas ,  Europa  einen 
ökonomischen  Krieg  zu  erklären,  zurückgeführt  (Lockroy*). 
Bei  dem  Vergleich  der  Höhe  der  vorgeschlagenen  Zoll- 
sätze mit  den  Zöllen  verschiedener  Staaten  wurde  noch  weniger 
Brauchbares  geliefert.  Da  hatten  beide  Parteien  recht  aus 
dem  höchst  einfachen  Grunde,  weil  man  die  zu  vergleichenden 
Zollsätze  äusserst  vorsichtig  wählte.  So  z.  B.  griffen  die  Anti- 
schutzzöllner  den  Ochsenzoll  auch  deshalb  an,  weil  in  keinem 
Lande  sonst  ein  gleich  hoher  sei;  kurz  darauf  wurde  seitens 
der  Schutzzöllner  der  Zoll  auf  Kälber  auch  deshalb  zur  An- 
nahme empfohlen,  weil  er  niedriger  sei  als  in  einigen  anderen 
Ländern.  Die  Redner  der  Minderheit  legten  ein  besonderes 
Gewicht  auf  die  Tatsache,  dass  die  vorgeschlagenen  Zollsätze 
auf  Mehl,  Hammel,  Fleisch  mit  denen  Deutschlands  überein- 
stimmten, und  die  auf  Pökelfleisch,  Geflügel,  Eier,  Milch,  Käse 
höher  seien  als  irgendwo  sonst  (Lockroy  ^).  Auch  durch  die 
Dividierung  des  Einfuhrwertes  mit  den  Zolleinnahmen  rechnete 
man  die  Grösse  der  Belastung  in  Prozenten  des  ersteren  aus. 
Auf  diese  Weise  ermittelte  man,  dass  die  Belastung  betrage: 
in  Deutschland  8,8^/0,  in  Oesterreich-Ungarn  6,5  ^/o ,  in  Eng- 
land 2  °/o,  in  Spanien  10  ^/o,  in  Italien  15  "/o,  in  der  Schweiz 
3''/o,    in  Frankreich  8^/2  — 9*^/0,   25°/o   (dividiert  mit  den  ver- 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  728 — 740. 
2)  Ib.  p.  866. 
»)  Ib.  p.  787. 
*)  Ib.  p.  722/23. 
")  Ib.  p.  714/15. 
Bajkid,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902 
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mutlichen  Einnahmen  des  Minimaltarifs  der  Regierung),  40  ^jo 
(nach  den  Sätzen  der  Zollkommission).  Diese  Berechnung  galt 
als  Widerlegung  der  Behauptung,  dass  die  Sätze  des  Tarif- 
projektes niedriger  seien,  wie  die  vieler  anderer  Nationen 
(Raynal  ^). 

§5 

Die  Ausgleichzölle 

Die  bekannte  Tatsache,  dass  der  Krieg  1870—1871  die 
Einführung  vieler  Steuern  notwendig  machte,  haben  die  Schutz- 
zöllner benützt,  um  ihre  Thesen  zu  stützen.  Der  Handels- 
vertrag von  1860  habe  bis  zum  Jahre  1870  keine  schädliche 
Wirkung  gehabt;  erst  nachdem  die  neuen  Steuern  die  General- 
kosten der  französischen  Produktion  erhöht  hätten,  hätte  seine 
verhängnisvolle  Wirkung  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  Frank- 
reichs begonnen.  Die  Beweise  für  die  Grösse  der  Finanzlasten 
wurden  u.  a.  auch  einem  Bericht  des  Generalberichterstatters 
der  Budgetkommission  C.  Pelletan  —  des  grössten  Wider- 
sachers der  Schutzzöllner  —  entnommen.  Diese  Lasten  wären 
an  sich  ein  genügender  Grund  für  die  Umgestaltung  des  Zoll- 
systems, und  die  einzige  Möglichkeit,  ihre  schädliche  Wirkung 
zu  beseitigen,  sei  die  Einführung  der  Schutzzölle  in  einer  Höhe, 
welche  die  Ungleichheiten  in  den  Produktionskosten  ausgleiche 
(Meline  ^).  So  entstand  die  Lehre  von  den  Ausgleichzöllen 
(droits  compensateurs).  Kein  Mensch  bestritt  die  Grösse  der 
Finanzlasten,  es  fanden  sich  aber  Redner,  die  diese  schädliche 
Wirkung  leugneten.  So  wies  Aynard  ^)  auf  den  zunehmenden 
Aussenhandel  und  auf  den  Reichtum  Frankreichs,  Raynal  auf 
die  Erscheinung  hin,  dass  die  Periode  1870/71  einen  grösseren 
Aufschwung  zu  verzeichnen  habe  als  jene  nach  1881.  Ins- 
besondere aber  wurde  die  Berechnung  der  Grösse  dieser  Lasten 
sowohl  in  Frankreich  wie  auch  in  anderen  Ländern  als  will- 
kürlich erklärt  (Lockroy  ^). 

Unter   den  Ausgleichzöllen  haben    die  Schutzzöllner  auch 

^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  894/95. 
')  Ib.  p.  852. 
')  Ib.  p.  872. 
*)  Ib.  p.  713. 
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noch  etwas  anderes  verstanden.  Sie  sollten  auch  jene  Un- 
gleichheiten ausgleichen,  die  aus  irgend  einem  Grunde  die 
Konkurrenzfähigkeit  Frankreichs  beeinträchtigen.  In  einigen 
Produktionszweigen  Frankreichs  seien  die  Produktionskosten 
von  Natur  höher  als  im  Auslande.  So  z.  B.  soll  die  grosse 
Steigerung  der  Löhne  —  des  wichtigsten  Postens  in  den  Pro- 
duktionskosten der  französischen  Industrie  —  durch  die  Zölle 
ausgeglichen  werden.  Auch  die  allgemeine  Wehrpflicht  und 
die  soziale  Gesetzgebung  trügen  zur  Beeinträchtigung  der 
Konkurrenzfähigkeit  bei  (Meline  ^). 

Diese  Tatsachen  seien  einmal  gegeben,  und  da  man  sie 
nicht  beseitigen  könne,  so  müsse  die  durch  sie  hervorgerufene 
Ungleichheit  ausgeglichen  werden.  Dieses  Prinzip  ist  hie  und 
da  zur  Anwendung  gekommen.  So  wurde  beispielsweise  der 
Schutz  für  die  Baumwollen-  und  Leinengespinste  durch  eine 
sehr  detaillierte  Berechnung  der  Produktionskosten  in  Frank- 
reich und  England  begründet  ^).  Der  Abg.  Viger  hat  versucht, 
die  Inferiorität  der  französischen  Industrie  infolge  der  teureren 
Kohle  zahlenmässig  darzutun  ^).  Er  fasste  alle  diese  Momente 
zusammen  und  kam  zu  dem  radikalen  Schluss,  dass  keine  der 
französischen  Industrien  ohne  Schutz  existieren  könne.  „Wir 
wollen  keine  Schutz-,  sondern  bloss  Ausgleichzölle,"  mit  diesen 
Worten  der  Pariser  Handelskammer  schloss  er  seine  Rede. 
Der  ganze  Doppeltarif  sollte  also  nur  Ausgleichzölle  enthalten. 

Diese  Lehre  über  die  Ausgleichzölle  bekämpfte  Say  am 
lebhaftesten.  ,Es  gibt  keine  normalen  Produktionskosten," 
führte  er  aus,  »denn  diese  hängen  nicht  vom  Schicksal,  sondern 
von  unserem  Fleiss,  unserer  Intelligenz  und  unserem  Mut  ab; 
und  gerade  die  Erscheinung,  dass  in  derselben  Industrie  die 
einen  untergehen,  die  anderen  emporkommen,  dient  als  Beweis 
dafür.  Ihre  Berechnungen  und  Vergleiche,  sowohl  der  Finanz- 
lasten, wie  auch  der  Produktionskosten  sind  vollständig  falsch. 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p,  852. 

^)  Ib.  annexes,  janvier-mai,  über  Baumwollspinnerei  p.  750 — 761. 

3)  Debats  parlem.,  deputes,  compte  rendu  p.  128/29  fF. :  Berechnung 
der  Produktionskosten  für  Kohle  in  England  6,35  Fr.,  in  Deutschland 
5,83  Fr.,  in  Belgien  8  Fr.,  in  Oesterreich-Üngarn  5  Fr.,  in  Russland  8  Fr., 
in  Frankreich  10,31  Fr. ;  Durchschnitt  8  Fr. 
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Sie  kommen  den  Durchschnittsziffern  nahe,  allein  man  lebt  nicht 
vom  Durchschnitt.  Es  kann  der  Durchschnitt  der  Löhne  5  Fr. 
betragen;  aber  wenn  die  einen  25  Fr.  und  die  anderen  2  Sous 
als  Lohn  beziehen,  so  werden  die  letzteren  von  ihrem  Lohn 
nicht  leben  können.  Geradeso  verhält  es  sich  mit  den  Produk- 
tionskosten. Die  Behauptung,  dass  die  Steigerung  der  Löhne 
am  meisten  zur  Erhöhung  der  Produktionskosten  beigetragen 
habe,  ist  absolut  falsch.  Blicken  Sie  auf  die  Bewegung  der 
Produktionskosten  und  der  Löhne  durch  das  ganze  Jahrhundert 
hindurch,  so  werden  Sie  sofort  bemerken,  dass  die  ersteren 
stets  sinken  und  die  anderen  steigen"  i).  In  demselben  Sinne 
sprach  auch  Aynard:  „Nehmen  wir  an,  dass  ein  Hektar 
mit  Getreide  bestellt,  eine  Steuer  von  3  oder  7  oder  10  Fr. 
zu  entrichten  hat.  Wenn  der  Ertrag  dieses  Grundstücks  16  hl 
beträgt,  so  wird  ein  Zoll  von  5  Fr.  dem  Besitzer  80  Fr.  zu- 
kommen lassen.  Ist  das  Land  der  Weinkultur  unterworfen 
und  wirft  es  50  hl  ab,  so  beträgt  der  Ausgleich  bei  8  Fr. 
Zoll  400  Fr.  (8  mal  50),  die  Steuer  dagegen  bloss  20—25  Fr. 
Wenn  die  hohen  Steuern  die  Ursache  der  ungünstigen  Pro- 
duktionsbedingungen wären,  so  wäre  die  grösste  Industrie  nicht 
in  Lyon,  Paris  und  Marseille,  wo  die  Komraunalsteuern  am 
höchsten  sind"  ^).  Im  Gegensatz  zu  Viger  hält  Say  Frank- 
reich für  das  von  der  Natur  am  reichsten  ausgestattete  Land 
Europas^). 

§  6 
Der  innere  Markt  und  der  Export 

Sowohl  die  Zollkommission  als  die  Regierung  hatten  bei 
der  Ausarbeitung  des  Zolltarifs  den  alten  Vorwurf,  dass  jede 
Erhöhung  der  Zölle  die  Exportindustrie  schädige  und  gefährde, 
im  Auge,  und  suchten  sich  vielmehr  dagegen  zu  verteidigen 
als  für  die  Beseitigung  seiner  Gründe  zu  sorgen.  Bei  dieser 
Frage  gingen  auch  Zollkommission  und  Regierung  auseinander: 
unbedeutend   in   Bezug   auf  die   Höhe    einiger  Zollsätze  (Oel- 

')  D6bats  parlem.,  cleputes,  p.  938/39. 
'')  Ib.  p.  751. 
3)  Ib.  p.  747. 
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samen,    Jute,    Flachs,    Seidengewebe,    Weine,   Holz,   Fleisch, 
Früchte  und  Fische),  sehr  stark  aber  in  den  Anschauungen. 

Die  schutzzöllnerischen  Abgeordneten  sahen  den  nationalen 
inneren  Markt  bedroht.  Der  letztere  aber  sei  die  Quelle  des 
Reichtums  und  als  solche  zu  schützen  ohne  Rücksicht  auf  die 
etwaige  Rückwirkung  für  die  exportierende  Industrie.  Man 
schätzte  den  inneren  Markt  auf  25,  23,  21  Milliarden  gegen- 
über den  3  Milliarden  des  Exports.  Durch  die  Gegenüber- 
stellung dieser  beiden  Ziffern  glaubten  sie  das  Hauptargument 
vorgebracht  zu  haben.  Weiter  aber  sagte  man,  man  wolle 
nicht  die  Exportindustrie  schädigen,  denn  sie  sei  nützlich ;  man 
wolle  sie  vielmehr  beibehalten,  und  bloss  in  ihrem  Interesse 
sei  der  Minimaltarif  geschaffen  worden  (Meline^).  Die  Industrie 
solle  aber  auch  nicht  zwangsweise  zum  Export  getrieben  werden, 
sie  solle  nur  diejenigen  Artikel  weiter  produzieren,  die  sie  am 
besten  und  erfolgreichsten  exportieren  könne  und  bei  denen 
sie  keine  Konkurrenz  zu  befürchten  habe.  Der  Schutz  des 
inneren  Marktes  war  jedoch  insofern  nicht  vollständig,  als 
einige  Rohstoffe,  die  auch  die  französische  Landwirtschaft 
produziert,  auch  in  Zukunft  zollfrei  eingeführt  werden  konnten. 
Die  extremen  Schutzzöllner  waren  entschieden  gegen  solche 
Ausnahmen ;  die  Kommission  nahm  sie  jedoch  aus  nachstehen- 
den Gründen  an:  „Der  Zoll  auf  Rohstoffe  würde  das  Gegen- 
teil des  Gewünschten  hervorrufen.  Wenn  die  Industrie  die 
Rohstoffe  teuer  bezahlen  muss,  so  ist  sie  genötigt,  entweder 
die  Löhne  herabzusetzen  oder  die  Preise  zu  erhöhen.  Was 
das  erstere  anbelangt,  so  ist  es  genug,  dass  man  uns  die  Ver- 
teuerung der  Lebensmittel  zur  Last  legt;  käme  noch  eine  Lohn- 
herabsetzung zu  dieser  angeblichen  Lebensmittelverteuerung 
hinzu,  so  würde  das  von  unseren  Gegnern  ausgenutzt  werden, 
um  gerade  in  dem  Augenblick,  wo  wir  die  Erhöhung  der 
anderen  Zölle  erstreben,  eine  Entfremdung  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  herbeizuführen.  Tritt  eine  Preiserhöhung  der 
Artikel  ein,  so  wird  ihr  Absatz  und  dadurch  der  der  landwirt- 
schaftlichen Produkte  zurückgehen,  wie  dies  bei  der  Wolle 
nachgewiesen    ist"    (Viger  2),     Kurz,    um    der   Diskreditierung 


»)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  735/36.         ^j  Ib.  p.  869/70. 
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des  Agrarschutzes  und  der  Agitation  gegen  denselben  vor- 
zubeugen, gewähren  die  Schutzzöllner  die  Freiheit  der  Roh- 
stoffe. 

Ganz  anderer  Meinung  war  der  Handelsminister  Roche  ^). 
Die  Produktionsbedingungen  hingen  nicht  bloss  vom  Inlande, 
sondern  auch  von  der  Expansion  nach  aussen  ab.  Die  Er- 
höhung des  Exportes  vermindere  die  Generalkosten  der  in- 
ländischen Produktion.  An  Stickereien,  fassonierten  Stoffen, 
Lederindustrie,  Geweben  und  Wein  weist  er  nach,  dass  der 
innere  Markt  den  äusseren  weder  quantitativ  noch  qualitativ 
ersetzen  könne,  so  z.  B. : 

Stickerei: 

Wert  pro  Einheit  der  Einfuhr    30,50  Fr.  (100  kg) 

„        ,  „           r     Ausfuhr    59,25    „ 
Fassonierte  Stoffe: 

Wert  pro  Einheit  der  Einfuhr    83,00  Fr. 

„        ^  r           r,     Ausfuhr  104,00    , 
Konfektion: 


Wert  der  Einfuhr    .     . 

.       25  Hill.  Fr. 

r        n     Ausfuhr  .     . 

.     143     „         , 

Lederindustrie: 

Wert  der  Einfuhr    .     . 

•       39     , 

y,        ,     Ausfuhr   .     . 

.     250     .        , 

Gewebe: 

Wert  der  Einfuhr    .     . 

.     174     ,        . 

„        „     Ausfuhr  .     . 

•     775     „         „ 

Wein: 

Wert  der  Einfuhr    .     . 

.      30-35  Fr.  i 

„        „     Ausfuhr   .     . 

.     225  Fr.  pro  l 

Es  sei  also  das  Schicksal  der  ganzen  französischen  In- 
dustrie mit  dem  der  Exportindustrie  und  des  Exporthandels 
eng  verbunden.  „Man  soll  also  unseren  inneren  Handel  bei- 
behalten und  zu  diesem  Zweck  die  Exportindustrie  schützen. 
Sie  wird  auf  zweierlei  Weise  geschützt:  1.  durch  massige 
Tarife,  die  uns  die  Aufrechterhaltung  der  Beziehungen  zu 
anderen  Ländern  ermöglichen.  2.  Insbesondere  durch  die  Er- 
möglichung einer  billigen  Versorgung  mit  Rohstoffen." 

Dieser  Argumentation  des  Handelsministers  hatten  die 
sogenannten   Freihändler    sehr    wenig   hinzuzufügen.     Sie    be- 

^)  D6bats  parlem.,  deputes,  p.  927/28. 
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haupteten  noch,  dass  der  innere  Markt  überschätzt  und  der 
äussere  unterschätzt  worden  sei.  Der  erstere  betrage  25, 
der  letztere  8  Milliarden  Fr.,  also  SO^jo.  Weiter  betrage  die 
industrielle  Produktion  10 — 12  Milliarden  und  auf  die  Ausfuhr 
entfallen  2  Milliarden,  d.  h.  20—25  >  (Aynard  i).  Frankreich 
führe  Industrieartikel  für  1900  Mill.  Fr.  aus  und  für  603  Mill. 
ein  (Lockroy  ^). 

§  7 

Die  Bedeutung  der  Zölle  für  die  Arbeiter 

(Wer  trägt  den  Zoll,   wem  kommt  der  Zoll  zu  gute?) 

Auch  die  Frage ,  ob  die  Schutzzölle ,  namentlich  die  auf 
Lebensmittel,  einen  Einfluss  auf  die  Lage  des  Arbeiterstandes 
auszuüben  vermögen,  wurde  erörtert.  Merkwürdig  ist,  dass 
dieser  Punkt,  der  sich  auf  den  Zusammenhang  der  Schutzzölle 
mit  der  sozialen  Frage  bezieht,  in  der  Diskussion  keine  so 
grosse  Rolle  spielte,  wie  das  sonst  in  unseren  Tagen  der  Fall 
ist.  Diese  Erscheinung  ist  durch  eine  interessante,  nur  den 
parteipolitischen  Verhältnissen  Frankreichs  eigentümliche  Tat- 
sache zu  erklären,  dass  die  ausgesprochensten  Gegner  der  Zoll- 
tarifvorlage dieselben  Männer  waren,  die  aufs  heftigste  gegen 
jedwede  Arbeiterschutzgesetzgebung  auftraten  und  die  einige 
Monate  vorher  gegen  den  Gesetzentwurf  über  die  Frauen-  und 
Kinderarbeit  in  den  Fabriken  ihre  Stimmen  abgegeben  hatten. 
Die  Mehrzahl  der  Schutzzöllner  war  dagegen  für  eine  Staats- 
intervention zu  Gunsten  der  Arbeiter.  Dieser  Gegensatz  wurde 
von  ihnen  ausgenützt,  um  sich  gegen  den  Vorwurf,  die  Schutz- 
zölle brächten  eine  Verschlechterung  der  Lage  des  Arbeiters 
mit  sich,  zu  verteidigen.  Sie  sprachen  ihren  Gegnern  jedes 
wirkliche  Interesse  für  die  Arbeiter  ab  und  bezeichneten  die 
Tarifvorlajre  als  ein  Glied  in   der  Kette  der  sozialen  Gesetze. 

Was  speziell  die  Frage,  ob  der  Zoll  verteuernd  wirkt, 
anbelangt,  so  wurde  sie  von  allen  Rednern  in  der  Opposition 
mit  Entschiedenheit   bejaht;   insbesondere  Say  widmete   dieser 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  752/53. 
2)  Ib.  p.  719. 
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Frage  grosse  Aufmerksamkeit.  Er  stellte  folgende  Berech- 
nung auf: 

Während  der  Herrschaft  des  3  Fr. -Weizenzolls  habe  der 
Unterschied  zwischen  den  Preisen  Englands  und  Frankreichs 
5  Fr.  pro  Dz.  oder  3,75  pro  hl  zu  Ungunsten  des  letzteren 
getragen.  Angenommen,  85  Mill.  hl  würden  an  30  Mill.  Kon- 
sumenten verkauft,  so  betrage  die  Belastung  318  Mill.  Fr. 
In  ähnlicher  Weise  machte  er  Berechnungen  für  die  übrigen 
Getreidearten.  Die  Schätzung,  die  er  mit  Rücksicht  auf  den 
damaligen  Freisunterschied  vornahm,  ergab  eine  ersichtliche 
Verteuerung  von  152  Mill.  Fr.  und  eine  unersichtliche  von 
642  Mill.  Fr.  für  Getreide.  Nehme  man  diesen  Masstab  642 
zu  152  als  feststehend  an,  so  betrage  die  unersichtliche  Ver- 
teuerung bei  den  Industrieprodukten,  die  an  Zöllen  241  Mill.  Fr. 
liefern,  1  Milliarde  und  die  ganze  unersichtliche  Belastung 
2096  Mill.  Fr.  i). 

Say  verglich  seine  und  seiner  Freunde  Lage  mit  jener 
Cobdens  vor  1846  und  machte  für  dies  alles  Meline  verant- 
wortlich: „Sie  sagen,  Sie  wollen  den  Arbeitern  den  Lohn  sichern, 
zu  gleicher  Zeit  aber  wollen  Sie  ihnen  das  Brot  verteuern; 
Sie  versprechen  also  den  Arbeitern  viele  Vorteile,  weil  die 
Gesetze  Ihnen  die  Möglichkeit  zur  Bereicherung  geben.  Warum 
machen  Sie  es  nicht  umgekehrt?  Geben  Sie  den  Arbeitern 
höhere  Löhne,  dann  wird  deren  Kaufkraft  gesteigert  werden; 
infolgedessen  wird  eine  Zunahme  des  Absatzes  der  landwirt- 
schaftlichen und  industriellen  Produkte  stattfinden  und  Sie 
werden  dadurch  reicher." 

Lockroy  ^)  sah  in  den  Ausgleichzöllen  einen  für  den 
sozialen  Frieden  sehr  gefährlichen  Vorschlag.  „Wenn  einmal  die 
Arbeiter  für  die  Verteuerung  der  Kleidung  und  Lebensmittel 
ausgleichende  Löhne  verlangen,  so  werden  Sie  dieselben  nicht 
ablehnen  können,  ohne  Gefahr  zu  laufen,  ungerecht  zu  sein. 
Bewilligen  Sie  aber  dieselben,  wo  finden  Sie  das  hiezu  nötige 
Geld?  Sie  sollten  wissen,  dass  die  ausgleichenden  Löhne  in 
Form  der  Garantie  eines  Minimallohns  anderwo  schon  gefordert 


')  Debats  parlem.,  deputes,  p.  844—849. 
2)  Ib.  p.  717/18. 
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wurden.  Vergessen  Sie  nicht,  dass  eine  neue  Nation,  die  in 
allen  Ländern  einig  ist,  entsteht,  die  Sozialdemokratie.  Wenn 
einmal  die  Arbeiter  —  was  schon  zur  Zeit  des  Protektionis- 
mus geschah  —  bewaffnet  Brot  oder  Arbeit  verlangen,  so 
werden  Sie  beides  verweigern  müssen."  Der  Hinweis,  dass 
nur  ein  kleiner  Teil  der  Arbeiterschaft  in  der  Exportindustrie 
tätig  sei,  beweise  nichts,  weil  die  Interessen  der  Armen  soli- 
darisch seien.  „Auf  Kosten  dieser  Aermsten  aller  Armen 
wollen  Sie  den  Reichtum  ihrer  rekonstituierten  Aristokratie 
aufbauen." 

Die  Widerlegung  der  obigen  Behauptung  war  entschieden 
die  schwierigste  Aufgabe,  welche  die  Verteidiger  des  „neuen 
Kurses"  zu  lösen  hatten;  denn  so  leicht  es  ihnen  war,  ihre 
Gegner,  die  Anhänger  der  liberalen  ökonomischen  Schule,  als 
zweifelhafte  Freunde  der  Arbeiter  in  sozialpolitischen  Dingen 
hinzustellen,  so  schwer  war  es,  die  Argumente  der  Gegner  zu 
vernichten,  wie  sich  in  einer  Reihe  von  Abweichungen  und 
Widersprüchen  zeigt,  in  die  sie  sich  verwickelten.  Die  einen 
suchten  ihr  Ziel  durch  einfache  Identifizierung  der  Arbeiter- 
interessen mit  den  Interessen  der  Arbeitgeber  zu  erreichen; 
hienach  wäre  diejenige  Zollpolitik  für  die  Arbeiter  günstig, 
die  möglichst  viel  nationale  Arbeit  sichere.  —  Die  anderen, 
die  die  Frage  etwas  eingehender  untersuchten,  gaben  zu,  dass 
möglicherweise  die  Lage  eines  oder  des  anderen  Exportindustrie- 
zweiges etwas  verschlechtert  werden  könne;  allein  nicht  in  der 
Prosperität  des  Grosshandels  und  der  Grossindustrie,  die  einen 
internationalen  Charakter  hätten,  sondern  in  der  des  Klein- 
handels und  des  Kleingewerbes,  die  rein  französische  Arbeits- 
kräfte benützten,  läge  das  Interesse  der  Arbeiterklasse. 

Auch  die  uns  schon  bekannte  schutzzöllnerische  Lehre 
über  die  Wirkung  der  Zölle  wurde  zwecks  Widerlegung  jenes 
schweren  Vorwurfs  etwas  ausführlicher  behandelt  und  zwar 
wiederum  von  Meline. 

Die  Zölle  führten  zu  einer  Zunahme  der  Produktion,  und 
diese  zu  einer  stärkeren  Konkurrenz  und  infolgedessen  zu  einer 
Verbilligung.  Die  in  den  Achtzigerjahren  eingeführten  Zölle 
auf  Getreide  hätten  bloss  zweimal  vollverteuernd  gewirkt,  näm- 
lich  in   Jahren    der   Missernte.     Auch   die  Fleischpreise   seien 
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zurückgegangen,  weil  die  Produktion  gestiegen  sei.  (NB.  die 
Angaben,  die  M^line  über  die  Fleischpreise  vorbrachte,  wurden 
von  Raynal  für  vollständig  unbrauchbar  erklärt,  weil  dem 
Unterschiede  in  der  Qualität  des  Fleisches  zwischen  Paris  und 
London  keine  Rechnung  getragen  sei;  die  Fleischqualität  Frank- 
reichs gehe  immer  zurück.)  Wenn  durch  den  Schutzzoll  schliess- 
lich auch  eine  Verteuerung  einträte,  zugleich  aber  die  Land- 
wirtschaft durch  ihn  gerettet  werde,  so  sei  er  wünschenswert. 
Was  die  Industriezölle  anbelange,  so  würden  sie  noch  weniger 
Verteuerung  hervorrufen.  Die  ultima  ratio  der  Zölle  auf  Baum- 
wollengespinste liege  darin,  dass  sie  eine  Ueberschwemmung 
des  inneren  Marktes  mit  englischer  Ware,  die  zur  Zeit  der 
Krisis  einzutreten  pflege,  verhindern.  Say  gegenüber  behauptet 
Meline,  dass  in  9  von  10  Fällen  die  verteuernde  Wirkimg  der 
Zölle  ausbleibe;  den  Zoll  trügen  die  Importeure.  Trete  trotz- 
dem eine  schädliche  Wirkung  ein,  so  sei  dies  den  in  Frankreich 
so  zahlreichen  Zwischenhändlern  zu  verdanken  ^). 

Es  ist  übrigens  sehr  schwer  festzustellen,  was  die  Schutz- 
zöllner und  hauptsächlich  Meline  selbst  über  die  Wirkung  der 
Zölle  eigentlich  dachten,  denn  sie  gaben  oft  zu  gleicher  Zeit 
mehrere  voneinander  abweichende  Antworten.  Noch  vor  kurzem 
hat  sich  z.  B.  Meline  in  ganz  anderer  Weise  darüber  geäussert. 

Was  die  Berechnung  über  die  Belastung  der  Arbeiter  und 
Konsumenten  anbelangt,  so  fanden  die  Schutzzöllner  dieselbe 
falsch  und  übertrieben.  Wenn  schliesslich  eine  Verteuerung 
eintrete,  so  werde  dieselbe  durch  Abschaffung  von  Gemeinde- 
oktrois,  die  sich  in  Vorbereitung  befinde,  ausgeglichen.  Hier 
handle  es  sich  nicht  hauptsächlich  darum,  ob  eine  Verteuerung 
eintrete,  sondern  ob  die  Gesetze  den  Arbeitern  ihre  Löhne 
sichern.  Das  Emporblühen  des  Arbeiterstandes  im  neunzehnten 
Jahrhundert  sei  nicht  der  Verbilligung  der  Lebensmittel  zu  ver- 
danken —  in  England  sei  im  Gegenteil  eine  Verteuerung  ein- 
getreten — ,  sondern  der  Erhöhung  der  Löhne.  Die  Steigerung 
derselben  in  England  sei  der  Gewerkvereinsbewegung  zu  danken. 
In  Amerika  aber  seien  die  Löhne  am  raschesten  und  höchsten 
gestiegen,    und   das   sei  eine  Wirkung  des  Schutzzolls.     Auch 


*)  Däbats  parlem.,  deputes,  p.  855 — 857. 
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in  Deutschland  sei  in  den  letzten  Jahren  eine  Steigerung  der- 
selben zu  beobachten,  was  wohl  auf  dieselbe  Ursache  zurück- 
zuführen sei  (Jamais  i). 

Auf  die  Frage,  wer  trägt  den  Zoll,  wurden  von  den  Schutz- 
zöllnern zwei  Antworten  gegeben:  nach  der  einen  trägt  ihn 
der  Importeur,  nach  der  anderen  das  Ausland.  Im  Gegensatz 
zu  der  Behauptung  der  Mehrheit,  wonach  ein  lückenloser  Zoll- 
tarif auf  gleicher  Behandlung  aller  beruhe  und  in  gleichem  Masse 
allen  zu  gute  komme,  vertrat  die  Minderheit  die  Anschauung, 
dass  die  Schutzzölle  unbedingt  eine  Ungleichheit  der  Behand- 
lung mit  sich  brächten  und  die  Solidarität  der  Interessen  aus- 
schlössen. Sie  kämen  bloss  den  Besitzenden  zu  gute  (Say^), 
Aynard  ^).  Die  Ungleichheit  des  Schutzes  sei  auch  bei  den 
einzelnen  Produktionszweigen  zu  beobachten.  Die  Landwirt- 
schaft geniesse  einen  Schutz  von  2  —  16°/o  des  Wertes  und  die 
Industrie  einen  solchen  von  10 — 55  ^/o ;  auch  für  die  verschie- 
denen Departements  sei  der  Schutz  äusserst  ungleich.  Vier 
Departements  verlieren  4,7  Mill.  zu  Gunsten  anderer,  vier  im 
Norden  gewinnen  32  Mill. 

Auf  Grund  einer  Enquete,  die  in  einem  Dorfe  veranstaltet 
wurde,  suchte  Say  zu  beweisen,  dass  die  Zahl  der  Landwirte, 
die  vom  Zoll  wirklich  einen  Nutzen  haben,  herzlich  gering 
sei.  So  wurde  festgestellt,  dass  von  634  Haushaltungen  (mit 
2275  Einwohnern)  314  genötigt  seien,  ihren  Weizenbedarf 
durch  Ankauf  zu  decken;  240  konsumierten  eigenes  Produkt 
und  80  seien  in  der  Lage,  Weizen  zu  verkaufen.  Diese  80  Haus- 
haltungen hätten  einen  Weizenüberschuss  von  4950  hl,  der 
folgendermassen  verteilt  sei:  8  Haushaltungen  verkaufen  3000  hl, 
den  Rest  von  1950  hl  die  übrigen  72.  Die  Gesamtproduktion 
im  Dürfe  betrage  8900  hl  und  der  Gesamtverbrauch  7700  hl, 
es  gingen  also  1200  hl  auswärts  *). 

Höchstens  8  Mill.  der  Bevölkerung  würde  der  Zoll  zu  gute 
kommen. 

Der  Hinweis  der  Schutzzöllner  auf  die  Mehrheit  der  Kammer 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  916/17. 

2)  Ib,  p,  837/38. 

3)  Ib.  p.  751/52. 
*)  Ib.  p.  847. 
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sei   daher   nicht   im    stände,    die  Schutzzölle   zu  rechtfertigen, 
weil  diese  Mehrheit  die  Ungerechtigkeit  nicht    decken   könne 

Gegen  die  Bemerkung  Melines,  dass  die  Finanzen  Frank- 
reichs bedeutend  besser  daran  wären,  wenn  man  schon  früher 
zu  diesen  Mitteln  gegriffen  hätte,  trat  Say  ^)  lebhaft  auf,  weil 
diese  Meinung  im  krassen  Gegensatz  zu  dem  Finanzsystem 
stehe,  welches  die  französische  Republik  verfolge.  Nicht  die 
Erhöhung,  sondern  die  Verminderung  der  indirekten  Steuern 
sei  von  der  Kammer  im  Jahre  1890  als  höchstes  Prinzip  er- 
klärt worden. 

Darin,  dass  die  Schutzzölle,  die  dahin  gehen,  den  Be- 
sitzenden auf  dem  Wege  des  Gesetzes  ein  Mehreinkommen  zu 
sichern,  mit  der  Demokratie  unvereinbar  sind,  stimmten  alle 
sogenannten  Freihändler  überein. 


Die  Schutzzölle  und  die  Handelsmarine 

Dass  die  Interessen  der  Handelsmarine  durch  die  neuen 
Zölle  in  Gefahr  gebracht  werden  würden,  behaupteten  zwei 
Redner:  Charles  Roux  ^)  und  der  Handelsminister,  und  suchten 
dies  nachzuweisen.  Der  erstere  beschäftigte  sich  fast  aus- 
schliesslich mit  dieser  Frage.  An  den  Erfahrungen,  die  man 
nach  dem  Bruch  der  Beziehungen  mit  Italien  gemacht  hatte, 
zeigte  er  die  schädliche  Wirkung  der  Abschliessungspolitik 
für  die  Handelsmarine.  Aach  der  Rückgang  des  Verkehrs  rnit 
Griechenland  sei  auf  die  Rosinenzölle,  jener  mit  Rumänien  auf 
den  Zoll  auf  Mais  zurückzuführen,  weil  die  Schiffe  keine  Rück- 
frachten hätten.  Weiter  unterwarf  er  die  vorgeschlagenen  Zölle 
einer  Analyse  hinsichtlich  der  Bedeutung  einzelner  Artikel  für 
die  Handelsmarine  und  konstatierte,  dass  gerade  diejenigen 
Artikel,  die  hauptsächlich  im  Verkehr  mit  Kleinasien,  Aegypten, 
Marokko,  den  ostafrikanischen  Kolonien,  Spanien,  Salonichi, 
Triest,  Venedig,  Genua  und  für  die  Küstenschiffahrt  überhaupt 


*)  Debats  parlem,,  depules,  p.  848. 

2)  Ib.  p.  844—846. 

3)  Ib.  p.  794—798. 
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die  Rückfrachten  bilden,  am  schwersten  bedroht  seien.  „Die 
Handelsmarine  kann  bei  diesen  Zöllen  nicht  fortexistieren. " 

Die  Küstenschiffahrt,  die  unter  dem  Bruche  der  Beziehungen 
mit  Italien  und  durch  die  Erhöhung  der  Gebühren  seitens 
Italiens  von  4  Fr.  pro  Tonne  und  Jahr  —  bei  Berührung  von 
zwei  Häfen  —  auf  2  Fr.  pro  Tonne  und  Monat  —  bei  Be- 
rührung von  einem  Hafen  —  schwer  gelitten  hatte,  verteidigte 
auch  der  Handelsminister  warm.  Die  Mittelmeermarine  lebe 
von  der  Küstenschiffahrt,  und  da  könne  der  äussere  Markt 
durch  den  inneren  nicht  ersetzt  werden  ^). 

Die  Schutzzöllner  blieben  dabei,  dass,  wenn  auch  ein 
kleiner  Verlust  an  Rückfrachten  einträte,  die  Handelsmarine 
doch   reichlich    durch    die   Prämien    schadlos   gehalten   würde. 

§  9 
Die  Währungs frage 

Die  Währungsfrage  bildete  das  Lieblingsthema  Melines. 
Es  ist  wohl  möglich,  dass  die  Subtilität  der  Probleme,  die  von 
Meline  noch  dazu  ziemlich  verwickelt  wurden,  dazu  beitrug, 
dass  kein  anderer  Redner  der  Mehrheit  darauf  einging:.  Das 
Aufgeben  der  Silberprägung  hatte  in  den  Augen  Melines 
zweierlei  nachteilige  Wirkungen:  im  Inlande  eine  Verbilligung 
aller  Produkte  und  dem  Auslande  gegenüber,  das  noch  Silber- 
währung besitzt,  eine  bedeutend  ungünstigere  Stellung  der 
Goldwährungsländer,  was  im  Wechselkurse  zum  Ausdruck 
komme.  Say  bestritt  dies  aufs  entschiedenste  ^).  Der  Wechsel- 
kurs sei  nicht  die  Ursache  des  jeweiligen  Standes  des  Aussen- 
handels,  führte  er  aus,  sondern  der  Ausdruck  desselben.  Durch 
die  Korrektur  des  Wechselkurses  könne  man  die  jeweilige 
Situation  nicht  ändern.  Die  Liquidation  des  W^echselverkehrs 
zwischen  einem  Silberwähruugslande  und  einem  mit  Gold- 
währung bestehe  aus  zweierlei  verschiedenen  Operationen: 
„Dass  die  Länder  mit  Silberwährung  durch  die  Entwertung 
des  Silbers  in  ihrem  Verkehr  mit  den  Ländern  mit  Gold- 
währung  etwas   gewonnen   haben,    haben    wir   nie   geleugnet. 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  928/29. 
2)  Ib.  p.  836/37. 


—     78     — 

Der  Gewinn  ist  aber  minimal,  weil  er  bei  der  Einfuhr  aus 
Goldwährungsländern  verloren  geht."  Seit  1881  seien  Ein-  und 
Ausfuhr  Indiens  in  gleichem  Masse  gestiegen,  woraus  hervor- 
gehe, dass  jene  ausfuhrfördernde  Wirkung,  die  Meline  ent- 
deckt zu  haben  glaube,  eine  Fabel  sei.  Die  reiche  Getreide- 
ausfuhr Indiens  sei  auf  Erscheinungen,  welche  mit  der  Währung 
nichts  zu  tun  haben,  wie  z.  B.  Abschaffung  der  Ausfuhrzölle, 
Bedürfnislosigkeit  der  Arbeiter,  die  in  natura  bezahlt  werden  etc., 
zurückzuführen.  Grundfalsch  sei  die  Annahme,  dass  die  Silber- 
entwertung durch  die  Zölle  wieder  gut  gemacht  werden  könne. 
Einen  Wasserstrom  könne  man  nicht  mit  einem  Papierdeich 
hemmen.  Die  Abhilfe  gegen  dieses  Uebel  sei  von  vielen  Ge- 
lehrten und  Praktikern  gesucht,  von  keinem  aber  gefunden 
worden,  es  werde  dies  auch  Meline  schwerlich  gelingen.  Wäre 
diese  Erscheinung  für  Indien  so  günstig,  so  würden  die  Eng- 
länder eine  Aenderung  der  Zustände  nicht  herbeizuführen 
suchen.     Auch  Aynard  sprach  in  demselben  Sinne  ^). 

§  10 

Die  Handelsverträge.  —  Die  Meistbegünstigung. — 

Der  Zolltarif 

Auch  die  Frage  der  Handelsverträge,  der  Meistbegünsti- 
gung und  des  Doppeltarifs  wurde  von  allen  Rednern  berührt, 
weil  man  in  den  Handelsverträgen  mit  gebundenem  Zolltarif 
und  Meistbegünstigung  die  Verkörperung  einer  freiheitlichen 
und  im  Doppeltarif  eine  solche  der  schutzzöllnerischen  Handels- 
politik zu  sehen  pflegte.  Alles,  was  gegen  das  bestehende 
System  seitens  der  Mehrheit  ins  Feld  geführt  wurde,  galt  auch 
für  die  Handelsverträge  obiger  Art.  Man  brachte  aber  auch 
daneben  noch  eine  Menge  Einwände  speziell  gegen  die  Handels- 
verträge als  solche  vor. 

Der  Hauptnachteil  dieser  Verträge,  führten  die  Anhänger 
des  Doppeltarifs  aus,  liege  darin,  dass  die  einem  Staate  als 
Gegenvorteile  eingeräumten  Konzessionen  allen  übrigen  Staaten 
ebenso  zu  gute  kommen.  Diese  Generalisierung  von  Konzessionen 
habe  eine  ungeheure  Konkurrenz  auf  dem  inneren  Markte  zur 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  847. 
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Folge  (Viger  i),  Deschanel  2),  Meline  ^).  Die  Fehler,  die  man 
in  der  Tarifierung  begangen  habe,  blieben  auf  10  Jahre 
immobilisiert.  Trotz  aller  wissenschaftlichen  Entdeckungen, 
trotz  aller  Transformationen  und  Schwankungen  in  den  Pro- 
duktionskosten und  aller  Aenderungen  auf  dem  Weltmarkte 
müsse  man  bei  diesem  System  die  ausländische  Konkurrenz 
dulden  (Viger  ^).  Darüber  beklage  sich  die  französische  In- 
dustrie bitter. 

Auch  die  Stabilität  der  Handelsverträge  sei  eine  Behaup- 
tung der  Freihändler,  die  jeder  Begründung  entbehre,  im 
Gegenteil  seien  sie  die  reine  Verkörperung  der  Instabilität. 
Im  Jahre  1881  sei  der  Weinzoll  auf  4,50  Fr.  festgesetzt  worden, 
'schon  ein  Jahr  später  sei  der  Vertrag  mit  Spanien  geschlossen, 
der  durch  Ermässigung  des  Zolles  auf  2  Fr.  die  einheimische 
Weinproduktion  dem  Ausland  ausgeliefert  habe.  So  sei  es 
auch  mit  dem  Zoll  auf  Fleisch  geschehen.  Der  Schutz,  der 
dem  heimischen  Schiffbau  zu  teil  wurde,  sei  durch  den  Vertrag 
mit  Oesterreich  beseitigt  und  auf  diese  Weise  der  englischen 
Konkurrenz  die  Tür  geöffnet.  Diese  ewigen  Aenderungen  seien 
also  diesem  System  eigentümlich.  Aber  auch  die  grossen 
Revisionen,  die  Enqueten,  die  man  alle  10  Jahre  vorzunehmen 
pflege,  brächten  die  einheimische  Produktion  in  Ungewissheit 
(Viger  ^).  Die  Kündigung  der  Verträge  habe  dieselbe  Wirkung 
(Meline  ^).    Die  Meistbegünstigung  sei  ein  Sprung  ins  Dunkle. 

Die  Anhänger  der  bestehenden  Handelsverträge  saben  in 
ihnen  das  einzige  Mittel,  das  den  Interessen  des  Aussenhandels 
diene,  und  unter  den  Eigenschaften,  die  sie  so  wertvoll  machten, 
betonten  sie  mit  Nachdruck  die  Stabilität,  die  dem  Export- 
gewerbe so  notwendig  sei.  Der  Doppeltarif,  der  einem  per- 
petuum  mobile  gleiche,  sei  die  beste  Garantie  für  immer  neue 
Erhöhungen  der  Zollsätze.  Auch  die  Meistbegünstigung,  die 
man  beizubehalten  beabsichtige,  sei  bei  so  hohen  Zöllen  ohne 

^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  737—740. 

2)  Ib.  p.  825. 

3)  Ib.  p.  869/70. 

")  Ib.  p.  737—740. 
^)  Ib.  p.  737—740. 
«)  Ib.  p.  869/70. 
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Bedeutung.  Der  Minimaltarif  sei  ein  Geschäft  mit  festen  Preisen 
und  daher  sehr  ungeeignet,  Konzessionen  zu  erlangen.  Mit 
so  hohen  Zollsätzen,  wie  sie  der  Doppeltarif  enthalte,  komme 
man  direkt  auf  den  Bruch  der  bestehenden  Handelsbeziehungen 
hinaus;  dann  seien  Repressalien  zu  erwarten.  (Lockroy,  Say, 
Raynal,  Aynard,  Roche).  Die  Instabilität,  die  sie  immer  wieder 
als  Haupteigenschaft  des  Doppeltarifs  bezeichneten,  sei  un- 
geheuer, weil  die  Minimalsätze  von  dem  oft  wechselnden  Mini- 
sterium, ja  sogar  von  einer  Interpellation  abhängen  (Lockroy). 
Die  Redner  der  Mehrheit  erwiderten,  der  Minimaltarif 
bringe  Sicherheit  und  Stabilität.  Seine  Zollsätze  seien  nicht 
so  hoch,  dass  sie  den  Bruch  der  Handelsbeziehungen  notwendig 
mit  sich  bringen  müssten  (Viger  ^).  Ferner  gingen  sie  auf 
eine  Untersuchung  ein  bezüglich  der  Frage,  ob  der  Minimal- 
tarif vom  Auslande  angenommen  werden  würde.  England 
werde  ihn  annehmen,  weil  es  nicht  wage,  die  Interessen  seiner 
Exportindustrie  in  Gefahr  zu  bringen  (Viger),  und  weil  die 
Zölle  auf  Eisen  und  Kohle  keine  Aenderungen  erfahren  hätten 
(Deschanel).  Belgien  sei  ebenfalls  stark  interessiert,  die  Be- 
ziehungen zu  Frankreich  aufrecht  zu  erhalten,  weil  die  Bilanz 
zwischen  beiden  Ländern  sich  immer  mehr  zu  Ungunsten  des 
letzteren  gestalte.  Auch  Spanien  würde  im  Fall  eines  Zoll- 
krieges mit  Frankreich  mehr  verlieren  als  gewinnen.  Aus 
Amerika  beziehe  man  vorwiegend  Rohstoffe.  Oesterreich- 
Ungarn,  falls  es  Verträge  schliesst,  werde  kaum  wagen,  Frank- 
reich zu  schädigen  (Deschanel).  Der  Schweiz  gegenüber  müssten 
die  vorgeschlagenen  Zollsätze  auf  Käse,  Butter  und  Stickerei 
ermässigt  werden.  Italien  z.  B.  habe  mehr  verloren  wie  Frank- 
reich. Deutvschland  bedrohe  Italiens  Industrie,  Oesterreich- 
Ungarn  seine  Landwirtschaft.  „Da  wir  von  einer  Seite  durch 
den  amerikanischen  und  von  der  anderen  vom  slawischen  Koloss 
abgeschlossen  sind,  so  bleibt  uns  einzig  und  allein  Stärkung 
auf  den  benachbarten  Märkten ,  wobei  uns  der  Art.  1 1  des 
Frankfurter  Friedens  gute  Dienste  leistet"  (Deschanel  ^).  Was 
die  Repressalien   anbelange,    so   seien   dieselben  nicht   zu  be- 


*)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  739. 
2)  Ib.  p.  825. 
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fürchten,  weil  die  Zollsätze  massig  seien.  Im  übrigen  habe 
Frankreich  geduldig  und  ohne  Protest  zahlreiche  schutzzöllne- 
rische  Reformen  des  Auslandes  ertragen ^  weil  es  solche  als 
gutes  Recht  eines  jeden  Staates  betrachte  (Meline^),  Viger^). 
Und  wenn  schliesslich  Retorsionen  eintreten  würden,  so  bedeute 
das  noch  kein  Unglück,  weil  Frankreich  schon  einmal  von 
einer  chinesischen  Mauer  umgeben  und  diese  Epoche  die  Zeit 
der  Blüte  gewesen  sei  ^(Viger^).  „Was  den  Einwand  an- 
belangt, dass  Deutschland  zu  den  Handelsverträgen  zurück- 
kehrt und  zu  diesem  Zwecke  Verhandlungen  pflegt,  so  haben 
wir  zu  erwidern,  dass  auch  uns  die  Möglichkeit  zu  demselben 
System  zurückzukehren  —  falls  es  von  der  Mehrzahl  der 
Staaten  wieder  angenommen  wird  —  nicht  versagt  bleibt" 
(Me'line*). 

Bezüglich  der  Dauer  der  Abmachungen,  die  Frankreich 
unter  der  Herrschaft  des  Doppeltarifs  mit  dem  Auslande  zu 
schliessen  habe,  gingen  die  Meinungen  der  Mehrheit  auseinander. 
Meline  und  mit  ihm  eine  Mehrheit  in  der  Zollkommission, 
waren  der  Meinung,  dass  diese  Konventionen  sine  die  abge- 
schlossen werden  sollten.  Viger  befürwortete  das  einjährige 
Kündigungsrecht.  Deschanel  hatte  auch  gegen  längere  Kündi- 
gungsfristen nichts  einzuwenden,  wenn  die  Tarife  einmal  gut 
ausgearbeitet  seien.  F.  Paure^)  verlangte  von  der  Regierung 
eine  klare  Aeusserung  darüber,  ob  man  unter  die  Minimalsätze 
heruntergehen  werde.  Ribot^'),  Minister  des  Auswärtigen,  er- 
klärte, die  Regierung  sehe  sich  durch  den  Minimaltarif  in 
ihrem  verfassungsmässigen  Recht  zur  Verhandlung  nicht  be- 
einträchtigt und  werde  eventuell  über  eine  kleine  Anzahl  Artikel 
verhandeln.  PeytraP)  wies  auf  den  grossen  Gegensatz  hin 
zwischen  den  Ansichten  der  Kommission,  die  die  Minimalsätze 
noch  immer  als  unterste  Grenze  ansehe ,   und   der  Regierung, 


')  Debats  parlem.,  deputes,  p.  869/70. 
2)  Ib.  p.  739. 
ä)  Ib.  p.  739. 
*)  Ib.  p.  825. 
°)  Ib.  p.  860—70. 
«)  Ib.  p.  739. 
'')  Ib.  p.  739. 
Bajkic,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902 
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die  sogar  auf  Verhandlungen  einzugehen  geneigt  sei.  Er  er- 
suchte Meline,  sich  zu  äussern,  ob  der  Minimaltarif  irgend 
einen  Sinn  habe,  wenn  nur  über  einen  einzigen  Zollsatz  ver- 
handelt werden  könne.  Meline^)  wiederholte  seine  Ansicht, 
dass  der  Regierung  dreierlei  Wege  zur  Verfügung  stehen,  den 
ausländischen  Staaten  den  Minimaltarif  einzuräumen :  in  Form 
des  Gesetzes,  in  Form  der  Konvention  und  in  Form  des  Handels- 
vertrages. Die  Regierung  habe  das  verfassungsmässige  Recht, 
nicht  aber  die  Pflicht  zur  Verhandlung.  Sie  wolle  sich  immer 
über  die  Ansichten  der  Kammer  erkundigen.  Die  Bedeutung  des 
Miniraaltarifs  liege  darin ,  dass  er  —  im  Gegensatz  zu  dem 
bestehenden  Regime  —  selbst  als  Gegenleistung  für  eine 
günstigere  Behandlung  eingeräumt  werde.  Ministerpräsident 
Freycinet  sagte,  die  Regierung  habe  nicht  die  Absicht,  Ver- 
träge zu  machen,  die  als  totgeborene  Kinder  zu  betrachten 
seien,  sie  werde  sich  bemühen,  das  Gesetz  seinem  Geiste  nach 
anzuwenden.  Aber  die  Regierung  könne  nicht  dafür  gut  stehen, 
dass  sie  im  gegebenen  Moment  nicht  eine  Aenderung  eines 
oder  mehrerer  Artikel  verlange 2).  Nachdem  Meline^)  auf  Grund 
des  Motivenberichts  festgestellt,  dass  die  Regierung  den  Minimal- 
tarif als  unterste  Grenze  betrachtet,  ergriff  Peytral^)  das  Wort, 
um  darauf  hinzuweisen,  dass  der  Minimaltarif  vollständig  über- 
flüssig sei,  sobald  die  Regierung  das  Recht  des  Verhandeins 
von  Konventionen  und  das  Parlament  jenes  der  Annahme  oder 
des  Ablehnens  en  bloc  habe.  Meline^)  antwortete,  die  Regie- 
rung werde  erst  dann  Gebrauch  von  diesem  Recht  machen, 
wenn  die  Kammer  sie  über  die  zu  machenden  Konzessionen 
konsultiere.  Pelletan  erklärte,  nicht  eher  abstimmen  zu  können, 
bis  die  Regierung  nicht  die  Erklärung  abgebe,  ob  sie  für  die 
Konzessionen,  die  sie  zu  machen  gedenkt,  eine  vorherige  Zu- 
stimmung von  der  Kammer  verlangen  wolle.  Er  sei  der 
Meinung  Peytrals,  dass  dies  eine  Erschwerung  der  Arbeit  der 
Unterhändler  sei. 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  939. 
*)  Ib.  p.  942. 
»)  Ib.  p.  944. 
*)  Ib.  p.  945  ff. 
s)  Ib.  p.  940  ff. 
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Eine  Antwort  auf  seine  Frage  bekam  er  nicht.  Auch  die 
Frage,  ob  der  Minimaltarif  verfassungswidrig  sei,  wurde  von 
den  Juristen  mit  besonderer  Lebhaftigkeit  besprochen.  Die 
Freihändler  bejahten  diese  Frage. 

§  11 

Der  Artikel  11    des    Frankfurter   Friedensvertrages, 

die  Schutzzölle  und  die  äussere  und  innere  Politik 

Auch  der  Artikel  11  des  Frankfurter  Friedensvertrages 
und  seine  Bedeutung  für  Frankreich  ist  als  Argument  in  der 
handelspolitischen  Auseinandersetzung  gebraucht  worden,  und 
zwar  wurde  er  draussen  in  der  Agitation  als  Ursache  des 
Ruins  Frankreichs  hingestellt  und  mit  seiner  Unabänderlichkeit 
das  ganze  Schutzzollsystem  begründet.  Anders  in  der  General- 
diskussion, wo  diese  Frage  überhaupt  wenig  ventiliert  wurde. 
Deschanel  stimmte  dem  Abgeordneten  Aynard  in  der  Behauptung 
bei,  dass  dieser  Artikel  für  Frankreich  gar  keinen  Schaden 
hervorgerufen  habe  ^).  Allein  seit  1879,  führte  er  weiter  aus, 
sei  die  Reziprozität  verschwunden  und  zwar  zu  Gunsten  Deutsch- 
lands, weil  sämtliche  Konzessionen,  die  Frankreich  eingeräumt 
habe ,  auch  ihm  zu  gute  gekommen  seien.  Und  nun  bei  der 
bevorstehenden  Wendung  in  der  Handelspolitik  Frankreichs 
werde  dieser  Artikel  grosse  Dienste  leisten,  indem  jetzt  um- 
gekehrt sämtliche  von  Deutschland  gemachten  Konzessionen 
Frankreich  zu  gute  kommen  würden.  Die  Schutzzöllner  seien 
ihrem  kürzlich  verstorbenen  Gesinnungsgenossen  Pouyer-Quer- 
tier  zu  grossem  Dank  verpflichtet,  weil  er  so  gut  verstanden 
habe,  in  die  Zukunft  zu  blicken^). 

Vom  Standpunkt  der  auswärtigen  Politik  wurden  die 
Schutzzölle  ebenfalls  angegriffen.  Sie  seien  Ursache  der  Isolie- 
rung Frankreichs,  meinte  Lockroy,  und  suchte  dies  mit  Hinweis 
auf  die  Haltung  der  Schutzzöllner  in  der  Frage  der  Annexion 
Belgiens  zu  beweisen.  Die  Schutzzöllner  hätten  alle  Versuche, 
die   eine   Annäherung   oder   Befreundung   mit  Frankreich   be- 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  748. 
-)  Ib.  p.  825. 
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zweckten,  zum  Scheitern  gebracht.  „Durch  diese  Tarife  werden 
Sie  unseren  zukünftigen  Feinden  einerseits  die  schweizerische 
Hochebene,  anderseits  das  Maastal  eröffnen"  ^).  Dieselben 
verhindern  Frankreich,  sich  auf  der  Erde  auszubreiten,  was 
doch  seine  Aufgabe  sei  (Say^). 

Auch  vom  Standpunkt  der  inneren  Politik  seien  die  Schutz- 
zölle aufs  schärfste  zu  verurteilen.  Sie  seien  mit  der  Demokratie 
und  den  republikanischen  Einrichtungen  unvereinbar;  hinter 
ihnen  stecke  der  Feind  der  Republik  ^).  —  Nicht  minder 
grossen  Wert,  wie  auf  die  übrigen  Argumente,  legten  die 
Schutzzöllner  auf  die  Meinung  des  Volkes,  die  bei  der  Enquete 
und  in  den  Wahlen  zum  Ausdruck  gekommen  sei.  Eine  er- 
drückende Mehrheit  habe  sich  zu  Gunsten  der  Schutzzölle  ge- 
äussert. Ueberall,  wo  es  den  Schutzzöllnern  zu  schwer  fiel, 
einen  Einwand  der  Gegner  zu  bekämpfen,  beschränkten  sie 
sich  darauf,  auf  den  Willen  des  Volkes  hinzuweisen.  Ihre 
Gegner  legten  den  Aeusserungen  des  Volkes  keinen  Wert  bei 
und  zwar  weil  das  Volk  durch  eine  planmässige  Agitation,  in 
der  der  Frankfurter  Friedensvertrag  und  die  Worte  „Freiheit 
und  Brüderlichkeit"  missbraucht  wurden,  verführt  worden  sei. 
Die  Syndikate  seien  nicht  im  stände,  eine  gute  ökonomische 
Politik  zu  treiben  (Aynard^),  Ih  den  landwirtschaftlichen  Berufs- 
vereinen sässen  die  Journalisten,  Advokaten  und  hauptsächlich 
Kandidaten  (Lockroy  ^).  Schliesslich  sei  es  kein  Wunder,  dass 
die  Schutzzöllner  für  sich  die  Mehrheit  gewonnen  hätten.  Sie 
hätten  den  Wählern  bar  Geld,  die  Freihändler  aber  bloss  Frei- 
heit und  Gerechtigkeit  angeboten.  Es  gehöre  wirklich  kein 
Heroismus  dazu,  sich  für  die  Schutzzölle  zu  erklären.  Die 
Regierung  aber  solle  sich  hüten,  in  diesen  Dingen  die  Be- 
fragung der  Interessenten  als  unvermeidlich  zu  betrachten  und 
ihre  Stellungnahme  von  der  Antwort  derselben  abhängig  zu 
machen,  denn  sie  würden  das  nächste  Mal  die  Aufhebung  aller 
Steuern  verlangen,  ja  sie  hätten  dies  sogar  schon  jetzt  getan 

^)  Debats  parlem.,  d^putes,  p.  718. 
^)  Ib.  p.  850. 
")  Ib.  p.  715. 
*)  Ib.  p.  748. 
»)  Ib.  p.  713. 
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(Aynard  ^),  Die  Aeusserung  der  Generalräte  sei  belanglos, 
weil  sie  als  politische  Korporation  von  der  Nationalökonomie 
nichts  verständen  (Lockroy  ^). 

Einen  schweren  Vorwurf  machten  die  sogenannten  Frei- 
händler der  Regierung  und  der  Zollkommission  daraus,  dass 
keine  Enquete  stattgefunden  hätte.  Vor  dem  Jahr  1860  hätte 
man  weniger  Zeit  gehabt,  und  doch  sei  eine  solche  veranstaltet 
worden.  Eine  Enquete  mit  kontradiktorischem  Verfahren  sei 
sehr  wünschenswert  (Lockroy  ^). 

Auch  die  oben  erwähnte  Ermässigung  des  Weizenzolls 
wurde  von  den  Antischutzzöllnern  geschickt  als  ein  Argument 
gegen  das  ganze  System  gebraucht  (Lockroy,  Say^). 

Der  Unterschied,  der  in  Bezug  auf  die  Grundbesitzverteilung 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  besteht,  wurde  von  den 
Anhängern  der  Reform  zu  ihrer  Begründung  benutzt.  In 
Deutschland  seien  die  Getreidezölle  verwerflich,  weil  sie  dort 
bloss  dem  ostelbischen  Adel  zu  gute  kämen;  in  Frankreich 
dagegen  würden  sie  zu  Gunsten  der  landwirtschaftlichen  De- 
mokratie eingeführt  (Deschanel  ^).  Die  Vertreter  der  Wein- 
produzenten suchten  den  erhöhten  Weinzoll  durch  die  hohen 
Gemeindeverbrauchsabgaben  zu  begründen.  Sie  wären  bereit, 
im  Falle  völliger  Abschaffung  derselben  auf  den  Weinzoll 
gänzlich  zu  verzichten  (E.  Jamais  ^). 

Sowohl  Schutzzöllner  wie  Freihändler  behaupteten  mit 
ihren  Forderungen  dem  Grundsatz  der  Massigkeit  Rechnung 
getragen  zu  haben;  die  ersteren,  indem  sie  die  Zollsätze  massig 
bemessen  hätten  (Meline'),  die  letzteren,  weil  sie  bloss  den 
Status  quo  verlangten  (Aynard  ^),  Say  ^). 
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§  12 

Die  Volkswirtschaftslehre  und    die  Abgeordneten- 
kammer 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  unter  den  vielen  Ge- 
sichtspunkten,  von  denen  aus  die  Tragweite  einer  Zolltarif- 
reform betrachtet  werden  kann,  der  nationalökonomische  der 
ausschlaggebende  sein  sollte.  Von  diesem  idealen  Standpunkte 
sind  jedoch  die  modernen  Gesetzgeber  weit  entfernt,  und  eine 
Menge  Argumente  und  Momente  ganz  anderer  Natur  werden 
in  der  Regel  den  nationalökonomischen  vorangestellt.  Selbst- 
verständlich ist  eine  Stellungnahme  der  Nationalökonomie 
gegenüber  in  solchen  Diskussionen  unvermeidlich;  mag  diese 
nun  das  Ergebnis  umfangreicher  Studien  oder  die  einfache 
Folge  von  Einfällen  dieses  oder  jenes  Schutzzöllners  sein,  so 
ist  sie  jedenfalls  für  das  Verständnis  der  jeweiligen  Wirt- 
schaftsgeschichte von  grosser  Bedeutung.  Die  Regierung  hatte 
bekanntlich  ihre  Stellung  durch  den  Mund  des  Handelsministers 
gekennzeichnet.  Die  Nationalökonomie  sei  ihrer  Meinung  nach 
nichts  anderes  als  die  Dienerin  der  Politik.  Was  die  übrigen 
Abgeordneten  anbelangt,  so  geht  aus  der  Generaldiskussion 
deutlich  hervor,  dass  sie  mit  dieser  Wissenschaft  herzlich  wenig 
befreundet  waren.  In  Bezug  auf  die  Methode  waren  alle, 
wenigstens  ihrer  Behauptung  nach,  einig.  Sie  stünden  alle 
jeder  Schulmeinung,  die  eine  Stellungnahme  a  priori  zu  Folge 
hätte,  fern  und  bewegten  sich  ausschliesslich  auf  dem  Boden 
der  Tatsachen.  Diese  Erscheinung,  dass  fast  alle  Redner  in 
Bezug  auf  die  Methode  ein  Bekenntnis  ablegten,  ist  auf  ein 
rein  taktisches  Moment  zurückzuführen.  Die  Schutzzöllner 
hoben  es  hervor,  damit  sie  ihre  Gegner  als  weltfremde 
Theoretiker  hinstellen  könnten,  die  sogenannten  Freihändler, 
um  sich  gegen  diesen  Vorwurf  zu  verteidigen  und  auf  die 
Menge  der  Tatsachen,  die  sie  in  Betracht  gezogen  hätten,  hin- 
zuweisen. Dies  war  aber  das  einzige  allen  Gemeinsame.  Tat- 
sächlich gingen  sie  so  weit  auseinander,  dass  eine  systematische 
Uebersicht  kaum  möglich  wäre.  Das,  was  sie  im  grossen  und 
ganzen  scheidet,  haben  sie  selbst  geschildert.  So  z.  B.  führte 
Deschanel    aus:    -Die   Ansichten   der   Oekonomisten    und    der 
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Politiker  gehen  in  dieser  Frage  auseinander.  In  den  Augen 
der  ersteren  —  und  unter  denselben  verstehe  ich  die  Anhänger 
der  klassischen  Nationalökonomie  mit  ihrer  deduktiven  Methode, 
die  durch  die  Schule  Careys  und  Lists  ersetzt  worden  ist  — 
bilden  alle  Völker  eine  Gesellschaft,  eine  Handelsfamilie  ohne 
Rücksicht  auf  die  Stufe  der  Zivilisation.  Sie  lassen  die  Natio- 
nalität und  das  Vaterland  unberücksichtigt,  sie  beseitigen  die 
Grenzen  und  sie  kennen  bloss  eine  Menschheit;  sie  sind  vor- 
zugsweise kosmopolitisch.  Dasjenige,  was  ihre  Grösse  in  der 
Philosophie  ausmacht,  ist  die  Quelle  ihrer  unheilbaren  Schwäche 
vom  Standpunkt  der  Politik  und  des  Patriotismus  aus.  Darin 
stimmen  wir  alle  überein.  Wer  ist  unter  uns  Freihändler? 
Weder  die  Herren  vom  Süden ,  seit  Frankreich  das  Wein- 
monopol verloren  hat,  noch  die  Herren  aus  den  Küstenstädten 
mit  ihren  Forderungen  nach  Entrepottaxen  und  ihren  Schiff- 
bauprämien ,  noch  die  Herren  von  Paris ,  noch  die  Lyoner 
mit  ihren  Zöllen  auf  gemischte  Gewebe,  noch  Herr  Lockroy 
mit  dem  Wunsch  nach  Erhöhung  der  Zölle  auf  Glasprodukte, 
noch  Herr  Peytral,  der  die  Erhöhung  des  Sodazolles  verlangt, 
noch  Herr  Berger  mit  seinen  Schutzzöllen  auf  elektrische 
Instrumente.  Auch  Ldon  Say  hat  den  Freihandel  verlassen, 
sobald  er  die  Handelsverträge  annahm.  Die  Theorien  sind 
durch  die  Berührung  mit  der  Wirklichkeit  in  nichts  zerflossen. 
Es  gibt  keine  Doktrinäre  mehr,  sondern  nur  Männer  der  Praxis, 
die  entschlossen  sind,  die  Gesetze  Frankreichs  nicht  nach  den 
Formeln  a  priori,  sondern  nach  seinem  Bedürfnis,  für  seine 
Sitte,  seinen  Rang  und  seinen  Einfluss  in  der  Welt  auszu- 
gestalten. Hier  gibt  es  weder  Freihändler  noch  Protektionisten, 
sondern  nur  Schutzzöllner  verschiedenen  Grades"  ^).  Es  gebe 
kaum  10 — 20  Abgeordnete,  die  von  Anfang  bis  Ende  gegen 
den  Zolltarif  gestimmt  hätten  (Meline  ^).  „In  der  Kammer 
sitzen  schutzzöllnerische  Freihändler  und  freihändlerische  Schutz- 
zöllner (TurreH).  Viger  hätte  keine  Doktrin,  er  sei  einfach 
Nationalist^).     Alle   hätten   einen  Ausgangspunkt  gehabt:    das 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  p.  822 — 824. 
2)  Ib.  p.  850. 
»)  Ib.  p.  1868. 
*)  Ib.  p.  784/85. 


System,    das   am    meisten   nationale   Arbeit  sichere,    zu    ver- 
teidigen ^). 

Ihre  Gegner  waren  auch  der  Meinung,  dass  die  Kammer 
weder  die  Rolle  einer  Akademie,  noch  jene  des  Oberhandels- 
rats annehmen  dürfte,  aber  die  Sonderinteressen  müssten  un- 
berücksichtigt bleiben  (Lockroy  ^).  Sie  seien  alle  Nationalisten, 
aber  im  Gegensatz  zu  ihren  Gegnern  hätten  sie  ihre  Doktrin 
und  das  sei  der  Freihandel,  der  nichts  anderes  sei  als  eine 
Form  der  Freiheit  der  Arbeit  (Aynard^). 

Diese  Doktrin  sei  nicht  aus  irgend  einem  theoretischen 
Grundsatz  deduziert,  sondern  sei  ein  Ausfluss  umfangreicher 
Studien  der  Tatsachen  und  gehe  dahin,  den  Konsumenten  zu 
ermöglichen,  auf  dem  billigsten  Markt  einzukaufen  (Say^). 
Falsch  sei  Melines  Behauptung,  es  gebe  weder  Freihandel  noch 
Schutzzoll.  Noch  irriger  sei  seine  Auffassung,  dass  Cobden  als 
Franzose  Schutzzöllner  geworden  wäre,  weil  ihn  zur  Schaffung 
seines  Systems  nicht  der  nationale  Gedanke,  wie  Deschanel 
meint,  sondern  allgemeine  Philosophie,  vielleicht  die  höchste 
Philosophie,  die  es  je  gab,  veranlasst  habe.  „Es  gibt  Leute, 
die  die  Prinzipien  anderer  unterschätzen,  weil  sie  keine  haben, 
aber  Sie  als  Politiker  können  ohne  Prinzipien  nicht  sein,  weil 
man  ohne  sie  nicht  regieren  kann.  Sie  haben  sie,  ohne  es  zu 
wissen,  bloss  sind  die  Ihrigen  schlecht.  Meline  ist  Sklave  der 
Dogmen;  die  Lehre  von  der  Handelsbilanz  ist  Ideologie.  Die 
Gleichheit  des  Schutzes,  die  Ausgleichzölle,  Ihre  Lohntheorie, 
Ihre  Theorie  über  die  finanzpolitische  Bedeutung  der  Zölle  etc., 
alles  das  sind  Ihre  Dogmen  und  doch  verwahren  Sie  sich  merk- 
würdigerweise dagegen,  welche  zu  haben.  Ihr  Minimaltarif 
ist  ein  ehernes  Gesetz"  (Say^).  Das  grösste  Werk  der  Revo- 
lution sei  die  Proklamierung  der  Freiheit  der  Arbeit,  die  mau 
durch  die  Schutzzölle  zerstören  wolle  (Aynard  ^).  Der  jetzige 
Kampf  sei  bloss  eine  Episode  des  grossen  Dramas,  ein  Moment 
des  sich  jahrhundertelang  hinziehenden  Kampfes  zwischen  dem 

^)  Debats  parlem.,  deput^s,  p,  728. 

2)  Ib.  p.  745. 

')  Ib.  p.  833. 

*)  Ib.  p.  833  und  845. 

*)  Ib.  p.  745. 
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Individuum  und  dem  Staate.  Die  Liberalen  ständen  auf  dem 
Standpunkt,  dass  jede  innere  gesetzgeberische  ökonomische 
Organisation  gefährlich  sei.  Die  Interventionisten,  die  aus 
Protektionisten  und  Sozialisten  bestünden ,  raubten  dem  Indi- 
viduum allmählich  seine  Rechte  zu  Gunsten  des  Staates  und 
Hessen  so  die  deutsche  Doktrin,  welcher  ßismarck  so  mächtig 
Vorschub  leistete,  triumphieren.  »Uns  trennen  keine  alltäg- 
liche Ereignisse,  sondern  die  Grundanschauung  über  die  Philo- 
sophie der  Handels-  und  aller  anderen  Politik"  (Say^).  Gegen 
die  Identifizierung  der  Schutzzöllner  mit  den  Staatssozialisten 
(Lockroy ^)  hatten  die  Redner  der  Mehrheit  nichts  einzuwenden, 
gaben  dies  sogar  ohne  weiteres  zu  (Viger^). 

V.  Die  Spezialdiskussion 

§  1 
Die  Vieh-  und  Fleischzölle 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  die  Spezialdiskussion.  Jene 
Minderheit,  deren  übertriebene  Forderungen  Meline  selbst  in 
der  Beratung  der  Zollkommission  bekämpfen  musste  und  die 
während  der  Generaldiskussion  vollständige  Zurückhaltung 
beobachtete,  trat  plötzlich  in  den  Vordergrund,  Dieser  un- 
vermittelte Wechsel  kam  daher,  dass  die  ersten  Zolltarifstellen 
die  landwirtschaftlichen  Produkte  umfassten.  Mit  der  Beratung 
der  Zölle  auf  Vieh  und  Fleisch  sollte  die  Spezialdiskussion 
beginnen.  Sie  wurden  aber  von  den  ersten  zwei  Rednern, 
zwei  extremen  Agrariern,  in  eine  Generaldiskussion  über  die 
Lage  der  Landwirtschaft  verwandelt*).  In  den  Berichten  so- 
wohl der  Regierung  wie  der  Zollkommission  hiess  es  bekannt- 
lich, dass  die  Vieh-  und  Getreidezölle  keine  Erhöhung  erfahren 
würden.  Die  Regierung  hatte  wirklich  die  bestehenden  Zölle 
in  den    Entwurf  aufgenommen.     Die   Zollkommission    erhöhte 


*)  Debats  parlem,,  deputes,  p.  843. 

2)  Ib.  p.  711. 

3)  Ib.  p.  731. 

*)  Abgeordneter  Baron  d e  R 0 1 0 u r s  und  Jules  Delahaye,  siehe 
Debats  parlem.,  deputes,  p.  771—779. 
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sie  aber  und  zwar  zum  Teil  offen,  zum  Teil  auf  Umwegen. 
Die  offene  Zollerhöhung  begründete  sie  folgendermassen :  da 
die  Freilassung  der  tierischen  Produkte,  die  als  Rohstoffe 
dienen ,  eine  Verminderung  des  Zolls  auf  lebendes  Vieh  um 
einen  Bruchteil  zur  Folge  haben  müsse,  so  betrachte  die 
Kommission  eine  Erhöhung  um  diesen  Bruchteil  als  notwendige 
Gegenmassregel  gegen  die  Verschlechterung  des  zu  gewährenden 
Schutzes.  So  z.  B.  wurde  der  Zoll  auf  lebendes  Vieh  aus  dem 
Grunde  um  20°/o  erhöht.  Auf  Umwegen  geschah  dies,  indem  die 
Kommission  bei  Umwandlung  des  Zolles  per  Stück  (auf  lebende 
Tiere)  in  einen  solchen  auf  Gewicht  (lebend)  eine  Berechnung  zu 
Grunde  legte,  die  auf  eine  Zollerhöhung  hinausging.  Auch  die 
Zölle  auf  Fleisch  wurden  erhöht.  Dies  geschah  1.  weil  jene  auf 
lebende  Tiere  erhöht  wurden,  2.  um  den  Unterschied  zwischen 
den  Transportkosten  auf  lebende  Tiere  und  auf  Fleisch  aus- 
zugleichen (es  wurde  angenommen,  dass  die  Transportkosten 
für  20  kg  Fleisch  denen  für  46  kg  lebenden  Viehs  gleichkämen), 
3.  um  den  der  Belastung  lebenden  Viehs  entsprechenden  Zoll 
auf  Fleisch  zu  ermitteln,  suchte  man  zunächst  festzustellen, 
wieviel  Fleisch  aus  einem  Stück  Vieh  gewonnen  werde.  Dieses 
Ausbeuteverhältnis  war  ziemlich  willkürlich;  natürlich  führten 
die  vorkommenden  Irrtümer  immer  zu  einer  stärkeren  Ver- 
zollung des  Fleisches  (so  z.  B.  nahm  die  Kommission  an,  dass 
in  einem  Hammel  46  °/o  Fleisch  steckt,  gegenüber  dem  Ober- 
handelsrat, der  50 ^'/o  annahm),  4.  weil  das  ausländische  Fleisch 
billiger  sei  wie  das  einheimische.  Weiter  wurde  im  Spezial- 
bericht  betont,  dass  die  Spesen  des  Verkaufs  und  die  Verluste 
der  nationalen  Arbeit  (weil  im  Auslande  geschlachtet  wird!) 
unberücksichtigt  blieben  ^),  Die  Abgeordnetenkammer  rati- 
fizierte diese  Erhöhungen  nicht  nur,  sondern  sie  bemühte  sich 
auch  redlich,  noch  weiter  zu  gehen.  So  hat  sie  anlässlich  der 
Diskussion  über  den  „nationalen"  Hammel-  und  Hammelfleisch- 
zoll noch  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  durchgesetzt:  es  wurde 
nämlich  der  Antrag  Villebois-Mareuil,  wonach  der  tote  Hammel 
bloss   gevierteilt   und   mit   dem  Eingeweide   an    einem  Viertel 


^)  Debats  parlem.,  annexes  1901,  Bd.  I  p.  473—503.     Spezialbericht 
Vigers  über  Vieh  und  tierische  Produkte. 
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hängend  eingeführt  werden  darf,  angenommen.  Der  Wider- 
stand der  Gegner,  die  sich  ohnehin  kaum  bemerkbar  machen 
konnten,  war  ganz  vergeblich.  Ihr  Haupteinwand  wurde  dem 
Spezialberichte  selbst  entnommen,  der  eine  grosse  Besserung 
der  Lage  der  Viehzucht  zugab.  „Wozu  eine  Zollerhöhung  bei 
einer  so  günstigen  Lage  der  Viehzucht  und  insbesondere  des 
Rindviehmarktes,  wo  die  Einfuhr  ab-  und  die  Ausfuhr  stets 
zunimmt,"  fragten  sie.  „Um  uns  vor  eventueller  Einfuhr  der 
amerikanischen  Ochsen  zu  schützen*  i),  erwiderte  der  Bericht- 
erstatter Viger,  der  in  der  Generaldiskussion  alle  Zölle  Aus- 
gleichzölle nannte.  Dass  ein  solcher  Zoll  auch  bei  der  liberal- 
sten Auffassung  des  Ausdrucks  „Ausgleich"  nicht  als  solcher 
bezeichnet  werden  kann,  leuchtet  ein.  Dies  ist  ein  Beispiel 
des  „präventiven  Protektionismus",  um  uns  des  Ausdrucks  des 
Abgeordneten  Chiche  zu  bedienen. 

§  2 
Die  Rohstoffe 

Die  Opposition  der  extremen  Schutzzöllner  erreichte  bei 
der  Besprechung  der  Rohstoffe  ihren  Höhepunkt.  Die  Beratung 
über  Wolle,  Häute  und  Seide  nahm  einen  so  stürmischen 
Charakter  an,  dass  die  sowohl  von  der  Regierung  wie  von  der 
Zollkommission  befürwortete  Zollfreiheit  für  einen  Augenblick 
ernstlich  bedroht  erschien.  Der  Gegensatz  zwischen  Freihandel 
und  Schutzzoll,  der  die  Generaldiskussion  beherrschte,  ver- 
schwand vollständig.  Die  Anhänger  des  erster en  zogen  sich 
zurück  und  überliessen  der  Regierung  die  Rolle,  die  sie  bis 
dahin  spielten.  Sie  beschränkten  sich  darauf,  mit  der  Regierung 
und  mit  Meline,  die  jetzt  alle  freihändlerischen  Argumente  zur 
Verteidigung  der  Freiheit  ins  Feld  führten,  gegen  die  Extremen 
abzustimmen.  Die  agrarischen  Abgeordneten  wollten  von  der 
Freiheit  der  Rohstoffe  nichts  wissen,  es  gäbe  keine  Rohstoffe; 
befreie  man  die  Häute  und  Felle  mit  Rücksicht  auf  die  Leder- 
industrie, so  solle  man  auch  Leder,  das  den  Schuhmachern  als 
Rohstoff  diene,   befreien.     Man   müsse   an   der  Gleichheit  des 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1891,  Bd.  II  p,  994  f. 
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Schutzes  festhalten.  Abgeordneter  Milochau  verlangte  einen 
lückenlosen  Tarif,  in  dem  die  Landwirtschaft  mit  der  Industrie 
gleichgestellt  werde.  Sonst  sei  die  Solidarität  nur  eine  Fabel. 
Durch  die  Einführung  der  Drawbacks  und  des  Veredlungs- 
verkehrs werde  jede  für  die  Industrie  nachteilige  Folge  beseitigt 
werden.  Man  habe  dem  Lande  einen  allgemeinen  Schutz  ver- 
sprochen ^).  Ein  Zolltarif  mit  Freiheit  der  RohstofiFe  sei  nichts 
anderes  als  der  Zolltarif  des  teureren  Brotes  (Fernand  de  RameP). 

Höchst  energisch  war  die  Verteidigung  seitens  der  Re- 
gierung und  der  Mehrheit  der  Zollkommission.  Sie  wiesen  auf 
die  Zahl  der  in  den  drei  grössten  französischen  Industrien 
(Leder-,  Wollen-  und  Seidenindustrie)  beschäftigten  Arbeiter 
hin,  hoben  die  Bedeutung  ihrer  Ausfuhr  hervor,  erklärten, 
dass  die  inländische  Produktion  den  Bedarf  an  Rohstoffen  weder 
qualitativ  noch  quantitativ  decken  könne.  Mit  Nachdruck 
betonten  sie,  dass  schon  beim  Zoll  auf  Vieh  ein  Ersatz  für 
Freiheit  der  Rohstoffe  geleistet  worden  sei;  dass  weiter  kein 
Land  diese  Produkte  mit  Zoll  belegt  habe;  dass  die  Zölle  auf 
Rohstoffe  noch  die  Konkurrenz  bedeutend  steigern  würden; 
dass  diese  Massregel  für  die  Verzollung  von  Vieh-  und  Seiden- 
zucht belanglos  sei.  Schliesslich  erinnert  die  Regierung  daran, 
dass  sie  den  Seidenzüchtern  Prämien  versprochen  habe  ^).  Am 
erbittertsten  wurde  der  Kampf  bezüglich  der  Seidenkokons  und 
der  Rohseide. 

Fünf  grosse  Sitzungen  füllte  diese  Frage  aus  und  nahm 
somit  im  Vergleich  zu  den  anderen  eine  kolossale  Zeit  in 
Anspruch. 

Als  die  Agrarier  einsahen,  dass  der  Kampf  aussichtslos 
sei,  verwandten  sie  ihre  ganze  Energie  dazu,  die  Kammer  zu 
bewegen,  sofort  zur  Beratung  der  Prämien  überzugehen.  Sie 
glaubten  nicht,  dass  die  Regierung  wirklich  die  Absicht  habe, 
ihr  Versprechen  bezüglich  der  Prämien  einzulösen,  sondern 
dass    sie    dieselben   vielmehr    nach    erlangter  Zollfreiheit    der 


^)  D6bats  parlem.  p.  1055—1065. 

*)  Ib.  p.  1055—1065. 

')  Debats  parlem. ,  annexes  1891,  Bd.  I.  Spezialberichte  des  Abg. 
Lavertujon  über  Häute  p.  521 — 524,  über  Wolle  p.  585—590;  des 
Abg.  Jonnart  über  Seide  p,  687— 695. 
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Rohseide  ablehnen  werde.  In  diesem  Misstrauen  beharrten  sie 
trotz  gegenteiliger  Versicherungen  so  fest,  dass  man  ihrem 
Wunsche  nachkommen  musste. 

§3 

Die  Zölle  auf  mehlige  Nährstoffe   (farineux 
alimentaires) 

Die  Zölle  auf  Getreide  blieben  im  grossen  und  ganzen 
unverändert,  nur  der  Zoll  auf  Buchweizen  wurde  nach  dem  Vor- 
schlag der  Zollkoramission  und  gegen  den  Willen  der  Regierung 
erhöht.  Im  Spezialbericht  Hess  man  den  Haupteinwand  der 
Regierung,  dass  die  Ausfuhr  von  Buchweizen  sehr  gross,  die 
Einfuhr  dagegen  gleich  Null  sei,  gelten,  allein  der  Konsum 
von  Buchweizen,  heisst  es  in  dem  Bericht,  sei  ausdehnungs- 
fähig. Man  könne  ihn  als  Pferdefutter,  zur  Branntwein- 
produktion etc.  verwenden  ^).  Hier  begegnen  wir  einer  neuen 
Art  Zoll,  der  weder  eigentlicher  Schutzzoll,  noch  Ausgleich- 
zoll, noch  präventiver  Schutzzoll  ist. 

Die  Beratung  des  Maiszolls  (der  zu  Gunsten  der  Rüben- 
produzenten ein  Jahr  vorher  auf  3  Fr.  erhöht  war)  war  sehr 
lebhaft.  Er  wurde  von  den  Vertretern  der  Küstenstädte  an- 
gegrijBPen,  weil  der  3  Fr.-Zoll  eine  Betriebseinstellung  von 
13  Grossbrennereien  zur  Folge  gehabt  habe  (RaynaP).  Der 
Berichterstatter  Thomson  war  der  Meinung,  dass  die  Ursache 
nicht  im  Zoll,  sondern  in  den  hohen  Maispreisen  der  Froduktions- 
länder  zu  suchen  sei;  stimmte  aber  nicht  dem  Abgeordneten 
Goujon  bei,  der  die  Zollermässigung  gerade  aus  diesem  Grunde 
empfahl  ^).  Im  übrigen  habe  er  für  diesen  Verlust  einen  grossen 
Trost  in  der  Erholung  von  1200  Kleinbrennereien  („die  ebenso 
wie  die  Grossbrennereien  wichtig  sind,  weil  sie  den  nationalen 
Mais  brennen"),  welche  durch  jene  13  Grossbrennereien  ge- 
nötigt   wären,     den    Betrieb     einzustellen '').      Nach    längerer 


^)  D6bat8   parlem.,    annexes.      Spezialbericht  des  Abg.  Thomson 
über  Getreide  p.  843—847. 

2)  Debats  paiiem.,  compte  rendu,  deputes  Bd.  II  p.  1266/67. 
")  Ib.  p.  1275. 
<)  Ib.  p.  1272. 
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Debatte  wurde  beschlossen ,  den  Brennereien  für  eingeführten 
Mais  Veredlungsverkehr  zu  gewähren. 

Auch  auf  Kartoffeln  wurde  ein  Zoll  von  0,40  Fr.  vor- 
geschlagen. Als  der  Abgeordnete  Chiche  den  Berichterstatter 
darauf  aufmerksam  machte,  dass  die  Kartoffelausfuhr  die  Ein- 
fuhr um  das  Fünffache  übersteige,  erwiderte  der  letztere,  dass 
der  Zoll  den  Zweck  habe,  die  eventuelle  Errichtung  von 
Kartoffelstärkemehlfabriken  jenseit  der  Grenze  zu  verhindern  ^). 
Also  noch  ein  Stück  des  präventiven  Protektionismus! 

§  4 

Die  Zölle  auf  Oelfrüchte,  Holz  und  Wein, 
Baumwolle  und  Kaffee 

In  Bezug  auf  Oelfrüchte  und  Oelkörner  herrschte  eben- 
falls grosse  Meinungsverschiedenheit.  Die  Zollkommission  wollte 
sie  mit  Zoll  belegen,  um  zur  Produktion  derselben  zu  ermuntern. 
Die  Regierung  war  dagegen.  Ch.  Roux  verlangte  mit  Rück- 
sicht auf  die  Seifen-  und  Stearinfabrikation,  für  welche  diese 
Produkte  unentbehrlich  sind,  Freilassung.  Auch  die  Interessen 
der  Handelsmarine  und  der  Hafenstädte  seien  dadurch  sehr 
bedroht.  Die  Produktion  von  Kolza  und  Mohnöl  müsse  zurück- 
gehen, weil  an  ihre  Stelle  Petroleum,  Gas  und  Elektrizität 
treten^).  Derselben  Meinung  war  auch  die  Regierung^).  Die 
Kommission  aber,  welche  die  Kultur  dieser  „für  Fruchtwechsel- 
wirtschaft so  sehr  geeigneten  Pflanzen"  durchaus  heben  wollte, 
Hess  sich  nicht  überzeugen.  Der  Zoll  liege  im  Interesse  der 
ganzen  Landwirtschaft  und  da  gebe  es  kein  Zögern*). 

Die  Zölle  auf  Holz  wurden  ziemlich  erhöht.  Die  Gegner 
dieser  Erhöhung  machten  u.  a.  folgende  drei  Einwände:  a)  Die 
einheimische  Produktion  an  Holz  sei  nicht  im  stände,  den  Be- 
darf zu  decken.  Es  müsse  also  Holz  eingeführt  werden,  b)  Der 
grösste   Teil   der   französischen   Wälder    befände   sich   in   den 


')  D^bats  parlem.,  compte  rendu,  deputes  Bd.  II  p.  1292. 
^)  Debats  parlem.,   annexes.     Spezialbericht  des  Abg.   G.  Graux 
825—972. 

')  Döbats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1293  ff. 
*)  Ib.  p.  1293  ff. 
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Händen  des  Staates  und  der  französischen  Gemeinden,  c)  Im 
Zeitalter  des  Eisens  —  und  unsere  Epoche  sei  dies  vorzugs- 
weise —  müssten  die  Holzpreise  zurückgehen  ^). 

Einen  grossen  Widerstand  rief  der  vorgeschlagene  Zoll 
auf  Zellulose,  die  zur  Papierfabrikation  verwendet  wird,  hervor. 
Nicht  bloss  das  Interesse  der  Papierindustrie,  sondern  auch 
das  der  Presse,  der  Volksbildung,  der  ganzen  Kultur  sei  da- 
durch bedroht.  Die  Zollkommission  war  der  Meinung,  dass 
man  mit  der  Steigerung  des  Zelluloseverbrauchs  in  der  Papier- 
industrie überhaupt  haltmachen  müsste,  sonst  würden  jene 
sympathischen  330000  Lumpensammler  Frankreichs,  von  denen 
auf  Paris  allein  35 — 50  000  entfallen,  zu  Grunde  gehen!  ^) 
Besonders  lebhaft  war  die  Debatte  über  den  Weinzoll.  Sie 
drehte  sich  um  drei  Punkte:  a)  Ob  man  nach  Alkoholgehalt 
oder  nach  Volumen  verzollen  solle,  b)  Mit  welchem  Grade 
des  Alkoholgehalts  die  Verzollung  nach  dem  Satz  für  Alkohol 
beginnen  solle,  c)  Wie  hoch  der  Zoll  bemessen  werden  solle. 
Die  Vertreter  des  Südens  verlangten  den  Zoll,  der  für  Alkohol 
gilt  (0,70  Fr.  pro  Grad),  damit  jede  Einfuhr  von  gefälschtem 
Wein  verhindert  werde.  Die  Regierung  beharrte  auf  einem 
Zoll  von  0,50  Fr.  pro  Grad,  bis  zu  12 '^jo.  Der  Abg.  Raynal 
war  entschieden  gegen  jede  Erhöhung.  Auch  die  Verhinderung 
der  Einfuhr  von  gefälschtem  Wein  könne  seiner  Meinung  nach 
nur  auf  dem  Wege  einer  strengen  Kontrolle  erfolgen.  Es 
wurde  aber  von  schutzzöllnerischer  Seite  bestritten,  dass  man 
die  reinen  Weine  genau  von  gefälschten  imterscheiden  könne. 

Der  Widerstand  des  Abg.  Millerand  (er  hat  die  ganze 
Beratung   hindurch   die  Interessen  des  Handels  und  der  Kon- 


^)  Anlässlich  dieser  Diskussion  entspann  sich  folgendes  Gespräch 
zwischen  dem  Abg.  Guillaumin  und  dem  Landwirtschaftsminister,  das 
für  die  Verhältnisse  im  Parlament  typisch  ist.  Abg.  G. :  „Auch  der  Herr 
Landwirtschaftsminister,  der  grosse  Beschützer  [der  Forstwirtschaft,  ist 
mit  gutem  Beispiele  vorangegangen,  indem  er  in  seinem  Ministerium 
Koksöfen  anstatt  der  Holzöfen  installieren  liess."  Landwirtschaftsminister: 
,Das  ist  nicht  von  mir  ausgegangen."  Abg.  G.:  „Sie  machen  auf  diese 
Weise  bedeutende  Ersparnisse  und  ich  gratuliere  Ihnen.  Ich  hob  das 
hervor,  weil  ich  über  die  Ursache  des  Sinkens  der  Holzpreise  sprach. 
Warum  geht  die  Regierung  nicht  mit  dem  Holzverbrauch  voran?" 

2)  D6bats  parlem.  p.  1470—1484. 
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sumenten  verteidigt)  gegen  die  Zollerhöhung  auf  Bier,  das  er, 
ohne  auf  einen  Widerspruch  zu  stossen,  als  Nahrungsmittel  der 
unteren  Klassen  bezeichnete,  blieb  erfolglos  ^). 

Die  Zollfreiheit  für  Baumwolle  wurde  von  dem  extremen 
Agrarier  Jules  Delahaye  angegriffen  und  an  ihrer  Stelle  ein 
Zoll  von  20  Fr.  beantragt,  weil  die  Baumwolle  die  heimischen 
Textilstoffe  verdränge  und  an  deren  Stelle  Getreide  kultiviert 
werde;  da  der  Getreidebau  viel  weniger  Arbeit  erheische,  so 
gingen  auf  diese  Weise  300 — 350  Fr.  pro  Hektar  an  nationaler 
Arbeit  verloren. 

Der  Zoll  auf  Kaffee  wurde  von  derselben  Gruppe  als  zu 
hoch  angesehen.  Eine  Ermässigung  würde  zur  Steigerung  des 
Kafieekonsums  und  diese  zur  Steigerung  des  Zuckerkonsums 
(1  kg  Kaffee  :  6  kg  Zucker)  führen. 

§  5 
Der   Eisenzoll 

Nachdem  die  Beratung  der  animalischen  und  vegetabili- 
schen Stoffe  beendigt  war,  ging  die  Arbeit  der  Kammer  be- 
deutend rascher  vor  sich.  Die  übrigen  482  Nummern  nahmen 
weniger  Zeit  in  Anspruch  als  die  ersten  171.  Eine  grosse 
Anzahl  Zölle,  insbesondere  auf  Fabrikate,  wurde  ohne  jegliche 
Diskussion  angenommen;  es  wurden  beispielsweise  164  Nummern 
in  zwei  Sitzungen  erledigt. 

Die  Vertreter  der  Landwirtschaft  hatten  keinen  Anlass 
mehr,  sich  an  der  Diskussion  zu  beteiligen,  und  überliessen 
es  der  Regierung  und  der  Zollkommission,  die  „Solidarität" 
durchzuführen.  Die  sogenannten  Freihändler  schwiegen  ebenfalls. 

Unter  den  mineralischen  Stoffen  bildete  der  Eisenzoll  den 
Gegenstand  einer  etwas  lebhafteren,  sehr  interessanten  Debatte^). 
Der  Abg.  Vilfeu  verlangte  Ermässigung  des  von  der  Zoll- 
kommission dem  bestehenden  Zolltarif  entnommenen  Roheisen- 
zolles von  1,50  Fr.,  weil  dieser  dem  Syndikat  der  Eisen- 
produzenten „Comptoir  metallurgique  de  Longwy"  das  Monopol 


^)  Debats  parlem.  p.  1547 — 1551. 
2)  Ib.  p.  1578—1585. 


9^  Ifirfh^'  ■*-a*•-^p^  -'i^    "^ 
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schaffe.  Die  koalierten  31  Hochöfen  in  Meurthe-et-Moselle, 
führte  er  weiter  aus,  produzierten  55  °/o  der  Gesaratproduktion 
Frankreichs.  Ihre  Produktionskosten  seien  nicht  höher  wie 
jene  Englands.  Falsch  seien  die  Behauptungen  des  Bericht- 
erstatters —  der  auch  selbst  am  Syndikat  beteiligt  sei  — ,  dass 
sie  deshalb  teurer  produzieren  müssten,  weil  Erze  und  Koks 
nicht  am  gleichen  Platze  seien,  denn  Koks  sei  aus  nächster 
^ähe,  sowohl  aus  Luxemburg  wie  aus  Belgien,  zu  beziehen. 
Schon  durch  den  Mangel  an  billigen  Verkehrsmitteln  habe  das 
Syndikat  ein  Monopol  für  das  Zentrum  Frankreichs.  Man  solle 
den  Zoll  ermässigen ,  um  die  eisenkonsumierenden  Industrien 
vom  Kartell  zu  befreien.  Der  Berichterstatter  verlangte  Auf- 
rechterhaltung des  bestehenden  Zolls,  um  die  Konkurrenz 
Englands,  Spaniens  und  Deutschlands  einzuschränken. 

§  6 
Die  Textilzölle 

Bedeutend  lebhafter  war  der  Kampf  bei  der  Beratung  der 
Textilzölle.  Der  alte  Gegensatz  zwischen  Spinnern  und  Webern 
füllte  die  ganze  Diskussion  aus.  Die  auf  Leinen-,  Hanf-  und 
Ramiegespinste  vorgeschlagenen  Zölle  erschienen  den  ersteren 
und  ihren  Vertretern  zu  niedrig,  um  „den  Niedergang  dieser 
Industriezweige  verhindern  zu  können".  Die  Weber  dagegen 
fanden  ihn  zu  hoch :  weiter  behaupteten  sie,  dass  die  Gespinste, 
die  zur  Herstellung  von  feinen  Geweben  (wie  z.  B.  Batist) 
dienen,  in  Frankreich  gar  nicht  produziert  würden.  Die 
Nummer  130  sei  die  oberste  Grenze  der  in  Frankreich  her- 
gestellten Gespinste.  Der  Berichterstatter  hielt  dem  entgegen, 
dass  zur  Zeit  des  hohen  Schutzes  auch  die  feinsten  Gespinste 
in  Frankreich  produziert  wurden.  Auch  Regierung  und  Zoll- 
kommission waren  nicht  einig;  die  letztere  war  der  Meinung, 
dass  die  Gespinste  in  Frankreich  bis  zu  Nummer  160  pro- 
duziert würden  und  dass  sie  daher  mit  einem  höheren  Zoll 
belegt  werden  sollten  ^).  Auch  die  Mehrheit  der  Abgeordneten- 
kammer war  derselben  Meinung. 


1)  Debats  parlem.  p.  1606—1616. 
Bajki6,  Die  französische  HandelspoUtik  1892—1902 
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Die  Zölle  auf  Gespinste  aus  Wolle  wurden  ohne  jegliche 
Diskussion  angenommen;  die  auf  Baumwollgespinste  dagegen 
riefen  eine  lebhafte  Debatte,  welche  drei  grosse  Sitzungen  in 
Anspruch  nahm,  hervor.  Ebenso  wie  in  Deutschland  sind  auch 
in  Frankreich  die  Spinner  sehr  schutzzöllnerisch  gesinnt;  sie 
haben  auch  sehr  mächtige  politische  Vertreter,  die  ihre  Forde- 
rungen energisch  unterstützen.  Meline  selbst  war  ein  über- 
zeugter Anhänger  höherer  Zölle  auf  Gespinste  aus  Baumwolle. 
Er  hat  die  Mehrheit  der  Zollkommission  für  ziemlich  hohe 
Zölle  gewonnen.  Auch  die  Regierung  hatte  ihrerseits  Zoll- 
sätze vorgeschlagen.  Unmittelbar  vor  der  Beratung  zogen 
sowohl  die  Regierung  wie  auch  die  Zollkommission  die  vor- 
geschlagenen Sätze  zurück  —  „als  exorbitant"  —  und  machten 
—  ebenfalls  jeder  für  sich  —  neue  Vorschläge.  Die  von  der 
Regierung  vorgeschlagenen  Zollsätze  waren  etwas  höher  als 
die,  welche  die  Zollkommission  vorschlug,  allein  sie  beantragte 
auch  die  Einführung  des  Veredlungsverkehrs,  was  die  letztere 
beharrlich  abwies. 

Da  diese  rasche  Aenderung  der  Vorschläge  eine  Ver- 
wirrung in  der  Abgeordnetenkammer  zur  Folge  hatte,  so 
eröffnete  der  Vertreter  der  Regierung  die  Diskussion,  um  die 
Haltung  der  letzteren  zu  erklären.  Der  einzige  Massstab  für 
die  Prosperität  der  Baumwollspinnereien  sei  die  Menge  der 
verbrauchten  Baumwolle,  führte  er  aus.  Unbrauchbar  sei  das 
Verfahren,  dessen  sich  sowohl  die  Zollkommission  wie  auch  die 
Regierung  zuvor  bedient  hätten  und  welches  dahin  ging,  die 
Produktionskosten  in  verschiedenen  Ländern  zu  ermitteln  und 
den  Unterschied  derselben  zu  Ungunsten  Frankreichs  als  Mass- 
stab für  den  Zollschutz  anzunehmen.  Er  ging  noch  weiter 
und  erklärte  auch  die  Zahl  der  Spindeln  und  die  Höhe  der 
Ein-  und  Ausfuhr  als  bedeutungslos. 

Die  Vertreter  der  Weber  griffen  nicht  bloss  die  vor- 
geschlagenen, sondern  auch  die  bestehenden  Zölle  als  zu  hoch 
an.  Auch  die  Spinner  und  ihr  Vertreter  Mehne  wurden  stark 
angegriffen.  Sie  prophezeiten  den  Ruin  dieser  Industrie  schon 
30  Jahre  lang.  Unter  dem  Schutz,  den  diese  Industrie  sich 
immer  zu  erkämpfen  verstanden  habe,  sei  sie  in  eine  heillose 
Routine  geraten.     Sie  arbeite  mit  30  Jahre  altem  Werkzeug, 
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welches  bloss  dann  erneuert  werde,  wenn  eine  Fabrik  glück- 
licherweise niederbrennt.  Die  Zahl  der  Spindeln  nehme  stets 
zu  und  der  Reingewinn  dieser  Industrie  sei  sehr  hoch.  Eine 
Erhöhung  dieser  Zölle  bedeute  eine  grosse  Gefahr  für  die 
grossen  Webereien,  für  die  Spitzen-  und  Seidenindustrie.  Die 
Spinner  befürworteten  die  Annahme  der  von  der  Zollkommission 
vorgeschlagenen  Sätze,  weil  sie  den  richtigen,  auf  dem  Wege 
der  Produktionskostenberechnung  ermittelten  Schutz  darstellten. 
Die  Erhöhung  dieser  Sätze  sei  die  unvermeidliche  Konsequenz 
der  vorangegangenen  Erhöhungen.  Lehne  man  dies  ab,  so 
müsse  man  auf  die  bereits  erledigten  Zölle  zurückgreifen 
(Ricard^).  „Sie  haben  die  Zölle  auf  Maschinen,  Stärke  und 
eine  Reihe  chemischer  und  anderer  Produkte,  welche  von  den 
Spinnereien  gebraucht  werden,  erhöht,  deshalb  müssen  Sie 
auch  die  Garnzölle  erhöhen"  (Meline  ^).  Die  Zahl  der  Spindeln 
gehe  stets  zurück,  der  Reingewinn  sei  minimal,  oft  gleich  Null. 

Bei  der  Beratung  des  Veredlungsverkehrs  trat  Meline  mit 
mehreren  Rednern  gegen  diesen  Vorschlag  auf.  Diese  Stellung- 
nahme beider  Parteien  ist  sehr  interessant  und  illustriert  vor- 
trefflich die  Bedeutung  der  Schutzzölle.  Die  Regierung  hatte 
bekanntlich  in  ihrem  Motivenbericht  die  admission  temporaire 
und  die  Rückzölle  (drawbacks)  rückhaltlos  verurteilt;  die  Zoll- 
kommission war  etwas  vorsichtiger  und  zwar  weil  die  Meinungen 
ihrer  Mitglieder  darüber  stark  auseinandergingen.  Allein  der 
Abg.  Viger  übte  in  der  Generaldiskussion  eine  vernichtende 
Kritik  an  diesen  beiden  Einrichtungen.  Es  kam  damals  darauf 
an,  die  wichtigsten  Rohstoffe  vor  den  Zöllen  zu  retten.  Als 
nun  die  Regierung  die  Garne  vor  der  bevorstehenden  Gefahr 
einer  grossen  Verteuerung  zu  retten  suchte,  so  trat  sie  für  den 
Veredlungsverkehr  ebenso  warm  ein ,  wie  sie  ihn  früher  ver- 
urteilt hatte.  Meline  bezeichnete  den  Veredlungsverkehr  als 
Destruktion  des  ganzen  Zolltarifs;  die  meisten  Argumente 
gegen  denselben  entnahm  er  einer  früheren  Rede  des  Handels- 
ministers. 

Als  die  Regierung  einsah,  dass  ihr  Vorschlag  keine  Aus- 


')  Debats  parlem.  p.  1751/52. 
2)  Ib.  p.  1755. 
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sieht  auf  Annahme  hätte,  so  schlug  sie  plötzlich  die  bestehenden 
Zollsätze  vor.  Ihr  trat  der  Berichterstatter  über  Wollindustrie, 
Balsan,  bei.  Das  veranlasste  Meline  zu  einer  Rede,  in  welcher 
er  seine  Entrüstung  über  den  Verrat  Balsans,  der  für  die 
ausser  jeder  Konkurrenz  stehende  Wollindustrie  einen  Zoll 
befürwortete,  zum  Ausdruck  brachte  ^). 

So  ging  der  Vorschlag  der  Regierung  durch ^).  Auch  die 
Wollindustrie  erhielt  einige  Erhöhungen  des  Zolls.  Bei  der 
Seidenindustrie  wurde  zunächst  mit  Mühe  und  Not  die  Freiheit 
für  Rohseide  gerettet.  Die  Spinnereien  und  Webereien  von 
reinseidenen  Geweben  fand  man  notleidend,  bedroht  und  schutz- 
bedürftig. Die  Gegner  dieser  Zollerhöhungen  hoben  die  De- 
mokratisierung der  Seide  und  dementsprechend  ihre  Umwand- 
lung in  einen  Massenartikel  hervor  als  ein  Moment,  das  grosse 
Empfindlichkeit  dieser  Industrie  der  Zolländerung  gegenüber 
zur  Folge  habe.  Weiter  meinten  sie,  dass  die  Zölle  eine  sehr 
ungünstige  Wirkung  auf  die  Pariser  Seidenindustrie,  die  auch 
vom  Auslande  Gewebe  beziehen  müsse,  haben  würden.  Eine 
Beibehaltung  der  bestehenden  Zustände  sei  auch  mit  Rücksicht 
auf  Lyon,  den  ersten  Seidenmarkt  der  Welt,  der  in  London 
einen  gefährlichen  Konkurrenten  habe,  geboten.  Meline  war 
anderer  Meinung.  Die  vorgeschlagenen  Zölle  seien  im  Ver- 
gleich zum  Werte  dieser  Artikel  ungemein  gering  und  eine 
Ueberwälzung  der  Zölle  würde  keine  schlechten  Folgen  haben. 
Abgeordneter  Aynard  wiederholte  seine  Erklärung,  dass  diese 
Zölle  von  den  Seidenindustriellen  selbst  abgelehnt  würden.  Darauf 


^)  Interessant  ist  folgende  Auseinandersetzung,  die  anlässlich  dieser 
Beratung  stattfand.  Die  Spinner  erinnerten  an  das  Versprechen,  das  die 
Regierung  anlässlich  'der  Regelung  der  Arbeitszeit  in  den  Fabriken  ge- 
geben hatte :  die  Verminderung  der  Arbeitszeit,  welche  in  den  Spinnereien 
14  Stunden  betrug,  durch  die  Zölle  ausgleichen  zu  wollen.  Abg.  Audi f- 
fred:  „Man  sagte  uns  damals,  dass  ein  Arbeiter,  der  10  Stunden  täglich 
arbeitet,  mehr  produziert  als  der,  der  11  Stunden  arbeiten  muss."  Abg. 
Ricard:  „Das  gilt  nicht  für  die  Spinnereien."  Abg.  Jules  Magne: 
„Herr  Waddington  hat  es  auch  als  für  Spinnereien  geltend  erklärt." 
Abg.  Lockroy;  „Das  bestätigten  alle  Unternehmer,  die  wir  in  unserer 
Enquete  vernommen  haben."  Abg.  Ricard:  „Ich  wiederhole,  dass  dies 
in  Bezug  auf  Spinnereien  nicht  gilt,"  —  Debats  parlem.  p.  1757. 

2)  Debats  parlem.  p.  1689—1762. 
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erwiderte  Meline:  „Sie  wollen  die  Industrie  der  reinseidenen 
Gewebe  ruinieren."  Abgeordneter  Aynard:  „Es  wäre  wirklich 
merkwürdig,  wenn  ein  Lyoner  Vorsitzender  der  Handelskammer 
solche  Ansichten  hätte."  Meline:  „Und  doch  ist  es  so."  Der 
Abgeordnete  Couturier  betrachtet  Aynard  und  seine  Kollegen 
als  Zwischenhändler.  Die  richtigen  Fabrikanten  seien  die 
Weber,  und  47  Syndikate  der  Weber  hätten  einen  Zoll  auf 
reinseidene  Gewebe  verlangt.  Dem  Abgeordneten  Millerand, 
der  ebenfalls  die  Interessen  von  Lyon  und  Paris  verteidigte, 
erwiderte  Meline,  dass  die  Konfektionsindustrie  Frankreichs 
ausser  Konkurrenz  stehe,  weil  sie  auf  dem  Geschmack  und  der 
Kunst  der  Arbeit  beruhe  ^). 

Die  weitere  Diskussion  und  Abstimmung  verlief  sehr  glatt. 


Das   Zolltarif gesetz 

In  der  Beratung  des  Zolltarifgesetzes  wurde  beschlossen, 
aussereuropäische  Produkte  bei  Einführung  durch  ein  euro- 
päisches Land  besonderen  Ueberzöllen  (Surtaxes)  zu  unter- 
werfen. Auch  die  europäischen  Produkte  sollten  bei  Einfüh- 
rung aus  einem  Nichtursprungslande  Zollzuschlägen  unter- 
liegen. 

Auch  das  Zollregime  der  Kolonien  wurde  umgestaltet. 
Eine  Anzahl  Kolonialprodukte,  ausgeführt  nach  dem  Mutter- 
lande (Zucker,  Kakao,  Pfeffer),  wurden  besonderen  Zöllen,  die 
teils  so  hoch  wie  die  Minimaltarife,  teils  niedriger  waren, 
unterworfen.  Die  Produkte  des  Mutterlandes,  eingeführt  nach 
den  Kolonien,  unterliegen  keinem  Zoll.  Der  Verkehr  zwischen 
den  Kolonien  ist  zollfrei.  Die  ausländischen  Produkte,  ein- 
geführt nach  den  Kolonien,  unterliegen  den  Zöllen,  die  im 
Mutterlande  gelten.  Ausgenommen  sind  jene  Artikel,  welche 
entweder  im  Mutterlande  nicht  produziert  werden,  oder  deren 
Bezug  zu  kostspielig  ist.  Die  Ausführung  soll  die  Verwaltung 
übernehmen. 

Diese  Umgestaltung  wurde  folgendermassen  begründet: 


')  Debats  parlem.  p.  1795. 
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a)  weil  die  Kolonien  ihre  Erzeugnisse  nach  dem  Mutter- 
lande verkaufen  und  sich  aus  dem  Auslände  versorgen; 

b)  weil  sich  diese  Massregel  in  den  Kolonien,  wo  sie 
früher  eingeführt  worden  sei,  ausserordentlich  bewährt  habe; 

c)  weil  die  Kolonien  selbst  dies  gewünscht  haben  ^). 

Die  Kompetenz  für  den  Veredelungsverkehr  wurde  an 
das  Parlament  übertragen.  Fast  alle  bestehenden  admissions 
temporaires  blieben  auch  weiter  bestehen. 

So  wurde  der  Zolltarif  mit  387  gegen  110  Stimmen  an- 
genommen. 

VI.  Der  Zolltarif  im  Senat 

Die  Aenderungen,  die  das  bestehende  Zollsystem  Frank- 
reichs von  Seiten  der  Regierung  und  der  Abgeordnetenkammer 
erfahren  hatte,  waren  hauptsächlich  Erhöhungen  der  Zölle. 
Der  Senat  —  von  dem  man  allen  Erfahrungen  nach  eine 
„Abrundung"  des  Zolltarifs  in  schutzzöllnerischem  Sinne  zu 
erwarten  hatte  —  nahm  ebenfalls  ansehnliche  Erhöhungen  vor. 
Im  Generalbericht  der  Zollkommission  (sie  hatte  Jules  Ferry 
als  Vorsitzenden),  den  der  Senator  Dauphin  erstattete  — 
wurden  vier  Momente  hervorgehoben: 

a)  die  Handelsbilanz  im  Jahre  1890  weise  ein  Defizit  auf 
im  Gegensatz  zu  jener  im  Jahre  1859; 

b)  die  Einfuhr  habe  sich  geändert  entsprechend  den  Aen- 
derungen der  Zölle  (d.  h.  sie  sei  gestiegen  im  Freihandel  und 
zurückgegangen  zur  Zeit  der  Schutzzölle); 

c)  die  Zunahme  der  Ausfuhr  sei  bedeutend  geringer  ge- 
wesen ; 

d)  dieselbe  sei  im  Vergleich  zu  jener  anderer  Länder  sehr 
gering. 

Aus  diesen  vier  Momenten  zog  die  Zollkommission  fol- 
gende Konsequenzen: 

a)  Frankreich  sei  seit  1860 — 1881  um  eine  Milliarde 
ärmer  geworden; 

b)  die  ökonomische  Revolution  von  1860  habe  das  Gegen- 
teil des  Gewünschten  erreicht; 

»)  D6bata  parlem.  p.  1827—1859. 
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c)  man  müsse  die  nationale  Arbeit  wegen  der  wachsenden 
internationalen  Konkurrenz  schützen  ^). 

Die  Kommission  fand,  dass  in  dem  von  der  Abgeord- 
netenkammer votierten  Zolltarif  diese  Gedanken  verwirklicht 
worden  seien. 

Was  die  Aenderungen  der  Zölle,  die  die  Zollkommission 
des  Senats  bei  einzelnen  Artikeln  vorgenommen  hat,  anbetrifft, 
so  sind  besonders  zwei  hervorzuheben: 

a)  die  von  der  Abgeordnetenkammer  freigelassenen  Oel- 
sämereien  wurden  mit  Zoll  belegt,  und 

b)  die  V.erzoUung  von  Baumwollengarn  wurde  gänzlich 
umgestaltet. 

Die  Abgeordnetenkammer  hatte  bekanntlich  die  von  der 
Regierung  vorgeschlagenen  Sätze,  sowie  die  „admission  tem- 
poraire"  angenommen.  Durch  Annahme  der  letzteren  hatte 
sie  gezeigt,  dass  es  nicht  ihr  Wunsch  war,  die  Weber  zu 
schädigen.  Die  Schutzzöllner  aber,  welche  im  Senat  noch 
stärker  vertreten  waren,  waren  entschieden  gegen  die  „ad- 
mission  temporaire"  und  die  Regierung  schlug  infolgedessen 
folgenden  Ausweg  vor:  Die  Sätze  des  Konventionaltarifs  in 
den  Minimaltarif  aufzunehmen  und  dieselben  im  Generaltarif 
nach  dem  von  der  Regierung  und  der  Abgeordnetenkammer 
festgesetzten  Grundsatz  zu  erhöhen;  statt  admission  temporaire 
eine  Art  Rückvergütung  einzuführen  und  zwar  60  ^/o  des  an 
Zöllen  entrichteten  Betrages  für  Gewebe,  die  mindestens 
50  ''/o  Baumwolle  enthalten.  Die  Rückvergütung  findet  statt 
auf  Grund  einer  Deklaration,  in  der  das  Gewicht  und  die 
Nummer  der  im  Gewebe  enthaltenen  Garne  angegeben  ist. 
Es  soll  rückvergütet  werden  für  die  Garne:  Nr.  1 — 4&  nach 
dem  Zoll  für  Garne  Nr.  26,  Nr.  50 — 99  nach  dem  Zoll  von 
Nr.  76,  Nr.  100—149  nach  dem  Zoll  von  Nr.  120,  Nr.  150  und 
mehr  171.  Für  Bänder  gemischt  aus  Seide  und  Baumwolle, 
aus  Samt  und  Plüsch,  für  Plüsch-  und  Samtgewebe  gemischt 
mit  Seide  wird  nur  dann  eine  Rückvergütung  gewährt,  wenn 
sie  mindestens  25  ^/o  des  Gewichtes  an  Baumwolle  enthalten. 
Die    Rückvergütung    für   Spitzen,    Tüll    und   Mousseline    darf 


')  Debats  parlem.,  Senat,  annexes,  Generalbericht  S.  300 — 311. 
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noch  höher  sein,  weil  bei  ihrer  Verfertigung  viel  Baumwolle 
verloren  geht;  dieser  Verlust  darf  jedoch  40  °/o  nicht  über- 
steigen. 

Auch  die  Zollkommission  des  Senats  fand,  dass  das  Haupt- 
hindernis der  Entwicklung  der  französischen  Industrie  in  den 
hohen  Produktionskosten  liege.  Aber  sie  meint  —  im  Gegen- 
satz der  Zollkommission  der  Abgeordnetenkammer  — ,  dass  ein 
Versuch,  dieselben  zu  eruiitteln,  und  sie  bis  ins  kleinste  mit 
jenen  der  Konkurrenten  zu  vergleichen,  undurchführbar  wäre. 
Interessant  ist  auch  folgender  Gedankengang  im  Generalbericht: 
„Das  Bedürfnis  nach  einem  Schutz  äussert  sich  nach  ver- 
schiedenen Richtungen.  Einmal  sind  es  blühende  Industrien, 
die  den  inneren  und  auswärtigen  Markt  beherrschen,  auf  dem 
letzteren  aber  durch  eine  Konkurrenz  bedroht  werden;  ein 
andermal  wieder  Industrien,  die  im  Kampfe  mit  dem  Auslande 
vom  Inland  ein  Opfer  verlangen,  indem  sie  in  dem  grösseren 
Umsatz  im  Inland  eine  Erleichterung  der  Ausfuhr  suchen; 
oder  es  sind  Industrien,  die  im  Auslande  geschlagen  und  ge- 
nötigt sind,  sich  auf  die  Geschäfte  im  Inlande  zu  beschränken, 
wobei  sie  gegen  die  Einfuhr  geschützt  sein  wollen."  Alledem 
hat  die  Zollkommission  Rechnung  getragen.  Von  den  vielen 
Artikeln,  auf  welche  die  Zollsätze  erhöht  wurden,  mögen  fol- 
gende erwähnt  sein:  gesalzenes  Schweinefleisch  und  Schinken, 
getrocknetes  Gemüse  als  Mehl  oder  geschält  (legumes  secs  en 
farine),  Trauben,  feste  (fixe)  Oele,  Holz,  Phytolocoa,  Marmor 
und  Statuen  daraus,  Alunit  (roh),  altes  Eisen  und  Stahl 
(ferailles  de  fer  et  d'acier),  Blei  mit  Silbergehalt  (argenti- 
fere),  Zink,  Aluminium  in  verschiedenen  Verbindungen  und 
mehrere  spezielle  chemische  Produkte.  Zu  der  bestehenden 
Abstufung  der  Zölle  auf  Garne,  je  nach  ihrer  Feinheit,  hat 
die  Senatskommission  noch  eine  weitere  Stufe  geschaffen  (für 
Leinen-  und  Hanf-  und  für  Raraiegespinste ,  von  welchen 
60 — 80000m  auf  1kg  gehen),  und  somit  eine  Verteuerung 
sämtlicher  Garne  herbeigeführt.  Die  Zölle  auf  Gewebe  aus 
Baumwolle  und  auf  Metallwaren  wurden  ebenfalls  erhöht.  Auch 
Herabsetzungen,  die  aber  fast  bedeutungslos  waren,  wurden 
vorgenommen,  am  meisten  bei  Papierwaren,  dann  auf  Hopfen, 
Ozokerite  etc. 
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Die  weitere  Arbeit  des  Senats,  ebenso  wie  die  Spezial- 
berichte  selbst,  sind  für  unsere  Betrachtung  ohne  Bedeutung. 
Der  grösste  Teil  dieser  Arbeit  ist  vom  nationalökonomischen 
Standpunkte  aus  ein  Abklatsch  der  Arbeit  der  Abgeordneten- 
kammer. Einige  Ausnahmen  sind  allerdings  erwähnenswert, 
so  in  erster  Linie  die  Rede  des  Senators  Tirard.  Ziemlich 
rasch  wurde  der  Zolltarifentwurf  erledigt  und  mit  einigen 
Aenderungen  wiederum  der  Abgeordnetenkammer  übermittelt. 

VII.  Der  neue  Zolltarif 

Das  Hauptergebnis  langer  Vorarbeiten  und  noch  längerer 
Beratungen  über  den  neuen  Doppeltarif  war  eine  bedeutende 
Erhöhung  der  grossen  Mehrzahl  der  Zollsätze.  In  folgendem 
soll  ein  kurzer  Ueberblick  dieser  Aenderungen  gegeben  werden. 

A.  Nahrungs-  und  Genussmittel 

Eine  Erhöhung  erfuhren  die  Zölle  auf  ausgewachsene 
Tiere  und  Fleisch,  auf  Geflügel  (lebend  oder  tot),  tote  Tauben, 
Konserven,  Fleischextrakte,  Eier,  Käse,  Butter  und  Fische. 
Diese  Erhöhungen  fanden  auf  verschiedene  Weise  statt:  ent- 
weder durch  direkte  Erhöhung  in  beiden  Tarifen  oder  durch 
Uebernahme  des  Zollsatzes  aus  dem  bestehenden  Generaltarif 
in  den  Minimaltarif  oder  durch  Uebernahme  desselben  in  den 
neuen  Generaltarif,  ohne  ihn  auch  in  den  Minimaltarif  einzu- 
setzen. Das  letztere  kam  sogar  vor,  nachdem  der  zu  über- 
nehmende Zoll  erhöht  war.  Die  Kornzölle  blieben  zum  Teil 
unverändert,  zum  Teil  wurden  sie  abgeändert  und  sogar  neu 
eingeführt.  Neu  ist  der  Zoll  auf  Hafer,  Gerste-  und  Buch- 
weizenmehl. Der  Zoll  auf  Weizenmehl  wurde  abgestuft,  je  nach 
der  Feinheit  des  Mahlens  (zwischen  6  und  8,40  Fr.).  Die 
Zölle  auf  Buchweizen  (3  Fr.)  und  auf  getrocknetes  Gemüse 
aller  Art  (ausgenommen  pois  pointus)  wurden  ebenfalls  neu 
eingeführt.  Dasselbe  gilt  für  die  Zölle  auf:  Kastanien,  Mehl 
daraus,  Kartoffeln,  Dari,  Biskuit,  Brot  etc. 

Fast  alle  Zölle  auf  lebendes  Vieh,  ein  Teil  der  Zölle  auf 
tierische  Produkte  und  die  Mehrzahl  derselben  auf  Getreide 
und  auf  mehlige  Nährstoffe  (farineux  alimentaires)  fanden  sich 
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bloss  im  Generaltarif.  Die  Zölle  auf  frisches  und  gedörrtes 
Obst  wurden  grösstenteils  neu  eingeführt  und  die  wenigen 
bereits  bestehenden  erhöht.  Erhöht  wurden  auch  die  Zölle 
auf  Rosinen,  Essig,  Apfelwein  und  Wein,  sowie  auf  feine 
feste  Oele. 

B.  Roh-  und  Hilfsstoffe 

Freigelassen  wurden:  Felle  und  Häute,  Pferdehaare  und 
sonstige  Haare,  Schildkrötenschalen,  Hörner,  Kautschuk  und 
Guttapercha,  Marmor,  Alabaster,  Steine,  Halbedelsteine, 
Kristalle,  Metalle  in  Erzen  oder  ganz  roh,  Baumwolle,  Wolle, 
Hanf,  Flachs,  Jute,  Düngemittel  aller  Art,  Oelpflanzen  und 
Sämereien. 

Die  Befreiung  galt  für  alle  diese  Produkte  bloss  im 
rohen  Zustande.  Sobald  aber  irgend  welche  Verarbeitung  an 
demselben  geleistet  war,  kamen  sie  unter  die  Nummer  der 
besonderen  Zollsätze. 

C.  Fabrikate 

Von  den  rund  1200  Artikeln,  die  der  vierte  Teil  des 
Zolltarifs  enthielt  und  zwar  in  ungefähr  420  Tarifstellen, 
waren  etliche  60,  die  entweder  in  Frankreich  nicht  produziert 
werden  oder  als  Hilfsstoffe  der  wichtigeren  Industrien  dienen 
(z.  B.  einige  Produkte  der  chemischen  Industrie),  von  dem  Zoll 
befreit.  Alle  übrigen  wurden  geschützt,  ein  Teil  der  Zölle 
umgeändert,  ein  Teil  noch  wirksamer  umgestaltet.  Wie  die 
Zollkommission  der  Abgeordnetenkammer  einmal  erklärte  und 
die  des  Senats  im  Nachahmungseifer  wiederholte,  trug  man 
bei  der  Berechnung  des  Zollsatzes  einzelner  Artikel  in  erster 
Linie  der  Verteuerung  aller  Produkte,  die  die  betreffende  In- 
dustrie gebrauchte,  Rechnung.  Dieses  Verfahren  kam  doch 
auf  eine  Berechnung  der  Produktionskosten  hinaus,  welche 
die  Zollkommission  des  Senats,  wie  wir  oben  sahen,  ab- 
gelehnt hatte. 
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Warengattungen 


Doppeltarif 


General- 
tarif 
pro  Dz. 


Minimal- 
tarif 
pro  Dz. 


Der  Tarif  bis  zum 
11. Februar  1902 


General- 
tarif 
pro  Dz. 


Konven- 
tional- 
tarif 
pro  Dz. 


Ochsen      .     .    Lebendgewicht 
Kühe    ...  j, 

Kälber      .     .  ^ 

Hammel  und  Schafe     „ 
Schweine  .     .  „ 

Frisches  Fleisch: 

vom  Hammel ') 

vom  Schwein 

vom  Ochsen  und  anderes    . 

Gesalzenes  Fleisch: 

von  Schweinen,  Schinken     . 

von  Ochsen  und  anderes 
Geflügel,  lebendes  und  totes  . 
Eier  vom  Geflügel      .... 

Käse 

Butter,  frisch 

,       gesalzen 

Fische,  frische: 

aus  dem  süssen  Wasser  .     . 

aus  der  See   

Fische,  gesalzen,  geräuchert: 

Stockfische      

Häringe 

Weizen,  Spelz,  Mengkorn: 

im  Korn 

Mehl  mit  70  > 

dto.  mit  70— 60  7o     •     ■     • 
dto.  mit  60  7«  und  weniger 

Gerste,  Korn 

Mehl 

Hafer,    Korn 

Mehl 

Mais,  Korn 

,      Mehl 

Roggen,  Korn 

Mehl 

Buchweizen,  Korn 

Mehl 


Fr. 
10,- 
10,- 
12,- 
15,- 


30,— 
12,— 

25,— 

25,— 
30,— 
20,— 
10,— 

25,— 

13,- 
13,- 

10,- 
25,— 

48,- 
20,- 

5,- 

8,- 

10,- 

12,- 

3,- 
5,- 
3,- 
5- 
3,- 
5,- 
3,- 
5,- 
2,- 
4,- 


Fr. 


27,- 
frei 
6,- 

15,- 
6.- 
6- 

5- 
•20,— 

15,- 
15,— 


Fr. 

f38,- 

20,— 

8,— 

5  — 

6,- 

12,- 
12,- 
12,— 

8,50 

8,50 

20,— 

10,- 

6,- 

8,- 

13,- 

15,- 

5,—* 

5,— 

48,- 
10,- 

5,— 


1,50 
frei 

3,- 
5,- 
3,- 
5,- 

3,— 
frei 


Fr. 


3,- 
3,— 
3,- 

4,50 
4,50 

5,- 
frei 
3,— 
4,- 
frei 
2,- 

frei 
5,- 

48,— 
48,10 


^)  Bloss  gevierteilt  und  mit  Eingeweide  (fressure),  das  an  einem  Vier- 
teil hängen  muss.  ... 
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Warengattungen 


Doppeltarif 


General- 
tarif 
pro  Dz. 


Minimal 

tarif 
pro  Dz. 


Der  Tarif  bis  zum 
11. Februar  1902 


General- 
tarif 
pro  Dz. 


Konven- 
tional- 
tarif 
pro  Dz. 


Malz 

Reis,  im  Halme  (Garben) 

„      Bruch   .... 

„      ganz,  auch  Mehl 
Hülsenfrüchte : 

Bohnen,  im  Korn 

andere,  im  Korn 
Mehl      . 


Kastanien      .     ,     . 
Mehl  aus  Kastanien 
Dari,  millet,  Korn 
,       Mehl 
Kartoffel  .... 


Wein 


Olivenöl 

Zitronen,  Orangen      .     .     .     . 

Tischtrauben 

Aepfel  und  Birnen : 

für  Tisch 

zum  Apfelwein 

Rosinen 

Trockene  Aepfel   und  Birnen ; 

für  Tisch 

zum  Apfelwein 


Wolle: 

gekämmt  oder  kardätscht  . 
gekämmt    oder    kardätscht, 

gefärbt 

Tierhaare,  gekämmt  etc.    .    . 
Seide,  ouvree,  moulinäe      ,     . 
Holz  (Bau-  und  Nutzholz: 
rund ,   mit  mehr  als  0,60  m 

Umfang 

gesägt,    breit    35  mm    und 
weniger 


Fr.  Fr. 

4.- 

3,- 
6  — 


3,— 

3  — 
6,— 
8,- 

3,- 

5,- 

3,- 

4,50 

0,40 

pro  Grad  und  Hektol. 
bis  10,90 


1,20 


0,70 


über  10,90 


Fr. 
1,90 
3,— 
6,— 

8,— 

frei 


Fr. 


3,— 

4,50 
frei 


pro  Hektoliter 
bis  150 


4,50 


über  150 


Derselbe  Zoll  und   Verbrauclisabgabe  auf 
Alkohol 


15- 

8,- 

12,— 

3  — 

2,- 

25,— 

15.— 
6,— 


32,50 

35,- 
15,— 

300,— 


1,- 
2,50 


10.-    i 

6,- 

8,- 

4,50 
4,50 
6,— 

2,— 
1,50 

15,— 

6- 

10,— 
4- 

6,— 

25,~ 

15,- 

27,50 

10,- 

300,- 

frei 

10- 

frei 

0,65 

» 

1,75 

1 

8  — 
2,— 
6,— 

6,— 


frei 


10,- 
frei 
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Warengattungen 


Doppeltarif 


General- 
tarif 
pro  Dz, 


Minimal- 
tarif 
pro  Dz. 


Der  Tarif  bis  zum 
11.  Februar  1902 


General- 
tarif 
pro  Dz. 


Konven- 
tional- 
tarif 
pro  Dz. 


Wate 

Hanf,  gekämmt 

Hopfen 

Zuckerrüben 

Roheisen  in  Prismen  und 
Stangen : 

mit    7%    Schlacken    und 

mehr 

anderes 

Eisen  T 

Blech,  gewalzt,  gehämmert, 
mehr  wie  1  mm  im  Quer- 
schnitt : 

nicht  geschnitten     .     .     . 

geschnitten 

Eisendraht,  überzogen  mit  Me- 
tallen oder  nicht: 

breit  mehr  wie  2  mm  .     . 

breit  weniger  wie  0,5  bis 

1  mm 


Fr. 

20,— 
15,- 
45,— 

0,40 


5,— 
6  — 
6  — 


7,50 


22,— 


Fr- 

15,- 

10,- 

30,— 

0,40 


4,50 
5.— 

5,- 


7,— 
7,50 


7,- 
20,- 


Fr. 
10,- 
frei 


7,50 
11,- 


6  — 
10,- 


Fr. 

10,- 
frei 


4,50 
5,- 

5,- 


7,— 
10,- 


6- 
10,— 


Drittes  Kapitel 

Prämien  als  Mittel  zum  Schutz  der  Landwirtschaft 
und  der  nationalen  Arbeit 

I.  Prämien  für  Seidenbau 

Der  grösste  Teil  der  Spezialdiskussion  wurde  bekanntlich 
von  der  Auseinandersetzung  über  Rohstoffe  absorbiert.  Dies 
ist  zugleich  eine  deutliche  Widerlegung  der  Behauptung,  dass 
alle  Produktionszweige  am  Schutzzoll  solidarisch  interessiert 
seien.  Gerade  die  Abwesenheit  jeder  Solidarität  und  ein  un- 
überwindlicher Gegensatz  zwischen  den  wichtigsten  Produktions- 
zweigen, der  mit  der  Einführung  der  Zölle  entsteht,  war  der 
Inhalt  der  ganzen  Beratung.  Die  Art,  in  der  man  diese  Frage 
in  der  Kammer  löste,  steht  in  krassem  Widerspruch  mit  dem 
wichtigen  Grundsatz  der  Schutzzöllner:  Gleichheit  des  Schutzes, 
weil  die  Seidenzucht  und  noch  einige  wichtige  Zweige  in  der 
Landwirtschaft  auch  in  Zukunft  ohne  Schutz  bleiben  mussten. 
Nichtsdestoweniger  bezeichneten  die  Führer  der  schutzzöUneri- 
schen  Bewegung  ihren  neuen  Zolltarif  als  Ausfluss  der  Soli- 
darität imd  als  Verkörperung  der  Gleichheit  in  der  Be- 
handlung. 

Denjenigen  Produktionszweigen,  die  ohne  Schutz  blieben, 
hatte  bekanntlich  die  Regierung  mit  späterer  Zustimmung  der 
Zollkommission  und  der  Abgeordnetenkammer  einen  Schutz  in 
Form  von  Prämien  versprochen.  Man  gab  zwar  zu,  dass  die 
Prämien  in  ihrer  Wirkung  mit  den  Zöllen  nicht  zu  identi- 
fizieren seien,  allein  man  glaubte  damit  das  Prinzip  der 
Solidarität  wieder  vollständig  zur  Geltung  gebracht  zu  haben. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Seidenzüchter  mit  Nachdruck 
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Schutzzölle  verlangten  und  erst  bei  der  Aussichtslosigkeit  des 
Kampfes  auf  Prämien  sich  resignierten,  deren  Beratung  auf 
ihren  Wunsch  sofort  stattfand.  Der  Gesetzentwurf  wurde  der 
Budgetkommission  überwiesen  und  am  nächsten  Tage  — 
11.  Juni  —  erstattete  ihr  Berichterstatter  Jos.  Reinach  den 
Bericht,  in  dem  er  ungefähr  folgendes  ausführte: 

Man  habe  das  Prinzip  der  Solidarität  proklamiert  und 
dieses  mache  das  Gesetz  über  die  Prämien  unvermeidlich.  Die 
Massregel  sei  umso  leichter  durchzuführen,  als  der  neue  Zoll- 
tarif einen  Einnahmeüberschuss  mit  sich  bringen  werde.  Falsch 
sei  die  Behauptung,  dass  die  Prämien  wirkungslos  seien,  im 
Gegenteil,  sie  hätten  sich  in  Irland  (für  Flachs),  Italien, 
Oesterreich-Ungarn  und  Japan  ausserordentlich  bewährt.  Diese 
Prämien  seien  kein  Almosen,  sondern  Mittel,  um  die  Seiden- 
züchter von  der  Routine,  in  der  sie  sich  seit  einem  Viertel- 
jahrhundert befänden,  zu  retten.  Wenn  sie  einmal  neues 
Werkzeug  und  eigene  Maulbeerbäume  besässen,  so  würden  sie 
billiger  produzieren  können,  die  Kultur  würde  aufs  Doppelte 
steigen  und  die  Konkurrenz  der  europäischen  Länder  ver- 
drängt werden.  Das  ganze  Problem  bestehe  darin,  die  franzö- 
sische Seidenzucht  wieder  auf  ihre  ehemalige  Höhe  zu 
bringen  ^). 

Dann  sprach  der  Landwirtschaftsminister  zunächst  über 
die  Notwendigkeit  der  Staatseinmischung,  die  sogar  in  Amerika 
bestehe,  und  dann  über  den  Gesetzentwurf  selbst.  Er  beklagte 
sich  bitter,  dass  eine  ganze  Hälfte  des  Entwurfes  der  Regie- 
rung in  der  Kommission  abgelehnt  wäre.  Dieser  Teil  enthielt 
Bestimmungen  über  die  Errichtung  von  Baumschulen,  über 
Organisation  des  landwirtschaftlichen  Unterrichts,  über  Ver- 
suchsstationen etc.  Alle  diese,  seiner  Meinung  nach  sehr 
wichtigen  Massregeln  hätten  die  Interessenten  leider  abgelehnt 
und  bloss  den  Abschnitt  über  die  Prämien  angenommen.  Ihn 
wundere  diese  Ablehnung  nicht,  er  habe  sehr  oft  Gelegenheit 
gehabt,  von  den  Landwirten  zu  hören,  dass  sie  keiner  Be- 
lehrung bedürften.  Dies  sei  das  Schicksal  aller  Ratschläge, 
die  einen  Uebergang  zu  besserer  Kultur  zu  veranlassen  und  zu 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1217 — 1219. 
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ermöglichen  suchten.  Er  habe  auch  Prämien  für  den  erfolg- 
reichsten und  verdienstvollsten  Züchter  einführen  wollen;  das 
sei  ebenfalls  verworfen  worden.  Er  schliesse  sich  dem  System, 
das  der  Berichterstatter  vorschlage,  an,  weil  die  Produzenten 
selbst  es  wünschten;  verlange  aber  energisch  die  Ueberwei- 
sung  dieses  Entwurfes  an  die  Zollkommission  zur  Beratung  der 
eben  erwähnten  Massregeln  ^). 

Dieser  Vorschlag  wurde  angenommen  und  zwei  Tage 
später  erstattete  Leydet  den  Bericht,  Jede  aus  der  Mitte  der 
damaligen  Abgeordnetenkammer  gebildete  Kommission,  auch 
wenn  sie  mit  rein  agrarischen  Aufgaben  zu  tun  gehabt  hätte, 
würde  die  direkten  Prämien  jenen  Massregeln  vorgezogen 
haben;  und  so  wurde  der  Regierung  der  Rat  erteilt,  ein  an- 
deres Mal  solche  Vorschläge  zu  machen.  Die  Frage,  welche 
die  Kommission  zu  lösen  suchte,  lautete  kurz:  was  soll  man 
tun,  um  die  Bauern  dazu  zu  bringen,  sich  an  der  Seidenzucht 
so  zahlreich  wie  früher  zu  beteiligen?  Sie  meinten:  die  Seiden- 
zucht rentabel  zu  machen,  sei  die  erste  Bedingung  dazu.  Die 
Seidenkokons  dürften  nicht  unter  dem  Preise,  der  die  Seiden- 
zucht lohnend  mache,  verkauft  werden.  Das  sei  am  besten 
durch  Einführung  von  Prämien-  zu  erreichen.  Die  Budget- 
kommission habe  eine  Prämie  von  25  Ctm.  pro  kg  Kokons 
vorgeschlagen,  das  sei  aber  zu  wenig;  eine  Prämie  von  50  Ctm. 
erachte  die  Zollkommission  als  genügend.  Da  aber  die  Seiden- 
spinnerei mit  der  Seidenzucht  eng  verbunden  sei,  so  müsse 
auch  der  letzteren  eine  Prämie  erteilt  werden,  sie  schlage 
daher  eine  jährliche  Prämie  vor:  von  50  Fr.  pro  Kessel  alten 
Modells,  welche  schon  1891  eingeführt  wurden;  von  200  Fr. 
für  einen  solchen  neuen  Modells;  von  250  Fr.  pro  Kessel 
neuesten  Modells,  der  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  in- 
stalliert werde  ^). 

Nachdem  sich  der  Berichterstatter  der  Budgetkommission 
mit  den  Aenderungen,  welche  der  Entwurf  in  der  Zollkommis- 
sion erfahren,  einverstanden  erklärt  hatte,  wurde  er  mit  grosser 
Mehrheit  angenommen. 


^)  Debats  parlem.,  compte  reudu,  p.  1219 — 1231. 
«)  Ib.  p.  1234/35. 
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Im  Senat  wurde  die  Höhe  der  Prämie  für  die  Spinnerei 
als  zu  gering  angesehen  und  infolgedessen  auf  100,  bezw.  400, 
bezw.  200  Fr.  erhöht.  Die  Abgeordnetenkammer  nahm  alle 
diese  Erhöhungen  an^),  und  so  kam  das  Gesetz  zu  stände, 
das  allen  Seidenzüchtern  und  Seidenspinnern  eine  direkte  Sub- 
vention für  6  Jahre  gewährte. 

II.  Prämien  auf  Flachs-  und  Hanfbau 

Nach  dem  Vorbild  der  mächtigen  Seidenzüchter  hatten 
auch  die  Flachs-  und  Hanfbauer  einen  Zoll  verlangt;  es  ging 
ihnen  aber  dabei  nicht  besser  als  jenen.  Ein  Kampf  in  der 
Spezialdiskussion  fand  gar  nicht  statt,  zum  Teil  wegen  der 
Aussichtslosigkeit  der  Sache  und  zum  Teil  infolge  der  ge- 
schickten Taktik  Melines  und  seines  Gehilfen  Graux,  die  die 
Beratung  des  Gesetzentwurfs  über  Prämien  für  Flachs-  und 
Hanfbau  unmittelbar  vor  jener  über  den  Flachs-  und  Hanfzoll 
beantragten.  Den  Entwurf  hatten  bereits  die  Budget-  wie 
auch  die  Zollkommission  geprüft,  und  dadurch  war  die  sofortige 
Eröffnung  der  Diskussion  (am  2.  Juli)  möglich.  Zuvor  sprach 
der  Landwirtschaftsminister  und  beklagte  sich  bitter  über  das 
Schicksal  des  Regierungsentwurfes,  der  in  den  Kommissionen 
völlig  umgearbeitet  worden  sei.  Er  habe  von  der  Kammer 
einen  Kredit  von  einer  Million  Franken,  die  zur  Schajffung  von 
Prämien  für  musterhafte  Flachs-  und  Hanfkultur  und  zur  Er- 
richtung einer  Fachschule  verwendet  werden  sollten,  verlangt. 
Er  sei  der  Meinung,  dass  die  Hebung  der  Flachskultur  bloss 
durch  Verminderung  der  Produktionskosten  zu  erreichen  sei; 
die  Produktionskosten  aber  könnten  nur  durch  Steigerung  des 
Ertrages  und  durch  bessere  Kultur  vermindert  werden.  Eine 
bessere  Kultur  sei  nur  auf  dem  Wege  der  Verbreitung  wissen- 
schaftlichen Verfahrens  erreichbar.  Statt  dessen  beantragten 
beide  Kommissionen,  dass  jedem  Flachs-  und  Hanfbauer  eine 
bestimmte  Subvention  nach  dem  Masse  der  jährlichen  Pro- 
duktion erteilt  werde.  Dabei  Hessen  sie  die  Fragen  unbeant- 
wortet, wie  die  Summe  unter  beide  Produktionszweige  zu  ver- 


^)  Debats  paiiem.,  compte  rendu,  p.  2849. 
Bajki6,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902 
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teilen  und  wie  die  Produktion  jedes  einzelnen  zu  ermitteln  sei. 
Wenn  die  Kammer  darauf  bestehe,  so  erkläre  auch  er  sich 
einverstanden,  allein  es  sei  alles  von  ihr  selbst  näher  zu  be- 
stimmen ^).  Ihm  erwiderte  Meline :  Den  Widerstand  des  Mini- 
sters könne  er  gar  nicht  verstehen,  weil  diese  Prämien  von 
der  Regierung  und  der  ganzen  Zollkommission  als  Ersatz  für 
Freilassung  beider  Produkte  beschlossen  seien.  Die  Zoll- 
kommission sei  mit  vielen  Schmerzen  darauf  eingegangen,  nur 
angesichts  der  Freilassung  von  Wolle  und  Baumwolle  hätte 
sie  auch  eine  solche  für  Flachs  angenommen;  Hanf  und  Oel- 
früchte  habe  sie  aber  mit  einem  Zoll  belegt,  und  erst  als  sie 
eingesehen  habe,  dass  dies  auch  einen  Zoll  auf  Jute,  die  zur 
Herstellung  eines  der  Landwirtschaft  unentbehrlichen  Gewebes 
diene,  nach  sich  ziehen  müsse,  habe  sie  Abstand  davon  ge- 
nommen. 

Die  Schwierigkeiten,  welche  der  zweckmässigen  Durch- 
führung im  Wege  ständen,  könne  die  Regierung  sehr  leicht 
beseitigen,  weil  sie  die  dazu  notwendigen  Elemente  zur  Ver- 
fügung hätte.  Die  Kommission  habe  es  versucht,  aber  es  sei 
ihr  nicht  gelungen,  die  Interessen  der  Flachs-  und  Hanfbauer 
zu  versöhnen.  Eine  dieser  Schwierigkeiten  wolle  er  doch  etwas 
näher  erörtern.  Sowohl  die  Regierung  wie  auch  die  beiden 
Kommissionen  waren  darin  einig,  dass  vom  Genuss  dieser 
Prämie  ganz  kleine  Betriebe  ausgeschlossen  bleiben  sollten. 
Meline  versuchte  dies  folgendermassen  zu  begründen:  Die 
Prämie  solle  den  Zoll  ersetzen ,  der  Zoll  aber  diene  zum 
Schutz  der  Produktion  für  industriellen  Verbrauch  im  grossen. 
„Wir  wollen  die  Prämie  bloss  denjenigen  gewähren,  denen 
auch  der  ZoU  zu  gute  kommt.  Es  unterliegt  aber  keinem 
Zweifel,  dass  die,  welche  nur  einige  Ar  bestellen  und  zur 
Deckung  eigenen  Bedarfs  selbst  spinnen  und  weben,  vom  Zoll 
keinen  Nutzen  haben.  Es  wäre  also  ungerecht,  auch  ihnen 
eine  Beteiligung  an  den  Prämien  zu  gestatten.  Durch  Eli- 
minierung der  kleinen  Kultur  wird  die  Prämie,  die  dem  wirk- 
lichen Produzenten  (le  producteur  veritable)  zu  gewähren  ist, 
sich    um    so  höher    gestalten."     Daher    habe   er    auch   nichts 


*)  Döbats  parlem.,  compte  rendu  p.  3000. 


—     115     — 

gegen  den  Vorschlag,  der  dahin  gehe,  nur  den  wirklich  von 
der  Industrie  angekauften  heimischen  Hanf  und  Flachs  zu 
prämiieren  ^).  Der  Gesetzentwurf  wurde  nach  der  Redaktion 
der  Zollkommission,  welche  das  Maximum  des  jährlich  zu 
verteilenden  Betrages  auf  2,5  Mill.  (gegen  2  Mill.  der  Budget- 
kommission) festsetzte,  mit  386  gegen  112  Stimmen  ange- 
nommen. 

Am  24.  Dezember  kam  der  Entwurf  vom  Senat  zurück. 
Die  Diskussion  wurde  etwas  lebhafter.  Es  wurden  zwei  Zu- 
satzanträge eingebracht,  wovon  einer  die  Einführung  fester 
Prämien  bezweckte.  Eine  im  voraus  bestimmte  Maximal- 
summe, führte  der  Antragsteller,  Abgeordneter  Vilfeu,  aus,  werde 
dazu  führen,  dass  die  Prämie  pro  Hektar  mit  Zunahme  der 
Kultur  immer  geringer  werde.  Es  solle  also  bestimmt  werden, 
dass  jedes  bebaute  Hektar  30  Fr.  feste  Prämie  erhalte  ^).  Der 
Antrag  wurde  aus  finanziellen  Gründen  abgelehnt,  obwohl  der 
Berichterstatter  Graux  die  Zweckmässigkeit  desselben  zugab. 
Der  zweite  Antrag  ging  dahin,  die  Verteilung  von  Prämien 
den  Departements  zu  überlassen  mit  der  Bestimmung,  dass 
sie  Proportionen  der  bebauten  Fläche  ohne  Rücksicht  auf  Grösse 
derselben  erfolgen  solle.  Dieses  System  der  Repartition  sollte 
die  Beteiligung  auch  der  kleinsten  Kultur  ermöglichen.  Blieben 
alle  Landwirte,  führte  der  Abgeordnete  Brousse  zur  Be- 
gründung des  Antrages  aus,  die  weniger  als  1  ha  bebaut 
hätten,  von  den  Prämien  ausgeschlossen,  so  würden  sie  bloss 
den  Grossgrundbesitzern  zu  gute  kommen;  die  Mittel-  und 
Kleinbauern  bestellten  in  der  Regel  weniger  als  1  ha. 

Diesmal  sprach  der  Landwirtschaftsminister  dagegen.  Er 
wiederholte  dasselbe  Argument,  das  Meline  gebraucht  hatte  ^). 
So  wurde  die  Regelung  dieser  Frage  der  Verwaltung  über- 
lassen. Die  Dauer  des  Gesetzes  wurde  auf  6  Jahre  festgesetzt. 
Bevor  wir  diesen  Gegenstand  verlassen,  drängt  sich  uns  fol- 
gende Betrachtung  auf:  Die  Schutzzöllner  behaupteten  be- 
kanntlich, dass  ihr  System  dem  Streben  entspringe,  der  Demo- 
kratie,  dem  kleinen  Mann,  der  der  Träger  der  Republik  sei, 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  p.  1553/54. 

2)  Ib.  p.  2847. 

3)  Siehe  S.  114/15. 
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Hilfe  zu  leisten,  seine  bedrohte  Existenz  zu  retten,  seine 
Arbeit  rentabel  zu  machen,  um  ihn  auf  diese  Weise  an  die 
Scholle  zu  fesseln  und  die  Zunahme  des  städtischen  Proletariats 
zu  verhindern.  Der  kleine  Grundbesitzer,  dieses  Ideal  des 
französischen  Politikers,  ist  also  das  Leitmotiv  der  ganzen 
Bewegung  gewesen.  Der  Kleingrundbesitzer  galt  als  der 
echte  Vertreter  der  nationalen  Arbeit  ^)  im  Gegensatz  zu  den 
international  interessierten  Industriellen  und  international  ge- 
sinnten Sozialisten.  Mit  seltenem  Pathos  hatte  Deschanel  in 
der  Generaldiskussion  erklärt,  dass  er  in  Deutschland  gegen 
die  Kornzölle  wäre,  weil  dort  der  Grundbesitz  die  Form  der 
Latifundien  der  ostelbischen  Junker  habe^). 

Hier  erklärte  nun  Meline  zusammen  mit  dem  Landwirt- 
schaftsminister, dass  der  Zoll  denjenigen,  die  ihre  Produktion 
selbst  verbrauchen,  nichts  nütze.  So  hatte  er  mit  einem 
Schlage  die  Grundsäule  seines  Systems  umgestürzt.  Ferner 
ist  bloss  der  reiche  Mann  wirklich  „Produzent",  Der  , echte 
Vertreter  der  nationalen  Arbeit"  ist  also  kein  Produzent.  Es 
ist  dies  wahrlich  eine  merkwürdige  Auffassung  der  Produk- 
tion; dieselbe  entsteht  nach  Meline  erst  dann,  wenn  ein  Pro- 
dukt in  den  Verkehr  kommt,  d.  h.  erst  mit  dem  Handel  be- 
ginnt die  Produktion.  Das  ist  nichts  anderes  als  ein  entstellter 
Merkantilismus,  nur  dass  der  letztere  lediglich  den  Aussen- 
handel  vor  Augen  hatte.  Solche  Auffassung  der  Produktion 
vertritt  Meline,  der  grösste  Feind  des  Handels  auf  dem  ganzen 
Kontinent  und  Vertreter  einer  Lehre,  die  sich  rühmt,  vor  dem 
Freihandel  das  vorauszuhaben,  dass  sie  nicht  in  dem  Tausch 
(circulation),  sondern  in  der  Produktion  die  Quelle  des  natio- 
nalen Reichtums  erblickt  3). 


')  Debats  parlem.,    compte   rendu,    p.  2848    (Thomson,    Bericht- 
erstatter über  Getreide), 
»)  Ib.  p.  1270. 
3)  Ib.  p.  870. 


Viertes  Kapitel 

Der  Schutz  der  nationalen  Arbeiter  gegen  die 
ausländischen  (le  protectionnisme  ouvrier) 

In  vielen  ethnographischen,  soziologischen,  politischen  und 
anderen  Schriften  über  Frankreich  wird  geklagt  über  die  Un- 
freundlichkeit der  Franzosen  den  Ausländern  gegenüber.  Die 
einen  nennen  dies  Intoleranz  und  zählen  sie  zu  den  wichtig- 
sten Charakterzügen  der  französischen  Nation ,  die  anderen 
Fremdenhass,  den  sie  auf  die  nach  der  Niederlage  von  1870/71 
durch  Agitatoren  erzeugte  Stimmung  zurückführen;  einige 
nennen  es  Chinesentum  und  erklären  es  durch  die  glänzende 
Vergangenheit  der  Franzosen.  Die  Franzosen  selbst  geben  es 
ungern  zu,  allein  sie  beklagen  sich  anderseits  über  den  krassen 
Individualismus  ihres  Volkes,  der  vielleicht  den  Ausländern  als 
Zurückhaltung  erscheinen  möge.  Als  in  den  achtziger  Jahren 
die  Frage  der  Bedeutung  der  auf  französischem  Boden  woh- 
nenden Ausländer,  deren  Zahl  mehr  als  1  Million  beträgt, 
öffentlich  erörtert  wurde,  und  eine  grosse  Zahl  von  Politikern 
diese  Erscheinung  als  eine  allgemeine  Gefahr  bezeichnete, 
wurde  das  Ausland  in  der  Ueberzeugung  von  der  Ungastlich- 
keit  der  Franzosen  noch  bestärkt.  Gewisse  Politiker,  die  heute 
an  der  Spitze  einer  mächtigen  Partei  stehen,  verlangten  da- 
mals noch  die  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  diese  Frage. 
Manche  ihrer  Forderungen  wurden  auch  erfüllt,  so  z.  B.  eine 
durch  das  Gesetz  von  1890,  welches  die  Praxis  der  Ausländer  als 
Aerzte  erschwerte.  Ein  Jahr  später  erliess  der  Kultusminister 
ein  Schreiben  an  die  Rektoren  der  Lyceen  und  Colleges,  in 
dem  den  Ausländern  die  Tätigkeit  in  den  öffentlichen  und 
privaten  Schulen  (Mittelschulen)  im  Prinzip  verboten  wurde. 
Sie  können  dieses  Recht  nur  auf  Grund  eines  Dekrets,  in  dem 


—     118     — 

ihr  Domizil  bestimmt  wird,  erlangen.  Die  Genehmigung  soll 
nach  fünf  Jahren  erlöschen,  falls  der  Betreffende  in  diesem 
Zeitraum  nicht  naturalisiert  ist.  Noch  ernster  und  von  grösserer 
volkswirtschaftlicher  Bedeutung  äusserte  sich  dieses  Streben 
nach  Erschwerung  des  Erwerbs  der  Ausländer  in  einer  Be- 
stimmung des  Gesetzentwurfs  über  Altersversicherung  der 
Arbeiter,  wonach  die  Ausländer  zu  Gunsten  dieser  Kasse  be- 
sonders besteuert  werden  sollten.  Der  Gesetzentwurf  kam 
aber  nicht  zu  stände. 

Zur  Zeit  des  grossen  Kampfes  um  den  Zolltarif  nahm 
dieses  Streben  eine  bestimmte  und  sehr  eigentümliche  Form 
an.  Ein  Flügel  der  schutzzöllnerischen  Mehrheit  unter  Füh- 
rung des  ehemaligen  Handelsministers  Dautresme  nannte  sich 
„les  protectionnistes  ouvriers"  und  verlangte  einen  Schutz  der 
einheimischen  Arbeiter  gegen  die  Konkurrenz  der  ausländi- 
schen. Dieser  Schutz  war  nichts  anderes  als  eine  Konsequenz 
des  Grundsatzes  der  Solidarität.  Die  Regierung  versprach 
auch,  diese  Forderungen,  die  allerdings  hauptsächlich  von  den 
„bürgerlichen"   Parteien  gestellt  wurden,  zu  verwirklichen. 

Was  die  Stellung  der  Arbeiter  und  ihrer  Führer,  die  als 
international  gesinnte  Verräter  des  Vaterlandes  gebrandmarkt 
wurden,  anbelangt,  so  war  diese  allerdings  sehr  inkonsequent. 
Auch  die  französischen  Sozialisten  sind  sich  bewusst  der 
Interessensolidarität  des  Proletariats  aller  Länder;  in  praxi 
aber  sind  sie  oft  nicht  nur  sehr  national,  sondern  extrem 
nationalistisch.  So  war  z.  B.  Mitte  1892  ganz  Europa  Zeuge, 
wie  die  französischen  Arbeiter  in  den  Bergwerken  Pas  de  Calais 
an  der  belgischen  Grenze  die  belgischen  Arbeiter  mit  Gewalt 
über  die  Grenze  hinüberbeförderten.  Als  Ursache  gaben  die 
Führer  die  Konkurrenz  auf  dem  Arbeitsmarkte  an.  Sie  hatten 
die  öffentliche  Meinung  und  die  Staatsgewalt  auf  ihrer  Seite. 
Einige  Monate  später  —  am  27.  Oktober  desselben  Jahres  — 
richtete  der  sozialistische  Abgeordnete  Basly  eine  Interpellation 
an  die  Regierung,  in  welcher  er  ausführte:  die  Regierung 
habe  die  Pflicht,  Massregeln  zum  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
zu  ergreifen.  Da  die  Bergwerke  berufen  seien,  im  Kriege 
grosse  Dienste  zu  leisten,  so  solle  die  Regierung  die  Priorität 
der  Beschäftigung   in   dieser  Industrie    den   französischen  Ar- 
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beitern  reservieren.  Der  belgische  Arbeiter  werde  im  Kriege 
nicht  dienen  ^).  Nach  ihm  sprach  der  Schwiegersohn  von 
Karl  Marx,  der  Abgeordnete  Lafargue,  und  verlangte  eine  ge- 
setzliche Bestimmung,  wonach  die  Unternehmer  für  jeden  von 
ihnen  beschäftigten  ausländischen  Arbeiter  2  Fr.  Gebühr  ent- 
richten und  den  Abstand  zwischen  dem  an  den  letzteren  be- 
zahlten Lohn  und  demjenigen,  den  er  an  den  französischen 
Arbeiter  zu  bezahlen  hätte,  zu  Gunsten  des  Altersversicherungs- 
fonds zahlen  sollten  2). 

Es  ist  begreiflich,  dass  diese  Frage  von  der  Regierung 
nicht  ignoriert  werden  konnte.  Schon  im  Anfang  des  Jahres 
1892  lagen  im  Bureau  der  Abgeordnetenkammer  fünf  ver- 
schiedene Gesetzentwürfe,  welche  die  Erschwerung  dieser  Kon- 
kurrenz zum  Gegenstand  hatten.  Sie  kamen  von  verschiedenen 
Seiten  und  waren  sehr  verschieden.  Den  Mittelweg  hatte 
Dautresme  eingeschlagen  und  auf  sein  Drängen  wurde  einer 
von  seinen  Parteigenossen  mit  dem  Studium  dieser  Gesetz- 
entwürfe beauftragt.  Er  war  rasch  fertig  und  am  2.  April 
1892  erstattete  er  den  Bericht,  in  welchem  er  ausführte: 
Frankreich  ist  grösstenteils  ein  gastfreundliches  Land.  Wir 
haben  die  Grundsätze  der  Revolution  nicht  vergessen,  aber  das 
Gefühl  der  Gerechtigkeit  und  Gleichheit  macht  uns  zur  Pflicht, 
die  Belästigung  (gene),  die  die  Anwesenheit  der  ausländischen 
den  französischen  Arbeitern  verursacht,  nicht  zu  vergessen. 
Eine  grosse  Konkurrenz  ist  dadurch  entstanden,  dass  die  aus- 
ländischen Arbeiter  geringere  Lasten  zu  tragen  haben.  Der 
Franzose,  der  durch  seine  Familie  an  sein  Dorf  gebunden  ist, 
ist  arbeitslos,  wenn  es  dort  keine  Arbeit  gibt.  Zur  Zeit  der 
Ernte  und  anderer  grosser  landwirtschaftlicher  Arbeiten  aber 
kommen  Legionen  ausländischer  Arbeiter,  welche  die  hohen 
Löhne  ausnutzen.  Sie  lassen  ihre  Familie  zu  Hause,  haben 
sehr  geringe  Bedürfnisse  und  arbeiten  dadurch  sehr  billig. 
Dazu  kommt  beim  Franzosen  noch  der  Militärdienst.  Diese 
Gastfreundschaft  hat  die  Einwanderung  von  Vagabunden  und 
Verbrechern   begünstigt.     Die   beiden  Grundsätze   der  Ueber- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1349. 
2)  Ib.  p.  1353—1355. 
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wachung  von  Ausländern  und  der  Möglichkeit,  sie  auszuweisen, 
sind  zwar  im  Gesetz  enthalten,  wurden  aber  nie  angewendet. 
Wir  geben  zu,  dass  es  logisch  ist,  auch  den  Arbeitern,  nach- 
dem die  nationale  Produktion  gegen  ausländische  Ueber- 
schwemmung  geschützt  ist,  einen  Schutz  zu  gewähren.  Das 
ist  aber  wegen  der  Konventionen  undurchführbar  und  sehr  oft 
auch  unwirksam.  Deshalb  lehnen  wir  jene  drei  Vorschläge, 
welche  die  Einführung  von  besonderen  Gebühren,  sei  es  zum 
Ausgleich  für  die  Wehrpflicht  (taxe  militaire)  oder  für  die 
höhere  Lebenshaltung  der  französischen  Arbeiter,  verlangen, 
ab  und  empfehlen  den  Weg,  den  Belgien  eingeschlagen  hat: 
strengere  Vorschriften  über  Anmeldepflicht,  Kontrolle  des  Auf- 
enthalts der  ausländischen  Arbeiter  und  der  von  ihnen  ge- 
machten Angaben  ^).  Ferner  wurde  eine  Gebühr  von  1  Fr. 
bei  der  Anmeldung  beantragt  und  das  war  ungefähr  alles,  was 
die  sechs  Artikel  des  vom  Berichterstatter  ausgearbeiteten 
Gesetzentwurfs,  der  nach  längerer  Diskussion  auch  angenommen 
wurde,  enthielten.  Er  trat  unter  dem  anspruchsvollen  Titel: 
„Gesetz  über  den  Aufenthalt  der  Ausländer  in  Frankreich 
und  über  den  Schutz  der  nationalen  Arbeit"  am  8.  August 
1893  in  Kraft.  Anspruchsvoll  ist  der  Titel  des  Gesetzes  in- 
sofern, als  dieses  so  gut  wie  keinen  Schutz  der  nationalen 
Arbeit  enthält,  denn  jene  Anforderungen  rein  polizeilicher 
Natur  blieben  weit  hinter  den  Vorschriften,  die  man  früher 
in  Bezug  auf  Aufenthalt  und  Erwerb  der  Ausländer  erlassen 
hatte,  zurück.  Im  zentralistischen  Frankreich  ist  eigentlich 
die  Berührung  mit  der  Behörde  unvermeidlich,  und  es  ist  für 
den  ausländischen  Arbeiter,  wenn  er  schon  einmal  nach  Frank- 
reich gewandert  ist,  ganz  gleichgültig,  ob  er  10  Minuten  oder 
einen  ganzen  Vormittag  für  die  Legitimation  verwenden  muss. 
Sind  seine  Angaben  richtig,  so  kann  ihn  laut  dieses  neuen 
Gesetzes  kein  Mensch  hindern,  im  Lande  zu  bleiben.  Dagegen 
konnte  er  auf  Grund  der  bereits  früher  bestehenden  Gesetze 
und  Vorschriften  gleich  ausgewiesen  werden.  Noch  unbedeu- 
tender sind  diese  neuen  Gesetzesbestimmungen  im  Gegensatz 
zu  den  Mitteln,  die  die  Präfekten  und  sogar  die  Arbeiter  selbst 


')  Debats  parlem.,  (Mputes,  annexes  1892,  Bd.  I  p.  768/69. 
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jederzeit  zur  Hand  haben.    Dadurch  wird  im  Nu  das  Angebot 
an  Arbeitskräften  vermindert. 

Wenn  man  die  Entwickelung  der  Strömung,  welche  mit 
diesem  Gesetz  ihren  Abschluss  fand,  ins  Auge  fasst,  so  scheint 
es,  als  ob  diesmal  der  Schutz  nicht  in  polizeilichen,  sondern 
in  fiskalischen  Massregeln  bestehen  sollte.  Man  erstrebte  einen 
Ausgleich  zwischen  den  Löhnen  der  Ausländer  und  der  ein- 
heimischen Arbeiter.  Ist  dieses  Ziel  verwirklicht  worden? 
Nicht  im  geringsten,  denn  es  wird  wohl  die  geringe  Gebühr, 
die  bei  der  Anmeldung  erhoben  wird,  nicht  alles  sein,  was 
ein  Ausländer  bei  seiner  Ankunft  in  Frankreich  zu  entrichten 
hat.  Im  übrigen  ist  es  ausgeschlossen,  dass  ein  Arbeiter 
wegen  Nichtentrichtung  dieser  Gebühr  ausgewiesen  wird,  weil 
sie  eben  gering  ist.  Wenn  man  noch  in  Betracht  zieht,  dass 
der  Zuzug  der  ausländischen  Arbeiter  von  den  Arbeitgebern 
selbst  begünstigt  wird,  so  bekommt  man  ein  klares  Bild  von 
der  Nichtigkeit  des  Gesetzes.  Kurz,  das  Gesetz  ist  eine 
Taschenspielerei,  es  sollte  ein  Mittel  darstellen,  um  auch  die 
Arbeiter  in  die  Koalition  der  Schutzzöllner  hineinzubringen, 
hat  aber  gerade  das  Gegenteil  bewirkt. 


Fünftes  Kapitel 

Die  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zum  Auslande 
vom  Inkrafttreten  des  Doppeltarifs  an  bis  zum  An- 
fang des  Zollkrieges  mit  der  Schweiz  (1893) 

I.  Der  Stand  der  Beziehungen  Tor  der  Tarifreform 
(vor  1892) 

Frankreich  hatte  1860  die  Politik  der  Handelsverträge 
mit  gebundenen  Zollsätzen  auf  längere  Zeitdauer  und  mit  der 
Meistbegünstigungsklausel  inauguriert.  Die  Gefahr  einer  gänz- 
lichen Aufhebung  dieser  Politik  wurde  von  Tirard,  wie  wir 
sahen,  geschickt  beseitigt  und  die  im  Jahre  1881  und  später 
abgelaufenen  Handelsverträge  auf  10  Jahre  erneuert.  Die 
Staaten,  mit  denen  nach  dem  Zustandekommen  des  Zolltarifs 
von  1881  Verträge  geschlossen  wurden,  waren  folgende: 
1.  Belgien,  2.  Portugal,  3.  Spanien,  4.  Niederlande,  5.  Schwe- 
den und  Norwegen,  6.  die  Schweiz,  7,  Grossbritannien, 
8.  Oesterreich-XJngarn  und  9.  Serbien.  Die  Verträge  mit  den 
ersteren  sechs  enthalten  auch  Zollsätze ,  die  für  die  Dauer 
des  Vertrages  festgelegt  waren;  die  übrigen  Verträge  ent- 
hielten bloss  eine  gegenseitige  Meistbegünstigung.  Die  Be- 
ziehungen zu  10.  Deutschland,  11.  Dänemark,  12.  Russland 
und  13.  zu  der  Türkei  hatten  ebenfalls  Meistbegünstigungs- 
verträge, welche  vor  der  Tarifreform  zu  stände  kamen,  zur 
Grundlage. 

Mit  Italien  stand  Frankreich  seit  1888  im  Zollkrieg.  Der 
bestehende  Vertrag  lief  am  1.  Januar  1888  ab  und  alle  Ver- 
suche,   einen   neuen   zu  stände   zu   bringen,    blieben  erfolglos. 
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Die  Sätze  des  Kampfzolltarifs  waren  beiderseits  ausserordent- 
lich hohe.  Der  Krieg  dauerte  ununterbrochen  fort,  auch 
während  der  Zeit  der  Beratung  des  neuen  Zolltarifs.  Der 
Vertrag  mit  Rumänien  lief  am  26.  April  1886  ab  und  wurde 
durch  eine  mehrere  Male  verlängerte  Deklaration  ersetzt,  die 
den  Status  quo  auch  faktisch  weiter  aufrecht  erhielt.  Die 
letzte  Verlängerung  (auf  ein  Jahr)  fand  am  10.  Juli  1891 
statt.  Auch  der  Vertrag  mit  Griechenland  lief  im  Jahre  1891 
ab,  sodann  wurde  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1891  die 
Meistbegünstigung  eingeräumt,  die  nach  einer  Verständigung 
bis  zum  1.  Februar  1892  verlängert  wurde.  Griechenland 
seinerseits  räumte  ebenfalls  durch  ein  Gesetz  Frankreich  die 
Meistbegünstigung  bis  zum  31.  Juli  1892  ein. 

Die  Dauer  und  die  Kündigungsfrist  waren  von  den  ver- 
schiedenen Ländern  verschieden  geregelt.  Die  Verträge  unter 
1.,  2.,  3.,  5.,  6.,  7.  liefen  am  1.  Februar  1892,  der  unter  9,, 
falls  ein  Jahr  vorher  gekündigt,  am  8,  August  1893  ab;  die 
unter  4.,  11.,  12.  und  8.  waren  zu  jeder  Zeit  kündbar  und 
zwar  liefen  4.,  11.,  12,  ebenfalls  nach  einem  Jahre,  8.  6  Monate 
nach  der  Kündigung  ab.  In  den  Verträgen  mit  der  Türkei 
war  die  Dauer  nicht  begrenzt,  und  der  Vertrag  mit  Deutsch- 
land ist  unkündbar. 

Die  Beziehungen  zu  den  aussereuropäischen  Staaten  waren 
meistens  durch  Handelsverträge  mit  Meistbegünstigung  und 
ohne  Tarife  geregelt.  Zwei  unter  diesen  (mit  Domingo  und 
Mexiko)  sollten  am  1.  Februar  1892  ablaufen,  falls  ein  Jahr 
vorher  gekündigt  würde.  Die  Verträge  mit  Ecuador,  Chili, 
mit  der  südafrikanischen  Republik,  Honduras,  Nicaragua,  Li- 
beria, Siam  und  Argentinien  waren  kündbar  zu  jeder  Zeit  und 
sollten  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung  ablaufen.  Dasselbe 
galt  für  den  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten,  nur  sollte  er 
€  Monate  nach  der  Kündigung  ablaufen.  In  den  Verträgen  mit 
China,  Korea  und  Japan  war  die  Dauer  nicht  begrenzt.  Die 
übrigen  Länder :  Marokko,  Persien,  Zanzibar,  Haiti  und  Aegyp- 
ten,  Brasilien,  Guatemala,  Peru  und  Venezuela  regelten  diese 
Frage  auf  verschiedene  V^eise. 
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IT.  Die  Regelang  der  Handelsl)eziehungeii  zum  Auslande 

Am  28.  November,  noch  vor  Beendigung  der  Beratung 
über  den  Zolltarif,  unterbreitete  die  Regierung  der  Abgeord- 
netenkammer einen  Gesetzentwurf  folgenden  Inhalts: 

Art.  1.  „Die  Regierung  ist  ermächtigt,  provisorisch  teil- 
weise oder  ganz  zu  verlängern: 

1.  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  und  Konventionen, 
die  nach  erfolgter  Kündigung  am  1.  Februar  1892  ab- 
laufen, ausgenommen  jene  Klauseln,  die  sich  auf  Zoll- 
sätze beziehen. 

2.  Die  Konventionen  über  gegenseitige  Garantie  von 
Kunst-,  Literatur-  und  Industrieeigentum,  welche  eben- 
falls am  1.  Februar  1892  ablaufen. 

Art,  2.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  den  Minimaltarif 
ganz  oder  teilweise  auf  die  Waren  jener  Länder  an- 
zuwenden ,  die  jetzt  den  Konventionaltarif  geniessen 
und  sich  bereit  erklären,  auch  in  der  Zukunft  franzö- 
sische Ware  als  die  meistbegünstigte  zu  behandeln. 
Diese  Verlängerungen   und  Verabredungen   können   nicht 

für  länger  als  ein  Jahr  beschlossen  werden." 
Dieser  Gesetzentwurf,  der  am  21.  Dezember  zur  Beratung 
kam,  gab  dem  Abgeordneten  Say  Anlass,  mit  Hinweis  auf  die 
„Dezember vertrage"  wieder  für  Verhandlungen  mit  anderen 
Ländern  einzutreten.  Er  brachte  einen  Antrag  ein,  wonach 
die  in  Frage  stehenden  Verträge  und  Konventionen  auf  drei 
Monate  verlängert  werden  und  die  Regierung  diese  halbwegs 
genügende  Frist  zur  Verhandlung  benutzen  sollte^).  Der  Be- 
richterstatter Meline  erinnerte  zu  wiederholten  Malen  an  die 
„Abneigung  des  Landes  gegen  solche  Verträge,  die  stück- 
weise, sukzessive  gemacht  werden".  Man  wolle  keinen  Er- 
werbszweig mehr  opfern  und  sich  auf  längere  Zeit  binden ; 
man  wolle  —  und  da  bediente  sich  Meline  der  Worte,  die 
undementiert  als  Aeusserung  über  die  Dezemberverträge  Bis- 
marck  in  den  Mund  gelegt  wurden  —  nicht  für  zwölf  Jahre 
einen  Sprung  ins  Dunkle  machen.    Er  sprach  den  „Dezember- 


^)  Dubais  parlem.  etc.,  p.  2765. 
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vertragen"  Deutschlands  jede  Bedeutung  ab.  „Das  sind  keine 
Verträge,  sondern  Konventionen,  weil  sie  nur  eine  kleine  Zahl 
Artikel  enthalten;  die  Verträge  aber  umfassen  die  Gesamtheit 
der  Handelsbeziehungen  zum  Ausland."  Nachdem  er  noch 
hinzugefügt,  dass  sie  noch  keinen  Umschwung  in  der  ökono- 
mischen Politik  bedeuten  und  dass  die  Konzessionen,  auf  Grund 
des  Frankfurter  Vertrages  und  jenes  mit  Oesterreich-Ungarn, 
auch  Frankreich  zu  gute  kommen  würden,  legte  er  das  grösste 
Gewicht  auf  folgendes  Argument:  Dieser  Gesetzentwurf  sei 
bloss  die  Vollendung  der  mit  der  Zolltarifreform  begonnenen 
Arbeit.  Man  könne  nichts  Besseres  tun,  als  unter  Wahrung 
des  votierten  Mindestmasses  des  Schutzes  die  Konventionen  zu 
schliessen.  Die  erste  Operation  bestände  in  der  Ausarbeitung 
der  Tarife,  die  zweite  sei,  zu  bestimmen,  wann  und  unter 
welchen  Bedingungen  dieselben  zu  gewähren  seien.  Durch  die 
Konventionen  im  Geiste  des  Gesetzentwurfs  werde  Frankreich 
nur  auf  die  eine  Verpflichtung  eingehen,  den  Gegenkontrahenten 
den  niedrigsten  Tarif  zu  sichern^). 

Ganz  anders  sprach  der  Minister  des  Auswärtigen,  der 
seine  Aufgabe  —  welche  dort  beginne,  wo  jene  des  Handels- 
ministers endige  —  als  ziemlich  schwer  —  trotzdem  man  mit 
„zwei  Instrumenten"  operiere  —  betrachtete.  Die  Regierung 
habe  entgegen  der  Behauptung  Says  ihre  eigene  Meinung. 
Sie  wahre  ihre  verfassungsmässigen  Rechte,  könne  daher  nicht 
versprechen,  nie  in  die  Verhandlungen  einzutreten;  sie  wisse 
gar  nicht,  ob  sie  nicht  auch  einmal  Ermässigungen  beantragen 
müsse.  Diese  Rede ,  die  von  den  sogenannten  Freihändlern 
mit  Beifall  aufgenommen  wurde,  fand  lebhafte  Opposition  bei 
der  Mehrheit.  Der  Minister  sah  sich  daher  genötigt,  die 
Loyalität  der  Regierung  der  Kammer  gegenüber  zu  betonen^). 
Der  Abgeordnete  Paul  Deroulede  zog  Meline  zur  Verantwortung 
wegen  dieser  „fürchterlichen"  Aeusserung  des  Ministers.  „Be- 
ruhigen Sie  uns  oder  beunruhigen  Sie  uns,  aber  klären  Sie 
uns  auf,"  rief  er  Meline  zu.  Die  Aufklärung  führte  wieder 
zu  endlosen  Auseinandersetzungen  über  die  verfassungsmässigen 


1)  Debats  parlem.  etc.  p.  2766—2769. 

2)  Ib.  p.  2769—2771. 
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Rechte  der  Regierung.  Der  Minister  des  Auswärtigen  musste 
noch  einmal  das  Wort  ergreifen.  Unter  anderem  sagte  er, 
er  habe  die  Absicht,  die  nützlichen  Klauseln,  die  mit  dem 
Zolltarif  mehr  oder  weniger  unmittelbar  in  Verbindung  stän- 
den, provisorisch  zu  verlängern  und  die  Modifikationen,  die 
den  Gegenstand  neuer  Verträge  bilden  würden,  der  Kammer 
zur  Diskussion  vorzulegen. 

Der  Entwurf  wurde  angenommen. 

Im  Senat  kam  der  Entwurf  am  26.  Dezember  zur  Be- 
ratung. Die  Schutzzöllner  hielten  der  Regierung  eine  Predigt 
über  die  Loyalität.  Der  Minister  des  Auswärtigen  wiederholte 
seine  Rede  über  die  verfassungsmässigen  Rechte  und  die 
Loyalität  der  Regierung.     Man  verständigte  sich  schnell^). 

Die  Ungewissheit  der  Bedeutung  des  Miniraaltarifs ,  die 
das  einzige  Ergebnis  dieser  Beratung  war,  veranlasste  Deroulede, 
den  Minister  des  Auswärtigen  zu  interpellieren,  welchen  Cha- 
rakter der  Minimaltarif  habe.  An  Stelle  des  Ministers  ant- 
wortete Meline.  Auch  diese  Rede  war  eine  Variation  des 
Motivs:  „die  Regierung  hat  das  Recht  zu  verhandeln,  sie  ist 
aber  nicht  dazu  verpflichtet^)." 

m.  Vertragslosigkeit  und  Zollkriege  infolge 
der  Ablehnung  des  Minimaltarifs  seitens  des  Auslandes 

Bei  der  Interpellation  des  Abgeordneten  Bourgeois  hatte 
die  Regierung  erklärt,  bloss  diejenigen  Verträge  kündigen  zu 
wollen,  die  auch  gebundene  Zollsätze  enthielten  (siehe  oben). 
So  sollten  am  1.  Februar  1892  alle  „Tarifverträge"  ablaufen. 
Solche  Verträge  hatte  Frankreich  mit  sechs  Staaten  und  zwar 
mit  Schweden-Norwegen,  Belgien,  den  Niederlanden,  Spanien 
und  Portugal  und  der  Schweiz.  Gleich  nachdem  die  genannte 
Ermächtigung  seitens  des  Parlaments  in  Kraft  getreten  war, 
bahnte  die  Regierung  Verhandlungen  mit  allen  sechs  Staaten 
an  zwecks  Verlängerung  der  bestehenden  Verträge  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Klauseln,  die  sich  auf  Zollsätze  bezogen. 


^)  Debats  parlem.,  Senat,  compte  rendu  p.  1265 — 1268. 
*)  Ib.  p.  2789/90. 
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Die  Mühe,  die  sich  das  Ministerium  des  Auswärtigen  gab, 
war  ohne  Erfolg.  Der  Plan,  der  in  dem  oben  besprochenen 
Gesetzentwurf  enthalten  war,  erwies  sich  als  unausführbar.  Zu- 
nächst erklärten  alle  sechs  Staaten  den  Minimaltarif  als  unan- 
nehmbar, die  in  ihm  enthaltenen  Zollsätze  wurden  als  zu  hoch 
angesehen,  um  als  Gegenvorteil  für  ihre  Konventionaltarife 
dienen  zu  können.  Den  weiteren  Bemühungen  der  Regierung 
gelang  es  endlich,  Schweden  und  Norwegen  zu  gewinnen. 
Am  13.  Januar  1892  wurde  eine  Vereinbarung  unterzeichnet, 
nach  welcher  der  Vertrag  vom  30.  Dezember  1881  und  die 
Schiffahrtskonvention  auch  in  der  Zukunft  gelten  sollten.  Dieses 
Verhältnis  sollte  erst  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündigung  auf- 
hören und  zu  jeder  Zeit  kündbar  sein. 

Belgien  lehnte  den  Minimaltarif  ab;  um  jedoch  den 
Zollkrieg  mit  Frankreich  zu  vermeiden,  räumte  es  dem  letzteren 
seinen  Konventionaltarif  durch  königl.  Dekret  vom  30.  Januar 
1892  ein,  falls  Frankreich  es  als  meistbegünstigtes  Land  be- 
handle. Dieses  Verhältnis  ist  also  widerruflieh  und  autonom 
begründet.  Hier  war  das  „konventionelle  Element",  das  die 
französische  Regierung  bekanntlich  auf  keinen  Fall  aus  den 
Beziehungen  zum  Ausland  verbannt  wissen  wollte,  vollständig 
abwesend.  Das  Beispiel  ist  sogar  höchst  interessant,  weil  hier 
die  Meistbegünstigung  gegenseitig  gewährt  wurde,  nicht  nur 
autonom,  sondern  ohne  jegliche  vorausgegangene  Vereinbarung. 
Es  ist  selbstverständlich,  dass  dieser  Zustand  alle  Augenblick 
geändert  werden  konnte. 

Die  Niederlande  sahen  ebenfalls  den  Minimaltarif  als 
ungenügend  an,  räumten  aber,  um  den  Zollkrieg  zu  vermeiden, 
Frankreich  einseitig  Meistbegünstigung  ein. 

Auch  die  Schweiz  lehnte  den  Vorschlag  der  französischen 
Regierung  bezüglich  der  Verlängerung  des  bestehenden  Ver- 
trages ab  und  lud  zur  Verhandlung  über  einige  Zollsätze  des 
Minimaltarifs  ein.  Da  Frankreich  die  Einladung  annahm,  so 
wurde  zwischen  beiden  Regierungen  vereinbart,  sich  gegen- 
seitig als  meistbegünstigt  bis  zum  1.  Januar  1893  zu  behandeln 
und  diesen  Zeitraum  zur  Verhandlung  zu  benutzen. 

Portugal  stellte  dieselben  Bedingungen  wie  die  Schweiz, 
ohne  bei  Frankreich  ein  Entgegenkommen  zu  finden.  Da  sich 
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keines  von  beiden  Ländern  zum  Nachgeben  verstand,  so  blieb 
das  Verhältnis  ungeregelt  und  am  1.  Februar  1892  brach  der 
Zollkrieg  aus,  das  heisst :  die  beiderseitigen  Erzeugnisse  wurden 
den  Generaltarifen  unterworfen. 

Mit  Spanien  wurde  ebenfalls  keine  Verständigung  er- 
zielt; trotzdem  dieses  Land  sich  ernstlich  bemühte,  den  Zollkrieg 
zu  vermeiden,  brach  er  dennoch  aus. 

Am  30.  Januar  erschien  ein  Dekret  des  Präsidenten  der 
Republik,  wodurch  allen  denjenigen  Ländern,  welche  Frank- 
reich auch  nach  dem  1.  Februar  1892  als  meistbegünstigten 
Staat  behandeln  würden,  der  Minimaltarif  eingeräumt  werde. 
Da  ausser  jenen  sechs  Verträgen  alle  übrigen  fortlaufen  sollten, 
so  blieb  dadurch  das  rechtliche  Verhältnis  Frankreichs  zu  allen 
Ländern,  welche  mit  ihm  einen  Meistbegünstigungsvertrag 
hatten,  unverändert;  der  französische  Minimaltarif  trat  an  Stelle 
des  Konventionaltarifs. 

Italien  gegenüber  dauerte  noch  immer  der  Zollkrieg. 

Dasselbe  Regime  trat  mit  dem  1.  Februar  1892  auch 
Rumänien  gegenüber  in  Kraft,  weil  mit  ihm  keine  Verein- 
barung zu  stände  kam.  Fügt  man  noch  diejenigen  Länder 
hinzu,  mit  denen  man  keinen  Vertrag  oder  keinen  Meist- 
begünstigungsvertrag hatte  (wie  z.  B.  mit  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika) ,  so  hatte  die  Zahl  der  Länder ,  die 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Doppeltarifs  dem  Generaltarif 
unterworfen  wurden  (was  mit  Zollkrieg  nahezu  auf  einer  Stufe 
steht),  eine  bis  dahin  unbekannte  Höhe  erreicht.  Dieser  Stand 
der  Beziehungen  zum  Auslande  bedeutete  offenbar  eine  voll- 
ständige Niederlage  für  die  schutzzöllnerische  Mehrheit  des 
Parlaments.  Nicht  bloss,  dass  von  allen  Seiten  die  Zollsätze 
als  übermässige  bezeichnet  wurden,  sondern  unter  allen  Staaten, 
deren  Verträge  mit  Frankreich  gekündigt  waren,  ging  nur  ein 
einziger  (Schweden  und  Norwegen)  auf  den  Vorschlag,  den  ver- 
tragsmässigen  Zustand  auch  in  der  Zukunft  aufrecht  zu  erhalten, 
ein  (und  dies  war  das  Hauptziel  der  Regierung  und  der 
Mehrheit);  alle  übrigen  lehnten  es  ab;  und  zwar  gingen  drei 
direkt  zum  Zollkrieg  über  (Spanien,  Portugal,  Rumänien), 
zwei  wollten  gar  keine  Verpflichtung  eingehen  (Holland  und 
Belgien)  und  einer  knüpfte  Verhandlungen  an  zwecks  Aenderung 
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des  Minimaltarifs.  Wären  also  alle  Verträge  Frankreichs  ge- 
kündigt worden,  so  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  es  mit 
der  Mehrzahl  der  Länder  in  einen  Zollkrieg  geraten  wäre. 

Die  Redner,  welche  in  der  Generaldiskussion  mit  Bestimmt- 
heit versichert  hatten,  dass  der  Minimaltarif  vom  Ausland  an- 
genommen werden  würde,  schwiegen.  Man  unterliess  es  jetzt, 
den  Abgeordneten  Deschanel  an  seine  Rede  zu  erinnern,  in 
welcher  er  ausführlich  die  Aussicht  auf  Annahme  besprach 
und  am  Schluss  seine  Ueberzeugung,  dass  alles  gut  gehen 
werde,  ausdrückte.  „Wir  sind  nicht  gegen  die  Verhandlung 
mit  dem  Ausland,  im  Gegenteil,  wir  wollen  sie,  allein  nicht 
in  der  bisherigen  Form  und  mit  derselben  Methode"^),  sagte 
er.  Es  stellte  sich  aber  heraus,  dass  das  Ausland  keine  Ver- 
handlungen wollte.  „Wir  wollen  nur  unseren  niedrigsten  Tarif 
gewähren  gegen  die  Meistbegünstigung",  sagte  Meline  einen 
Monat  vor  dem  1.  Februar;  nun,  das  Ausland  dankte  für  den- 
selben. 

Ein  Doppeltarif  mit  nach  unten  gebundenen  Zollsätzen 
kann  auf  Grund  dieser  Erfahrung  nur  als  bester  Weg  zum 
Zollkrieg  bezeichnet  werden. 

Die  französische  Regierung  hatte  bekanntlich  den  Weg 
der  autonomen  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zum  Aus- 
land abgelehnt.  Sie  wollte  nicht  „jedes  konventionelle  Element" 
aus  der  Zollpolitik  Frankreichs  beseitigen ;  denn  das  würde 
eine  ökonomische  Isolierung  und  Repressalien  zur  Folge  haben 
(siehe  S.  45).  Den  Doppeltarif  habe  sie  deshalb  angenommen, 
weil  er  ihr  als  bestes  Mittel  erschien,  um  eine  günstige  Regelung 
der  Handelsbeziehungen  zum  Ausland  zu  erzielen,  ohne  irgend 
einen  Zweig  der  nationalen  Arbeit  opfern  zu  müssen.  Das 
sollte  auf  die  Weise  geschehen,  dass  der  Minimaltarif,  dessen 
Zollsätze  die  unterste  Grenze  des  Schutzes  darstellten,  als 
Gegenvorteil  en  bloc  eingeräumt  würde.  Frankreich  wollte 
nur  die  eine  Verpflichtung  eingehen,  den  Gegenkontrahenten 
seinen  Minimaltarif  zu  sichern.  Diese  Gedanken  waren  von 
der  parlamentarischen  Mehrheit  in  Form  von  Reden  und  Ge- 
setzen ratifiziert  worden.    Der  Zustand  der  Handelsbeziehungen 


*)  Deschanel. 
BajkiC,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902 
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zum  Ausland  war  nun  gerade  das  Gegenteil  von  dem, 
was  man  gewünscht  hatte.  Das  abgelehnte  System  der 
autonomen  Regelung  war  zur  Grundlage  der  französischen  Han- 
delspolitik und  das  „konventionelle  Element"  zu  einer  einzigen 
Ausnahme  geworden.  Die  befürchtete  ökonomische  Isolierung 
und  die  Zollkriege  waren  reichlich  eingetreten.  Dazu  hatte 
das  Prinzip  der  Unveränderlichkeit  des  Minimaltarifs  (siehe 
oben  S.  79)  geführt,  weil  das  Ausland  die  Zollsätze  desselben 
„übermässig"  hoch  und  daher  als  „ungenügende  Gegenleistung" 
für  seine  Konventionaltarife  ansah,  und  die  Verhandlungen 
über  den  Minimaltarif  als  einzigen  Weg  zur  Verständigung 
bezeichnete.  Die  Abgeordneten  Deschanel  und  Viger,  welche 
die  Wahrscheinlichkeit  der  Annahme  des  französischen  Minimal- 
tarifs seitens  des  Auslandes  ad  oculos  demonstriert  hatten,  er- 
wiesen sich  diesmal  —  wie  es  übrigens  in  solchen  Fällen  die 
Regel  ist  —  als  schlechte  Propheten.  Und  endlich,  der  Ex- 
port lieferte  den  Eindruck,  als  ob  der  Doppeltarif  nicht  „für", 
sondern  gerade  gegen  ihn  angenommen  worden  sei. 


Zweiter  Abschnitt 

Die  Periode  1892  bis  1895 


Erstes  Kapitel 

Allgemeiner  üeberblick 

I.  Die  allgemeine  politische  Situation 

Mit  dem  Sieg  der  concentration  republicaine  über  den 
Boulangismus  begann  wiederum  eine  starke  Spaltung  innerhalb 
der  antirepublikanischen  Parteien  Platz  zu  greifen.  Ihre  Schwäche 
hatte  eine  Lähmung  der  Konzentration  zur  Folge.  Das  Ka- 
binett, das  Freycinet  mühsam  zusammenhielt,  wurde  kurz  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs  (27.  Februar)  rekonstruiert. 
Die  Präsidentschaft  fiel  dem  „bisher  unbekannten  Abgeord- 
neten" —  wie  man  sich  damals  ausdrückte  —  Loubet  zu.  Das 
Band,  das  dieses  Kabinett  zusammenhielt,  war  noch  schwächer; 
die  Willenlosigkeit  und  Planlosigkeit,  die  der  Konzentration 
eigen  ist,  erreichte  diesmal  beinahe  den  Höhepunkt.  Der  Aus- 
bruch der  Panamaaffäre  machte  dem  schwachen  Ministerium, 
von  dem  drei  Mitglieder  in  die  Affäre  verwickelt  zu  sein  be- 
schuldigt waren,  ein  Ende.  Die  Konzentration  wurde  immer 
schwieriger;  noch  drei  Kabinettswechsel  fanden  in  der  kurzen 
Zeit  von  einem  Jahre  —  bis  die  neugewählte  Kammer  zu- 
sammentrat —  statt.  Die  lebhafte  Bewegung  der  Sozialisten,  die 
sich  der  Syndikate  bemächtigten,  und  einige  Dynamitanschläge 
der  Anarchisten  hatten  die  sich  der  Republik  sicher  fühlende 
öffentliche  Meinung  nach  dieser  Seite  hingelenkt.  Einige 
Streiks  kamen  noch  hinzu.    Alles  das  regte  die  republikanischen 
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Konservativen  selir  auf.  Sie  verlangten  von  der  Regierung 
ein  strenges  Einschreiten  gegen  alle  Ruhestörung.  Der  Radi- 
kalismus aller  Schattierungen,  der  mit  knapper  Not  mit  anderen 
Parteien  zusammenhielt,  zeigte  gar  keine  Lust,  diese  Politik 
mitzumachen.  Die  Kluft  wurde  immer  grösser.  Unmittelbar 
vor  den  Neuwahlen,  die  im  August  1893  stattfanden,  kam  diese 
Spaltung  deutlich  zum  Vorschein.  Der  Konservative  Leon  Say 
sprach  vor  seinen  Wählern  in  Paris  von  einer  Notwendigkeit 
des  Zusammengehens  der  konservativen  Republikaner  und  Ral- 
liierten  (des  rechten  Flügels  der  Gemässigten).  Dies  hatte  wohl 
zur  Folge,  dass  sich  die  Radikalen  den  Sozialisten  mehr  ent- 
gegenkommend zeigten. 

Der  Ausfall  der  Wahlen  war  von  grosser  Bedeutung:  Die 
antirepublikanischen  Parteien  gingen  abermals  zurück,  einen 
Zuwachs  hatten  die  Gemässigten  und  die  Sozialisten  zu  ver- 
zeichnen ^).  Das  letztere  Ergebnis  wurde  die  Ursache  des  Um- 
schwungs in  der  Politik. 

Die  Radikalsozialisten  bildeten  bisher  die  äusserste  Grenze 
nach  links,  mit  der  man  zu  rechnen  hatte.  Die  übrigen  So- 
zialisten aller  Fraktionen  galten  als  Vertreter  jenes  ruhestören- 
den Elements,  das  man  durch  Polizei  und  Gericht  zu  bekämpfen 
begonnen  hatte.  Nun  ging  gerade  diese  Partei  in  dem  Augen- 
blick, wo  man  ihr  im  Interesse  der  Ruhe  und  Ordnung  den 
Krieg  erklärte,  aus  den  Wahlen  siegreich  hervor  (1893 "wurde 
der  orthodoxe  J.  Guesde  gewählt).  Diese  Tatsache  war  für 
alle  republikanischen  Parteien  der  Rechten  und  des  Zentrums 
verblüffend;  der  Kampf  gegen  den  „Kollektivismus"  wurde 
bald  der  wichtigste  Punkt  des  gemeinsamen  Programms  und 
dies  hat  auf  die  spätere  Politik  grossen  Einfluss  ausgeübt.  Die 
Zunahme  der  sozialistischen  Abgeordneten  war  auch  für  die 
Radikalen  von  Bedeutung.  Auch  sie  mussten  anfangs  den 
Kollektivismus  bekämpfen;  allein  er  war  ein  Faktor  im  Parla- 


*)  Der  Führer  der  radikalen  Linken,  GeorgeClemenceau,  wurde 
von  seinen  Gegnern,  die  ihn  vorher  als  Mitschuldigen  in  der  Panaraa- 
affäre  angegriffen  hatten,  geschlagen.  —  Die  Zahl  der  Wähler  betrug 
1889:  Monarchisten  3378000  (davon  Boulangisten  1087705),  Republikaner 
4  012  353.  1898:  Monarchisten  1773  202  (davon  Boulangisten  1444  949), 
Republikaner  5  360  270. 
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ment  geworden  und  bei  den  Verschiebungen,  die  in  der  Kammer 
hie  und  da  plötzlich  eintreten,  fanden  sie  sich  häufig  zusammen ; 
die  Sozialisten  erwiesen  sich  oft  als  mächtige  Bundesgenossen. 

Es  ist  sehr  interessant,  dass  man  dies  schon  bei  der  ersten 
TJebersicht  der  Situation  nach  dem  Zusammentreten  der  neuen 
Kammer  ahnte.  In  der  Diskussion,  die  sich  sofort  über  all- 
gemeine Politik  entspann,  begannen  die  Republikaner  über  die 
Politik  der  Konzentration  zu  philosophieren.  Zu  gleicher  Zeit 
mit  der  Feststellung  der  Tatsache,  dass  die  Kammer  ein  stär- 
keres republikanisches  Gepräge  erhalten  hatte,  begann  die  Ver- 
urteilung der  Konzentration.  Die  Gemässigten  stimmten  Jaures 
bei,  der  die  Regierung  der  Konzentration  folgendermassen  be- 
schrieb: „Sie  lässt  sich  in  der  Ideenwelt  durch  Worte  führen." 
Sie  gingen  noch  weiter  und  erklärten  als  grösstes  Uebel  der 
Demokratie  die  Furcht,  nicht  freisinnig  genug  zu  erscheinen. 
Sie  wollten  dadurch  wahrscheinlich  ihren  Standpunkt,  der 
ebenso  wie  der  anderer  republikanischer  Parteien  in  der  Kon- 
zentration verloren  gegangen  war,  wiederum  zur  Geltung  bringen. 
Man  wollte  einmal  eine  Regierung,  die  nicht  bloss  von  demo- 
kratischen Reformen,  vom  republikanischem  Fortschritt  u.  s.  w. 
sprach,  sondern  die  auch  handelte.  Die  „Homogenität"  der 
Regierung  sollte  an  Stelle  der  Konzentration  treten.  Man 
brauchte  nicht  mehr  „Kabinette  der  Verteidigung",  sondern 
solche  „der  Aktion".  Ein  solcher  Umschwung  wäre  wirklich 
von  epochemachender  Bedeutung  für  Frankreich.  Die  erste 
Folge  dieser  Politik  wäre  eine  grosse  Spaltung  der  republika- 
nischen Parteien,  die  sich  in  ihrem  Programm  sehr  unter- 
scheiden. Die  Konzentration  hatte  beispielsweise  die  Ral- 
liierten,  die  unter  kirchlichem  Einfluss  standen,  und  die  Radikalen, 
welche  unter  anderem  die  Abschaffung  der  Botschaft  im  Vatikan, 
der  Schulen  im  Orient  und  des  Kultusministeriums  verlangten, 
zusammengehalten.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  in  Frank- 
reich nächst  der  Monarchie  der  Klerikalismus  am  meisten  ver- 
pönt ist. 

Der  Präsident  der  Republik  versuchte  ein  „homogenes" 
Ministerium  zu  stände  zu  bringen,  aber  es  gelang  ihm  nicht. 
Es  war  unmöglich,  eine  homogene  Mehrheit  zu  schaffen.  Umso 
vorsichtiger  suchte  er  aber  die  Linke  von  der  Regierung  aus- 
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zuschliessen.  Die  Bildung  des  Kabinetts  vertraute  er  einem 
Manne  an,  der  als  streng  konservativ  bekannt  war.  Es  war 
Kasimir  Parier.  Weitere  Ausschreitungen  des  Anarchismus, 
insbesondere  die  Bombe,  die  Vaillant  in  die  Kammer  warf, 
befestigten  seine  Mehrheit  noch  viel  mehr.  Diese  Mehrheit 
und  das  ganze  System  gab  anderseits  der  Linken  einen  wei- 
teren Raum  zur  Bewegung;  sie  begann  ihr  Programm  zu  ent- 
wickeln, und  stiess  infolgedessen  in  kirchlichen  Fragen  stark 
mit  der  Mehrheit  zusammen.  Kasimir  Perier  reichte  seine 
Demission  ein.  Der  gewissenhafte  Präsident  der  Republik  Sadi 
Carnot  wandte  sich  an  die  Radikalen,  die  das  Ministerium  ge- 
stürzt hatten.  Da  es  aber  keinem  gelang,  ein  Kabinett  zu 
bilden,  so  kam  er  wieder  auf  den  politischen  Doppelgänger 
Periers,  Dupuy,  zurück. 

Die  Ermordung  des  beliebten  Carnot  erhob  den  „starken 
Mann"  Perier  zum  Präsidenten  der  Republik.  Die  Radikalen 
hatten  ihren  eigenen  Kandidaten  aufgestellt,  für  den  auch  ein 
Teil  der  äussersten  Linken  abstimmte.  Dadurch  kam  formell 
die  Trennung  der  Republikaner  und  die  Annäherung  aller  Links- 
stehenden zum  Vorschein. 

Die  Lage  wurde  noch  komplizierter,  als  Dupuy  den  Haupt- 
punkt seines  Programms  zu  verwirklichen  begann,  nämlich  die 
Bekämpfung  des  Anarchismus.  Zu  diesem  Zweck  wurde  ein 
Gesetzentwurf,  den  man  nach  berühmten  Mustern  kurz  An- 
archistengesetz nennen  kann,  der  Kammer  vorgelegt  und  gegen 
die  Mehrzahl  der  Radikalen  angenommen^).  Dieses  Gesetz 
verschärfte  noch  den  Gegensatz  zwischen  den  konservativen 
Republikanern  und  der  äussersten  Linken.  Die  ganze  poli- 
tische Situation  stand  im  Zeichen  dieses  Kampfes.  Der  Tod 
des  Grafen  von  Paris  führte  einige  Orleanisten  in  das  Lager 
der  Mehrheit.  Es  schien,  als  wenn  die  Konzentration  für 
immer  verbannt  sei  und  die  innere  Politik.  Frankreichs  etwas 
zielbewusster  zu  werden  beginne.  Der  plötzliche  Rücktritt 
Periers  brachte  Anfang  1895    diese  Mehrheit  ins  Schwanken, 


*)  Die  Ermordung  Carnots  gab  auch  in  Deutschland  den  Anlass 
zur  , Scharfmacherei ",  die  aber  ohne  Erfolg  blieb.  Siehe  Lotz,  Handels- 
politik S.  136. 
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so  dass  der  Radikale  Brisson  bei  der  Wahl  des  neuen  Präsi- 
denten die  Mehrheit  bekam.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  er 
bei  dem  zweiten  Wahlgang  durch  die  Koalition  des  Zentrums 
und  der  Rechten  unterliegen  musste.  Die  grosse  Zahl  der 
Stimmen,  die  Brisson  bekam,  war  aber  ein  deutliches  Zeichen, 
dass  die  Linke  im  Kampfe  mit  den  republikanischen  Konser- 
vativen sehr  angewachsen  war.  Der  neue  Präsident  Faure 
beauftragte  Bourgeois,  den  Führer  der  Radikalen,  welche 
Perier  zum  Rücktritt  zwangen,  mit  der  Bildung  des  Kabinetts. 
Auch  diesmal  misslang  es  und  so  wurde  Ribot  dieselbe  anver- 
traut. Sein  Ministerium  trug  ebenfalls  ein  konservatives 
Gepräge. 

Fassen  wir  kurz  die  politische  Situation  Frankreichs  mit 
dem  Inkrafttreten  des  ZoUtarifes  bis  zum  Anfange  1895  zu- 
sammen, so  ist  für  sie  folgendes  charakteristisch:  Abnahme 
der  monarchistischen  Gefahr,  infolgedessen  Schwächung  und 
bald  danach  Verschwinden  der  republikanischen  Konzentration, 
Die  etwas  einheitlicher  gewordene  Regierung  erlangt  grössere 
Bewegungsfreiheit  und  die  Möglichkeit,  an  ein  engeres  Pro- 
gramm zu  denken.  Die  Bekämpfung  des  Anarchismus  und 
des  Sozialismus  war  der  erste  Punkt;  das  hatte  zur  Folge,  dass 
sich  die  Radikalen  ganz  von  der  Regierung  trennten. 

Der  aus  der  Unterdrückung  lebenskräftiger  hervorgegangene 
Sozialismus  schloss  sich  der  radikalen  Linken  an  und  bildete 
eine  mächtige  Opposition,  welche  Parier  als  Minister  zum  Rück- 
tritt veranlasste.  Es  zeigt  sich  uns  also  ein  ganz  anderes  Bild 
als  zur  Zeit  der  Tarifreform. 

II.    Die  handelspolitische  Stimmung  im  Lande 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Protektionismus 
eine  grosse  Macht  geworden  ist.  Man  kann,  ohne  zu  über- 
treiben, sagen,  dass  er  die  Weltanschauung  der  parlamentari- 
schen Mehrheit  darstellte,  denn  er  beruht  nicht  bloss  auf  einer 
Reihe  von  nationalökonomischen  Grundsätzen,  sondern  wird 
auch  mit  sämtlichen  Schlagworten  des  französischen  öffent- 
lichen Lebens  in  Verbindung  gebracht.  So  z.  B.  hat  Mäline 
immer  wieder  hervorgehoben,    dass  der  Schutzzoll  auf  Gleich- 
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heit  und  Solidarität  beruhe.  Weiter  hat  man  ihn  als  Schutz 
des  kleinen  Mannes  dargestellt.  In  dem  gewaltigen  Sieg  der 
Schutzzöllner  wie  auch  in  der  Diskussion  selbst  kam  diese  Ge- 
schlossenheit des  neuen  Systems  deutlich  zum  Ausdruck.  Trotz- 
dem sehen  wir  den  geistigen  Vater  des  neuen  Kurses  und  seine 
Anhänger  den  Sieg  nicht  ruhig  gemessen;  im  Gegenteil  machte 
sich  gleich,  nachdem  die  Reform  zum  Gesetz  geworden  war,  auf 
der  ganzen  Linie  eine  hastige  Arbeit  bemerkbar.  Mit  dem 
Inkrafttreten  des  Zolltarifs  erscheint  auch  die  erste  Nummer 
des  von  Jules  Domergue  redigierten  Blattes  unter  dem  Titel: 
„La  reforme  ^conomique".  Der  Zweck,  den  das  Blatt  zu 
verfolgen  beabsichtigt,  ist  die  Verteidigung  und  Befestigung 
des  neuen  Regimes.  „Und  wenn  wir  auch  hie  und  da,  dem 
Zwang  der  Sache  gehorchend,  den  Rückzug  antreten  werden," 
heisst  es  in  der  ersten  Nummer,  „so  machen  wir  wenigstens 
einen  geordneten  Rückzug." 

Diese  systematische  und  unermüdliche  Agitation  der  Führer, 
insbesondere  Melines,  ging  nicht  im  geringsten  zurück.  So 
wurde  kurz  nach  der  Reform  eine  gemeinsame  Versammlung 
des  „Bundes  der  französischen  Landwirte"  und  der  „Ver- 
einigung der  französischen  Industrie  zum  Schutze  der  natio- 
nalen Arbeit"  veranstaltet.  In  der  ersten  gemeinsamen  Ver- 
sammlung 1879  hatte  den  Vorsitz  Pouyer-Quertier  geführt. 
Eine  solche  wurde  auch  im  Jahre  1891  abgehalten.  Beide 
galten  der  Agitation  für  die  bevorstehende  Zollreform.  Dies- 
mal führte  Meline  den  Vorsitz.  Die  beiden  Organisationen, 
die  in  der  schutzzöllnerischen  Bewegung  eine  führende  Rolle 
spielten,  wurden  diesmal  zu  einer  einzigen,  unter  dem  Titel: 
„Association  de  l'industrie  et  de  l'agriculture  fran9aise"  dauernd 
vereinigt.  Eine  unmittelbare  praktische  Wirkung  konnte  dieser 
Schritt  nicht  haben,  da  der  Bund  zwischen  den  Vertretern  der 
beiden  grossen  Vereinigungen  bereits  festen  Boden  gefasst 
hatte.  Für  das  Schicksal  des  Schutzzollsystems  ist  aber  dieser 
Schritt  nicht  ganz  ohne  Bedeutung.  Ein  Bund  zwischen  der 
Landwirtschaft  und  der  Industrie  ist  in  unseren  Zeiten  nicht  so 
leicht  zu  stände  zu  bringen,  weil  die  Interessen  so  sehr  aus- 
einander und  oft  gegeneinander  gehen.  In  manchen  Ländern 
ist   eine  solche  Vereinigung  ganz  unmöglich.     Sie   kann   auch 
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erfahrungsgemäss,  wenn  sie  zu  stände  kommt,  im  entscheiden- 
den Moment  gesprengt  werden.  Und  da  gerade  Meline  1881 
iiiedurch  eine  Niederlage  erfahren  hatte,  so  war  es  sehr  klug, 
dieser  Gefahr  in  der  Zukunft  vorzubeugen.  Man  muss  zugeben, 
dass  die  Aufgabe,  die  Meline  so  glücklich  gelöst  hat,  eine 
schwierige  war.  Als  Ehrenpräsident  hat  er  von  nun  an  beide 
überwachen  und  ihrer  Arbeit  in  der  Zukunft  eine  bestimmte 
Richtung  geben  können.  Als  im  Jahre  1894  die  Antischutz- 
zöllner  den  allgemeinen  Niedergang  als  Folge  der  Reform  be- 
zeichneten, veranstalteten  diese  Organisationen  eine  umfangreiche 
Enquete  und  suchten  das  Gegenteil  nachzuweisen.  Kurzum, 
Meline  hatte  hiemit  eine  dauernde  Organisation  ins  Leben  ge- 
rufen, die  sehr  geignet  war,  seine  Ideen  zu  befestigen.  Sofort 
nach  dem  Zusammentreten  der  neuen  Kammer  wurde  auf  den 
Antrag  des  Abgeordneten  Graux  eine  Zollkommission  von 
33  Mitgliedern  gebildet.  Diese  wurde  mit  dem  Hinweis  auf 
eine  Menge  von  Anträgen,  die  sich  auf  den  Zolltarif  bezogen 
und  insbesondere  den  Weizenzoll  zum  Gegenstand  hatten,  be- 
gründet. 

Die  rege  Tätigkeit  des  Führers  und  der  Organe  der  Fro- 
tektionisten  richtete  sich  dann  wieder  einmal  gegen  die  Pro- 
fessoren der  Volkswirtschaftslehre.  Der  Angriff  ging  vom 
bekannten  offiziellen  Organ  der  Schutzzöllner  „Le  travail  na- 
tional" ^)  aus.  Dann  trat  gegen  dieselben  die  neugebildete 
„Vereinigung  der  französischen  Landwirtschaft  und  Industrie" 
auf;  „La  republique  fran9aise",  Eigentum  Melines,  griff  sie 
noch  schärfer  an  und  verlangte  ihre  Absetzung,  „weil  sie  gegen 
die  bestehenden  Gesetze  sind".  Gleich  danach  erschien  ein 
Artikel  in  Domergues  „Reforme  economique",  in  dem  es  unter 
anderem  heisst:  „Die  Regierung  ist  dem  Wunsche  des  Landes 
nachgekommen  und  hat  Schutzzölle  eingeführt;  zu  gleicher 
Zeit  erlaubt  sie  mit  unbegreiflicher  und  skandalöser  Toleranz, 
dass  die  Professoren,  die  sie  ernennt  und  bezahlt,  dieses  Werk 
verunglimpfen."  Noch  weiter  ging  der  agrarische  „Le  progrös 
de  la  Somme",   der   von   der  Neutralität  nichts   hören   wollte. 


^)  Nun  Organ   der   neugebildeten  ,  Association   de  l'industrie  et  de 
l'agriculture  fran9aise''. 
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sondern  kurz  und  bündig  verlangte,  dass  „den  jungen  Leuten 
die  Vorteile  der  Protektion  geschildert  werden". 

Durch  Zufall  ist  dieser  Sturm  nicht  entstanden;  er  ist 
vielmehr  eine  planmässig  organisierte  Agitation.  Frankreich 
ist  wohl  nicht  das  einzige  Land,  in  dem  solche  Ansprüche  aus 
der  Mitte  des  Protektionismus  an  die  Regierung  gestellt  werden. 
Es  gibt  Länder,  in  denen  Parität  die  höchste  Klugheit  der 
Regierung  darstellt,  und  dort  will  man  auch  Parität  zwischen 
Freihandel  und  Protektionismus.  Allein  in  Frankreich  hat 
diese  Forderung  eine  ganz  andere  Bedeutung;  da  hat,  wie  ge- 
sagt, das  SchutzzöUnertum  feste  Wurzel  gefasst.  Und  wenn 
seine  Vertreter  noch  weiter  einen  lebhaften  Kampf  führten,  so 
geschah  dies  nicht  um  des  Kampfes  willen,  sondern  weil  sie 
jeden,  sei  es  auch  den  kleinsten  Feind,  vernichten  wollten. 
Ihre  Ideen  sollten,  wenn  nicht  Gemeingut  der  Franzosen,  so 
doch  in  den  breiten  Massen  ebenso  befestigt  werden,  wie  dies 
mit  dem  Freihandel  in  England  der  Fall  war.  Wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dass  der  Schutzzoll  in  ganz  Frankreich  nur 
noch  zwei  beharrliche  Feinde:  die  Universitäten  und  die  „societe 
d'economie  politique",  hatte,  so  erscheint  die  Gefahr,  die  von 
der  ersteren  ausging,  nicht  unbedeutend.  Da  man  sich  im 
Kampf  gegen  dieselben  der  Staatsgewalt  bedienen  konnte,  so 
machten  die  Schutzzöllner  den  Versuch,  mit  Hilfe  der  Regie- 
rung auch  diesen  Feind  zum  Stillschweigen  zu  bringen. 

Diese  Harmonie  in  den  Kreisen  der  schutzzöllnerischen 
Politiker  aller  Art  konnte  selbstverständlich  keinen  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Frieden  zur  Folge  haben.  Im  Gegenteil,  man 
ging  in  den.  Meinungen  stark  auseinander,  man  bekämpfte  sich 
gegenseitig,  und  man  rief  weiter  den  Staat  zu  Hilfe.  Im  fol- 
genden wird  das  genauer  geschildert  werden. 

Was  die  Stimmung  innerhalb  der  Landwirtschaft  anbe- 
langt, so  war  sie  nach  der  Reform  in  nichts  geändert.  Gleich 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs  äusserten  einige  Organe 
der  Landwirtschaft  wieder  ihre  Unzufriedenheit.  „Journal 
d'agriculture  pratique"  beklagte  sich  bitter  über  die  Zollfreiheit 
der  Oelpflanzen  und  -körner  und  der  Wolle.  Die  Landwirte  seien 
abermals  übervorteilt  worden,  sie  hätten  für  andere  die  Ka- 
stanien aus  dem  Feuer  geholt.     Und  um  dies  gut  zu  machen, 
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müsse  die  Regierung  die  Entlastung  von  Grundsteuer  und  ver- 
schiedene Prämien  gewähren ;  weiter  müsse  sie  neue  Verkehrs- 
mittel schaffen,  einen  landwirtschaftlichen  Unterricht  und  eine 
legale  Vertretung  der  Landwirte  ins  Leben  rufen  etc.  Ein 
ganzes  Programm  „kleiner  Mittel"!  Und  alles  das  sollte  die 
Regierung  als  Kompensation  für  Ungleichheit  der  Behandlung 
gewähren,  damit  auch  der  Landwirtschaft  „ermöglicht  werde, 
dem  Kapital,  der  Intelligenz,  der  Arbeitskraft,  die  sie  ver- 
wendet, dieselbe  Rentabilität  zu  sichern,  die  den  Reproduktions- 
kräften in  anderen  Erwerbszweigen  zu  teil  werde".  Als  aber 
später  der  Abgeordnete  Jaures,  anlässlich  der  Beratung  der 
Konversion  Tirard  den  Antrag  einbrachte,  die  Ersparnisse  von 
68  Mill.  Fr.  aus  der  Konversion  zur  Entlastung  von  Grund- 
steuer zu  verwenden,  erhob  sich  dagegen  eine  erdrückende 
Mehrheit. 

Auch  die  antischutzzöllnerische  Bewegung  blieb  nach  dem 
Zustandekommen  des  Zolltarifs  unverändert.  Sie  konnte  auch 
kaum  stärker  werden,  denn  schliesslich  gab  es  keinen  Unter- 
nehmer, der  nicht  auf  irgend  eine  Art  geschützt  wurde.  Die 
Bewegung  blieb  beschränkt  auf  die  „societe  d'economie  poli- 
tique",  die  schon  vor  der  Reform  äusserst  tätig  gewesen  war, 
auch  nun  unermüdlich  auf  Schaffung  von  freihändlerischen 
Vereinen  hinarbeitete.  So  brachten  sie  einen  solchen  unter 
dem  Namen  „Antiprotektionistische  Liga"  zu  stände.  Sie  hat 
auch  die  weitere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  verfolgt 
und  jede  ungünstige  Erscheinung,  die  man  auf  die  Schutzzölle 
zurückführen  konnte,  unbarmherzig  auf  Konto  derselben  ge- 
schrieben. Darin  ging  das  „Journal  des  Debats"  voraus.  Man 
machte  die  öffentliche  Meinung  auf  alle  möglichen  Erscheinun- 
gen aufmerksam,  wie  zum  Beispiel  auf  die  Verlegung  einer 
belgischen  Hanfspinnerei  und  Seilerei  nach  Douai  und  auf  den 
Plan  einer  amerikanischen  Metallbürstenfabrik,  ebenfalls  nach 
Frankreich  zu  übersiedeln  ^).  Umgekehrt  sollten  einige  Häuser 
die  Absicht  der  Auswanderung  bekundet  haben,  um  sich  in 
Belgien  und    in   der  Schweiz   weiter    behaupten   zu   können  ^). 


')  Journal  des  economistes  1894  Bd.  XVIII  p.  315. 
2)  Ib.  Bd.  XIX  p.  155. 
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Ernster  wurde  die  Bewegung,  als  die  Wollindustrie  zu  klagen 
begann.  Ihr  gesellten  sich  bald  andere  Exportindustrien  bei 
und  die  Klagen  über  einen  allgemeinen  Exportrückgang  nahmen 
immer  mehr  zu.  Dies  mag  zur  Bildung  der  „Gruppe  für 
Aussenhandel",  die  aus  der  Mitte  der  Abgeordneten  am  27.  Juli 
1894  hervorging,  beigetragen  haben.  Einen  Einfluss  hat  diese 
Gruppe  nie  gehabt,  später  hörte  man  gar  nichts  mehr  von  ihr. 


Zweites  Kapitel 

Die  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zum  Ausland 

I.  „Modus  Yivendi"  mit  Spanien 

Die  Niederlage,  die  die  Schutzzöllner  zusammen  mit  der 
Regierung  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  Handelspolitik 
erfuhren,  versetzte  sie  in  eine  ungeheure  Aufregung.  Die  Be- 
mühungen, den  entsetzlichen  Zustand  —  den  man  übrigens 
öffentlich  nie  zugab  —  zu  beseitigen,  wurden  verdoppelt.  Ins- 
besondere mit  Spanien  führte  man  die  Verhandlungen  ernstlich. 
Eine  Menge  Forderungen  beiderseits  wirkten  auf  dieselben  er- 
schwerend. Spanien  erklärte  sich  jedoch  bald  bereit,  seinen 
neuen  „niedrigsten"  Konventionaltarif  Frankreich  gegen  den 
französischen  Minimaltarif  einzuräumen,  wenn  dieses  auf  halb- 
wegs genügende  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Einfuhr  spani- 
scher Weine  eingehe.  Die  französische  Regierung  konnte  in- 
dessen nichts  anderes  als  den  Minimaltarif  gewähren.  Der 
Zollkrieg  sollte  also  fortbestehen!  Dieser  Gedanke  allein  war 
für  beide  Regierungen  ein  Schrecken  und  in  einer  Art  Ver- 
zweiflung Hessen  sie  alle  Forderungen  beiseite  und  versprachen 
sich  gegenseitig  die  Meistbegünstigung  ohne  irgend  eine  nähere 
Bestimmung.  Man  nannte  diese  Vereinbarung,  welche  am 
1.  Juni  1892  ins  Leben  trat:  Modus  vivendi.  Im  Laufe  des 
Jahres  1893  schloss  Spanien  Verträge  mit  der  Schweiz,  den 
Niederlanden,  Schweden  und  Norwegen  ab,  welche  bedeutende 
Ermässigungen  der  Sätze  des  spanischen  Konventionaltarifs 
enthielten.  Infolgedessen  kam  der  Modus  vivendi,  der  sich  bloss 
auf  den  Status  quo  vor  dem  1.  Januar  1894  —  dem  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  der  erwähnten  Handelsverträge  — 
bezog,  in  Frage.     Der  spanische  Botschafter  Canovas  in  Paris 
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richtete  am  30.  Dezember  1893  ein  Schreiben  an  den  französischen 
Minister  des  Auswärtigen,  in  welchem  er  ihn  auf  diesen  Zustand 
aufmerksam  machte.  Unter  anderem  gab  er  seinem  Bedauern 
Ausdruck,  dass  das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Ländern 
noch  immer,  entgegen  den  1892  gehegten  Hoffnungen,  auf 
einer  provisorischen  Basis  beruhe.  Spanien  habe  allen  Rekla- 
mationen der  französischen  Regierung  Rechnung  getragen, 
Frankreich  aber  nicht  denen  der  spanischen.  Auch  diesmal 
fehle  es  an  Zeit,  um  ausführlicher  zu  verhandeln.  Spanien  sei 
bereit,  alles  zu  tun,  um  den  Zollkrieg  mit  Frankreich  zu  ver- 
meiden. Aus  diesen  Rücksichten  biete  er  im  Namen  seiner 
Regierung  Frankreich  den  neuen  Konventionaltarif  an  unter  der 
Bedingung,  dass  noch  vier  alte  Reklamationen  seiner  Regierung 
erfüllt  würden.  Nach  der  ersten  sollte  das  Einfuhrverbot  für 
Obst  und  trockene  Hülsenfrüchte  (legumes  secs)  nach  Algerien 
aufgehoben  werden.  Die  zweite  forderte  eine  Berücksichtigung 
der  spanischen  Analyse  der  aus  Spanien  eingeführten  Weine. 
Die  dritte  Reklamation  bezog  sich  auf  Regelung  der  Konter- 
bande; und  die  vierte  war,  dass  die  bestehenden  Zölle  in  Kuba 
und  Puerto  Rico  für  französische  Provenienzen  auch  in  Zukunft 
gelten  sollten. 

In  seiner  Antwort,  die  am  selben  Tage  erfolgte,  nahm 
der  französische  Minister  des  Auswärtigen  —  laut  Beschluss 
der  Regierung  —  den  Vorschlag  des  Botschafters  an  mit  der 
Einschränkung,  dass  man  der  Reklamation  ad  1  nur  insoweit 
nachkommen  würde,  als  es  die  Gefahr  der  Reblauseinschlep- 
pung  nicht  verbiete.  Und  so  wurde  durch  diese  Deklaration 
der  Modus  vivendi  bis  auf  weiteres  verlängert.  Neu  war  die 
Bestimmung  einer  dreimonatlichen  Kündigung  desselben. 

Aus  obiger  Wiedergabe  des  Briefes  des  spanischen  Bot- 
schafters geht  deutlich  hervor,  dass  diese  Verlängerung  einzig 
und  allein  Spanien  zu  verdanken  ist.  Es  hat  eigentlich  ohne 
jeglichen  wirklichen  Gegenvorteil,  nur  um  den  Absatz  für  seine 
Weine  aufrecht  zu  erhalten,  seinen  neuen  Konventionaltarif 
eingeräumt. 
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n.  Die  Ablehnung  des  Handelsvertrags  mit  der  Schweiz 
und  als  deren  Folge  der  Zollkrieg 

§  1 
Die  Annahme  der   Handelskonvention 

Der  Modus  vivendi  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Doppeltarifs  —  wonach  beide  Län- 
der sich  gegenseitig  die  Meistbegünstigung  einräumten  —  sollte 
bis  zum  1.  Januar  1893  dauern.  Man  hielt  diese  Zeit  für  ge- 
nügend zur  Herbeiführung  einer  Handelskonvention.  Die  Ver- 
handlungen bezogen  sich  sowohl  auf  die  zollpolitische  Behand- 
lunsr  wie  auch  auf  den  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums  und  auf  die  Lage  der  Enklave  Gex. 

Am  31.  Juli  1892  wurde  eine  solche  Konvention  unter- 
zeichnet. Beide  Kontrahenten  sicherten  sich  gegenseitig  Meist- 
begünstigung zu,  ausserdem  gewährte  die  französische  Regie- 
rung noch  einige  Ermässigungen  der  Zollsätze  des  französi- 
schen Minimaltarifs.  Erhöhungen  der  Zollsätze  behielten  sich 
beide  Regierungen  vor,  verpflichteten  sich  jedoch,  dieselben  ein 
Jahr  vorher  anzukündigen.  Die  Kündigung  war  zu  jeder  Zeit 
zulässig,  die  Konvention  sollte  ein  Jahr  nach  erfolgter  Kündi- 
gung ablaufen.  Die  übrigen  Bestimmungen  wurden  zum  grössten 
Teil  dem  Vertrage  von  1882  entnommen.  Im  Motivenbericht 
der  Regierung,  welcher  der  am  18.  Oktober  der  Abgeordneten- 
kammer unterbreiteten  Konvention  beigelegt  wurde,  heisst  es, 
die  Bundesregierung  stelle  als  erste  Bedingung  zur  Aufnahme 
der  Verhandlungen,  dass  die  französische  Regierung  verspräche, 
auch  über  einige  Zollsätze  des  Minimaltarifs  zu  verhandeln. 
Um  den  Abbruch  der  Beziehungen  zu  verhüten,  habe  die  Re- 
gierung dieses  Versprechen  gegeben  und  nach  reiflicher  Ueber- 
legung  habe  sie  sich  entschlossen,  als  Gegenvorteil  für  den 
Schweizer  Konventionaltarif  und  einige  Zollermässigungen  den 
Minimaltarif  und  die  Ermässigung  der  Zollsätze  auf  55  Artikel 
der  Schweiz  einzuräumen.  Die  Regierung  sei  der  Meinung, 
dass  der  Vertrag  für  Frankreich  besonders  günstig  ausgefallen 
sei  und  zwar:  weil  die  Schweiz  von  dem  Rechte,  die  Zölle  zu 
erhöhen,  keinen  Gebrauch  machen  könne,  da  ihr  Zolltarif  ge- 
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bunden  sei  und  weil  diese  Klausel  die  beiden  Zolltarife  der 
Schweiz,  aber  bloss  den  Minimaltarif  Frankreichs  umfasst. 
Auch  die  ausserordentlich  günstige  Behandlung  der  Enklave  Gex, 
die  ihrer  geographischen  Lage  nach  auf  den  Verkehr  mit  Genf 
angewiesen  ist,  ist  in  den  Augen  der  Regierung  ein  Moment,  das 
für  die  Annahme  der  Konvention  spricht^).  Den  Bericht  der 
Zollkommission  erstattete  Meline  selbst  und  indem  er  die  Kon- 
vention und  die  Ermässigung  der  Zollsätze  als  zwei  ganz  ver- 
schiedene Dinge  erklärte,  empfahl  er  die  erstere  zur  Annahme, 
weil  jede  Meistbegünstigungskonventiou  von  der  Kammer  gut 
geheissen  werde.  Die  Kommission  habe  sogar  die  verabredete 
Kündigungsfrist  angenommen,  da  dadurch  auch  die  französischen 
Produzenten  der  Schweiz  gegenüber  gesichert  seien  und  der 
Vorwurf,  dass  das  System  des  Doppeltarifs  Brüskierung  mit 
sich  bringen  müsse,  beseitigt  sei^).  Die  Konvention  wurde  am 
22.  Dezember  ohne  Diskussion  angenommen. 

§  2 

Der  Ges  etzentwurf  betreffs  Ermässigung  einer 

Anzahl     Zollsätze     des    Minimaltarifs     in     der 

Zollkommission 

Die  Zölle  auf  etwa  50  Artikel  sollten  laut  Vereinbarung 
mit  der  Schweiz  ermässigt  werden.  Die  Regierung  hatte  dies 
warm  empfohlen,  die  Zollkoramission  aber  sah  darin  die  „Um- 
kehr zur  Politik  von  1880/81  und  die  Schaffung  eines  neuen 
Minimaltarifs " .  Sie  erklärte  sich  entschieden  gegen  diesen 
Schritt,  der  die  Grundlage  der  neuen  ökonomischen  Politik 
aus  der  Welt  schaffe,  und  für  die  Fortsetzung  jener  Politik, 
zu  welcher  die  Regierung  selbst  sich  durch  ihre  bekannte  De- 
finition des  Minimaltarifs  verpflichtet  hätte.  Sie  war  sich  aber 
der  durch  die  Schliessung  der  Konvention  geschaffenen  Situa- 
tion bewusst  und  sah  daher  davon  ab,  den  Vertrag  ohne 
weiteres  und  nur,  um  damit  der  Regierung  eine  Lehre  zu  er- 
teilen, abzulehnen ;  sie  bemühte  sich  vielmehr,  den  Forderungen 
der  Schweiz  möglichst  nachzukommen.    So  hat  sie  eine  Anzahl 


')  Debats  parlem.,  deputes,  annexes  p.  2198 — 2200. 
2)  Ib.  p.  2389/90. 
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der  vorgeschlagenen  Ermässigungen,  zum  Teil  etwas  verändert, 
angenommen.  Unter  diesen  Ermässigungen  finden  sich  einige 
Verbesserungen  der  Fehler  in  der  Berechnung,  eine  Umge- 
staltung in  der  Klassifikation  und  direkte  Ermässigungen,  die 
von  den  Interessenten  selbst  ratifiziert  wurden.  „Auf  diese 
Weise",  heisst  es  in  dem  von  Meline  erstatteten  Motivenbericht ^), 
ist  es  in  der  Kammer  möglich  gewesen,  die  Verantwortung 
für  den  Abbruch  der  Beziehungen,  der  durch  Ablehnung  aller 
Ermässigungen  wahrscheinlich  wäre,  von  sich  abzuwälzen.  Die 
Annahme  dieser  kleinen  Zahl  Ermässigungen  bedeute  — 
wenigstens,  wenn  man  den  Geist  und  nicht  den  Buchstaben 
des  Gesetzes  ins  Auge  fasse  —  keine  Desavouierung  des  Par- 
laments. 

Die  ziemlich  umfangreich  ausgearbeiteten  Spezialberichte 
hatten  den  Zweck,  die  Unmöglichkeit  der  Ermässigungen  nach- 
zuweisen. 

Allen  gemeinsam  waren  folgende  drei  Gründe: 

a)  Die  Regierung  hat  feierlich  versprochen,  die  Sätze  des 
Minimaltarifs  als  unterste  Grenze  betrachten  zu  wollen. 

b)  Der  Minimaltarif  bildet  ein  Ganzes,  und  partielle  Aende- 
rungen  sind  daher  unmöglich ;  so  z.  B.  sind  die  Zölle  auf  fertige 
Fabrikate  das  Ergebnis  einer  Berechnung  aller  Lasten,  welche 
die  zu  ihrer  Herstellung  verwendeten  Hilfsstoffe  zu  tragen 
haben. 

c)  Die  vorgeschlagenen  Ermässigungen  würden  anderen 
Staaten,  wie  z.  B.  England,  Deutschland,  Belgien  etc.  mehr  zu 
gute  kommen  als  der  Schweiz  selbst.  Die  vorgeschlagenen 
sechs  Ermässigungen  der  Textilzölle  (Baumwolle),  bloss  mit 
Rücksicht  auf  den  Wunsch  der  Schweiz,  erscheinen  dem  Bericht- 
erstatter Pierre  Legrand  unbegreiflich,  da  die  französische  Re- 
gierung doch  verpflichtet  sei,  die  Interessen  der  französischen 
Industrie  zu  schützen.  Daher  lehne  er  alle  diesbezüglichen 
Ermässigungen  ab,  und  doch  wolle  er  nicht  zu  sehr  radikal 
sein.  Der  Geist  der  Versöhnung,  der  in  der  Zollkommission 
herrsche,  habe  ihn  zu  der  Konzession  veranlasst,  entsprechend 
dem  Wunsche  der  Bundesregierung  den  Zoll  auf  baumwollene 


'}  D6bats  parlem.,  deputes,  annexes  p.  2389/90. 
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Gewebe  nach  Quadratmetern  (anstatt  nach  Länge)  zu  er- 
heben^). 

Die  beantragten  Ermässigungen  der  Zölle  auf  Metallwaren 
umfassten  23  Artikel.  Der  „Freihändler"  und  zugleich  schutz- 
zöllnerische  Fabrikant  der  elektrischen  Lampen  G.  Berger  war 
glücklich,  14  Aenderungen  annehmen  zu  können  und  nur  9 
ablehnen  zu  müssen.  Das  erstere  ist  dem  Umstände  zu  danken, 
dass  die  Vertreter  der  Uhrenindustrie  dieselben  annahmen;  das 
letztere  geschah  eher  aus  Motiven  materieller  Unmöglichkeit 
als  aus  Rücksichten  ökonomisch-politischer  Natur  ^).  Ein  ab- 
solutes „non  possumus"  war  das  Hauptergebnis  des  Berichts 
über  frische  Milch  und  Molkereierzeugnisse.  Die  Gründe:  die 
Schweiz  kommt  als  Milchlieferant  Frankreichs  an  dritter  Stelle, 
die  Freigabe  der  Milcheinfuhr  ist  gleich  Abschaffung  der  Zölle 
auf  Käse  und  Butter;  die  Schweizermilch  ist  um  2 — 3  Cts.  pro 
Liter  billiger  wie  die  französische;  die  schweizerische  Pro- 
duktion der  kondensierten  und  sterilisierten  Milch  befindet  sich 
in  kolossalem  Aufschwung.  Der  Zoll  auf  Käse  ist  niedriger  wie 
der  in  Deutschland,  daher  ist  eine  Ermässigung  nicht  am 
Platz  3). 

Der  Vorschlag  der  Regierung,  die  Zölle  auf  Rindvieh  zu 
ermässigen  und  auch  in  den  Minimaltarif  zu  setzen,  rief  eine 
grosse  Entrüstung  der  Zollkommission  hervor.  Die  Rasse  der 
französischen  Kühe,  meint  der  Abgeordnete  Viger,  bedürfe 
keiner  Veredelung,  daher  sei  auch  die  Einfuhr  aus  der  Schweiz 
nicht  nötig.  Was  die  Ochsen  und  Stiere  anbelangt,  so  hat 
man  auch  in  Prankreich  genug  derselben.  Abgelehnt  wurde 
ebenfalls  die  Ermässigung  der  Zölle  auf:  Ferro-Aluminium, 
chemische  Cellulose,  elektrische  Lampen'^),  auf  schweizerische 
Kamisols  (aus  Wolle,  Baumwolle  und  Seide  ^) ,  reinseidene 
Gewebe  (weil  die  moulinierte  Seide  schon  mit  300  Fr.  Zoll 
belegt  war  ^) ,  auf  gezuckerte  und  kondensierte  Milch  (weil 
man  jene  auf  frische  Milch  abgelehnt  hatte '), 

')  Debats  parlem.,  d^putes,  annexes  p.  2394 — 2397. 

2)  Ib.  p.  2397—2399. 

2)  Ib.  p.  2393-2400. 

*)  Ib.  p.  2410/11.  ')  Ib.  p.  2414—2417. 

")  Ib.  p.  2411—2417.  ')   Ib.  p.  2420—2424. 
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Die  Ermässigung  der  Zölle  auf  Holzauszüge  zum  Färben 
wurde  angenommen. 

Interessant  ist,  dass  die  Zollkommission  diesmal  viele  Be- 
schlüsse einzig  und  allein  durch  die  Wünsche  der  Interessenten 
zu  begründen  suchte.  Der  Höhepunkt  ist  erreicht  im  General- 
bericht Melines,  dem  ein  Verzeichnis  sämtlicher  an  die  Zoll- 
kommission gerichteten  Petitionen  beigelegt  wurde. 

§  3 
Rücktritt  des  Handelsministers  J.  Roche 

Einige  Tage  vor  der  Beratung  obigen  Gesetzentwurfs  legte 
der  Handelsminister  Roche  sein  Amt  nieder.  Die  politische 
Chronik  führt  dies  auf  die  Panamaafiare  zurück,  weil  unmittel- 
bar vor  Beginn  der  Diskussion  über  die  „Ermässigungen"  man 
den  Antrag  besprochen  hatte,  nach  welchem  er  mit  noch  vier 
Abgeordneten  dem  Untersuchungsrichter  -  ausgeliefert  werden 
sollte.  Von  anderer  Seite  wird  die  Rede,  welche  er  kurz  vor 
seinem  Rücktritt  auf  einem  von  der  Handelskammer  in 
St.  Etienne  ihm  zu  Ehren  veranstalteten  Bankett  hielt  und  in 
welcher  er  den  Vertrag  mit  der  Schweiz  so  sehr  lobte,  als 
Ursache  seines  Rücktritts  bezeichnet. 

Wir  sind  der  Meinung,  dass  wohl  eine  oder  auch  beide 
Tatsachen  mitgewirkt  haben  mögen,  dass  er  aber  auch  ohne 
diese  zurücktreten  musste.  Er  war,  wie  dies  auch  schon  aus 
seiner  Bankettrede  hervorgeht,  als  Handelsminister  v^reiter  un- 
möglich. Er  sprach  nämlich  sehr  viel  von  der  Solidarität  der 
Regierung  und  behauptete,  dass  der  Vertrag  ihr  gemeinsames 
Werk  sei.  Es  ist  jedoch  nicht  schwer  zu  erraten,  dass  es  ge- 
rade um  die  Solidarität  der  Regierung  nicht  zum  besten  bestellt 
war.  Und  andere  Quellen  bestätigen  dies.  So  z.  B.  hatte  der 
Landwirtschaftsminister,  als  er  sah,  dass  die  Zollkommission 
jeden  Verkehr  mit  der  Regierung  abbrach  und  die  Konvention 
beriet,  ohne  sich  von  der  Regierung  irgend  welche  Auskunft 
einzuholen,  seine  Hände  in  Unschuld  gewaschen,  obwohl  er 
selbst  die  Begründung  der  Ermässigung  der  Zölle  auf  landwirt- 
schaftliche Produkte  ausgearbeitet  hatte.    Die  übrigen  Minister 
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waren  natürlich  noch  weniger  beteiligt  und  konnten  sich  noch 
leichter  der  Verantwortung  entziehen.  Im  Falle  der  Ablehnung 
der  Konvention  sollte  also  Roche  allein  gehen.  Er  hatte  zwar 
keine  Lust  dazu,  weil  die  Regierung  solidarisch  sei.  Das  half 
aber  nichts  und  so  musste  der  Handelsminister  aus  der  Zeit 
der  Tarifreform  sich  verabschieden  ^), 

§4 
Der  Gesetzentwurf  in  der  Abgeordnetenkammer 

Die  Beratung  der  vorgeschlagenen  Ermässigungen  in  der 
Abgeordnetenkammer  fand  gegen  Ende  des  Jahres  1892  (22. 
bis  24.  Dezember)  und  inmitten  der  Aufregung,  die  die  Panama- 
affäre hervorrief,  statt.  An  der  Diskussion  beteiligten  sich 
fünf  Redner  und  zwar  Rolland,  Bourgeois  (Jura),  Viger,  Meline 
und  Roche.    Die  ersteren  zwei  befürworteten  die  sofortige  Ab- 


*)  An  einer  volkswirtschaftlichen  Frage  musste  der  Mann  fallen, 
der  die  Volkswirtschaftslehre  der  Politik  unterworfen  hatte,  und  das 
geschah  in  dem  Lande,  in  dem  ein  ganzer  oder  partieller  Ministerrück- 
tritt einer  wirtschaftlichen  Frage  wegen  fast  nie  vorkommt.  Merkwürdiges 
Spiel  des  Schicksals!  Wenn  er  sich  der  richtigen  Ursache  seines  Falles 
bewusst  war,  so  konnte  er  daraus  wohl  die  Lehre  ziehen,  dass  seine 
Theorie  falsch  sei.  Im  übrigen,  wie  war  diese  seine  Formel  zu  verstehen  ? 
Welches  politische  Interesse  erforderte  es,  die  nationalökonomischen  Ge- 
sichtspunkte zu  verlassen  ?  Und  warum  hatten  die  anderen  Abgeordneten 
nicht  dasselbe  getan?  Der  Patriot  Say,  der  alte  Bündler  gegen  jede 
Gefahr  der  Republik,  der  etwas  später  beim  Antrag  Jaures  sich  bereit 
erklärte,  mit  seinem  grössten  Widersacher  Meline  Hand  in  Hand  gegen 
die  ^kollektivistische  Gefahr"  zu  gehen,  hatte  diesmal  die  Frage  als  rein 
ökonomische  betrachtet.  Es  bleibt  keine  andere  Erklärung,  als  dass 
Roche  seine  nationalökonomische  Ueberzeugung,  die  so  ungefähr  frei- 
händlerisch war,  dem  Ministerportefeuille  geopfert  hat.  Ist  das  der  Fall, 
so  ist  sein  Sturz  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  dass  ein  solches  Verhalten 
manchmal  zum  Minister  macht,  einen  Sturz  aber  sicher  herbeiführt.  Ohne 
Prinzipien  lässt  sich  nicht  regieren!  rief  Say  in  der  Generaldiskussion 
aus,  und  der  Sturz  eines  Mannes  wie  Roche,  der  einerseits  in  der 
steigenden  Ausfuhr  die  Verminderung  der  Generalkosten  der  industriellen 
Produktion  erblickte  und  anderseits  Schutzzölle  einführte,  der  den  Mini- 
maltarif zuvor  als  unterste  Grenze  bezeichnet  und  dann  eine  Konvention 
unterzeichnet  hatte,  welche  das  Gegenteil  bedeutet,  war  ein  glänzender 
Beweis  für  die  Richtigkeit  dieses  Ausspruches  Says. 
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lehnung  des  Entwurfes,  ohne  auf  die  Diskussion  überhaupt 
einzugehen,  weil  er  in  krassem  Widerspruch  mit  dem  unab- 
änderlichen Minimaltarif  stehe.  Die  Regierung  habe  das  be- 
stehende Regime  verletzt  ^).  Bourgeois  verlangte  wiederum  die 
Reziprozität  im  Namen  des  Freihandels,  dem  er  angehöre. 
Auf  Grund  der  Geschichte  seit  1871  suchte  er  nachzuweisen, 
dass  diese  Methode  der  Zollermässigung  im  Zusammenhang 
mit  der  Meistbegünstigung  äusserst  schädlich  sei.  „Dieses 
System  stellt  weder  einen  Gedanken,  noch  ein  Prinzip,  sondern 
nur  die  ministerielle  Phantasie  dar."  Die  übrigen  drei  Redner 
Hessen  sich  in  die  Diskussion  ein,  obwohl  die  beiden  ersteren 
die  Unabänderlichkeit  des  Systems  stark  betonten.  Roche  war 
der  einzige  Verteidiger  des  Vertrags.  Fassen  wir  kurz  alle 
von  den  drei  Rednern  vorgebrachten  Gründe  für  und  gegen 
zusammen. 

A.  Die  Bedeutung  der  Ermässigungen 

Auch  die  Regierung  gab  zu,  dass  diese  Ermässigungen 
eine  Zerstörung  des  Tarifs  bedeuteten,  aber  sie  bemühte  sich, 
deren  Tragweite  als  möglichst  gering  darzustellen.  Die  Zahl 
der  Artikel,  die  sie  umfassten,  betrage  7°/o  der  Gesamtzahl 
der  Artikel  (796)  und  beziehe  sich  auf  2^/2°/o  des  Einfuhr- 
wertes. Roche  ging  noch  weiter;  er  machte  geltend,  dass  die 
Forderungen  der  Schweiz,  die  sich  auf  80  Artikel  bezogen, 
bei  25  Artikeln  rund  abgelehnt,  und  bei  35  gemildert  wurden. 
Ziehe  man  noch  13  Artikel  aus  der  Gruppe  der  Uhrenindustrie 
ab,  so  blieben  7  Artikel,  bei  denen  man  die  Wünsche  der 
Schweiz  vollständig  erfüllt  habe.  Die  Zollkommission  und  Viger 
berechneten,  dass  der  Wert  der  Einfuhr  jener  Artikel,  auf 
welche  die  Zölle  ermässigt  werden  sollten,  110  Mill.  betrage. 
Roche  fand  diese  Berechnung  vollständig  falsch  und  zwar  aus 
folgendem  Grund :  Die  Ermässigungen  beziehen  sich  oft  auf 
einzelne  Artikel,  welche  zusammen  mit  mehreren  verwandten 
eine  Tarifstelle  bilden  und  welche  auch  in  der  Statistik  des 
Aussenhandels  nicht  separat  aufgeführt  werden,  sondern  mit 
mehreren    unter    eine    Position    fallen.     In    diesen    110    MilJ. 


')  Debats  parlem.  etc.  p.  1926—1929. 
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stecken  also  Artikel,  welche  auch  in  der  Zukunft  demselben 
Zoll  unterliegen.  Er  habe  mit  Hilfe  der  Kommission  für  Zoll- 
werte eine  diesbezügliche  Untersuchung  vorgenommen  und  auf 
diese  Weise  festgestellt,  dass  dieser  Wert  82  Mill.  Fr.  betrage  ^). 
Seine  Gegner  beharrten  auf  ihrer  ersten  Behauptung.  Viger 
sprach  über  die  Bedeutung  der  Ermässigungen  mit  Rücksicht 
auf  den  der  Industrie  unentbehrlichen  Schutz  und  kam  zu  dem 
Resultat,  dass  derselbe  bei  Dynamomaschinen,  Maschinen  für 
Müllerei  etc.  um  60 "/o  geringer  sei,  als  er  sein  solle.  Und 
dieser  Mangel  an  Schutz,  sagte  Viger,  trifft  gerade  die  Ar- 
beiter ^). 

Meline  erklärte  alles  getan  zu  haben,  um  eine  ausführliche 
Aussenhandelsstatistik  zu  bekommen,  hatte  aber  unbegreiflicher- 
weise von  der  Kommission  für  Zollwerte  bedeutend  weniger 
Material  bekommen  als  Roche.  Für  seine  Behauptung,  dass 
der  Wert  110  Mill.  betrage,  berief  er  sich  auf  die  Aeusserung 
Roches  am  Bankett  in  St.  Etienne.  Weiter  gab  er  zu,  dass  die 
Korrektur  Roches  in  der  Berechnung  der  Einfuhrwerte  für  die 
von  ihm  beispielsweise  erwähnten  10  Artikel  zulässig  sei,  für 
die  übrigen  45  Artikel  aber  bestritt  er  sie  energisch.  Und 
wenn  der  Wert  82  Mill.  betrage,  und  es  seien  darunter  55  Mill. 
Industrieartikel,  so  sei  dies  nicht  als  bedeutungslos  zu  bezeich- 
nen. Er  wies  dabei  zu  wiederholten  Malen  auf  die  ungeheure 
Bedeutung  der  Ermässigung  des  Zolles  auf  reinseidene  Gewebe 
von  4  Fr.  auf  0,50  Fr,  hin.  Zum  Schluss  gab  er  seiner  Freude 
Ausdruck,  dass  diesmal  seine  Lieblingsindustrie,  die  Baumwoll- 
spinnerei, geschont  blieb,  bedauerte  aber  die  Ermässigungen  bei 
Geweben  aus  Baumwolle. 

B.  Die  Folgen  der  Ermässigungen  für  die  übrigen 
meistbegünstigten  Länder 

Dass  die  Ermässigungen  deshalb  verwerflich  seien,  weil 
sie  den  anderen  Staaten,  die  von  Frankreich  als  meistbegünstigt 
behandelt  werden,  mehr  nützen  als  der  Schweiz  selbst,  hatte 
die  Zollkommission  als  Grund  gegen  die  Erhöhungen  angeführt. 


^)  Debats  parlem.  etc.  p.  1900. 
2)  Ib.  p.  1932. 
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Vom  Gresamtwert  der  eingeführten  Artikel,  auf  welche  die  Zölle 
erraässigt  werden  sollten,  würden  nur  40  Mill.  der  Schweiz  und 
80  (?)  Mill.  den  anderen  Ländern  zu  gute  kommen.  Ganz 
anders  lautete  das  Ergebnis  der  Untersuchungen  Roches,  Er 
musste  abermals  hervorheben,  dass  es  sich  nur  um  82  Mill. 
handle  und  suchte  dann  nachzuweisen,  dass  45  Mill.  direkt 
der  schweizerischen  Einfuhr  und  nur  8,5  Mill.  der  deutschen, 
10 — 1 1  der  englischen,  4,8  der  belgischen  und  3  der  italienischen 
zu  gute  kommen  würden.  Was  speziell  die  Einfuhr  der  Industrie- 
artikel anbelange,  so  berühre  die  Ermässigung  S'^-ji^jo  der  Ge- 
samteinfuhr und  auf  die  Schweiz  entfallen  57  ^/o.  Ganz  anderer 
Meinung  war  der  Abgeordnete  Viger.  Er  fand,  dass  man  mit 
Ermässigungen,  welche  die  Schweiz  gar  nichts  angehen,  so 
weit  gehe,  dass  man  einen  Hintergedanken  bei  dieser  Arbeit 
vermuten  müsse.  So  z.  B.  wurden  im  Jahre  1891  nur  19  Stiere 
aus  der  Schweiz  eingeführt,  und  doch  wurde  eine  Ermässigung 
des  Zolls  auf  diese  um  50°/o  vorgeschlagen^).  Ausser  den 
Stieren  erwähnt  Meline  noch  Milch,  gebleichte  Baumwoll- 
gewebe  etc.  als  Artikel,  deren  Einfuhr  aus  der  Schweiz  be- 
deutend geringer  sei  als  aus  anderen  Ländern.  Aber  wenn 
auch  vQn  diesen  Konzessionen  England  bloss  8  Mill.  zu  gute 
kämen,  so  solle  man  nicht  ausser  acht  lassen,  dass  die  Ein- 
fuhr sich  bloss  auf  zwei  Artikel  beziehe  und  deshalb  die  Er- 
mässigung einen  Ruin  der  ganzen  Baumwollindustrie  bedeute  ^). 

C.  Die  Gefahr  des  Zollkrieges  und  seine  Bedeutung 

Das  Hauptgewicht  legte  Roche  auf  das  Argument,  dass 
der  Regierung  zu  ihren  Verhandlungen  nur  zweierlei  Wege  zur 
Verfügung  ständen:  nachgeben  oder  den  Zollkrieg  aufnehmen. 
Dieses  Moment  dürfe  nicht  einen  Augenblick  ausser  acht  ge- 
lassen werden,  und  die  Bedeutung  der  Konzession  nur  von 
diesem  Standpunkt  aus  untersucht  werden.  Nicht,  wie  gross 
das  Opfer  sei,  das  man  dadurch  bringe,  sondern  wie  gross  die 
Schäden  des  eventuellen  Zollkriegs  seien,  solle  zum  Ausgangs- 
punkt der  Betrachtungen  dienen.    Und  dann  versuchte  er  diese 


^)  Debats  parlem.  etc.  p,  1932. 
2)  Ib.  p.  1969. 
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Schäden  mit  Rücksicht  auf  die  schweizerischen  Kriegss'ätze  fest- 
zustellen, Frankreich  habe  kein  Monopol  auf  dem  schweizerischen 
Markt.  Aber  neben  diesem  rein  kommerziellen  Schaden  bringe 
der  Abbruch  der  Beziehungen  auch  das  Scheitern  der  übrigen 
damit  verbundenen  Konventionen,  wie  z.  B.  der  über  literarisches 
Eigentum,  mit  sich.  Auch  der  Transitverkehr  würde  sich  zur 
anderen  Seite  wenden.  Kurzum,  der  Bruch  der  Beziehungen 
mit  der  Schweiz  hätte  für  Frankreich  so  unermesslich  schlimme 
Folgen,  dass  man  die  Annahme  des  Projektes  mit  allen  Kräften 
erstreben  müsse  ^). 

Seine  Gegner  waren  nicht  der  Meinung,  dass  man  das 
Ausland  so  stark  berücksichtigen  müsse.  Wie  wir  sahen, 
fussten  fast  alle  Spezialb erichte  auf  den  Momenten,  die  sich  aus 
der  inneren  wirtschaftlichen  Lage  ergaben  oder  zu  ergeben 
schienen.  Meline  erkannte  Roche  in  diesen  Fragen  grosse 
Autorität  zu,  behauptete  aber  zugleich,  dass  man  diese  Ver- 
handlungen höchst  unglücklich  und  laienhaft  geführt  habe. 
Die  Berücksichtigung  des  Auslandes  sei  das  Prinzip  der 
diplomatischen  Schule,  welche  die  Verträge  1860  gemacht  und 
das  Land  ruiniert  habe.  Er  glaube  nicht,  dass  die  Gefahr  des 
Zöllkrieges  so  nahe  bevorstehe.  Diese  Gefahr  sei  erst  entstanden, 
nachdem  die  Regierung  unterlassen  habe,  die  Schweiz  über  die 
Sachlage  genau  zu  unterrichten.  Ungeschickterweise  habe 
man  auch  unterlassen,  die  Bundesregierung  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  dass  auch  der  schweizerische  neue  Zolltarif  gegen- 
über jenem  von  1881  nur  7  Ermässigungen  enthalte,  die  übrigen 
Sätze  aber  (ausser  38,  welche  unverändert  blieben)  erhöht 
seien  ^). 

Roche  meinte,  die  Verluste  wären  auf  Seite  Frankreichs 
bedeutend  grösser,  weil  eine  grössere  Ausfuhr  in  Frage  komme. 
Meline  bestritt  das.  Die  Schweiz  habe  ein  grösseres  Interesse 
an  der  Erhaltung  des  Friedens  als  Frankreich.  Und  von  jenen 
220  Mill.  Fr.,  welche  nach  der  Meinung  Roches  in  Frage  kämen, 
solle  man  50  Mill.  als  Wert  der  Seide  und  40—50  Mill.  als 
Wert   der   Nahrungsmittel    abziehen,    denn    diese   Artikel   be- 


>)  Debats  parlem.  etc.  p.  1963  —  1966.- 
2)  Ib.  p.  1770/71. 


—     153     — 

ziehe  die  Schweiz  aus  Frankreich  nicht,  um  ihm  angenehm  zu 
sein,  sondern  weil  sie  sie  brauche.  Weiter  untersuchte  Mdline 
den  Verkehr  Spaniens  und  der  Schweiz  mit  Frankreich  seit 
dem  Inkrafttreten  des  Doppeltarifs  und  kam  dabei  zu  dem 
Resultat,  dass  die  höheren  Zölle  den  Verkehr  gefördert  hätten. 
Auch  die  Gefahr,  dass  die  Durchfuhr  andere  Wege  einschlagen 
müsste,  bestehe  nicht,  weil  sie  von  den  Frachtkosten,  der  Länge 
der  Wege  und  anderen  nicht  beliebig  veränderlichen  Dingen 
abhänge  ^). 

D.  Die  politischen  Momente 

Ueber  die  Frage,  ob  wirtschaftliche  Feindseligkeit  die 
politische  Freundschaft  ausschliesse,  gingen  die  Gegner  in  ihren 
Meinungen  selbstverständlich  auseinander.  Was  aber  speziell 
die  in  Frage  stehende  Konvention  anbelangt,  so  spielten  hier 
insbesondere  politische  Momente  eine  grosse  Rolle.  In  der 
Hitze  der  Debatte  begann  Roche  zu  schildern,  wie  Deutschland 
mit  allen  Kräften  einen  Zollverein  mit  der  Schweiz  anstrebe. 
Er  wollte  dies  auf  Grund  sicherer  Auskunft  nachweisen ;  allein 
da  wurde  er  vom  Ministerpräsidenten  Ribot  unterbrochen  mit 
dem  Ersuchen,  die  Quellen  und  die  Natur  dieser  Informationen 
als  geheime  Dokumente  zu  verschweigen.  Nichtsdestoweniger 
gab  Roche  die  Erklärung  ab,  dass  er  bei  den  Verhandlungen 
auch  dem  Druck  dieser  nahen  Gefahr  nachgegeben  habe. 
Ziemlich  ausführlich  und  sehr  eindrucksvoll  schilderte  er  die 
Geschichte  des  Zollvereins  und  mahnte  dann  die  Kammer,  die 
Schweiz  nicht  in  die  Arme  Deutschlands  zu  treiben. 

Seine  Gegner  fassten  die  Sache  nicht  so  ernst  auf.  Sie 
verstanden  sich  und  die  Kammer  zu  beruhigen.  Die  Schweizer 
seien,  das  wüssten  sie  zu  gut,  nicht  im  stände,  einen  Zollverein 
mit  Deutschland  zu  schliessen.  Die  Schweiz  habe  den  Franzosen 
1870 — 1871  allerdings  eine  äusserst  liebenswürdige  Gastfreund- 
schaft erwiesen,  allein  das  sollte  nicht  auf  dem  Wege  der  Zoll- 
ermässigung vergolten  werden;  im  übrigen  würde  die  Schweiz 
gar  keine  Bezahlung  dafür  annehmen.  An  Ausdrücken  der 
Freundschaft  und  Bereitwilligkeit,  der  Schweiz  jeden  dem  von 


')  Debats  parlem.  etc.  p.  1973. 
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1870 — 1871  ähnlichen  Dienst  zu  leisten,  wurde  nicht  gespart. 
Auch  in  den  geringen  Zollermässigungen,  welche  Deutschland 
der  Schweiz  gewährt  hatte,  glaubten  sie  einen  Beweis  für  das 
Nichtvorhandensein  von  Zollvereinsabsichten  erblicken  zu  dürfen. 

E.  Die  übrigen  Gründe  für  und  wider 

1.  Den  grössten  Effekt  erzielten  die  Schutzzöllner  in  dieser 
Diskussion,  indem  sie,  auf  Grund  der  früheren  Aeusserungen 
der  Regierung  und  Roches  selbst,  das  Verfahren  der  letzteren 
beim  Abschlüsse  der  Konvention  als  widerspruchsvoll  hin- 
stellten ^). 

2.  Der  Abg.  Viger  fand  die  Gegenkonzessionen  seitens  der 
Schweiz  bedeutungslos.  Er  legte  jedoch  darauf  keinen  grossen 
Wert,  weil  er  im  Prinzip  gegen  Konzessionen  sei^). 

3.  Die  öffentliche  Meinung  war  nach  Aussage  der  Schutz- 
zöllner auf  ihrer  Seite;  Roche  machte  dagegen  geltend,  dass 
35  Handelskammern  für  und  ebensoviel  gegen  die  Konvention 
sich  erklärt  hätten,  dass  aber  unter  den  ersteren  die  wichtigsten 
seien  ^), 

4.  Auf  den  Vorwurf,  dass  die  Regierung  selbst  die  Initiative 
zur  Verhandlung  ergriffen  habe,  erwiderte  Roche,  dass  das 
falsch  sei  und  suchte  nachzuweisen,  dass  sie  sich  lange  dagegen 
gesträubt  habe'^). 

Zum  Schluss  sprach  auch  der  Minister  des  Auswärtigen. 
Er  suchte  seine  früheren  Aeusserungen  über  den  Minimaltarif 
in  Uebereinstimmung  mit  der  Handlungsweise  der  Regierung 
zu  bringen  und  die  letztere  als  notwendig  darzustellen.  Sodann 
gab  er  die  Erklärung  der  Schweiz  wieder,  dass  die  vorgeschla- 
genen Ermässigungen  die  äusserste  Grenze  seien  und  jede  Modifi- 
kation im  Sinne  der  Erhöhung  den  ganzen  Vertrag  unmöglich 
mache.  Das  hatte  zur  Folge,  dass  die  Kammer  den  Uebergang 
zur  Spezialdiskussion  mit  338  gegen  193  Stimmen  verwarf. 


1)  Debats  parlem.  p.  1929  und  p.  1969/70. 

2j  Ib.  p.  1970  ff. 

3)  Ib.  p.  1963  ff. 

*)  Ib.  p.  1937—1940. 


—     155    — 


§  5 


Ausbruch  des  Zollkriegs 

Die  von  der  französischen  Abgeordnetenkammer  ohne 
Spezialdiskussion  verworfene  Konvention  war  von  der  schweize- 
rischen Bundesverfassung  schon  früher  en  bloc  ratifiziert.  Allein 
immittelbar  vor  dem  Auseinandergehen  gab  sie  dem  Bundes- 
rat die  Anweisung,  für  den  Fall,  dass  Frankreich  die  Konvention 
ablehnen  würde;  sie  lautete  kurz:  Da  sich  der  französische 
Minimaltarif  auf  Grund  der  elfmonatlichen  Erfahrung  als  un- 
annehmbar erwiesen  hat,  so  soll,  falls  die  Franzosen  die  Er- 
mässigungen verweigern,  der  Zollkrieg  für  den  1.  Januar  1893 
erklärt  werden.  Die  französischen  Provenienzen  sind  dann 
besonders  hohen  Zollsätzen  zu  unterwerfen,  „weil  der  schweize- 
rische Generaltarif  bloss  dem  Zustandekommen  der  Handels- 
verträge dienen  soll  und  daher  nicht  als  Aequivalent  des  pro- 
hibitiven  französischen  Generaltarifs  betrachtet  werden  kann"  ^). 


Der  schweizerische  Zolltarif  nach  dem  1.  Januar  1893 


Die 

Höhere  Bela- 

Frank- 

Der 
allge- 
meine 
Zoll- 

Der 
Kon- 

ventio- 
nal- 

stung  der  fran- 

Warengattungen 

reich 
gegen 
über 

zösisch.  Waren 
1    in  Prozenten 
des 

gelten- 
den 

tarif 

tarif 

i  Gene- 

Kon- 

Zölle 
in 

Fr.  pro 

Dz. 

ral- 
tarifs 

ventio- 
nal- 
tarifs 

Seide     und    Flockseide     zum 

7o 

7o 

Weben,  Sticken,   für  Posa- 

menterien  etc 

300 

60 

— 

400 

— 

Seidene  und   flockseidene  Ge- 

webe       

400 

16 

— - 

2400 

— 

Seidene  und  halbseideneBänder 

300 

100 

60 

200 

400 

Posamentierwaren  (seidene)     . 

300 

100  . 

60 

200 

400 

Gewebe  aus  kardätschter  Wolle 

100 

30 

25 

233 

300 

Wollene  Bänder 

250 

125 

65 

100 

284 

Posamentierwaren  (aus  Wolle) 

250 

125 

65 

100 

284 

^)  Siehe  Ziffer  3  der  Entscheidung  des  Bundesrats  vom  12.  Dezember 
1892  in  den  .Ännales  du  commerce  exterieur*  1893,  fasc.  4  S.  5 — 7. 
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Warengattungen 


Wein: 

natürlich  in  Fässern  bis  12" 
,     15« 
in  Flaschen,  natürlich 
„  „  künstlich 

in  Fässern,  künstlich 
in  Flaschen,  schäumender 
Alkohol,  Branntwein  von  1° 
Leder,  verschieden      .     .     . 

Teile  der  Waren  aus  Leder 

Schuhwaren  aus  Leder    . 

andere  Waren  aus  Leder 
Zucker : 

Melasse  und  Sirup       .     . 

roh,  kristallisiert     .     .     . 

in  Hut,  in  Block  .  .  . 
Waren  ausMetallen(Maschinen 

Geräte  aller  Art)  .  .  . 
Wagen,  Schlitten  aller  Art 

Eisenschienen 

Konfektionierte  Waren  .     . 
Gewebe  aus  Baumwolle 


Olivenöle  .     .     . 
Andere  Oele 
Fischöle     .     .     . 

Fische,  frisch 
,        gesalzen 

Goldschmiedwaren 
aus  Edelmetall 


Juwelen 


Gewebe,  Bänder  und  Posamen- 
tierwaren aus  Lein,  Hanf, 
Jute  etc 


Die 
Frank- 
reich 
gegen- 
über 
gelten- 
den 
Zölle 


Der 
allge- 
meine 
Zoll- 
tarif 


Der 
Kon- 
ventio- 
nal- 
tarif 


Höhere  Bela- 
stung der  fran- 
zösisch. Waren 
in  Prozenten 
des 


in  Fr.  pro  Dz. 


Gene- 
ral- 
tarifs 


°/o 

25 

6 

3,50 

316 

25 

10,50 

3,50 

128 

40 

25 

25 

60 

80 

50 

— 

60 

50 

12 

— 

316 

80 

40 

— 

100 

0,80 

0,20 

— 

300 

40 

16 

16 

150 

20 

8 

8 

150 

100 

85 

— 

185 

100 

45 

40 

122 

150 

120 

60 

25 

7 

8 



133 

15 

7,50 

— 

100 

20 

9 

122 

12 

4 

4 

200 

60 

20 

20 
15 

200 

2 

0,60 

0,60 

238 

300 

120 

65 

150 

100 

45 

30 

122 

150 

30 

80 

400 

5 

1 

1   1 

400 

3 

1 

1  ! 

200 

3 

0,50 

0.50 

500 

85 

6 

4,50 

483 

35 

8 

5 

887 

150 

80 

60 

87 

500 

300 

200 

66 

120 

60 

42   1 

50 

100 

6 

5 

— 

20 

Kon- 

ventio- 

nal- 

tarifs 


7o 

614 
614 

60 


150 

150 


200 
200 
300 
233 
361 
233 
400 
400 
200 
500 
500 
600 

160 

150 


185 
140 


Gewöhnliche  Seife  .  .  . 
Durch  ein  Dekret  vom  28.  Dezember  1892  wurde  bestimmt,  dass  für  die 
Produkte  der  ührenindustrie  Frankreichs  dieselben  Zollsätze  in  Anwendung 
kommen,  denen  diese  Produkte  schweizerischen  Ursprungs  in  Frankreich 

unterworfen  sind. 
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Vorstehende  Tabelle  zeigt  uns,  dass  die  Kampfzölle  teils 
durch  Erhöhung  der  bestehenden  Zölle,  teils  durch  Einführung 
neuer  gebildet  wurden.  Die  Erhöhungen  der  Zollsätze,  aus- 
gedrückt in  Prozenten  des  bestehenden  Konventionaltarifs, 
schwanken  zwischen  20  und  2400*^/0  und  betragen  im  Durch- 
schnitt 150—3000/0.  Trotzdem  sind  die  Zollsätze  des  fran- 
zösischen Generaltarifs  für  Artikel,  welche  hauptsächlich  von 
der  Schweiz  nach  Frankreich  eingeführt  werden,  hie  und  da 
noch  höher.  Beispielsweise  betragen  sie:  auf  Gewebe,  Bänder 
und  Posamentierwaren  aus  Seide  oder  Floretseide  200,  600, 
1000— 1500  Fr. ;  auf  solche  aus  Baumwolle  80,  153,  460,  800 
bis  1000  Fr.  etc.  Auch  in  der  Botschaft  des  Bundesrats  vom 
13.  Januar  1893  ist  dies  hervorgehoben  worden  ^). 

Allein  der  kriegerische  Zustand  wurde  auf  Grund  der  er- 
wähnten Anweisung  des  Bundesrates  nicht  nur  auf  den  Zoll- 
tarif beschränkt.  So  finden  wir  in  dieser  Entscheidung  Ziffer  2 
folgende  Bestimmung: 

„Angesichts  solcher  Zustände  kann  auch  weder  dem 
Handelsarrangement  noch  der  Regelung  des  Tarifs  bezüglich 
Gex,  noch  dem  Additionalartikel  des  Handelsvertrages  vom 
23.  Februar  1882  bezüglich  der  nachbarschaftlichen  Beziehungen 
und  Aufsicht  der  an  der  Grenze  liegenden  Wälder,  noch  der 
literarischen  Konvention  Folge  gegeben  werden."  Die  Schweizer 
machten  also  noch  eine  Anzahl  Vereinbarungen,  die  die  Interessen 
Frankreichs  eng  berührten,  vom  Zustandekommen  des  Handels- 
arrangements abhängig.  Weiter  wurde  durch  dieselbe  Ent- 
scheidung im  Prinzip  das  Verlangen  der  Ursprungszeugnisse 
für  einzuführende  Ware  statuiert.  Und  zum  Schluss  wurde 
unter  demselben  Datum  ein  Beschluss  des  Bundesrats  publiziert, 
in  welchem  die  Anwendung  des  Art.  3  des  Gesetzes  über 
Handelsreisende  vom  29.  Juni  1892  auf  die  französischen 
Reisenden  angeordnet  wurde.  Danach  haben  diese,  falls  sie 
Bestellungen  von  Handels-  und  Gewerbetreibenden  entgegen- 
nehmen, eine  Gebühr  von  300  Fr.  pro  Jahr  oder  200  Fr.  pro 
^/a  Jahr,  und  alle  übrigen  eine  solche  von  500  Fr.  pro  Jahr 
und  300  Fr.  pro   ^4  Jahr  zu  entrichten^). 

')  Numa  Droz,  Essais  economique  p.  96. 
2)  Entscheidung  etc.  S.  29. 
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In  diesen  äusserst  verkehrsfeindlichen  und  wirklich  kriege- 
rischen Massregeln  spiegelt  sich  der  Zorn  der  Schweizer,  die 
mit  allen  Kräften  eine  Vereinbarung  anstrebten,  wider.  Die 
französische  Regierung  hat  mit  Ruhe  die  Note,  in  der  der 
Bundesrat  seine  Absicht  für  den  1.  Januar  1893  mitteilte,  zur 
Kenntnis  genommen,  und  am  27.  Dezember  durch  ein  Dekret 
kurz  und  bündig  die  Anwendung  des  Generaltarifs  auf  die 
Waren  schweizerischen  Ursprungs  angeordnet. 

So  hat  man  es  fertig  gebracht,  sich  auch  mit  der  vierten 
Schwesternation,  welche  von  jeher  als  beste  Freundin  und 
Nachbarin  betrachtet  worden,  in  einen  Zollkrieg  zu  verwickeln. 
Man  hat  sogar  gegen  die  heilige  Lehre  der  Handelsbilanz  Ver- 
stössen, denn  die  Schweiz  ist  —  wie  vortrefflich  bemerkt 
worden  ist^)  —  das  einzige  Land,  das  seit  1847  Frankreich 
gegenüber  eine  starke  passive  Handelsbilanz  aufweist.  Man 
muss  sich  fragen,  ob  die  schutzzöllnerischen  Redner  wirklich 
wegen  der  passiven  Handelsbilanz  Frankreichs  die  Schutzzölle 
eingeführt  haben.  Nicht  die  Stärkung  auf  den  benachbarten 
Märkten,  welche  Deschanel  als  Ziel  der  neuen  Handelspolitik 
bezeichnete,  sondern  im  Gegenteil,  Schwierigkeiten  auf  den- 
selben (siehe  S.  80)  und  friedlichen  Verkehr  mit  dem  „amerika- 
nischen und  slawischen  Koloss"  hatte  man  erreicht. 

III.  Weitere  Yerhandlungen  und  Vereinbarungen  mit 
dem  Auslande 

Die    Konventionen    mit   Columbien    (unterzeichnet    am 
30.  Mai  1892),    Uruguay   (unterzeichnet   am    4.  Juli  1892), 
Paraguay   (unterzeichnet    am   21.  Juli)    und   Argentinien  *' 
(unterzeichnet  am  19.  August) 

Die  französische  Regierung  eröffnete  gleichzeitig  mit  den 
überseeischen  Staaten,  welche  mit  Frankreich  in  keinem  ver- 
tragsmässigen  Verhältnis  standen,  oder  welche  Verträge  ohne 
Meistbegünstigungsklausel  mit  ihm  abgeschlossen  hatten,  Ver- 
handlungen. Insbesondere  mit  den  zentral-  und  südamerikanischen 
Staaten  wurde  eine  Vereinbarung  —  „um  jeder  differentiellen 

')  Numa  Droz  op.  cit.  p.  104. 
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Behandlung,  welche  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1892  zur  Folge 
haben  könnte,  vorzubeugen",  wie  es  im  Motivenbericht  der 
Regierung  heisst  —  angestrebt.  Die  vier  Konventionen  mit 
Columbien,  Uruguay,  Paraguay  und  Argentinien  waren  das 
Ergebnis  dieser  Bemühungen.  Am  18.  Oktober  legte  die  Re- 
gierung der  Abgeordnetenkammer  einen  Gesetzentwurf  vor,  der 
eine  Ermächtigung  des  Präsidenten  der  Republik  zur  Rati- 
fikation dieser  Konventionen  enthielt.  In  dem  kurzen,  dem- 
selben Entwurf  beigelegten  Motivenbericht  betont  sie  stolz,  dass 
jeder  Anspruch  auf  Ermässigung  der  Minimalzollsätze  kate- 
gorisch abgelehnt  worden  sei.  Was  die  Bedeutung  dieser 
Staaten  für  Frankreich  anbelange,  so  sei  diese  eine  zweifache : 
erstens  mit  Rücksicht  auf  die  dort  wohnenden  Franzosen  und 
zweitens  mit  Rücksicht  auf  den  Aussenhandel  selbst.  Der 
letztere  betrage  mit  Columbien,  Uruguay  und  Argentinien 
441  Mill.  Fr.  und  sei  der  Zunahme  fähig.  Was  den  Handel 
mit  Paraguay  anbelange,  so  sei  es  unmöglich,  seine  Bedeutung 
aus  der  amtlichen  Statistik  zu  ersehen,  weil  er  gar  nicht  separat 
verzeichnet  werde  ^).  Die  Konventionen  enthielten  die  Meist- 
begünstigung. Von  dem  in  den  Konventionen  mit  Columbien 
und  Uruguay  vorgesehenen  Grenzverkehr  blieben  ausgeschlossen : 
Schiffahrt,  Wein,  Gewebe  aus  Seide,  Wolle  und  Baumwolle, 
Posamentierware,  raffinierter  Zucker,  präpariertes  Leder  etc. 
Uruguay  hatte  auch  der  französischen  transatlantischen  Schiff- 
fahrt, welche  dort  die  Küstenschiffahrt  besorgt,  gewisse  Kon- 
zessionen gemacht.  Argentinien  versprach  noch  einige  Er- 
mässigungen. Der  Gesetzentwurf  wurde  ohne  Diskussion  an- 
genommen. 

Die  Konvention  mit  Marokko 

Auch  mit  Marokko  wurde  eine  Vereinbarung  erreicht,  und 
die  Ermächtigung  zur  Ratifikation  derselben  von  der  Abgeord- 
netenkammer am  24.  Dezember  erteilt.  Die  Beziehungen  zu 
Marokko  waren  bis  zum  1.  Februar  1892  durch  den  Friedens- 
vertrag vom  10.  November  1844  geregelt,  wonach  die  fran- 
zösische  Ware    als   meistbegünstigt    seitens   Marokkos   zu   be- 


1)  Debats  parlem.  1892,  Bd.  II  p.  2201-2203. 
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handeln  war.  Marokko  erhob  auf  die  eingeführten  Produkte 
10  •'/o  Zoll  ad  valorem.  Als  der  neue  Zolltarif  in  Kraft  trat, 
bahnte  die  Regierung  die  Verhandlungen  an,  um  den  neu  ein- 
getretenen Zustand,  wonach  die  marokkanische  Ware  dem 
Oeneraltarif  unterworfen  wurde,  zu  beseitigen.  Die  französische 
Regierung  erklärte  sich  bereit,  den  Minimaltarif  einzuräumen, 
wenn  ihr  dafür  Gegenkonzessionen  gewährt  würden.  Der 
Sultan  ging  darauf  ein  und  bot  als  Gegenvorteil  für  den 
Minimaltarif: 

a)  Reduktion  des  Zolles  auf  reinseidene  und  gemischt- 
seidene Gewebe,  goldene  und  silberne  Juwelen,  echte  und 
imitierte  Edelsteine,  Rubinen,  Goldtressen,  alle  Arten  Weine 
und  Liköre  und  Pätes  alimentaires  zu  5  *^/o  ad  valorem ; 

b)  Schutz  der  Fabrikmarken ; 

c)  Ermässigung  der  Ausfuhrzölle  auf  Kümmel,  Hörner, 
Talg,  Kümmelsamen,  Lein  und  Hanf  und  weisses  Wachs; 

d)  Aufhebung  der  Ausfuhrverbote  auf  Holzrinde,  Kork, 
Kupfer  und  Eisenerze,  andere  Erze  ausser  Blei,  Holz,  Arar, 
Zeder  und  Rohr. 

Die  Artikel  unter  c)  müssen  von  einem  marokkanischen 
Kaufmann  und  in  einem  von  den  acht  bestimmten  Häfen  ge- 
kauft werden. 

Die  Bedeutung  der  Vorteile  unter  c)  und  d)  schätzte  die 
Regierung  sehr  hoch,  weil  Marokko  im  allgemeinen  die  ein- 
geführte Ware  mit  einheimischen  Produkten  bezahle  ^). 

Die  Konvention  mit  Montenegro 

geschlossen  am  18.— 31.  Juni  1892  und  der  Abgeordneten- 
kammer unterbreitet  am  19.  Dezember  1892  wurde  angenommen. 
In  dem  Motivenbericht  der  Regierung  heisst  es :  „Da  zwischen 
beiden  Ländern  ein  vertragsloser  Zustand  herrscht,  und  da 
Montenegro  von  Frankreich  Kolonialwaren,  Drogerien,  Spiri- 
tuosen, Metallwaren,  Gewehre,  Gespinste  und  Gewebe  von 
Baumwolle  bezieht,  so  ist  auch  zwecks  Stärkung  der  kommer- 
ziellen Beziehungen  eine  Konvention  mit  Meistbegünstigungs- 
klausel  geschlossen.     Montenegro   besitzt    keine   Zölle.      Eine 


')  Debats  parlem.  1892  p.  2409/10. 
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4 ''/o ige  Verkaufsgebühr  ist  alles,  was  an  Zöllen  erhoben  wird^). 
Eine  eventuelle  Einführung  von  Zöllen,  die  jedoch  zusammen 
mit  der  Verkaufsgebühr  8^/0  nicht  übersteigen  dürfen,  ist  sechs 
Monate  im  voraus  anzukündigen.  Die  Kündigungsfrist  ist  auf 
ein  Jahr  festgesetzt;  das  Inkrafttreten  der  Konvention  war  für 
1.  Januar  1893  geplant^). 

Die  Konvention  mit  Rumänien 

Zwischen  Frankreich  und  Rumänien  brach  am  1.  Februar 
1892  der  Zollkrieg  aus.  Die  rumänische  Ware  wurde  dem 
französischen  Generaltarif  unterworfen,  und  die  französischen 
Provenienzen  wurden  in  Rumänien  mit  besonders  hohen  Zoll- 
sätzen belegt.  Die  dem  Zollkrieg  vorausgegangenen  Verhand- 
lungen scheiterten  an  der  Hartnäckigkeit  beider  Parteien,  weil 
auch  Rumänien  an  seinem  Zolltarif  vom  7.  Juli  1891  keine 
Herabsetzungen  vornehmen  wollte.  Aus  dem  Motivenbericht 
der  Regierung  geht  hervor,  dass  für  die  neuen  Verhandlungen 
die  Initiative  von  Rumänien  ausging.  Dieselben  sollen  nicht 
sehr  flott  vor  sich  gegangen  sein.  Rumänien  soll  eine  Verein- 
barung, welche  lediglich  Meistbegünstigung  enthielt,  vorge- 
schlagen haben.  Die  französische  Regierung  dagegen  verlangte 
auch  einige  Ermässigungen  der  Zölle,  beispielsweise  auf  Oele, 
Lederwaren,  Glas-  und  Spielwaren  etc.  Dies  wurde  von 
rumänischer  Seite  abgelehnt,  mit  dem  Hinweis,  dass  die  Mehr- 
zahl der  Artikel,  welche  Rumänien  nach  Frankreich  ausführe, 
bloss  im  Generaltarif  enthalten  seien.  Die  französische  Re- 
gierung gab  dies  zu,  allein  sie  wies  ihrerseits  darauf  hin,  dass 
die  von  Frankreich  nach  Rumänien  eingeführten,  vom  Zoll 
befreiten  Artikel  4  Mill.,  die  von  Rumänien  nach  Frankreich 
eingeführten  11  Mill.  wert  seien.  In  der  Hoffnung,  dass 
Rumänien  dem  ausgesprochenen  Wunsche  bald  nachkommen 
werde,  habe  die  Regierung  den  Vorschlag  der  rumänischen 
Regierung  angenommen  und  eine  Konvention  mit  Meist- 
begünstigung und  jährlicher  Kündigung  geschlossen.  Die 
späteren  Konzessionen,  die  Rumänien  anderen  Staaten  machen 


1)  Debats  parlem.  1892  p.  2402/03. 

2)  Ib.  p.  2369/70. 
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würde,  würden  auch  Frankreich  zu  gute  kommen.  Frankreich 
führe  nach  Rumänien  hauptsächlich  solche  Artikel  ein,  welche 
dort  nicht  hergestellt  werden,  und  so  sei  die  Hauptbedingung^ 
Frankreich  gleich  den  anderen  Konkurrenzländern  zu  behandeln. 
Dies  und  die  Sicherung  der  Stabilität  der  Handelsbeziehungen 
auf  ein  Jahr  sei  durch  die  Konvention  zu  erreichen.  Die 
Grösse  des  Handelsverkehrs  zwischen  beiden  Ländern  sei  un- 
möglich festzustellen;  so  betrage  die  französische  Ausfuhr  nach 
Rumänien  10,3  Mill.  Fr.  nach  französischer,  und  39,6  Mill. 
nach  rumänischer  Statistik. 

Die  Konvention  wurde  ratifiziert. 

Es  ist  interessant,  dass  die  französische  Regierung  dies- 
mal auch  die  Ermässigung  verschiedener  Zollsätze  verlangte. 
Anlässlich  der  Beratung  der  verworfenen  Konvention  mit  der 
Schweiz  sagte  man,  dass  man  aus  Prinzip  auf  Einschätzung 
von  Gegenkonzessionen  nicht  eingehen  werde.  Auch  der  Art.  1 
des  Zolltarifgesetzes  schreibt  vor,  dass  der  Minimaltarif  nur 
denjenigen  Staaten  gewährt  werden  sollte,  welche  Frankreich 
Meistbegünstigung  einräumen.  So  wurde  die  von  den  Schutz- 
zöllnern so  verpönte  Methode  der  Verhandlungen,  welche  durch 
das  System  des  Doppeltarifs  ausgeschlossen  bleiben  sollte, 
seitens  Frankreichs  selbst  zur  Anwendung  gebracht!  Oft  sind 
die  Dinge  stärker  wie  der  Mensch. 

Die  Konvention  mit  den  Vereinigten  Staaten 

Auch  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  wurde 
verhandelt  zwecks  Beseitigung  des  Zollkriegs,  der  in  der  beider- 
seitigen Anwendung  der  Generaltarife  bestand.  lieber  diese 
Vereinbarung  erstattete  M^line  im  Namen  der  Zollkommission 
den  Bericht.  In  demselben  führte  er  unter  anderem  auch 
folgendes  aus : 

„In  der  Mac  Kinley  Bill  (Art.  3)  sind  auch  diejenigen 
Artikel,  deren  zollfreie  Einfuhr  die  Gesetzgeber  selbst  wünsch- 
ten, mit  Zöllen  belegt,  um  durch  Herabsetzung  derselben  von 
den  europäischen  Staaten  Gegenvorteile  zu  erlangen.  Unsere 
Regierung  sucht  sich  mit  der  amerikanischen  bezüglich  der 
Anwendung  des  Art.  3  der  erwähnten  Bill  zu  verständigen  und 
so  wurde  vereinbart  einerseits,   dass   die  französischen  Häute, 
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Zucker  und  Melasse  nach  Amerika  zollfrei  eingeführt  werden 
können  und  anderseits,  dass  folgende  amerikanische  Produkte: 
Büchsenfleisch,  Obst  (ausgenommen  Rosinen),  Holz,  Holzkohlen, 
Hopfen  etc.  in  Frankreich  nach  den  Sätzen  des  Minimaltarifs 
verzollt  würden.  Der  Wert  der  jährlichen  Einfuhr  dieser 
Artikel  nach  Frankreich  entspricht  ungefähr  dem  Werte  der 
jährlichen  französischen  Einfuhr  von  Häuten,  Zucker  und 
Melasse  nach  Amerika,  Viele  hatten  verlangt,  dass  anstatt 
Häute  ein  anderer  Artikel  Einfuhrerleichterung  bekomme,  weil 
Häute  kein  französisches  Ausfuhrprodukt  seien,  sondern  es 
werde  bloss  jener  Teil  der  eingeführten  Häute,  welcher  in 
Frankreich  nicht  verbraucht  wird,  wieder  ausgeführt.  Die 
Zollkommission  blieb  jedoch  bei  der  genannten  Bestimmung. 
Die  Hopfeninteressenten  erhoben  einstimmig  Einspruch  gegen 
Einräumung  des  Minimalsatzes,  weil  die  Hopfenausfuhr  aus 
Amerika  im  Steigen  begriffen  sei.  Die  Zollkommission  teilte 
diese  Meinung  nicht,  im  übrigen  könnte  der  Zoll  zu  jeder  Zeit 
erhöht  werden." 

Auch  diese  Konvention  wurde  ratifiziert  am  27.  Januar 
1893  ^).  Es'  ist  allerdings  der  Ausdruck  Konvention  für  die 
obige  Vereinbarung  zu  euphemistisch,  weil  sie  sich  auf  eine 
herzlich  geringe  Anzahl  von  Produkten  bezog.  Vom  Gesamt- 
umsatz des  Aussenhandels  zwischen  beiden  Ländern,  der 
773  Mill.  Fr.  betrug,  entfallen  auf  die  Artikel,  bezüglich 
welcher  verhandelt  wurde,  nur  18  Mill.!  Der  übrige  Verkehr 
unterliegt  auch  in  der  Zukunft  den  Generaltarifen,  also  dem 
Regime,  welches  in  Frankreich  auch  im  Zollkrieg  zur  An- 
wendung kommt. 

Die   Konvention   mit   Russland  vom  17.  April  1893 

Die  Verhandlungen  mit  Russland  endigten  ebenfalls  mit 
einer  Konvention,  welche  die  gegenseitige  Meistbegünstigung 
statuierte.  Daneben  wurden  von  Russland  eine  Anzahl  Zölle 
ermässigt.  Auch  Frankreich  gewährte  seinen  Minimaltarif  und 
verstand  sich  zu  einer  Ermässigung  der  Zölle  auf  Petroleum, 
und  zwar  des  Zolls  auf  Rohöle  von  18  auf  9  Fr.  und  desjenigen 
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auf  raffinierte  Oele  von  24  auf  12,50  Fr.  Diese  Konvention 
konnte  für  beide  Volkswirtschaften  keine  grosse  Bedeutung 
haben,  weil  der  Handel  zwischen  beiden  ein  minimaler  blieb. 
Allein  vom  Standpunkt  des  Systems  der  Handelspolitik  aus, 
wie  es  sich  die  Schutzzöllner  gedacht  haben,  ist  sie  von  un- 
gemein grosser  Bedeutung,  weil  sie  die  erste  Ermässigung  der 
Zollsätze  enthält,  d.  h.  so  viel  als  einen  Bruch  mit  dem  System, 
das  man  der  Methode  der  Ermässigung  der  Zölle  substituiert 
hatte.  Der  Unterschied  zwischen  dieser  Methode  der  Ver- 
handlungen und  jener,  die  so  verpönt  wurde,  ist  nur  ein 
quantitativer.  „Geopfert"  wurden  die  Interessen  einer  Pro- 
duktion, welche  sich  nebst  Zucker-  und  Branntweinproduktion 
einer  besonderen  Aufmerksamkeit  seitens  der  schutzzöllnerischen 
Mehrheit  erfreute:  der  Petroleumraffinerien.  Und  doch  wurde 
die  Konvention  ohne  jegliche  Diskussion  ratifiziert.  Dies  ge- 
schah nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  Beziehungen 
zu  Russland,  sondern  auch  deshalb,  weil  den  „Geopferten"  der 
Schutz  in  Form  von  Prämien  versprochen  und  gewährt  wurde. 

Die  Konvention  mit  Serbien 

Der  bestehende  Vertrag  mit  Serbien  von  1883  wurde 
seitens  des  letzteren  gekündigt  und  sollte  am  26.  Juli  1893 
ablaufen.  Die  Verhandlungen,  welche  zwecks  neuer  Ver- 
ständigung eröffnet  wurden,  endigten  mit  einer  Konvention, 
welche  gegenseitige  Meistbegünstigung  sicherte.  Die  Kündi- 
gungsfrist wurde  auf  ein  Jahr  festgesetzt. 

Das  Abkommen  mit  Kanada 

In  Kanada  lebt  bekanntlich  eine  grosse  Zahl  eingewander- 
ter französischer  Familien,  und  deshalb  erfreut  es  sich  ebenso 
wie  einige  südamerikanische  Staaten  einer  freundschaftlichen 
Gesinnung  Frankreichs.  Auch  aus  diesem  Grunde  wollte  man  in 
Paris  den  Handelsbeziehungen  zwischen  beiden  Ländern  eine 
freundschaftliche  Grundlage  geben.  Der  erste  Versuch  miss- 
lang; die  in  Paris  geschlossene  Konvention  vom  6.  Februar  1893 
wurde  vom  Parlament  in  Ottawa  wegen  hoher  Schiffbauprämien 
für  Schiffe  aus  Holz  abgelehnt.  Eine  zweite  Konvention  kam 
am  6.  November  1894  zu  stände  und  am  27.  November  wurde 
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sie  in  der  Abgeordnetenkammer  besprochen.  Kanada  räumte 
Frankreich  eine  Anzahl  Zollermässigungen  (z.  B.  Zölle  auf 
Weine,  Seife,  wurden  um  50 ''/o  ermässigt)  ein  und  als  Gegen- 
vorteil bekam  es  von  Frankreich  Zusicherung  einiger  Zölle 
des  Minimaltarifs.  Im  Gegensatz  zu  den  bisherigen  Kon- 
ventionen rief  diese  eine  lebhafte  Opposition  hervor.  Ins- 
besondere die  Gewährung  des  Minimalzolles  auf  Aepfel  und 
Holz  wurde  stark  angegriffen,  und  um  „den  Ruin  der  Land- 
wirtschaft zu  verhindern",  verlangte  man  Ablehnung  der 
Konvention.  Minister  Hanotaux  und  Meline  setzten  ihre  ganze 
Kraft  ein,  um  die  Konvention  durchzusetzen.  Der  letztere 
machte  die  Kammer  darauf  aufmerksam,  dass  die  Konzessionen 
seitens  Kanadas  nicht  nur  in  der  Gewährung  von  Meist- 
begünstigung, sondern  ausserdem  in  einer  Menge  besonderer 
Ermässigungen  beständen;  das  sei  aber  mehr,  als  laut  Art.  1 
des  Zolltarifgesetzes  zur  Erlangung  des  französischen  Minimal- 
tarifs notwendig  sei.     So  ging  die  Konvention  durch. 

Von  der  Beratung  über  diese  Konvention  erhält  man  den 
Eindruck,  dass  der  Protektionismus  in  der  französischen  Ab- 
geordnetenkammer noch  intensiver  geworden  war,  weil  zahl- 
reiche Abgeordnete  diese  Konvention  bekämpften,  welche  be- 
deutend mehr  Gegenvorteile  enthielt,  als  man  selbst  im  Jahre 
1891  als  genügend  zur  Erlangung  des  französischen  Minimal- 
tarifs erachtete. 

Ein  solches  Arrangement  sollte  eigentlich  ohne  weiteres 
ratifiziert  werden  und  laut  Gesetz  vom  27.  Dezember  1892 
hatte  die  Exekutive  besondere  Ermächtigung  zum  Abschluss 
solcher  Vereinbarungen.  Und  das  ist  nicht  alles:  Man  unter- 
liess  wahrscheinlich  aus  taktischen  Gründen,  darauf  hinzuweisen, 
dass  Frankreich  nicht  den  ganzen  Minimaltarif,  sondern  nur 
einen  Teil  desselben  als  Gegenvorteil  für  diese  reichen  Kon- 
zessionen zusicherte.  Auch  das  war  mehr,  als  man  ursprüng- 
lich zu  verlangen  beabsichtigte.  Im  übrigen  ist  diese  Konvention 
das  Ergebnis  einer  wiederum  neuen  Methode  der  Verhandlungen 
und  stellt  etwas  dar,  was  mit  dem  System  von  1892  nichts 
zu  schaffen  hat.  Man  verfuhr  also  bei  den  Verhandlungen  in 
erster  Linie  ohne  Methode. 


Drittes  Kapitel 

Die  Entwicklung  der  französischen  Volkswirtschaft 

und  die  weiteren  handelspolitischen  Massnahmen 

(1892  bis  1895) 

Getreide 
I.  Der  Antrag  Lafargue 

Noch  während  der  Herrschaft  der  ermässigten  Weizen- 
und  Mehlzölle  (16.  Februar  1893)  brachte  der  Abgeordnete 
Lafargue  einen  Antrag  ein,  der  die  völlige  Abschaffung  der 
Zölle  auf  Nahrungsmittel,  als  den  Kleinbauern  und  Arbeitern 
schädlich,  bezweckte.  Er  verlangte  für  denselben  Dringlich- 
keit, Gegen  den  Antrag  sprach  Meline  und  seine  Rede  ist  für 
unsere  Betrachtung  so  interessant,  dass  wir  sie  hier  kurz  wieder- 
geben möchten. 

„Da  die  für  Februar  1892  erwartete  allgemeine  Hausse 
nicht  eintrat,  so  suchte  man  sie  künstlich  hervorzurufen.  Die 
Verteuerung  trat  trotzdem  nicht  ein,  und  deshalb  ist  dieser 
Antrag  lediglich  auf  die  demagogische  Politik  der  Sozialisten 
zurückzuführen.  Es  ist  ja  selbstverständlich,  dass  die  Arbeiter 
und  Konsumenten  auf  die  Frage,  ob  sie  Brot,  Fleisch,  Wein 
und  andere  Nahrungsmittel  billiger  beziehen  möchten,  nur  mit 
„ja"  antworten  werden.  Man  soll  aber  nicht  vergessen,  dass 
die  Landwirtschaft  auch  für  sich  einen  billigen  Markt  verlangen 
kann.  Von  9 — 11  Milliarden  der  industriellen  Produktion  werden 
8  Milliarden  von  der  Landwirtschaft  konsumiert.  Warum  ver- 
langen Sie  nicht  Abschaffung  aller  Industriezölle !  Im  übrigen 
müssen  Sie  erst  nachweisen,  dass  eine  für  die  nationale  Arbeit 
vernichtende    Konkurrenz    die    Hauptvoraussetzung    für    einen 
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billigen  Markt  ist.  Die  Statistik  zeigt  uns,  dass  im  Gegenteil 
seit  1860  eine  allmähliche  Hausse  eintrat.  (Der  Abg.  Leydet 
ruft  ihm  zu:  „Drum  haben  Sie  so  heftig  nach  Schutzzoll  ge- 
rufen.") Wenn  unsere  Produktion  zurückbleibt,  so  verkauft 
uns  das  Ausland  zu  höheren  Preisen.  Eine  Verbilliguug  käme 
nur  den  Zwischenhändlern  zu  gute.  Wir  haben  nie  geleugnet, 
dass  der  Zollerhöhung  eine  Hausse  der  Preise  folgen  wird, 
allein  sie  muss  infolge  der  Zunahme  der  Produktion  auch  bald 
wieder  verschwinden.  Warten  Sie,  bis  die  nationale  Produktion 
den  nationalen  Bedarf  erreicht  und  urteilen  Sie  dann  über  den 
Tarif  i). 

Der  Abg.  Lafargue  bleibt  bei  seiner  Behauptung,  dass 
Anfang  Februar  eine  Hausse  eingetreten  sei,  welche  der  Bund 
der  Landwirte  eine  künstliche  nannte,  dieselbe  sei  aber  tat- 
sächlich eine  ganz  natürliche  Erscheinung,  weil  die  Ernte  von 
1891  sehr  schlecht  war.  Dass  die  Preise  mehr  stiegen,  als 
es  nach  der  Grösse  des  Erntedefizits  notwendig  erscheine,  sei 
ebenfalls  erklärlich,  nämlich  es  sei  auf  Grund  der  Geschichte 
der  Preise  nachgewiesen,  dass  die  Steigerung  der  Weizenpreise 
im  Verhältnis  zum  Erntedefizit  immer  eine  bedeutend  stärkere 
sei.  Der  Zoll  komme  bloss  142000  Grundbesitzern  zu  gute; 
irrig  sei  die  Meinung,  dass  die  Schutzzölle  durch  Ermöglichung 
höherer  Löhne  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ans  Land  fesseln 
und  damit  das  Angebot  der  Arbeitskraft  in  der  Stadt  vermin- 
dern. Nicht  durch  die  niedrigen  Löhne  auf  dem  Lande,  son- 
dern durch  die  von  den  Grossgrundbesitzern  immer  mehr  ge- 
brauchten landwirtschaftlichen  Maschinen  würden  die  Arbeiter 
in  die  Stadt  getrieben,  und  was  die  Wirkung  der  Schutzzölle 
auf  die  Industrie  anbelangt,  so  sei  sie  unbestreitbar  eine  un- 
günstige. In  der  letzten  Zeit  sei  eine  allgemeine  Abnahme  der 
industriellen  Produktion  zu  beobachten,  und  das  sei  nichts 
weniger  wie  günstig  für  die  industriellen  Arbeiter.  Der  dem 
Kriegsministerium  soeben  bewilligte  Nachtragskredit  spräche 
am  deutlichsten  dafür,  dass  eine  Verteuerung  der  Nahrungs- 
mittel eingetreten  sei.  England  sei  nach  seiner  Erfahrung  das 
billigste  Land  (dies  bestritten  aufs  entschiedenste  einige  wohl- 
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sifcuierte  Abgeordnete,  die  dort  ganz  andere  Erfahrungen  ge- 
macht hätten).  „Ich  habe  den  Auftrag,  gegen  die  teuren 
Lebensmittel  zu  protestieren,"  sagte  Lafargue  zum  Schluss, 
„und  erkläre,  dass  die  sozialistische  Gruppe  dieses  wirkliche 
Komplott  gegen  den  Magen  des  Arbeiters  nicht  mitmachen 
will-i). 

Auch  Say  ergriff  das  Wort,  um  Mäline  den  schweren 
Vorwurf  zu  machen,  dass  gerade  er  durch  sein  rücksichtsloses 
Angreifen  der  Zwischenhändler  die  einzelnen  Bevölkerungs- 
klassen gegeneinander  hetze. 


Es  ist  sehr  schwer  festzustellen,  welchen  Motiven  der  An- 
trag Lafargue  entsprungen  ist.  Nach  der  Meinung  Melines 
war  der  Zweck  desselben  nur  ein  agitatorischer.  Es  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  Sozialisten  die  hohen  Weizenpreise 
benutzten,  um  für  die  im  Juni  stattfindenden  allgemeinen 
Kammerwahlen  eine  Agitation  zu  entfalten.  Derartiges  ist  bei 
den  französischen  politischen  Parteien  sehr  im  Gebrauch.  Allein 
es  ist  auch  möglich,  dass  in  diesem  Antrag  bloss  die  persön- 
liche Ueberzeugung  Lafargues  zum  Ausdruck  kam.  Diese  Ver- 
mutung wird  dadurch  bekräftigt,  dass  Lafargue  erst  nach  der 
Beendigung  der  Diskussion  über  den  Zolltarif  in  die  Kammer 
gewählt  wurde.  Am  wahrscheinlichsten  ist  es  jedoch,  dass  er 
hiemit  den  Beschluss  der  ganzen  Gruppe  zu  vollziehen  hatte. 
Ist  das  der  Fall,  so  hat  der  Antrag  eine  grössere  Bedeutung, 
weil  in  ihm  sich  die  Stellungnahme  der  sozialistischen  Gruppe 
widerspiegelt. 

Ein  Blick  auf  die  Liste  der  an  der  Generaldiskussion  der 
Zolltarifdebatte  sich  beteiligenden  Redner  zeigt  uns,  dass  nicht 
nur  die  Sozialisten,  sondern  sogar  die  Radikalsozialisten  der- 
selben fernblieben.  Erst  in  der  Spezialdiskussion  begegnen  wir 
einigen  Sozialisten,  insbesondere  Millerand  und  Vertretern  der 
Hafenstädte.  Sie  verteidigen  die  Interessen  des  Handels  oder 
die  Interessen  ihrer  Wahlkreise.  Wären  sie  der  Diskussion 
konsequent  ferngeblieben,  so  hätten  sie  dadurch  nur  die  Meinung 
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Guesdes,  wonach  der  Kampf  um  den  Zolltarif  sich  allein  auf 
das  gegenseitige  Verhältnis  der  Besitzenden  zueinander  bezieht 
und  ohne  jeglichen  Einfluss  auf  die  Lage  der  Arbeiter  ist,  rati- 
fiziert. Aber  durch  ihre  Beteiligung  an  der  Spezialdiskussion  (und 
zwar  nicht  in  erster  Linie  gegen  die  Nahrungsmittelzölle)  gaben 
sie  der  Vermutung  Raum,  dass  sie  die  Interessen  der  Arbeiter 
mit  jenen  ihrer  Arbeitgeber  in  dieser  Hinsicht  identifizierten. 
Auch  hat  sie  Meline  als  Anhänger  der  industriellen  Scliutz- 
zöllner  hingestellt.  Auf  diese  Weise  war  es  ihm  erleichtert, 
den  Antrag  selbst  zu  bekämpfen;  die  Lage  Lafargues  wurde 
dadurch  bedeutend  erschwert.  Es  rächte  sich  die  frühere  Lau- 
heit der  Sozialisten  bei  der  Zolltarif  beratung  —  erst  bei  der 
Spezialdiskussion  des  Tarifs  hatten  sie  sich  lebhafter  und  zwar 
zumeist  ablehnend  gegenüber  dem  Zolltarif  beteiligt.  Dass  jetzt 
der  Antrag  Lafargue  die  nachträgliche  Stellungnahme  der  sozia- 
listischen Partei  zu  dem  Zolltarif  zum  Ausdruck  bringt,  wird 
noch  dadurch  bekräftigt,  dass  etwas  vorher  auf  dem  Kongress 
der  Partei  ein  ähnlicher  Beschluss  gefasst  wurde.  Im  übrigen 
ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  sozialistischen  Abgeordneten 
zu  der  Zeit  numerisch  fast  gar  keine  Rolle  spielten. 

Diese  kurze  Beratung  ist  noch  in  zweierlei  Hinsicht  inter- 
essant : 

A.  Mäline  hat  seine  Lehre  über  die  Wirkung  der  Schutz- 
zölle etwas  genauer  formuliert :  Die  Zunahme  der  inneren  Pro- 
duktion, welche  er  als  Hauptmoment  betrachtet,  werde  erst 
dann  ein  Sinken  der  Preise  mit  sich  bringen,  wenn  der  ganze 
Bedarf  des  Landes  durch  die  einheimische  Produktion  gedeckt 
werde.  Bis  dahin  müssten  also  die  Preise  steigen.  —  Wie 
lange  wird  dies  dauern?  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die 
Lösung  in  der  Beantwortung  dieser  Frage  liegt.  Angenommen, 
dass  Frankreich  seinen  Bedarf  an  Hammelfleisch  in  20  Jahren 
decken  kann,  so  sollen  die  Preise  für  diesen  Artikel  so  lange 
höher  als  im  Auslande  stehen.  Allerdings  eine  genügende 
Frist,  um  zwei  Arbeitergenerationen  in  ihrer  Lebenshaltung 
herabzudrücken.  Dieses  Argument  lässt  sich  auf  Grund  anderer 
Artikel,  wie  z.  B.  Kohle,  ad  absurdum  führen.  Man  kann  diese 
so  vervollkommnete  Lehre  auch  folgendermassen  zuspitzen :  Die 
Schutzzölle  haben  zum  Endziel,  die  innere  Produktion  so  weit 
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zu  steigern,  bis  sie  im  stände  ist,  den  inneren  Bedarf  zu  decken. 
Vorläufig  beschränken  wir  uns  auf  diese  Konstatierung. 

B.  Meline  warf  den  Sozialisten  eine  Art  Unredlichkeit  der 
Agitation  vor,  weil  sie  den  Arbeitern  und  Konsumenten  billiges 
Brot  versprächen.  Dieser  Vorwurf  ist  ähnlich  jenem,  den 
Aynard  Meline  in  der  Generaldiskussion  machte,  nämlich  dass 
er  in  seiner  Agitation  den  Leuten   „bar  Geld"  angeboten  habe. 

II.  Der  Weizenbau  bis  1894 

Der  Weizenpreis,  der  im  Monat  Mai  1891  die  Höhe  von 
31  Fr.  erreicht  hatte,  und  dem  Abg.  Viger  Veranlassung  gab, 
eine  Ermässigung  des  Weizenzolles  zu  verlangen,  ging  noch 
vor  der  parlamentarischen  Erledigung  dieses  Antrags  zurück. 
Dieser  Rückgang  des  Weizenpreises ,  der  Anfang  Juli  27  Fr. 
betrug,  ist  auf  zweierlei  Ursachen  zurückzuführen: 

1.  Am  10.  Juli  1891  trat  die  Zollermässigung  auf  Weizen 
und  Mehl  in  Kraft. 

2.  Aus  der  Schätzung  der  bevorstehenden  Ernte,  welche 
zu  dieser  Zeit  mit  mehr  Wahrscheinlichkeit  gemacht  werden 
konnte,  ergab  sich,  dass  alle  früheren,  auch  jene  Vigers,  das 
Erntedefizit  überschätzt  hatten.  Was  die  Wirkung  der  ersten 
Ursache  anbelangt,  so  verhielt  sie  sich  folgendermassen :  Es 
wurden  im  Jahre  1891  19,6  Mill.  und  1892  18,8  Mill.  Dz., 
also  zusammen  38,4  Mill.  Dz.  eingeführt.  Die  Einfuhr  erfolgte 
zum  grossen  Teil  unter  der  Herrschaft  des  ermässigten  Zolles. 
So  wurden  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  Jahres  1891^) 
5  Mill.  Dz.  im  Werte  von  142  Mill.  Fr.  und  in  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  14,3  Mill.  Dz.  im  Werte  von  336  Mill.  Fr., 
also  25,4  «'/o  bezw.  74,6  >  und  im  Werte  von  29,8  >  bezw. 
70,2  ^/o  eingeführt.  In  den  ersten  5  Monaten  des  Jahres  1892 
wurden  15,7  Mill.  Dz.  im  Werte  von  350  Mill.  Fr.  und  wäh- 
rend der  übrigen  7  Monate  nur  3,1  Mill.  Dz.  im  Werte  von 
67  Mill.  Fr.,  also  83,5  >  bezw.  16,5  >  eingeführt.  Von  der 
Gesamteinfuhr  der  beiden  Jahre  (38,3  Mill.  Dz.)  sind  während 
der    11  Monate   des   ermässigten   Zolls   30  Mill.,   also  78,9^0 


*)  Diese  Ermässigung  dauerte  vom  10.  Juli  1891  bis  1.  Juni  1892. 
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eingeführt.  Wie  sehr  die  Einfuhr  die  Durchschnittsgrösse  der 
letzten  10  Jahre  überstieg,  geht  aus  folgender  Tabelle  hervor: 
Der  Wert  der  Einfuhr  betrug  im  ersten  Halbjahr: 


1891     1890     1889 

1888 

1887 

142      179      205 

168 

132  MiU.  Fr. 

len  ersten  fünf  Monaten 

des  Jahres 

1892     1891     1890 

1889 

1888 

350      142      173 

131 

126  Mill.  Fr. 

Eine  in  so  hohem  Masse  gesteigerte  Zufuhr  des  ausländi- 
schen Weizens  musste  selbstverständlich  einen  Druck  auf  die 
Preise  ausüben.  Die  zweite  Ursache,  nämlich,  dass  die  früheren 
Schätzungen  der  bevorstehenden  Ernte  zu  pessimistisch  waren, 
kam  hinzu,  um  den  Preis  allmählich  mit  einer  Unterbrechung 
im  August  1891,  wo  das  schlechte  Wetter  selbst  die  Ernte  zu 
schädigen  drohte  —  herunterzudrücken  bis  auf  23,50  Fr.  Dieser 
Preis  war  niedriger,  als  er  nach  der  Meinung  der  Schutzzöllner 
sein  durfte,  um  den  Weizenbau  rentabel  zu  machen.  Man 
begann,  sich  über  die  Ermässigung  sehr  zu  beklagen.  Nach 
einer  kleinen  Hausse  im  Februar  1892  trat  ein  weiteres  Sinken 
des  Weizenpreises  ein,  welches  durch  Aussichten  auf  eine  gute 
Ernte  1892  bewirkt  wurde.  Bereits  im  Mai  1892  erlebte  man 
in  Paris  einen  Preis  von  22,45  Fr.  Die  Ernte  1892  war  eine 
gute;    sie   belief  sich  auf  109,5  Mill.  hl  (84,5  Dz.)    gegenüber 

1891  1890  1889  1888 

77,5  116,5  108,3  98,7  Mill.  hl. 

Die  Einfuhr  blieb  auf  derselben  Höhe  (318,8  Mill.  Dz.).  Der 
Durchschnittspreis  in  diesem  Jahr  betrug  17,87  Fr.  und  im 
nächsten  Jahre  nur  noch  16,55  Fr.  Dieses  Sinken  des  Weizen- 
preises rief  anfangs  im  Kreise  der  Interessenten  grosse  Auf- 
regung hervor;  es  stand  der  ganze  Pariser  Markt  unter  diesem 
Zeichen  und  von  allen  Seiten  wurden  Versuche  zur  Erklärung 
dieser  Erscheinung  gemacht.  Als  sich  die  Interessenten  in 
allen  ihren  Hoffnungen  auf  eine  Besserung  der  Preise  getäuscht 
sahen,  wandten  sie  sich  wieder  an  den  Staat  um  Hilfe.  Es 
entstand  eine  Bewegung  für  Erhöhung  des  Weizenzolls  ähnlich 
derjenigen  vor  1885  und  1887,  und  zwar  so  mächtig  und  ent- 
schlossen, als  ob  sie  zum  ersten  Male  stattfände. 
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III.  Die  Erhöhung  des  Weizenzolles  auf  7  Franken 

§  1 
Der  französische   „Antrag  Kanitz* 

Die  im  Januar  1894  neugebildete  Zollkommission  erwartete 
eine  Menge  Vorschläge,  die  eine  Weizenzollerhöhung  bezweckten. 
Und  als  die  Regierung  einsah,  dass  in  der  Abgeordnetenkammer 
eine  Mehrheit  sogar  für  eine  übermässige  Erhöhung  vorhanden 
war,  legte  sie  einen  Gesetzentwurf  vor  betreffs  Erhöhung  des 
Weizenzolls  von  5  auf  7  Fr.  Derselbe  wurde  in  der  Zoll- 
kommission ungemein  rasch  durchgearbeitet  und  bereits  am 
12.  Februar  1894  erstattete  George  Graux  den  Motiven  bericht. 
Die  Diskussion,  welche  an  demselben  Tage  eröffnet  wurde, 
dauerte  sehr  lange  (bis  21.  Februar)  und  war  sehr  lebhaft. 
Diese  Heftigkeit  wurde  nicht  nur  durch  die  Frage  selbst:  ob 
und  um  wieviel  der  Zoll  erhöht  werden  sollte,  sondern  eben- 
sowohl durch  einen  Antrag  der  Abg.  Jaures,  Millerand  etc. 
hervorgerufen.  Dieser  lautete:  „Das  Recht  zur  Einfuhr  aus- 
ländischen Getreides  steht  dem  Staate  einzig  und  allein  zu.  Er 
verkauft  es  zu  dem  alle  Jahre  gesetzlich  festgesetzten  Preise." 
Dieser  Antrag  wurde  erst  in  der  Spezialdiskussion  besprochen ; 
allein  die  Art  und  Weise,  wie  das  geschah,  ganz  unabhängig 
von  der  Frage  der  Zollerhöhung,  erlaubt  eine  vollständig  ge- 
trennte Betrachtung  derselben.  Letzteres  ist  in  mehrfacher 
Hinsicht  interessant.  Es  tritt  hiebei  zum  ersten  Male  die  be- 
reits stark  gewordene  sozialistische  Gruppe  des  Abgeordneten- 
hauses mit  bestimmten  Forderungen  bezüglich  der  Frage  des 
Schutzes  der  Landwirtschaft  auf.  Weiter  ist  diese  Beratung 
interessant  insofern,  als  sie  sich  von  dieser  Zeit  ab  bis  zum 
heutigen  Tage  unzählige  Male  wiederholte,  d.  h.  seitdem  die 
Gemässigten  den  Kampf  gegen  den  Kollektivismus  eröffnet 
haben.  Interessant  ist  sie  auch  deshalb,  weil  sie,  verglichen 
mit  jener,  welche  zu  gleicher  Zeit  in  Deutschland  stattfand^), 
als  ein  Beitrag  zur  Geschichte   der  modernen  Interessenpolitik 


*)  Lotz,  Handelspolitik  des  Deutschen  Reichs.    Drei  grosse  Mittel 
Antrag  Kanitz,  Doppelwährung  und  Börsenreform,  S.  133/34. 
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zu  dienen  geeignet  ist.    Dort  ging  der  Antrag  aus  der  äussersten 
Rechten   hervor. 

Als  erster  Redner  sprach  der  Antragsteller,  Abgeord- 
neter Jaures.  Er  führte  ungefähr  folgendes  aus:  „Dieser  An- 
trag ist  der  erste  Versuch,  eine  zollpolitische  Frage  sozialistisch 
zu  lösen.  Sowohl  der  Freihandel  wie  der  Schutzzoll  haben  die 
bestehende  kapitalistische  Gesellschaft  zum  Ausgangspunkt,  mit 
dem  Unterschied,  dass  für  den  Freihändler  die  ganze  Welt  und 
für  den  Schutzzöllner  der  Staat  den  Schauplatz  des  Kampfes 
bildet.  Wir  wollen  aber  den  Kampf  selbst  aus  der  Welt 
schaffen.  Der  Protektionismus  hat  sich  als  unwirksam  erwiesen, 
indem  er  die  Bauern  zwar  nicht  sterben  Hess,  ihnen  aber  auch 
nicht  zum  Leben  half.  Die  Schutzzöllner  haben  mehrere  Male 
zugegeben  ,  dass  die  Spekulanten  die  Getreidepreise  drücken. 
Das  ist  wahr;  sie  haben  aber  im  entscheidenden  Moment  immer 
vor  der  Spekulation  kapituliert.  Somit  ist  den  spekulierenden 
Importeuren  immer  noch  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Kon- 
sumenten hohe  und  den  Bauern  niedrige  Preise  aufzuoktroyieren. 
Steht  dem  Staate  das  Monopol  der  Getreideeinfuhr  zu,  so  ist 
jede  Spekulation,  die  bloss  auf  Grund  der  Möglichkeit  der  Ein- 
fuhr beruht,  aus  der  Welt  geschafft.  Auf  diese  Weise  wird 
es  dem  Staate  erst  möglich,  die  Landwirtschaft  lohnend  zu 
machen,  und  ein  Normalpreis  von  25  Fr.  ist  notwendig,  um 
der  landwirtschaftlichen  Krisis,  die  den  Kleinbesitzer  und  den 
Pächter  ruiniert,  Einhalt  zu  tun.  Wir  wollen  auf  diese  Weise 
auch  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern  helfen,  denn  sie  müssen 
vor  der  durch  das  internationale  Kapital  beschäftigten  biUigeren 
Arbeitskraft  geschützt  werden.  Diese  in  weiten  Gegenden  vor- 
handene billige  Arbeitskraft  schädigt  den  französischen  Arbeiter 
in  Form  von  Einfuhr  landwirtschaftlicher  Produkte.  Nachdem 
wir  auf  diese  Weise  den  von  Ihnen  berechneten  Normalpreis 
von  25  Fr.  gesichert  haben,  werden  wir  auch  die  Sicherung 
eines  Minimallohnes  beantragen.  Die  Berechnung  desselben 
werden  wir  mit  Ihnen  zusammen  vornehmen.  Jedes  Eigentum 
beruht  auf  sozialer  Intervention.  Hier  wird  der  Mehrwert  durch 
eine  ersichtliche,  zielbewusste  soziale  Intervention  geschaffen, 
infolgedessen  ist  ein  Recht  der  Gesellschaft  auf  den  Zuwachs 
der  Rente  umsoweniger  bestreitbar.    Es  ist  falsch,  Meline  So- 
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zialist  zu  nennen.  Zwischen  Sozialismus  und  Protektionismus 
besteht  ein  ungeheuer  grosser  Unterschied.  Meline  hat  in 
unserem  Vaterlande  zwei  ökonomische  Kategorien  entdeckt,  die 
Arbeiter  und  die  Produzenten.  Durch  seine  Schutzzölle  will 
er  diesen  Produzenten,  die  oft  so  weit  von  ihren  Gütern  wohnen, 
eine  Mehrrente  sichern.  Er  zieht  aber  nicht  die  letzten  Kon- 
sequenzen seiner  Doktrin  und  schützt  nicht  die  landwirtschaft- 
liche Demokratie.  ,Was  haben  Sie  schliesslich  für  die  Land- 
wirte getan?'  ruft  Jaur^s  den  Schutzzöllnern  zu.  Dem  Zoll 
von  60  Cent,  folgte  einer  von  3  Fr.,  der  aber  keine  Besserung 
brachte.  Der  5  Fr.-ZoU  war  bloss  eine  neue  Täuschung,  und 
jetzt  wollen  Sie  durch  eine  neue  Art  Skala,  durch  die  man 
bloss  abgleiten,  nicht  aber  emporsteigen  kann,  einen  Preis  von 
25  Fr.  sichern.  Bei  diesem  System  ist  der  Hauptfehler,  dass 
die  Höhe  des  Zollsatzes  von  den  inneren  Preisen,  die  auch  der 
Zoll  beeinflusst,  abhängt.  Bei  unserem  System  dagegen  kann 
man  sagen,  dass  er  von  dem  Weltmarktspreise  abhängt,  d.  h, 
der  Abstand  zwischen  diesem  und  dem  Preis,  zu  dem  der 
Staat  verkauft,  hängt  von  den  ersteren  ab.  Der  Landwirt- 
schaftsminister hat  den  abgestuften  Zoll  als  unmöglich  erklärt. 
Aber  auch  der  einfache  Schutzzoll,  den  die  Regierung  vor- 
schlägt, ist  zur  Zeit  der  guten  Ernten  unwirksam  und  führt 
in  der  Zeit  der  Missernte  zu  Hungersnot.  Die  Verluste,  die 
der  Staat  bei  unserem  System  in  einem  Jahre  haben  kann, 
werden  im  anderen  Jahre  durch  Gewinn  ausgeglichen.  Das 
wirtschaftliche  Leben  des  Landes  würde  nicht  im  geringsten 
gestört.  Auch  alle  übrigen  praktischen  Einwendungen,  die 
man  machen  kann,  sind  leicht  zu  beseitigen.  Sie  werden  sich 
als  Anhänger  der  individuellen  Initiative  vielleicht  gegen  diesen 
Vorschlag  erklären.  Sie  sind  aber  recht  merkwürdige  An- 
hänger der  individuellen  Initiative,  nachdem  Sie  eine  Prohi- 
bition und  noch  eine  Menge  Massregeln  zur  Sicherung  der  Rente 
eingeführt  haben. 

Nachdem  Sie  vom  Staate  das  alles  bekommen  haben, 
nachdem  Sie  gut  gegessen  haben ,  sagen  Sie  ihm  zum  Dessert 
unangenehme  Dinge.  Kurz,  hier  handelt  es  sich  darum,  ob 
Sie  eine  halbe  Massregel  oder  ein  wirksames  Werk  schaffen 
wollen.     Durch  die  Annahme  unseres  Systems  werden  Sie   die 
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Gefahr  des  abgestuften  Zolles  vermeiden  und  die  Möglichkeit 
zur  Bekämpfung  der  gefährlichen  Hausse  erlangen." 

Der  nächste  Redner  L^on  Say  warf  den  Sozialisten  vor, 
dass  ihr  Antrag  auf  den  Protektionismus  hinauskomme  im 
Gegensatz  zu  Henry  George;  auf  Grund  der  Angaben,  die  er 
der  neuesten  Statistik  des  französischen  Aussenhandels  entnahm, 
suchte  Say  die  Behauptung  Georges,  dass  der  Protektionismus 
den  Handel  und  die  Industrie  ruiniere,  zu  bekräftigen.  Auch  eine 
Erhöhung  der  Löhne  hätten  die  Schutzzölle  nie  bewirkt,  führte 
Say  weiter  aus,  und  gerade  England  zeige  am  besten,  dass  der 
Freihandel  eine  Vervollkommnung  der  landwirtschaftlichen  Tech- 
nik und  eine  Erhöhung  sowohl  der  landwirtschaftlichen  als  der 
industriellen  Löhne  zur  Folge  habe.  Der  Freihandel  sei  kein 
System,  sondern  ein  Naturgesetz.  Er  habe  nie  ein  Versprechen 
gemacht,  im  Gegenteil,  er  wolle  bei  demselben  Lohn  ein  leichteres 
Leben  gewähren.  Die  Freihändler  seien  keine  Helfershelfer  des 
Protektionismus,  der  letztere  aber  habe  dem  Sozialismus  das  Vor- 
wort geschrieben.  (J.  Guesde:  „Freihandel  ist  die  Einleitung  zur 
Anarchie!")  Dieser  Antrag  aber  sei  ein  Akt  des  Staatssozialismus. 

Say  glaubt  nicht,  dass  die  Sozialisten  mit  dem  Antrage 
ernstlich  eine  sozialistische  Lösung  der  Frage  erstrebten,  son- 
dern dass  sie  dadurch  eine  grossartige  Agitation  für  die  Ver- 
breitung ihres  Programms  unter  den  kleinen  Grundbesitzern 
und  landwirtschaftlichen  Arbeitern  veranstalten  wollten.  Diesen 
Versuch  findet  er  aus  zwei  Gründen  verfehlt:  erstens  weil  von 
2150000  kleinen  Landwirten  ein  verschwindend  geringer  Teil 
Getreide  produziere,  und  zweitens,  weil  in  den  getreideprodu- 
zierenden Departements  am  wenigsten  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter vorhanden  seien.  Den  Gedanken  eines  staatlichen  Ein- 
fuhrmonopols hält  Say  nicht  für  neu,  ein  Vorbild  findet  er  in 
„agence"  für  königliches  Getreide.  Das  war  aber  eine  der 
Hauptursachen  der  grossen  Revolution.  Die  Sozialisten  sind 
durch  die  Türe,  die  Mdline  hinter  sich  offen  gelassen,  ins  Haus 
eingetreten,  um  es  zu  verbrennen.  Vor  solchen  Gefahren  aber 
einigte  sich  Say  mit  M^line,  ebenso  wie  es  im  Jahre  1870 
zwischen  ihm  und  Pouyer- Quertier  der  Fall  war^). 


1)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1894,  p.  266—270  if. 
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Gleich  nach  Say  ergrijä"  Meli ne  das  Wort,  um  zu  betonen, 
dass  der  Protektionismus  nicht  gleich  dem  Sozialismus  sei,  dass 
aber  die  öffentliche  Meinung  eher  sozialistisch  als  freihändle- 
risch werden  könne  und  dass  er  selbst  lieber  Sozialist  sei  als 
Anhänger  einer  Lehre,  die  so  gut  wie  vollkommene  Anarchie 
sei.  Was  den  Sozialismus  anbelange,  führte  Meline  weiter  aus, 
so  bedeute  er  Absorbierung  des  Individuums  durch  den  Staat. 
Er  wolle  aber  weder  die  freihändlerische  Freiheit  noch  die 
sozialistische  Allmacht  des  Staates,  sondern  glaube,  dass  der 
Staat  neben  den  negativen  auch  die  positive  Aufgabe  habe, 
dass  er  nicht  bloss  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht  habe, 
das  zu  tun,  was  die  Privatinitiative  entweder  nicht  kann 
oder  nicht  will,  was  aber  im  Interesse  der  Gesamtheit  liegt. 
Dann  wendet  er  sich  gegen  die  Behauptung  Jaures',  dass  die 
Schutzzölle  einen  Minimalgewinn  sichern,  indem  er  hervorhob, 
dass  es  viele  Fälle  gebe,  in  denen  der  Zoll  nicht  im  ganzen 
Betrage  oder  gar  nicht  verteuernd  wirke.  Angenommen,  dass 
solche  Fälle  gar  nicht  vorhanden  sind,  sagte  Meline,  so  ist 
immerhin  zu  bedenken,  dass  die  Zölle  neben  dem  persönlichen 
Geiste  des  Unternehmers,  den  Kapitalien  etc.  bloss  einen  Preis- 
bildungsfaktor darstellen,  dass  sie  daher  an  sich  keinen  Gewinn 
sichern.  Wäre  auch  das  nicht  richtig,  so  müsse  man  noch 
immer  die  Tatsache  vor  Augen  haben,  dass  der  Mehrertrag  der 
Landwirtschaft  nicht  den  Landwirten  verbleibe,  sondern  zur 
Deckung  der  grossen  Finanzlasten,  zum  Ankauf  von  Dünger  etc. 
verwendet  werde.  Da  dieser  Teil  des  Gewinnes  absolut  nicht 
zu  ermitteln  sei,  so  sei  auch  die  entsprechende  Berechnung 
eines  Minimallohns  unmöglich.  Im  übrigen  aber  wäre  nicht 
bloss  den  Landwirten,  sondern  auch  den  Arbeitern  gegenüber 
die  Einführung  des  Minimallohnes  ungerecht,  denn  die  schlechten 
Arbeiter  würden  immer  ohne  Beschäftigung  bleiben,  die  guten 
aber  kämen  über  denselben  nicht  hinaus.  Meline  beharrt  bei 
der  Behauptung,  dass  der  Zollschutz  auch  den  Arbeitern  zu 
gute  komme.  Der  Lohn  sei  in  den  letzten  Jahren  in  allen 
Erwerbszweigen  gestiegen,  der  Schutz  habe  die  Einführung  des 
zwölfstündigen  Arbeitstages  ermöglicht.  Der  Kollektivismus  sei 
undurchführbar,  und  wenn  die  Probe  nicht  zu  teuer  zu  stehen 
komme,  so  würde  er  es  auf  diese  Weise  am  liebsten  nachweisen. 
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Ihm  antwortete  der  neue  sozialistische  Abgeordnete  Jules 
Guesde:  Der  Protektionismus  sei  eine  Ausbeutung  der  Nicht- 
besitzenden durch  die  Besitzenden;  der  Freihandel  dagegen 
Kampf  aller  gegen  alle,  denn  er  kümmere  sich  bloss  um  die 
Ware  und  um  die  Billigkeit  derselben;  sein  Vertreter  Beaulieu 
verlange  eine  Reorganisation  der  Landwirtschaft,  bei  welcher 
die  kleinen  Landwirte  und  Pächter,  die  weder  Kredit  noch 
Kenntnisse  haben,  verschwinden  müssten.  Die  Spekulation 
habe  verhindert,  dass  die  Zölle  eine  Wirkung  ausüben.  Der 
Zustand,  in  dem  bloss  die  Naturgesetze  herrschen  sollten,  wie 
es  dem  Freihandel  vorschwebe,  sei  Anarchismus  und  die  sozialen 
■Gesetze  seien  bloss  deshalb  da,  um  die  ersteren,  gegen  welche 
sich  die  Gesellschaft  entwickelt  habe,  möglichst  zu  unterdrücken. 
Melines  Staatseinmischung  wolle  der  herrschenden  Klasse  alle 
übrigen  unterwerfen.  Eine  solche  kennen  wir  sehr  gut  aus 
der  Geschichte.  Für  uns  hat  der  Staat  Pflichten,  weil  er 
der  Ausgangspunkt  aller  sozialen  Ungerechtigkeit  ist.  Wir 
wollen  die  Herrschaft  der  Dinge  der  Regierung  der  Menschen 
substituieren.  Machen  Sie  einen  neuen  „pacte  de  famine",  und 
wir  werden  für  ein  neues  1789  sorgen. 

Der  Abgeordnete  Jules  Roche  leugnete  diesmal  nicht  die 
Nationalökonomie,  um  so  stärker  aber  betonte  er,  dass  er  allen 
Doktrinen  fernstehe.  In  dieser  seiner  Stellungnahme  zur 
Nationalökonomie  erblickte  er  seine  Berechtigung,  sich  an  der 
Diskussion  zu  beteiligen.  Er  befürwortete  den  Status  quo  und 
bekämpfte  jede  Zollerhöhung.  Noch  heftiger  trat  er  gegen 
den  sozialistischen  Antrag  auf.  Er  komme  auf  die  behörd- 
liche Festsetzung  der  Preise  hinaus,  dieselbe  sei  aber  nichts 
Neues.  Die  Römer  hätten  sie  schon  im  4.  Jahrhundert  ver- 
sucht, natürlich  ohne  Erfolg.  Nicht  der  Staat  schaffe  den 
Reichtum,  sondern  das  Individuum  durch  seine  Arbeit.  Diese 
aber  führe  um  so  rascher  zum  Reichtum,  je  freier  sie  sei.  Der 
Reichtum  verteile  sich  und  komme  dem  ganzen  sozialen  Körper 
zu  gute.  Es  sei  grundfalsch,  die  heutige  Gesellschaft  für  alle 
üebel  verantwortlich  zu  machen.  Die  Behauptung  Guesdes : 
„Homo  homini  lupus"  gelte  für  die  ursprüngliche  Gesellschaft. 
Das  Fortschreiten  der  Kultur  habe  zur  Folge  die  Verminde- 
rung des  Unglücks.     Sodann  schildert  Roche  die  sozialen  und 
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politischen  Kämpfe,  welche  die  französische  Gresellschaft  durch- 
gemacht hat,  bis  sie  das  geworden  ist,  was  sie  heute  ist.  Und 
diese  grossmütigste ,  wohltätigste,  barmherzigste,  gerechteste 
Gesellschaft,  die  sich  in  moralischer  Hinsicht  durch  eine  hohe 
Ehrfurcht  vor  der  Familie  auszeichnet  und  deren  materielle 
Einrichtungen,  Privateigentum  und  Erbrecht,  Ausfluss  und  Faktor 
des  Fortschrittes  sind,  will  man  zerstören.  Das  Uebel  liegt  in 
uns  selbst  und  wir  müssen  uns  bemühen,  uns  auch  innerlich 
mehr  zu  zivilisieren. 

Der  Abg.  Leygues  griff  Guesde  an  und  warf  ihm  in- 
konsequente Handlungsweise  vor.  Diese  Inkonsequenz  erblickt 
er  darin ,  dass  Guesde  früher  gegen  Staatsmonopol  geschrieben 
habe  und  jetzt  solches  befürworte,  dass  er  im  Programm  des 
parti  ouvrier  für  und  im  agrarischen  Programm  der  sozialisti- 
schen Partei  gegen  Abschaffung  des  Privateigentums  auftrete. 
Der  Antrag  sei  bloss  parteipolitischen  Gesichtspunkten  ent- 
sprungen und  zwar  entsprechend  dem  Vorschlag,  den  Lieb- 
knecht in  Halle  1890  in  Bezug  auf  die  landwirtschaftliche 
Demokratie  eingebracht  habe.  Hier  handle  es  sich  nicht  um 
die  Sicherung  des  Minimalgewinns,  sondern  einfach  um  ein 
Mittel,  die  Landwirtschaft  am  Leben  zu  erhalten.  Der  Schutz- 
zoll komme  auch  den  städtischen  Arbeitern  zu  gute,  indem  er 
die  Landarbeiter  auf  dem  Lande  festhalte  und  somit  die  Kon- 
kurrenz verringere. 

Der  Landwirtschaftsminister  Viger  beschränkte  sich  auf 
eine  kurze  Schilderung  der  Schwierigkeiten,  die  der  Durch- 
führung des  Planes  'im  Wege  ständen.  Hier  handle  es  sich 
erstens  darum,  die  Summe  von  200  Mill.  ausfindig  zu  machen; 
gelinge  das,  so  bleibe  die  zweite  Schwierigkeit  bei  den  grossen 
zeitlichen  und  örtlichen  Preisunterschieden,  den  25  Fr.-Preis 
aufrecht  zu  erhalten ,  abgesehen  von  den  Interessen  der 
Müller  und  Bäcker,  die  sich  dadurch  bedroht  sähen.  Die  Auf- 
rechterhaltung des  25  Fr.-Preises  wäre  nur  dann  möglich,  wenn 
alles  zum  Verkauf  gelangte  Getreide  vom  Staat  gekauft  würde. 
Dazu  sei  aber  eine  Summe  von  2  Milliarden  notwendig. 
Weiter  bespricht  Viger  die  von  den  Schutzzöllnern  oft  erwähnte 
Gefahr  einer  angesichts  grossen  Erntedefizits  von  auswärtigen 
Getreidehändlern  künstlich  herbeigeführten  Hausse. 
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Jaur^s  erhielt  noch  einmal  das  Wort,  um  auf  alle  Ein- 
wände zu  antworten.  Zuerst  betonte  er  mit  Nachdruck,  dass 
dieser  Antrag  nicht  eine  Agitation  der  sozialistischen  Partei, 
sondern  ein  Mittel,  welches  die  Landwirtschaft  wirklich  wirk- 
sam schützen  könne,  sei.  Sodann  ging  er  auf  die  Bemerkungen 
des  Land  wirtschaftsminister  s  ein.  Was  die  finanzielle  Seite 
anbelange,  so  werde  sie  nach  seiner  Meinung  ungeheuer  über- 
schätzt, üeber  den  zweiten  Einwand,  nämlich,  dass  dieses 
System  in  der  heutigen  misstrauischen  Demokratie  die  Re- 
gierung sehr  oft  in  Verdacht  bringen  würde,  bemerkte  Jaures 
folgendes:  Es  werden  von  der  Regierung  eine  Menge  ähnlicher 
Angelegenheiten  besorgt.  Beispielsweise  könne  sie  durch  die 
Sparkassengelder  die  Rentenkurse  beeinflussen ;  es  sei  ihr  sogar 
diese  Handlung  öffentlich  vorgeworfen  worden,  die  Regierung 
aber  denke  nicht  daran,,  diese  Gelder  aus  der  Hand  zu  geben. 

Auf  den  dritten  Einwand,  wonach  die  empfohlene  Mass- 
regel gar  keinen  Schutz  für  den  kleinen  Landwirt  herbeiführen 
könne,  hatte  Jaures  folgendes  zu  erwidern:  „Dass  der  Bauer 
in  der  Not  zu  dem  Preise  verkaufen  muss,  den  der  mächtige 
Händler  festsetzt,  kann  kein  Mensch  leugnen.  Das  ist  gerade 
dasjenige,  was  auch  für  die  Arbeitslöhne  gilt  und  was  die 
Herren  so  heftig  bekämpfen.  Ist  aber  diesem  Uebel  mit  einem 
Schutzzoll  abgeholfen?  Im  Gegenteil,  der  Druck,  den  der 
Händler  auf  den  Bauer  ausüben  kann,  ist  bedeutend  grösser, 
wenn  er  ihm  mit  dem  auswärtigen  Getreide  zu  drohen  vermag. 
Kurz,  das  was  in  Ihrem  System  das  gewünschte,  nicht  aber 
sicher  erreichbare  Ziel  ist,  nämlich  die  Festhaltung  eines  be- 
stimmten Preises,  ist  in  unserem  System  der  Ausgangspunkt. 
Beim  staatlichen  Einfuhrmonopol  ist  es  dem  Bauern  leichter, 
den  Preis  aufrecht  zu  erhalten.  Dadurch  wird  auch  eine  grosse 
Hausse  verhindert,  denn  der  Staat  verkauft  zu  25  Fr.  auch 
dann,  wenn  er  im  Auslande  teurer  gekauft  hat.  Darin  liegen 
die  Vorzüge  unseres  Antrags."  Sodann  besprach  Jaures  die 
Einwendungen,  die  von  Jules  Roche  gemacht  wurden.  Ihm, 
dem  Verteidiger  der  Freiheit  des  Handels,  wirft  er  vor,  durch 
Empfehlung  des  Alkoholmonopols  und  durch  Vorschlag  einer 
staatlichen  Fabrikation  von  Düngemitteln  die  Gelüste  nach 
Monopolien    geweckt    zu    haben.     Er    bleibt    dabei,    dass    die 
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Spekulation,  wie  auch  Roche  teilweise  zugibt,  bei  der  Getreide- 
preisbildung eine  grosse  Rolle  spiele,  deshalb  sei  ein  Einfuhr- 
monopol ein  gutes  Mittel.  Er  wehrte  sich  heftig  gegen  die 
Behauptung,  dass  der  Antrag  nichts  anderes  als  eine  Festsetzung 
der  Minimalpreise  bezwecke  und  erklärte,  dass  seine  Bedeutung 
in  dieser  Richtung  gleich  jener  eines  Schutzzolles  sei.  Somit 
fiel  das  Bedürfnis,  auf  alle  diesbezüglichen  Einwände  Roches 
einzugehen,  weg:  um  so  lieber  aber  ging  der  ehemalige  Pro- 
fessor der  Philosophie  auf  den  theoretischen  Einwand  Roches 
ein,  dass  es  sowohl  soziale  wie  Naturgesetze  gebe,  gegen  welche 
der  Mensch  nichts  machen  könne.  Gerade  Auguste  Comte,  bei 
dem  Roche  und  seine  politischen  Freunde  ihre  politischen 
Kenntnisse  geschöpft  haben,  erkennt  überall  das  Vorhandensein 
der  Gesetze  an,  gibt  aber  auch  zu,  dass  das  soziale  Milieu 
veränderlich  ist,  weil  eine  Organisation,  je  komplizierter  sie 
ist,  je  grösser  die  Zahl  der  Gesetze  ist,  die  auf  sie  einwirken, 
um  so  leichter  zu  ändern  ist.  Sie  können  an  den  Eigenschaften 
der  geometrischen  Figuren  nichts  ändern,  weil  sie  zu  einfach 
sind.  Dasselbe  gilt  für  die  Bewegung  der  Planeten.  Auf  die 
Erscheinungen  der  Elektrizität,  der  Wärme  und  des  Lichtes 
können  sie  schon  einwirken,  auf  die  chemischen  Bindungen 
noch  mehr  (Beifall  links,  rechts).  Die  soziale  Form  ist  die 
komplizierteste  und  daher  die  veränderlichste.  Es  ist  ja  merk- 
würdig, dass  Say  und  Roche  an  das  Gesetz  der  Evolution, 
welches  die  wichtigste  Entdeckung  unseres  Jahrhunderts  dar- 
stellt, nicht  dachten.  Wir  wollen  nichts  weiteres,  als  uns  dieser 
Evolution  der  Gesellschaft  anschliessen  und  somit  uns  dem 
Grundgesetz  der  Gesellschaft  unterwerfen.  Gerade  Roche,  der 
sich  von  jeder  absoluten  Lösung  fernhalten  will,  hat  sich  aus 
der  Nationalökonomie  ein  Idol  gedacht.  Er  verkennt  dieses 
Gesetz  der  Evolution,  wenn  er  nach  dem  Massstab,  den  uns 
der  moderne  Handel  bietet,  die  behördlichen  Preisfestsetzungen 
im  Mittelalter,  also  zur  Zeit  der  kleinen  Produktions-  und 
Konsumtionszentren,  beurteilt.  Er  hat  viel  von  den  Bauern  er- 
zählt, das  aber,  was  die  Bauern  charakterisiert,  ist,  dass  sie 
sich  immer  an  die  Zentralgewalt  gewendet  haben,  um  von  ihr 
Schutz  und  Befreiung  zu  verlangen.  Die  Grösse  des  König- 
tums liegt  darin,  dass  die  Bauern  ihre  Befreiung  von  der  feu- 
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dalen  Oligarchie  und  der  lokalen  Tyrannei  in  ihm  erblickten. 
Als  das  Königtum  keinen  Schutz  mehr  bot,  hat  sich  das  Volk 
republikanisch  konstituiert.  Wir  wollen  auch  nichts  anderes, 
als  zu  Gunsten  der  Bauern  die  finanzielle  Oligarchie,  die  sich 
allmählich  die  Machtmittel  der  Nation  angeeignet  hat,  beseitigen. 
Wir  haben  Roches  Apologie  der  heutigen  Gesellschaft  gehört; 
falsch  ist  seine  Behauptung,  dass  wir  die  Gesellschaft  als  eine 
Herrschaft  der  Finsternis  betrachten.  In  mancher  Richtung 
bildet  die  heutige  Gesellschaft  einen  Fortschritt,  insbesondere 
hat  die  Macht  der  Produktion  zugenommen,  sie  konzentriert 
sich  aber  in  immer  wenigeren  Händen.  Sie  befindet  sich  in 
brutalem  Widerspruch  mit  der  Moral,  die  sie  predigt.  Sie 
würden  sicher  diesen  Antrag  annehmen,  wenn  er  nicht  durch 
den  sozialistischen  Gedanken  inspiriert  wäre.  Dass  diese  Mass- 
regel von  den  deutschen  Agrariern  befürwortet  wird,  spricht 
dafür,  dass  sie  in  Verfolgung  ihrer  Ziele  keine  prinzipiellen 
Bedenken  haben,  und  es  ist  unbestreitbar,  dass  dieser  Antrag 
eine  sozialistische  Lösung  ist,  welche  aber,  wie  Jaures  be- 
merkte, zur  Sicherung  des  Minimallohnes  unvermeidlich  führt. 

§  2 

Die  Beratung  der  Zollerhöhung  in  der 
Abgeordnetenkammer 

Wie  oben  gesagt,  hatte  die  Kommission  neben  dem  von 
der  Regierung  vorgelegten  Projekt  noch  mehrere  Initiativanträge, 
die  eine  Erhöhung  des  Getreidezolls  bezweckten,  durchzustudieren. 
Sie  eignete  sich  den  Vorschlag  Melines,  der  folgendermassen 
lautet,  an:  Wenn  der  Weizenpreis  25 — 25,50  Fr.  ist,  beträgt 
der  Zoll  8  Fr.;  25,50—26  Fr.:  7,50  Fr.;  26—26,50  Fr.:  7  Fr.; 
26,50—27  Fr.:  6,40  Fr.;  27—27,50  Fr.:  6  Fr.;  27,50—28  Fr.: 
5,50  Fr.;  28—28,50  Fr.:  5  Fr.,  28,50—29  Fr.:  3,75  Fr.; 
29—29,50  Fr.:  2,50  Fr.;  29,50—30  Fr.:  1,25  Fr.;  über 
30  Fr.:  0,60  Fr. 

Zunächst  wurde  der  Antrag  des  Abgeordneten  Castelin 
besprochen,  wonach  die  Kammer  den  zu  beratenden  Zoll  sofort 
einführen  sollte.  Mit  dieser  von  der  italienischen  Regierung 
unter   dem  Namen  Sperrgesetz   angewandten  Massregel   sollte 
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die  bei  jeder  Getreidezollerhöhung  beobachtete  Erscheinung  der 
verstärkten  Einfuhr  verhindert  werden.  Die  Regierung  und 
Meline  erklärten  sich  gegen  dieselbe  und  somit  wurde  sie  ab- 
gelehnt. Die  Diskussion  bewegte  sich  hauptsächlich  in  den 
Grenzen,  die  von  der  Zollkommission  gezeichnet  wurden.  Ob- 
wohl übermässig  viel  gesprochen  wurde,  obwohl  die  Frage  von 
allen  Gesichtspunkten  beleuchtet  und  alle  bis  dahin  bekannten 
Gründe  ins  Treffen  geführt  wurden,  lässt  sich  doch  die  ganze 
Diskussion  auf  zwei  Hauptpunkte  zurückführen,  nämlich  man 
beschäftigte  sich  hauptsächlich  mit  den  Ursachen  des  Sinkens 
der  Getreidepreise  und  zweitens  mit  den  Massregeln,  die  dem 
Hebel  abzuhelfen  am  geeignetsten  seien.  In  folgendem  ver- 
suchen wir  einen  kurzen  üeberblick  der  Diskussion  zu  geben. 

1.  Die  Ursachen  des  Sinkens  des  Getreidepreises 

Es  war  allen  klar,  dass  das  Hauptübel  in  einem  starken 
Sinken  der  Getreidepreise  liege,  das  sich  anfangs  der  neunziger 
Jahre  beobachten  Hess.  Die  Schutzzöllner  bemühten  sich,  dieses 
Moment  einer  besonderen  Untersuchung  zu  unterwerfen  und  da- 
durch die  Unentbehrlichkeit  einer  Zollerhöhung  zu  beweisen. 
Sie  bezeichneten  in  der  Diskussion,  wie  auch  im  Bericht  der 
Zollkonimission  hauptsächlich  vier  Erscheinungen  als  permanente 
Ursachen  des  Sinkens  der  Getreidepreise.    Diese  sind  folgende: 

A.  Silberentwertung  und  Wechselkurs 

Von  keiner  Seite  wurde  diese  Ursache  als  die  wichtigste 
bezeichnet.  Sie  wurde  jedoch  am  ausführlichsten  behandelt 
und  füllte  sogar  die  ganze  Rede  einzelner  Redner  aus.  Das 
ist  wohl  auch  dadurch  erklärlich,  dass  jene  Zeit  die  Peripetie 
der  bimetallistischen  Bewegung  war,  und  dass  diese  Frage  da- 
mals sowohl  im  amerikanischen  Farteileben  wie  auch  in  der 
europäischen  Gelehrten-  und  politischen  Welt  und  insbesondere 
mit  Rücksicht  auf  die  von  der  englischen  Gold-  und  Silber- 
enquete festgestellten  Resultate  erörtert  wurde.  Das  Silber- 
entwertungsargument wurde  auf  bekannte  Weise  formuliert. 
Das  Geld  als  Repräsentant  des  Wertes  der  Dinge  zwischen 
verschiedenen  Nationen  hat  abgenommen.  Das  umlaufende 
Gold  ist  genötigt,  auch  die  Funktion  des  Silbers  zu  übernehmen. 
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Dadurch  wird  für  dieselben  Produkte  weniger  Geld  gegeben 
(weil  es  weniger  gibt)  und  darin  liegt  die  fatale  Konsequenz 
einer  allgemeinen  Herabdrückung  der  Warenpreise.  An  der 
Hand  einer  dem  englischen  „Economist"  entnommenen  Stati- 
stik suchte  man  einen  Parallelismus  zwischen  der  Silberent- 
wertung und  dem  Sinken  der  Getreidepreise  nachzuweisen  ^). 
Die  Einwirkung  des  Wechselkurses  wurde  folgendermassen 
geschildert:  Mit  der  entwerteten  Valuta,  mag  es  nun  Silber- 
währung sein  wie  in  Indien  oder  Papierwährung  wie  in  Ar- 
gentinien, zahlt  der  einheimische  Produzent  die  Produktions- 
kosten und  verkauft  dieselbe  Ware  an  den  Konsumenten  in 
Europa,  der  ihn  mit  Goldwährung  bezahlt.  Ein  Doppelzentner 
Weizen  kostet  in  Kalkutta  4  Rupien  oder  9,52  Fr.  in  der  Wäh- 
rung des  Landes.  Da  die  Rupie  zur  Zeit  gleich  1,37  Fr.,  so 
betragen  die  Produktionskosten  5,40  Fr.,  fügt  man  dazu  11  Fr. 
Transportkosten  bis  Havre,  so  kostet  indischer  Weizen  15  bis 
16  Fr.  Da  ein  Spanier  für  100  Fr.  aus  Frankreich  bezogene 
Ware  123  Fr.  bezahlen  muss,  so  macht  er  einen  solchen 
Einkauf  nicht  gern,  das  Gegenteil  gilt  für  den  Verkauf,  und 
das  bedeutet,  dass  ein  hoher  Wechselkurs  die  Einfuhr  des 
Landes  hindert  und  die  Ausfuhr  begünstigt.  (Abg.  Cremieux  2), 
Meline  ^),  Delbet  *).  Abg.  Castillard  verlangt  auf  Grund  dieser 
Schlüsse  auch  einen  Ausgleichszoll  für  die  Wechselkurse  ^). 

Die  Kommission  bezeichnet  nun  aber  diese  Ursache  als 
unwichtig  und  vorübergehend^). 

B.  Die  Bedingungen  der  Cretreideprodnktion 

In  den  grossen  unbebauten  Flächen,  dem  billigen  Boden, 
den  billigen  Transportmitteln,  den  landwirtschaftlichen  Maschi- 
nen, der  Organisation  der  Elevatoren  in  Amerika,  sodann  in 
dem  billigen  Grund  und  Boden  in  Russland,  der  billigen  Ar- 
beitskraft in  Indien  findet  man  die  Ursachen  der  niedrigen  Ge- 
treidepreise in  allen  Getreide  ausführenden  Ländern.  Aus  den- 
selben  Ursachen   gehe   hervor,    dass   eine   baldige   Aenderung 


^)  Economist  S.  226. 

^)  Debats  parlem.,  comp.te  rendu,  p.  208/09. 
3)  Ib.  p.  226/27.  ")  Ib.  p.  239. 

^)  Ib.  p.  255.  «)  Ib.  p.  163. 
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nicht  zu  erwarten  sei.  (Motivenbericht  ^),  Brice^),  Castillard  ^), 
Georges  Graux*),  Delbet-^). 

Demgegenüber  hat  man  versucht,  die  Produktionskosten 
des  Getreides  in  Frankreich,  zu  ermitteln  und  nachdem  man 
alles,  was  man  in  der  Generaldiskussion  als  ungünstig  für  die 
französische  Volkswirtschaft  gefunden,  hervorgehoben,  wie  z.  B. 
die  geographische  Lage  Frankreichs,  teureren  Grund  und 
Boden ,  Finanzlasten  etc. ,  kam  man  zu  dem  Schluss ,  dass  die 
Kosten  mindestens  25  Fr.  pro  Doppelzentner  betragen,  und  dass 
daher  ein  niedrigerer  Preis  soviel  wie  den  Ruin  der  Landwirt- 
schaft bedeuten  würde.    (Delbet*^),  Graux''),  ßrice^). 

Es  waren  also  alle  drei  darin  einig,  dass  die  Produktions- 
kosten in  Frankreich  um  6 — 10  Fr.  grösser  seien  als  in  den 
Getreide  ausführenden  Ländern. 

C.  Die  Grösse  der  Produktion  an  Getreide 

Aus  einer  Statistik  der  Getreideproduktion  und  der  Ge- 
treideausfuhr Amerikas,  Russlands,  Oesterreich-Ungarns  und 
anderen  Ländern  zog  man  den  Schluss,  dass  die  Getreidepro- 
duktion in  der  ganzen  Welt  zu  stark  zunehme.  Sie  hatte  sich 
vom  Jahre  1861  bis  zum  Jahre  1889  verdoppelt.  Das  hatte 
manche  Verschiebung  zur  Folge  gehabt  und  ein  stetes  Sinken 
der  Preise  (Motivenbericht 9) ,  Briceio),  Castillard^^),  Graux^^^ 
hervorgerufen,  die  in  absehbarer  Zeit  sich  nicht  heben  würden. 

D.  Die  Abnaiime  der  Transportkosten 

Es  waren  einige  Ziffern  genügend,  um  die  allbekannte  Er- 
scheinung eines  starken  Rückgangs  der  Transportkosten  nach- 
zuweisen, wodurch  die  Einfuhr  nach  Frankreich  begünstigt 
werde.     (Motivenbericht  ^^),  Brice^*),  Graux^^). 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  163/64. 

^)  Ib.  p.  205.  3)  Ib.  p.  210. 

*)  Ib.  p.  217/18.  ^)  Ib.  p.  238/39. 

«)  Ib.  p.  268.  ')  Ib.  p.  217/18. 

8)  Ib.  p.  205/06.  ^)  Ib.  p.  164. 

^»)  Ib.  p.  205.  ^')  Ib.  p.  210.. 

'^)  Ib.  p.  218.  ")  ib,  p.  165. 

")  Ib.  p.  204.  >5^  Ib.  p.  218. 
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E.  Unter  den  vorüberg-ehenden  Ursachen 

finden  wir  die  reichen  Ernten  Russlands  1893  und  der  Ver- 
einigten Staaten  1892  (Minister  Viger^).  Auch  die  Einwir- 
kung der  Wechselkurse  hatte  die  Kommission  als  vorübergehend 
bezeichnet. 

Alle  diese  Ursachen  hatten  nach  der  Meinung  der  Schutz- 
zöllner eine  grosse  Not  der  französischen  Landwirtschaft  zur 
Folge.  Es  wurde  der  baldige  Untergang  derselben  prophezeit, 
wenn  man  ihr  nicht  bald  zu  Hilfe  komme.  Die  Lage  der 
französischen  Landwirtschaft  wurde  mit  jener  der  englischen 
nach  der  Abschaffung  der  Kornzölle  verglichen,  die  letztere 
als  verzweifelt  hingestellt.  Lasse  Frankreich  seine  Landwirt- 
schaft zu  Grunde  gehen,  so  gehe  es  einer  grossen  Gefahr  ent- 
gegen. Eine  Aushungerung  der  französischen  Nation  nicht 
nur  im  Falle  des  Krieges,  sondern  auch  zur  Zeit  der  Miss- 
ernte und  infolge  der  Spekulation ,  die  im  Auslande  Platz 
greifen  würde,  sei  unvermeidlich;  Frankreich  dürfe  nicht  nach 
dem  Vorbilde  Englands  für  das  Hauptelement  der  Volksnah- 
rung dem  Auslande  tributpflichtig  sein.  Auch  vom  sozialen 
Standpunkt  aus  sei  der  Rückgang  der  Landwirtschaft  schäd- 
lich, indem  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nach  der  Stadt 
ziehen  müssten.  Schliesslich  eigne  sich  ein  grosser  Teil  des 
Bodens  zu  keiner  anderen  Kultur.    (Motivenbericht  ^). 

Die  Beurteilung  dieser  Ursachen  seitens  der  Gegner 
der  Schutzzöllner 

Die  Gegner  der  Schutzzöllner  geben  zu,  dass  es  der  Land- 
wirtschaft schlecht  gehe,  allein  sie  bestritten  die  von  den  Schutz- 
zöllnern angeführten  Gesichtspunkte  entweder  an  sich  oder  in 
Bezug  auf  ihre  Bedeutung  für  die  heimische  Produktion. 
Von  sämtlichen  Gegnern  der  Zollerhöhung  und  sogar  von  zwei 
grossen  Schutzzöllnern  (Brice  und  Delbet),  die  einen  Weizenzoll 
von  10  Fr.  verlangten,  wurde  die  Bedeutung  des  Wechsel- 
kurses und  der  Silberentwertung,  die  Meline  behauptete,  be- 
stritten. Die  Ursachen,  welche  die  Schwankungen  des  Wech- 
selkurses bewirken,    seien    die  kommerziellen  und  finanziellen 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  241. 
2)  Ib.  p.  165. 
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unseres  modernen  Wirtschaftslebens.    Nicht  die  Handelsbilanz, 
sondern  die  Zahlungsbilanz  sei  massgebend.    In  drei  Ländern, 
die  nach  Frankreich  Getreide  einführen,  wurden  folgende  Be- 
obachtungen  gemacht:    In  Russland  ist  der  Wechselkurs   von 
1887 — 93   um    16  ^jo    gestiegen   und   das   Silber   in    demselben 
Zeitabschnitt  um  15  "/o  entwertet.    In  Argentinien  ist  der  Wech- 
selkurs nur  der  Ausdruck  des  Papierwertes  in  Gold  und  dieser 
wird  bloss  von    der  Goldmenge,    die    der  Staat   dem  Auslande 
gegenüber   zu   leisten   hat,    beeinflusst.     Indien  ist  das  einzige 
Land,    wo  der  Silberwert   den  Wechselkurs  beeinflusst.     Aber 
auf  Grund   einer   sorgfältigen   Untersuchung    wurde    ermittelt, 
dass    diese  Entwertung   auf   den   Wert    der  Ware    einen    ver- 
schiedenen Einfluss  ausübe.     Für  das  Getreide  hat  Brice  fest- 
gestellt, dass  sein  Preis  in  Indien  nicht  gesunken,  sondern  ge- 
stiegen ist.     Es  ist  also  klar,    dass  zwischen  Weizenpreis  und 
der  Silberentwertung  kein  Zusammenhang  besteht.    Dass  auch 
zwischen  dem  Wechselkurs  und  Getreidepreis  kein  Zusammenhang 
besteht,  dafür  soll  folgendes  als  Beweis  dienen :  „Wäre  dies  der  Fall, 
so  müssten  die  Ausfuhrländer  bei  der  gleichen  Ernte  umso  mehr  aus- 
führen, je  mehr  sie  an  dem  Wechselkurs  verlieren.    Auf  Grund  der 
Beispiele  in  Argentinien,   Russland  und  Indien  weist  man  das 
Gegenteil  nach.     Wenn    die  Länder  mit  entwerteter  Währung 
so  gute  Bedingungen  für  den  Handel  bieten  würden,  so  würde 
sich    derselbe   hauptsächlich    diesen    zuwenden.     Die    Statistik 
weist    das    Gegenteil    nach.     Wenn    die   Silberentwertung    die 
Hauptursache  billigen  Getreides  wäre,    so  wären  Amerika  und 
Australien,    deren  Wechselkurs   auf  Pari   steht,   nicht  Frank- 
reichs   gefährlichste    Konkurrenten."      Delbet    stellt    sich    den 
europäischen  Getreidehändler  als   einen  Mann  vor,    der  in  der 
Rechten  Goldstücke  und  in  der  Linken  denselben  Wert  in  ent- 
werteter Valuta  hat  ^).     Labat  findet   die  Ursache   des  Wech- 
selkurses bloss  in  den  Schutzzöllen,    die   die  Gläubiger-Länder 
den  Schuldnern  setzen.     Der  Schuldner   müsse  auf  alle    Fälle 
sein   Produkt   verkaufen,    damit    er    seine    Schulden    bezahlen 
könne  und  die  Erschwerung  eines  solchen  Verkaufes  führe  bloss 
die  Verbilligung  der  Produkte  herbei.    Ein  ungünstiger  Wechsel- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  239. 
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kurs  erscheine,  sobald  der  Staat  seine  Schulden  nicht  bezahlen 
könne.  In  dem  ungünstigen  Wechselkurs  komme  nicht  das  ent- 
wertete Silber  zum  Ausdruck,  sondern  der  schlechte  Kredit  des 
Staates,  der  das  Silber  geprägt  hat.  Der  Wechselkurs  sei  das 
Zeichen  und  das  Mass  von  Schwierigkeiten  eines  Volkes  bei 
Erfüllung  seiner  Verpflichtungen.  „Wenn  Sie  weiter  die  Zölle 
erhöhen,  so  werden  Sie  die  Völker,  die  bei  uns  Schulden  kon- 
trahiert haben,  in  die  Lage  bringen,  ihre  Zahlung  einzustellen, 
wie  es  Portugal  schon  gemacht  hat.  Russland  wird  sich  dar- 
über freuen.  Diese  Politik  hätte  auf  der  einen  Seite  angeblich 
einen  Vorteil  für  die  Landwirtschaft,  auf  der  anderen  Seite 
aber  Schädigung  des  Aussenhandels ,  der  Handelsmarine  und 
Verlust  von  1^2  Milliarden  Renten."  (Labat^),  Brice^), 
Roux  ^).  Auch  dass  die  Zunahme  der  Getreideproduktion 
in  absehbarer  Zeit  nicht  aufhören  würde,  wurde  bestritten 
und  zwar  für  Amerika  auf  Grund  der  im  Bericht  ent- 
haltenen Ziffern,  wonach  in  den  letzten  Jahren  sowohl  die 
Produktion  wie  die  Ausfuhr  abgenommen  haben,  und  für 
Russland  mit  Rücksicht  auf  die  Aussichten  der  Ausfuhr  nach 
Deutschland  nach  dem  neuen  Vertrag.     (Roux*). 

Die  Gefahr  für  die  Volks ernährung  während  des  Krieges 
erklärten  sie  gleich  Null,  weil  die  modernen  Kriege  nur  einige 
Monate  dauern  (Labat  ^) ,  und  weil  schliesslich  die  Anhänger 
der  Zollerhöhung,  namentlich  die  Zollkommission  selbst, 
mit  Nachdruck  von  einer  Weltüberproduktion  und  billigen  Trans- 
portmitteln gesprochen  hätten,  wodurch  jede  Hungersnot  aus- 
geschlossen erscheine. 

2.  Die  von  den  SchutzzöUnern  zur  Linderung  der  Not  der 
Landwirtschaft  empfohlenen  Mittel  und  deren  Kritik 

Man  kann  sagen,  dass  der  Hauptgegensatz  zwischen  den 
Schutzzöllnern  und  ihren  Gegnern  erst  bei  der  Beratung  der 
Mittel  zur  Linderung  der  Landwirtschaftsnot  völlig  zum  Aus- 
druck kam.     Die  ersteren   sahen  viele  Mittel  als  empfehlens- 

1)  Debats  parlem,,  compte  rendu,  p.  232 — 234. 

2)  Ib.  p.  203/04.  »)  Ib.  p.  200. 
*)  Ib.  p.  200.                  ')  Ib.  p.  231. 
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wert  an,  allein  sie  machten  eine  starke  Unterscheidung  in  der 
Bedeutung  derselben.  Unter  den  Mitteln  zweiten  Ranges  emp- 
fahlen sie  die  Reform  oder  womöglich  Abschaffung  der  Entre- 
pots  und  die  Aufhebung  der  admission  temporaire  für  Weizen. 
Die  Entrepots  sollten  abgeschafft  werden,  weil  sie  ausschliess- 
lich der  Spekulation  dienten,  wie  die  Schutzzöllner  meinten, 
indem  der  Importeur  ausländisches  Getreide  auf  französischem 
Boden,  ohne  einen  Zoll  entrichten  zu  müssen,  zu  jeder  Zeit 
haben  könne.  Aus  dieser  Position  sei  es  ihm  möglich,  rasch 
und  zu  jeder  Zeit  einen  Einfluss  auf  den  Preis  im  Inlande  aus- 
zuüben.    (Papelier  ^). 

Der  Veredelungsverkehr  führe  zu  einer  leichteren  Ver- 
sorgung mit  ausländischem  Getreide.     (Cremieux-). 

Alle  diese  Mittel  wurden  als  wünschenswert  bezeichnet^ 
allein  sie  sollten  erst  in  der  späteren  Zukunft  verwirklicht 
werden.  Diesmal  kam  einzig  und  allein  die  Erhöhung  des  be- 
stehenden Weizenzolles  in  Betracht.  Diese  war  ungefähr  das 
einzige,  worin  sie  alle  übereinstimmten;  sonst  gingen  sie  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Höhe  wie  auch  auf  die  Art  des  Zolles 
auseinander.  Die  einen  verlangten  7 ,  die  anderen  8  Fr. ,  die 
dritten  10  Fr.  Zoll.  Noch  grösser  war  die  Spaltung  in  Bezug 
auf  die  Frage,  ob  fester  oder  abgestufter  Zoll  einzuführen  sei. 
Die  Regierung  wünschte  bekanntlich  einen  festen  zu  7  Fr.^ 
die  Kommission  einen  abgestuften  Zoll.  Sowohl  die  An- 
hänger des  fixen  wie  jene  des  abgestuften  Zollsatzes  gingen 
von  dem  Wunsch  aus,  dem  Weizenzoll  eine  dauernde  Grund- 
lage zu  schaffen  und  ihn  für  die  Zukunft  zu  ordnen.  In  einem 
fixen  Zoll,  der  zur  Zeit  der  hohen  Getreidepreise  ermässigt 
werden  kann,  erblickte  M^line  Unbeständigkeit  und  deshalb 
schlug  er  eine  Abstufung  des  Zolles  vor. 

Die  Kritik  dieser  Mittel 

Die  AntischutzzöUner  verwarfen  jede  Erhöhung  des  Weizen- 
zolles. Die  wichtigsten  Gründe,  die  sie  ins  Feld  führten,  waren 
folgende : 

a)  Jede  Zollerhöhung  kommt  bloss  den  Grossgrundbesitzern 


')  Debats  parlem,,  compte  rendu,  p.  220. 
2)  Ib.  p.  209. 
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zu  gute.  Auf  Grund  einer  Statistik  über  die  Verteilung  des 
Grossgrundbesitzes  und  die  Grösse  der  einzelnen  Betriebe  suchte 
Siegfried  nachzuweisen,  dass  von  720  Mill.  —  so  viel  betrage 
die  neue  Last  —  den  Betrieben  bis  1  ha  16  Mill.,  von  1 — 5  ha 
82  Mill.,  von  5—10  ha  83  Mill.,  von  10—40  ha  215  Mill.  und 
über  40  ha  324  Mill.  zu  gute  kämen,  d.  h.  der  Gewinn  betrage 
pro  Betrieb  7  Fr.  bis  1  ha,  43  Fr.  für  1—5  ha,  108  Fr.  für 
6—10  ha,   259  Fr.  für  10—40  ha,   280  Fr.  für  über  40  ha. 

b)  Die  Lasten  trage  die  arme  Bevölkerung.  Bei  einem 
täglichen  Konsum  von  600  g  pro  Person  betrage  die  Ver- 
teuerung bei  8  Fr.  Zoll  18  Fr.  jährlich,  für  eine  sechsköpfige 
Arbeiterfamilie  108  Fr.  Diese  Last  ist  zu  schwer.  Nicht  nur 
für  den  industriellen  Arbeiter,  sondern  auch  für  den  Klein- 
bauern, der  das  Brot  auch  kaufen  muss. 

c)  Der  Zoll  habe  eine  schädliche  Wirkung  auf  die  Lidustrie 
und  den  Handel,  indem  Verteuerung  des  Lebens,  Erhöhung  der 
Löhne,  Abnahme  des  Aussenhandels  durch  den  Zolltarif  ent- 
stehe.    (Siegfried  ^),  Raiberti  ^). 

d)  Der  Zoll  habe  den  Zweck,  die  Grundrente  zu  sichern, 
wie  Abg.  Brice  eigentlich  zugegeben  hat,  und  das  wolle  man 
erreichen  zu  einer  Zeit,  wo  die  Zinsen  der  mobilen  Kapitalien 
stets  sinken. 

e)  Was  die  Stabilität,  welche  die  Schutzzöllner  zu  ver- 
wirklichen wünschten,  anbelangt,  so  erklärten  ihre  Gegner,  dass 
gerade  die  Schutzzölle  ein  Hindernis  derselben  seien.  Zur 
Zeit  der  Herrschaft  der  Handelsverträge  wären  die  Getreide- 
preise bedeutend  stabiler  gewesen  als  in  der  Periode  der  Schutz- 
zölle. Nicht  nur  der  Schutzzoll  an  sich,  sondern  noch  mehr 
die  Handhabung  desselben  in  Frankreich  brächte  notwendiger- 
weise eine  Unstabilität.  Der  Weizenzoll  sei  seit  seiner  Ein- 
führung (1885)  viermal  geändert  worden  und  zwar  innerhalb 
eines  so  kurzen  Zeitraums,  dass  man  die  Wirkung  eines  be- 
stimmten Zollsatzes  unmöglich  feststellen  könne.    (Graux  ^). 

Die  Unbeständigkeit  aber  wurde  dem  abgestuften  Zollsatz 
nicht  bloss   von   der  Minderheit,    sondern  auch  von   den  ent- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  215—217. 
2)  Ib.  p.  222.  ^)  Ib.  p.  218. 
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schiedensten  Agrariern  vorgeworfen.  Die  Zollkommission  hatte 
die  Beantwortung  der  Fragen:  welche  Märkte  sollen  massgebend 
sein,  welche  Behörden  sollen  die  Preise  festsetzen,  wie  lange 
soll  ein  Zollsatz  beibehalten  werden  etc.,  der  Regierung  über- 
lassen. Der  Landwirtschaftsminister  aber  widmete  den  grösseren 
Teil  seiner  Rede  der  Beweisführung,  dass  es  nach  den  Angaben 
über  die  Bewegungen  der  Getreidepreise  in  verschiedenen  De- 
partements absolut  ausgeschlossen  sei,  einen  normalen,  für  das 
ganze  Land  massgebenden  Preis  festzusetzen.  Auf  Grund  der 
Erfahrung,  die  man  in  Frankreich  mit  gleitender  Skala  ge- 
macht hatte  —  und  Roux  war  der  Meinung,  dass  zwischen 
gleitender  Skala  und  abgestuftem  Zollsatz  ein  minimaler  Unter- 
schied bestehe  —  behauptet  man  von  allen  Seiten,  dass  dieses 
System  eine  ungeheure  Spekulation  zur  Folge  haben  müsse. 
Dem  ist  zu  danken,  dass  dieses  System,  trotzdem  es  in  thesi 
als  etwas  Vollkommenes  erscheint,  1885  abgelehnt  wurde.  Und 
nicht  bloss,  dass  man  darin  ein  günstiges  Feld  für  die  Gross- 
spekulanten erblickte,  sondern  auch  eine  grosse  Schädigung  des 
Terminhandels,  der  von  den  französischen  Agrariern  damals 
trotz  seiner  Auswüchse  als  notwendig  anerkannt  wurde.  Der 
kleinere  Müller  wird  auf  diese  Weise  von  den  Lieferungen  für  die 
Militärverwaltung  ausgeschlossen,  weil  er  nicht  für  zwei  Monate 
im  voraus  rechnen  kann.  Und  so  gelang  es  der  Regierung, 
die  Mehrheit  gegen  den  abgestuften  Zollsatz  zu  gewinnen. 
(Roux^),  Brice^),  Cremieux^),  Castillard  ^) ,  Labat''),  Delbet^) 
und  Landwirtschaftsminister  Viger '). 

Ausser  diesen  speziellen  und  wichtigsten  Einwänden  hat 
man  noch  einige  weniger  wichtige  von  allgemeinerer  Natur  ge- 
macht. So  sagte  man  z.  B.,  dass  die  Zollerhöhung  den  Inter- 
essen der  Handelsmarine  schade.  Die  Rückfrachten  hätten  so 
abgenommen,  dass  31  Schiffe  mit  58  000  Tonnen  in  Häfen 
lägen  und  somit  auch  nicht  die  Prämien  gemessen  könnten^). 
(Roux.)    Weiter  machte  man  den  Protektionismus  für  den  Rück- 


^)  Debats  parlein.,  compte  rendu,  p.  198. 
'')  Ib.  p.  206/07.  »)  Ib.  p.  209/10. 

*)  Ib.  p.  210/11.  3)  Ib.  p.  236. 

8)  Ib.  p.  239.  ')  Ib.  p.  240—244. 

«)  Ib.  p.  202. 
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gang  des  Aussenliandels  verantwortlich.  Meline  bestritt  dies 
aber  aufs  entschiedenste,  wies  auf  den  Rückgang  des  eng- 
lischen Exportes  hin  und  nannte  als  Ursache  dieses  allgemeinen 
Rückgangs  die  Silberentwertung.  (Meline  i).  Auch  den  Zoll- 
krieg mit  der  Schweiz  als  Frucht  der  protektionistischen  Politik 
unterliess  man  nicht  zu  erwähnen.  Schliesslich  benutzte  man 
den  kurz  vorher  geschlossenen  Handelsvertrag  zwischen  Russ- 
land und  Deutschland ,  um  eine  allgemeine  Rückkehr  zu  der 
Handels  Vertragspolitik  zu  behaupten  ^). 

(Graux  antwortete  darauf,  dass  Deutschland  durch  diesen 
Vertrag  Russland  jene  Konzession  mache,  die  ihm  Frankreich 
schon  längst  gewährt  habe,  nämlich  die  Grleichbehandlung  mit 
anderen  Nationen^). 

3.  Die  von  den  Antischntzzöllnern  zur  Linderung  der  Not  der 
Landwirtschaft  empfohlenen  Mittel  und  die  Kritik  derselben 

Die  Gegner  der  Schutzzöllner  hatten,  wie  wir  gesehen, 
die  von  den  letzteren  angegebenen  Ursachen  der  Landwirt- 
schaftsnot geleugnet.  Diese  liegen,  ihrer  Meinung  nach,  in 
der  Eigentümlichkeit  der  Schutzzollpolitik  und  insbesondere  in 
der  Rückständigkeit  der  landwirtschaftlichen  Technik.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  betrachtet  ist  das  zur  Hebung  der 
Landwirtschaft  geeignete  Mittel  in  erster  Linie  Besserung  der 
landwirtschaftlichen  Technik,  d.  h.  Uebergang  zu  einer  inten- 
siveren Kultur.  Roux  behauptete,  dass  die  Landwirtschaft  in 
der  Provence  eine  der  miserabelsten  sei,  die  er  kenne.  Man 
wies  auf  einen  Artikel  Leroy-Beaulieus  hin,  in  dem  eine  solche 
Reform  als  unvermeidlich  erklärt  wurde.  Unter  den  positiven 
Massregeln,  die  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  zu  ergreifen 
seien,  empfiehlt  Roux  folgende:  a)  Ermässigung  der  Gebühr 
für  Besitzwechsel;  b)  Hebung  der  Transportmittel,  insbesondere 
Bau  des  Kanals  Marseille-Rhone;  c)  Reform  der  Gemeinde- 
verbrauchsabgaben. Die  Landwirtschaft  sei  heute  eine  Industrie, 
sie  müsse  auch  billiges  Geld  haben. 

In   Bezug   auf  Getreide   speziell   empfehle   sich   eine   Er- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  227. 
«)  Ib.  p.  199.  ä)  Ib.  p.  219. 
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Weiterung  der  Zoll beliör den,  bei  welchen  das  im  Veredlungs- 
verkehr eingeführte  Getreide  wieder  ausgeführt  werden  könne. 
Die  Zahl  dieser  Zollämter  sei  zur  Zeit  sehr  gering  (Roux). 

Mit  Nachdruck  betonten  sie  das  Bedürfnis  nach  Ueber- 
gang  zur  Viehzucht,  wodurch  ein  grosser  Teil  der  Fläche  der 
rentableren  Kultur  unterworfen  werde. 

Die  Kritik  dieser  Mittel  seitens  der  Schutzzöllner 

Die  Mittel,  welche  zur  Besserung  der  Lage  der  Land- 
wirtschaft von  den  Gegnern  der  Zollerhöhung  empfohlen  wur- 
den, wurden  von  den  Schutzzöllnern  als  eine  Taschenspielerei 
bezeichnet.  Für  ungerecht  erklärte  Graux  den  Vorwurf  Sieg- 
frieds, dass  die  französische  Landwirtschaft  rückständig  sei  und 
dass  sie  dem  Fortschritt  der  W^issenschaft  nicht  Rechnung 
trage.  Die  grossartige  Wiederherstellung  der  Rebgelände  und 
der  Fortschritt  des  Zuckerrübenbaus  im  Norden,  der  in  drei 
Jahren  grösser  sei  als  jener  Deutschlands  in  zwanzig  Jahren, 
seien  der  beste  Beweis  für  das  Gegenteil.  Aber  auch  spe- 
ziell für  den  Weizenbau  gelte  der  Einwand  nicht.  Bei  gleicher. 
Höhe  der  bebauten  Fläche  betrug  die  durchschnittliche  Jahres- 
ernte 1871—1884  91300000  hl,  1885— 1892  98600000  hl.  Der 
Ertrag  betrug  1883  14,28,  und  1892  15,43  hl  pro  ha.  Auch  in 
der  Zunahme  des  Verbrauchs  von  Düngemitteln  liegt  nach  der 
Meinung  Melines  ein  Beweis  dafür,  dass  die  französische  Land- 
wirtschaft alle  Anstrengungen  macht,  um  den  Uebergang  zu 
einer  intensiveren  Kultur  zu  bewerkstelligen.  Weiter  sollte 
man  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  auch  die  belgische  Land- 
wirtschaft keinen  grösseren  Erfolg  erzielt  habe.  Die  eng- 
lische Landwirtschaft  lasse  sich  mit  der  französischen  nicht 
vergleichen,  weil  dort  nur  der  fruchtbarste  Boden  der  Weizen- 
kultur unterworfen  sei.  Im  übrigen  müsse  man  immer  das 
Ergebnis  zweier  im  Jahre  1884  veranstalteter  Enqueten  vor 
Augen  haben,  wonach  die  Produktionskosten  pro  ha  in  Frank- 
reich 365  Fr.  und  in  Amerika  auf  dem  gleichen  Boden  nur 
130  Fr.  betragen.  Das  sei  die  unveränderliche  Ursache  der 
Inferiorität  der  französischen  Landwirtschaft  (Graux  ^). 


*)  D6bats  parlem.,  compte  rendu,  p.  219—221. 


Weltwirtschafts-IiiBtitttt    "^ 

Skmm  TTonrlolo.lTnP.hap.hulA   Lellisfl^ 


—     193     — 

Der  Rat,  zur  Viehzucht  überzugehen,  erinnere  die  Schutz- 
zöllner an  das  Schicksal  der  englischen  Landwirtschaft.  Sie 
lehnen  den  weisen  Rat  energisch  ab,  weil  der  Uebergang  zur 
Viehzucht  eine  Abnahme  der  bebauten  Fläche,  dadurch  eine 
Abnahme  des  Ernteertrages  unter  das  Quantum,  das  Frank- 
reich an  Getreide  jährlich  verbrauche,  und  eine  Verminderung 
der  Nachfrage  nach  Arbeitskraft  zur  Folge  hätte.  Auch  die 
oben  erwähnte  Behauptung,  dass  der  französische  Boden  sich 
besonders  für  Weizenbau  eigne,  wurde  hier  als  Gegengrund 
angeführt. 

4.  Das  Verhältnis  zwischen  den  Gretreidepreisen  und  den 
Brotpreisen 

Bei  jeder  Beratung  über  Getreidezölle  spielt  auch  die 
Frage  mit,  ob  die  Brotpreise  der  Bewegung  der  Weizenpreise 
Schritt  für  Schritt  folgen  oder  nicht.  Dies  geschah  auch  in 
der  französischen  Abgeordnetenkammer  sowohl  1885  wie  1887 
und  es  wurde  von  den  Schutzzöllnern  eine  verneinende,  von 
ihren  Gegnern  eine  entschieden  bejahende  Antwort  gegeben. 
Eine  Abweichung  zeigten  die  ersteren  anlässlich  der  Beratung, 
der  im  ersten  Kapitel  besprochenen  Ermässigung  des  Weizenzolls, 
als  der  Senator  Gouin  als  Berichterstatter  eine  absolute  Kor- 
relation zwischen  Getreide,  Mehl-  und  Brotpreisen  verneinte, 
allein  die  Möglichkeit,  dass  dem  Sinken  der  Weizenpreise  das 
der  Brotpreise  folgen  würde,  ohne  weiteres  zugab. 

Die  Antischutzzöllner  warfen  auch  diesmal  der  Mehrheit 
die  Verteuerung  des  Brotes  vor.  Das  Brot  dritter  Klasse  sei 
in  Belgien  um  5 — 10  Cts.  billiger  als  in  Frankreich.  Das 
Gesetz  über  behördliche  Festsetzung  der  Brotpreise  (1791)  be- 
stehe noch  heute,  allein  die  Preise  würden  vom  Syndikat  der 
Bäcker  geregelt.  Zur  Zeit  der  niedrigen  Preise  für  Weizen 
(1893)  habe  die  Militärverwaltung  eine  Ersparnis  an  Brotaus- 
lagen von  13  Cts.  pro  kg  erzielt.  Der  Getreideverteuerung 
folge  jene  des  Brotes  rasch  und  in  vollem  Betrage;  die  Ver- 
billigung  gehe  allerdings  etwas  langsamer  vor  sich  (Roux  ^), 
Siegfried  ^). 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p,  299.  ^)  Ib.  p.  217. 
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Die  Scliutzzöllner  fanden  diesmal  den  Vorwurf  völlig  un- 
berechtigt. Der  Berichterstatter  Graux  griff  wiederum  zu  der 
bekannten  Lehre  der  französischen  Schutzzöllner  über  die  Wir- 
kung der  Schutzzölle.  Danach  folgt  der  Zollerhöhung  eine 
Verteuerung,  dann  aber  nimmt  die  Produktion  zu  und  infolge- 
dessen sinken  die  Preise.  Was  die  Korrelation  zwischen  den 
Getreide-  und  Brotpreisen  anbelangt,  so  sei  diese  in  den  Augen 
der  Mehrheit  eine  minimale;  der  Getreidepreis  sei  nur  ein 
Faktor,  der  mehr  oder  weniger  die  Gestaltung  der  Brotpreise 
bedinge;  diese  hingen  in  bedeutend  höherem  Masse  von  den 
Zwischenhändlern  und  Bäckern  ab.  Während  der  Schwan- 
kungen des  Weizenpreises  zwischen  20  und  25  Fr.  sei  der 
Preis  des  Brotes  unverändert  geblieben  (Castillard  ^),  Graux  ^). 
Den  Standpunkt  der  Mehrheit  aus  dem  Jahre  1891  nahm  dies- 
mal der  Landwirtschaftsminister  Viger  an ,  vielleicht  um  die 
mittlere  Linie  darzustellen,  welche  die  Regierung  damals  in 
der  Frage  der  Zollerhöhung  einschlug.  Diese  kleine  Verteue- 
rung sei  das  Opfer,  das  die  Gesamtheit  zur  Erhaltung  der  ihr 
so  unentbehrlichen  nationalen  Landwirtschaft  bringen  müsse ^). 
In  der  Spezialdiskussion  wurde  zunächst  der  abgestufte  Zoll 
heftig  angegriffen,  und  nachdem  man  seiner  Ablehnung  sicher 
war,  ging  man  zur  Beratung  der  Zusatzanträge,  welche  wie 
gewöhnlich  reichlich  eingebracht  wurden,  über.  Die  einen 
verlangten  Verwendung  des  Mehrertrages  des  Zolls  zur  Ver- 
minderung der  Grundsteuern;  Millerand  forderte  den  Minimal- 
lohn für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Die  anderen  ver- 
langten, dass  der  Mehrertrag  des  Zolls  zur  Altersversicherung 
der  städtischen  Arbeiter  verwendet  werde.  Mit  361  gegen 
155  Stimmen  wurde  der  Gesetzentwurf  der  Regierung  an- 
genommen. Danach  betrug  jetzt  der  Zoll  auf  Weizen  7  Fr.» 
Weizenmehl  11,  13  und  16  Fr.,  je  nach  Feinheit  der  Mahlung. 


*)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  212. 
2)  Ib.  p.  210. 
«)  Ib.  p.  241. 
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We  i  n 

§  1      ■ 
Allgemeiner  Ueberblick 

Der  frühere  Weinzoll,  welcher  2  Fr.  pro  hl  bis  15°  des 
Alkoholgehaltes  betrug,  war  anlässlich  der  Zollreform  gänzlich 
umgestaltet  worden.  Der  neue  Minimalzoll  wurde  auf  70  Cts. 
pro  Hektoliter  und  Grad  bis  11°  festgesetzt.  Die  Weine,  welche 
über  11°  Alkohol  besitzen,  unterliegen  nebst  diesem  Zoll  noch 
der  Verbrauchsabgabe  für  Branntwein.  So  hat  z.  B.  1  hl  Wein 
von  10,5°  Alkoholgehalt  7,35  Fr.  an  Zoll  (2  Fr.  unter  dem 
früheren  Konventionaltarif)  zu  entrichten.  Aus  der  Spezial- 
diskussion^)  über  den  Weinzoll  geht  hervor,  dass  man  mit 
demselben  verschiedene  Zwecke  verfolgte:  Die  Verhinderung  der 
steigenden  Weineinfuhr  und  die  Verhinderung  der  Einfuhr  der 
alkoholischen  Weine ^).  Der  letztere  Zweck  sollte  durch  Iden- 
tifizierung der  Weine  mit  dem  Branntwein  bei  der  zollpoliti- 
schen Behandlung  erreicht  werden,  was  nach  Vorschrift  des 
neuen  Zolltarifs  mit  allen  Weinen  über  11°  Alkoholgehalt  ge- 
schah. Obwohl  die  letztere  Massregel,  volkswirtschaftlich  be- 
trachtet, nichts  anderes  als  eine  Verstärkung  des  Schutzes  be- 
deutet, so  ist  es  doch  für  die  Naturgeschichte  der  Schutzzölle 
nicht  unwichtig,  dass  man  durch  sie  nebst  schutzzöllnerischen 
Zielen  im  gewöhnlichen  Sinne,  d.  h.  Verhinderung  der  Ein- 
fuhr auch  viele  andere,  und  sogar  rein  hygienische  Zwecke 
erreichen  will. 

Diese  und  verschiedene  andere  Massregeln,  die  man  auf 
Wunsch  der  Weininteressenten  ergriff,  hatten  zur  Folge,  dass 
die  Fabrikation  von  Rosinenwein  noch  weiter  von  1,704  Mill.  hl 
im  Jahre  1801  auf  1,210  Mill.  hl  im  Jahre  1893  zurückging. 
Der   Zollkrieg    mit  Italien    erschwerte    sehr    die    Einfuhr    der 

*)  Debats  parlem.  1891,  compte  rendu,  p.  1490 — 1536. 

2)  Der  Abgeordnete  T  u  r  r  e  1  hat  sogar  dagegen  protestiert ,  dass 
man  den  neuen  Zoll  auch  Schutzzoll  nenne.  ,Das,  was  ich  verlangte, 
ist  nur  Gerechtigkeit  und  Gleichheit"  (p.  791).  Der  Abgeordnete  Marty, 
der  zweite  grosse  Weinagrarier,  sagte,  dass  der  Zoll  nur  durch  die  innere 
Gesetzgebung  Frankreichs  (Branntwein)  geboten  sei  (p.  1501). 
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italienischen  Weine.  Dieselbe  ging  von  867200  im  Jahre  1886 
auf  8566  hl  zurück.  Der  neue  Zoll  auf  Wein  hatte  ebenfalls 
eine  Verminderung  der  Weineinfuhr  bereits  im  Laufe  des  Jahres 
1892  zur  Folge.  So  ging  die  Gesamteinfuhr  von  11,879  Mill.  hl 
im  Jahre  1891  auf  8,999  Mill.  hl  1892  zurück  und  zwar 
wurden  3,814  Mill.  Fr.,  d.  h.  42,5^/0  der  Gesamteinfuhr  des- 
selben Jahres  im  ersten  Monat  —  also  unmittelbar  vor  dem 
Zustandekommen  des  neuen  Zolltarifs  —  und  davon  80*^/0  aus 
Spanien  eingeführt.  Sie  stieg  im  Jahre  1893  auf  9,103  Mill.  hl, 
um  im  folgenden  Jahre  auf  5,641  Mill.  hl,  d.  h.  um  38°/o  zurück- 
zugehen. Dabei  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Weinproduktion 
in  Tunis  und  Algerien  ununterbrochen  stieg  und  der  Anteil 
Frankreichs  am  Konsum  dieser  Weine,  welche  zollfrei  ein- 
geführt wurden,  immer  grösser  wurde;  er  betrug: 


1890 

1891 

1892 

aus  Tunis  . 

9  991 

11821 

48  501  hl 

aus  Algier  . 

.  1  959  000 

1  845  000 

2  821  000  hl 

Die  Weinproduktion  Frankreichs  blieb  im  Jahre  1892 
nahe  dem  Durchschnitt  der  Periode  1883 — 1887,  nämlich 
29  Mill.  hl.  Im  nächsten  Jahre  stieg  sie  auf  50  Mill.  hl  und 
überstieg  so  den  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre  um  21,228 
Mill.  hl,  und  um  rund  21  Mill.  hl  die  Ernte  des  Vorjahres. 
Eine  so  reiche  Ernte  hatte  man  in  Frankreich  seit  1875  nicht 
erlebt.  Der  Ertrag  stieg  gegenüber  dem  Vorjahre  um  100  bis 
900  >. 

Die  Ausfuhr  französischer  Weine  ging  ununterbrochen 
zurück.  Sie  betrug  1890  2,120  MiU.  hl,  1892  1,808  und  1893 
1,540.  Die  Departements,  in  denen  Weine  erster  Klasse  pro- 
duziert wurden,  wie  z.  B.  Gironde,  klagten  bitter  darüber. 

Auch  die  Produktion  des  Obstweines  stieg  im  Jahre  1893 
auf  31,6  Mill.  hP),  d.  h.  um  100  °/o  gegenüber  dem  vorigen 
Jahre. 

Die  Branntwein-  und  die  Bierproduktion  stiegen  ebenfalls 
allmählich  und  ununterbrochen. 


1)  Siehe  Tabelle  VI. 
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§  2 
Die  Interpellation  über  die  Weinkrisis 

Bereits  im  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs 
sehen  wir  die  Vertreter  der  Weinproduzenten  hie  und  da 
über  die  Lage  der  Weinproduktion  sich  beklagen.  Es  wurde 
sogar  vom  Abgeordneten  Turrel  —  der  seine  ganze  Kraft  und 
Tätigkeit  darauf  richtete,  die  Sonderinteressen  der  Wein- 
produktion  zur  Geltung  zu  bringen  —  eine  Interpellation  über 
die  ökonomische  Politik  der  Regierung  angekündigt.  In  der 
Tat  war  seine  Interpellation  nur  eine  Reihe  von  Vorwürfen: 
die  Weinproduktion  werde  stiefmütterlich  behandelt  und  dies 
äussere  sich  hauptsächlich  in  dem  niedrigen  Weinzoll. 

Vier  Monate  später,  am  18.  Juli  1893,  als  man  eine  sehr 
reiche  Ernte  voraussehen  konnte,  richtete  er  wiederum  eine 
Interpellation  an  die  Regierung.  Diese  bezog  sich  auf  das 
Abkommen  zwischen  Oesterreich- Ungarn  und  Italien,  wonach 
italienische  Weine  einem  besonders  niedrigen  Zollsatz  von 
8  Fr.  (die  bekannte  Weinklausel)  unterliegen.  Turrel  tadelte 
die  Regierung,  dass  es  ihr  noch  nicht  gelungen  sei,  diese  Er- 
mässigung auch  für  die  französischen  Weine  zu  erlangen,  ob- 
wohl der  Minister  des  Auswärtigen,  Develle,  die  Versicherung 
gegeben  habe,  alle  Schritte  tun  zu  wollen,  um  die  Meist- 
begünstigung zur  Geltung  zu  bringen.  Vorläufig  hatte  die 
Österreich-ungarische  Regierung  diesen  Wunsch  abgeschlagen 
unter  dem  Vorwand,  dass  durch  das  Uebereinkommen  bloss 
der  Grenzverkehr  geregelt  worden  sei.  Aus  folgendem  Satz 
in  der  Rede  Turrels  ist  zu  ersehen  ^) ,  wie  diese  reiche  Ernte 
wissenschaftliche  Ansichten  ändern  konnte. 

„Weder  die  Massregeln  zwecks  Hebung  des  inneren  Ver- 
brauches, noch  die  Abschaffung  jeder  Weinsteuer,  noch  die 
vollständige  Aufteilung  des  inneren  Marktes  können  die  kom- 
mende schreckliche  Weinkrisis  verhindern.  Sie  müssen  sich 
für  die  kommende  Ueberproduktion  den  auswärtigen  Absatz 
sichern^)."    Der   neue   Kurs   kam   so   plötzlich   und    so    ener- 

1)  Debats  parlem.  1893  p.  333—336. 

^)  Etwa  ein  Jahr  vorher  führte  der  Abgeordnete  Jamals,  Bericht- 
erstatter über  Weinzölle,  folgendes    aus:  „Bei  der  Einführung  der  Zölle 
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gisch,  dass  der  Ministerpräsident  Parier  selbst  das  Wort  er- 
greifen musste  und  in  einem  für  Oesterreich  fast  drohenden 
Tone  die  Hoffnung  auf  baldigste  Regelung  der  Frage  im  Sinne 
der  Rede  Turrels  aussprach.  Während  des  Winters  1893/94 
trat  wirklich  eine  unheimliche  Krisis  ein.  Der  Weinpreis  sank 
auf  23  Fr.  und  darunter  gegenüber  36  Fr.  im  Jahre  1891. 
Kurz,  man  kann  sagen,  dass  die  ganze  öffentliche  Meinung 
dieser  Zeit  sich  mit  der  Krisis  beschäftigte.  Das  furchtbare 
Wort  „Unverkäuflichkeit"  beherrschte  die  schriftliche  und 
mündliche  Politik;  und  am  5.  März  1894  bekam  die  Ab- 
geordnetenkammer wieder  Gelegenheit,  sich  mit  dieser  Frage  zu 
beschäftigen.  Den  Anlass  gab  auch  diesmal  wieder  Turrel, 
indem  er  verlangte,  die  Regierung  über  die  landwirtschaftliche 
Krisis  zu  interpellieren. 

Sehr  lebhaft  und  rücksichtslos  trat  er  jetzt  für  die  Durch- 
führung der  von  ihm  zur  Linderung  der  Not  empfohlenen 
Massregeln  ein.  Die  Unverkäuflichkeit  der  Weine,  deren  Pro- 
duktion nach  einer  langjährigen  Bemühung  der  Weinbauer 
und  nach  wirksamer  Hilfe  seitens  des  Staates  zur  Wieder- 
errichtung von  Weinbergen  sehr  stark  gestiegen  wäre,  sei  die 
Ursache  der  Krisis.  Es  gebe  aber  Erscheinungen,  führt  Turrel 
weiter  aus,  denen  gegenüber  die  Zollschranken  machtlos  sind, 
wie  z.  B.  stärkere  Steigerung  der  Produktion  als  des  Konsums. 
Die  Politik,  die  in  ununterbrochener  Erhöhung  der  Zölle  das 
einzige  Heilmittel  erblickt,  müsse  aufhören  und  der  Entwicklung 
des  Aussenhandels  Aufmerksamkeit  geschenkt  werden.  Gegen 
die  Unverkäuflichkeit  der  Weine  helfe  der  Schutz  nicht.  Die 
Ueberproduktion  an  Wein  werde  von  nun  an  in  Frankreich 
normaler  Zustand  sein.  Die  Regierung  habe  zur  Verteidigung 
des  auswärtigen  Marktes  gar  nichts  getan.  Auf  die  Errichtung 
von  önologischen  Stationen  und  auf  die  Regelung  der  Be- 
ziehungen zu  Oesterreich-Ungarn  könne  man  nicht  mehr  warten. 


auf  Getreide  und  Vieh  sagten  Sie,  dass  Sie  den  billigen  Markt  nicht 
durch  die  Einfuhr,  sondern  durch  die  Steigerung  der  inneren  Produktion 
herbeiführen  wollen.  Dasselbe  verlangen  wir  auch  für  den  Weinbau, 
welcher  seit  1881  den  inneren  Bedarf  nicht  decken  kann'  (p.  916  und 
p.  1531).  —  Jetzt  ist  gerade  dies  eingetreten.  Der  innere  Bedarf  ist  im 
Uebermass  gedeckt,  und  die  Klage  wurde  erst  recht  bitter. 
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Als  Ursachen,  an  denen  die  Regierung  schuld  sei,  bezeichnet 
er  folgende:  a)  dass  unter  der  zollfreien  Einfuhr  aus  Tunis 
auch  italienische  Weine  eingeführt  werden ;  b)  dass  der  Wein- 
zoll Spanien  gegenüber  nicht  hoch  genug  sei ;  c)  dass  man  die 
speziellen  Entrepöts,  in  denen  der  spanische  Wein  zwecks 
Verschnitt  zollfrei  eingeführt  würde,  weiter  duldet;  d)  die  hohen 
gemeindlichen  und  staatlichen  Abgaben  auf  Wein  und  schliess- 
lich e)  dass  der  künstliche  Wein  noch  nicht  beseitigt  worden 
sei  ^).  An  der  Diskussion  beteiligten  sich  noch  zwei  wein- 
agrarische Redner.  Brousse  verlangte  mit  Nachdruck  den 
Schutz  der  Naturweine  und  die  Unterdrückung  von  künstlichen 
Weinen  (insbesondere  von  Mouillage).  Nun  folgte  der  Abg.  Cot, 
der  neben  Alkoholisation  auch  die  Rosinenweine  und  gezuckerten 
Weine  als  schädliche  Konkurrenten  des  echten  Weines  be- 
zeichnete und  ihre  vollständige  Unterdrückung  verlangte.  Ins- 
besondere die  letztere  Art  von  Weinproduktion  sei  ihm  ver- 
hasst.  Die  zunehmende  Alkoholproduktion  müsse  ä  tout  prix 
untergebracht  werden;  durch  die  Herstellung  von  gezuckertem 
Wein  biete  sich  eine  ausserordentliche  Gelegenheit  dazu.  Auch 
die  Zuckerindustrie  sei  daran  stark  interessiert,  weil  diese 
Fabrikation  20 — 30  Mill.  kg  Zucker  jährlich  verbrauche^). 
Bloss  Naturwein  sei  zu  dulden  und  unter  Naturwein  seien 
fermentierte  frische  Trauben  zu  verstehen. 

Der  Abg.  Jumel  erklärte,  dass  die  Krisis  auf  zwei  Ur- 
sachen zurückzuführen  sei:  1.  die  erste  sei,  dass  der  Verbrauch 
von  alkoholischen  Getränken  zugenommen  habe;  das  komme 
daher,  weil  man  die  Produktion  des  industriellen  Alkohols  so 
reichlich  geschützt  habe.  „Das  müssen  die  Herren  vom  Süden 
büssen,  dass  sie  den  Zuckerrüben  und  dem  Getreide  vom  Norden 
so  wirksamen  Schutz  gewährt  haben."  2.  Als  äussere  Ursache 
bezeichnet  Jumel  den  Doppeltarif,  der  zur  Schliessung  der  aus- 
wärtigen Märkte  geführt  habe.  Früher  habe  man  sogar  den 
ausländischen  Wein  gekauft,  um  ihn  unter  französischer  Marke 
wieder  zu  verkaufen,  weil  der  französische  Wein  im  Auslande 
so  begehrt  war.     Die  spanische  Währung  sei  nicht  schuld  an 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  400—408. 
-)  Ib.  p.  410-414. 
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der  Krisis.  Was  den  gezuckerten  Wein  anbelangt,  so  gebe  es 
Departements,  die  seine  Beibehaltung  ausdrücklich  verlangen. 
Auch  die  Reform  des  Getränkeregimes  werde  nichts  helfen. 
Die  speziellen  Entrepots  seien  zum  Weinverschnitt  sehr  not- 
wendig. Eine  Besserung  sei  herbeizuführen  durch  Aufhebung 
des  Privilegs  der  Hausbrenner  ^). 

Zum  Schluss  sprach  der  Abg.  Salis  und  verlangte  die  Ab- 
schaffung von  Gemeindeabgaben  auf  hygienische  Getränke  und 
die  Reform  der  Getränkesteuer.  Die  Diskussion  wurde  beendigt 
am  8.  März  und  folgende  Tagesordnung  angenommen:  „Die 
Regierung  wird  ersucht:  1.  die  Gebühren  und  Steuern  auf  Wein 
zu  erleichtern,  2.  die  Fälschung  im  Weinhandel  zu  unterdrücken, 

3.  die  Weinfälschungen  durch  Zugabe  von  Wasser  und  Alko- 
hol  und    künstlichen   Produkten    überhaupt    zu    unterdrücken, 

4.  diejenigen  Massregeln,  die  zur  Hebung  des  Exports  geeignet 
erscheinen,  zu  ergreifen. "  Man  begnügte  sich  diesmal  mit  dieser 
ziemlich  unbedeutenden  Resolution. 

§3 

Erhöhung  des  Rosinenzolles 

Die  Lage  der  Weinproduzenten  aber  wurde  dadurch  um 
nichts  besser,  weil  die  Verwirklichung  dieser  Wünsche,  selbst 
wenn  sie  irgend  einer  anderen  gesetzgeberischen  Körperkraft 
vorgelegt  wären,  die  den  Begriff  „rasche  Erledigung"  anders 
auffasst  als  die  französische  Abgeordnetenkammer,  und  wenn 
sie  überhaupt  möglich  gewesen  wäre,  doch  zu  spät  kommen 
musste.  Ja,  sie  wurde  noch  etwas  schlechter,  weil  zu  der 
grossen  Masse  des  unverkauften  Weines  aus  dem  Jahre  1893 
die  reiche  Ernte  von  1894  hinzukam.  Sie  erreichte  eine  Menge 
von  39  Mill.  hl  und  überstieg  somit  den  Ertrag  aller  Ernten 
vom  Jahre  1880  an.  Die  Führer  der  weinagrarischen  Gruppe 
im  Parlament  sahen  sich  wieder  zu  dem  Versuch  genötigt,  eine 
Erleichterung  der  Lage  herbeizuführen.  Diesmal  aber  Hessen' 
sie  die  in  der  obigen  Resolution  ausgedrückten  Wünsche  bei- 
seite und  griffen  wieder  zum  alten  Mittel,  nämlich  am  6.  Juli  1894 
brachte  der  Abg.  Turrel  einen  Initiativantrag  ein,  der  eine  neue 


^)  Debats  parleni.,  compte  rendu,  p.  414. 
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Erhöhung  des  ßosinenzolls  von  15  auf  40  Fr.  und  von  25  auf 
60  Fr.  bezweckte.  Man  erblickte  in  der  so  sehr  zusammen- 
geschrumpften Rosineneinfuhr  und  in  dem  daraus  hergestellten 
Wein,  dessen  Produktion  vom  Jahre  1891 — 94  um  69,4  "/o 
zurückging,  noch  immer  eine  Gefahr.  Die  Rosinen weinfabri- 
kation,  die  neben  der  Maisbrennerei  das  verhassteste  Gewerbe 
Frankreichs  darstellt,  wurde  in  den  letzten  Jahren  in  einer 
der  Expropriation  ähnlichen  Weise  geschädigt  und  musste  auch 
diesmal  Opfer  bringen.  Diese  Erhöhung  des  Zolls  bezeichnete 
Turrel  als  eine  Notwendigkeit,  um  zwischen  Rosinen-  und 
Natur  wein  einen  Ausgleich  herbeizuführen.  Der  Abg.  Roux 
nannte  dieses  Argument  Phantasie.  Da  in  Paris  1  hl  Wein 
18,87  Fr.  Last  zu  tragen  hätte,  und  da  aus  100  kg  Rosinen 
3  hl  Wein  hergestellt  werden,  so  sei  ein  Doppelzentner  Rosinen 
mit  56,61  Fr.  belastet.  Diese  Last  habe  natürlich  die  Haus- 
produktion nicht  zu  tragen,  man  habe  sie  aus  sozialpolitischen 
Rücksichten,  weil  die  Arbeiter  auf  diese  Weise  billigen  Wein 
geniessen,  frei  gelassen.  Von  800000  hl  Rosinen  wein,  der  im 
Jahre  1893  hergestellt  wurde,  entfallen  500000  auf  den  Haus- 
trunk. Wenn  man  jetzt  einen  angeblichen  Ausgleich  durch 
Erhöhung  von  Zöllen  herbeizuführen  wünsche,  so  sei  das  nichts 
anderes  als  ein  Mittel  zur  Verteuerung  dieser  Weine  *). 

Der  Abg.  Brousse  verteidigte  den  Antrag.  Er  sei  über- 
zeugt, dass  die  Produktion  an  Rosinenwein  bedeutend  grösser 
sei.  Er  will  durch  die  Erhöhung  des  Rosinenzolls  einen  anderen 
Ausgleich  herbeiführen,  und  zwar  zwischen  eingeführten  Rosinen 
und  eingeführtem  Wein.  Wenn  Griechenland  3  hl  Wein  nach 
Frankreich  sende,  so  habe  dieser  Wein  47  Fr.  Zoll  zu  tragen 
und  18  Fr.  Transportkosten  bis  Paris.  Wenn  es  aber  100  kg 
Rosinen  schickt,  so  tragen  dieselben  einen  Zoll  von  15  Fr.  und 
die  Transportkosten  in  Höhe  von  3  Fr.  Der  Handelsminister 
bestritt  die  Richtigkeit  dieser  Berechnung  Brousses.  „3  hl 
Rosinen  wein  mit  10  °  haben  im  ganzen  einen  Zoll  von  21  Fr. 
zu  entrichten."  Weiter  betonte  er  auch  das  sozialpolitische 
Moment^),  und  das  mag  wohl  die  Ursache  sein,  dass  die  An- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1176 — 1179. 
^)  Ib.  p.  1186-1188. 
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nähme  des  Antrags  fraglich  wurde.  Als  dies  aber  die  wein- 
agrarischen Parlamentarier  bemerkten,  brachten  sie  unmittelbar 
vor  der  Abstimmung  einen  neuen  Antrag  ein,  wonach  der  Zoll 
nur  auf  25  und  40  Fr.  erhöht  werden  sollte.  Geschickterweise 
erreichten  sie  die  Ueberweisung  des  Antrags  an  die  Zollkom- 
raission,  wodurch  sie  sich  vor  der  Niederlage  retteten.  Erst 
am  25.  Oktober  wurde  der  Antrag  im  Plenum  besprochen. 
Als  Hauptredner  figurierten  Brousse  und  Roux.  Neben  den 
bekannten  Gründen  brachte  Roux  den  neuen  und  in  der  fran- 
zösischen Kammer  sehr  wirksamen  hervor,  dass  die  Verhinderung 
der  Rosineneinfuhr  einen  Verlust  von  4 — 4^2  Mill.  Fr.  für  den 
Fiskus  bedeute.  Er  unterliess  auch  nicht,  darauf  hinzuweisen, 
dass  Griechenland  und  die  Türkei  schliesslich  auch  ihre  Inter- 
essen in  Schutz  nehmen  werden.  Den  Mittelpunkt  der  Dis- 
kussion bildete  natürlich  das  oben  erwähnte  sozialpolitische 
Moment.  In  der  Besprechung  desselben  erklärten  Turrel  und 
Handelsminister  Lourtie,  anstatt  die  Behauptung  Roux'  zu  wider- 
legen, dieselbe  einfach  als  unrichtig  und  sagten,  in  dieser  Rich- 
tung werde  nichts  geändert.    Der  Antrag  wurde  angenommen. 

§  4 
Die  Betrachtung 

Fassen  wir  die  Lage  der  Weinproduktion  kurz  zusammen, 
so  ergibt  sich  folgendes  Resultat:  Die  Absatzstockung  der 
Weine  hat  sich  im  Jahre  1894  in  eine  Unverkäuflichkeit  der- 
selben verwandelt,  also  die  Not  entstand  durch  Mangel  an  Ab- 
satz und  damit  unterschied  sich  dieselbe  von  jener,  welche  in- 
folge des  Mangels  an  Ernte  herrschte. 

Das  Wort  „Ueberproduktion"  wurde  zu  wiederholten  Malen 
betont,  die  Ursache  und  die  Gestaltung  derselben  aber  unrichtig 
dargestellt.  Woher  kam  plötzlich  die  Ueberproduktion?  Der 
Abg.  Turrel  fand  die  Ursache  in  der  Wiederbebauung  von 
Weinbergen,  welche  der  Staat  in  Form  von  Steuerbefreiung 
begünstigte;  somit  schien  es,  als  ob  die  Prophezeiung  Roches, 
die  er  1891  im  Senat  machte,  dass  eine  Ueberproduktion  in 
5  Jahren  unvermeidlich  sei,  sich  noch  in  kürzerem  Zeitabschnitt 
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bewahrheitet  hätte.  Dies  war  die  fast  allein  herrschende  An- 
sicht über  die  Ursache.  Sie  war  aber  falsch.  Die  amtliche 
Statistik  über  die  mit  Weinbergen  bebaute  Fläche  gibt  uns  fol- 
genden Aufschluss :  Im  Jahre  1892,  in  welchem  sich  die  Ernte 
bloss  auf  28  Mill.  hl  belief,  betrug  diese  Fläche  1,782  Mill.  ha. 
Im  Jahre  1893,  als  die  Ernte  auf  50  Mill.  hl  stieg,  betrug  sie 
1,793  Mill.  ha,  also  bloss  um  0,6  "/o  mehr  und  im  Jahre  1894, 
als  die  Ernte  um  10^/2  Mill.  hl  höher  war  als  1892,  war  die 
bebaute  Fläche  um  0,8  "/o  geringer  (1,766  ha).  Die  Fläche  ist 
also  beinahe  gleich  geblieben  und  nur  die  Ernte  hat  grosse 
Schwankungen  erfahren.  Die  Ursache  ist  anderswo  zu  suchen; 
sie  war  allen  bekannt  und  lag  in  dem  für  Weintrauben  und 
Obst  so  ausserordentlich  günstigen  Wetter,  wie  es  seit  einem 
Jahrhundert  nie  mehr  vorgekommen  ist.  Jene  furchtbare  Dürre, 
welche  im  Jahre  1893  sowohl  in  Frankreich  wie  in  Deutsch- 
land eine  schreckliche  Futternot  zur  Folge  hatte,  ist  einzig  und 
allein  die  Ursache.  Dieser  Faktor,  der  im  Weinbau  eine  sehr 
grosse  Rolle  spielt,  wurde  stets,  sowohl  bei  der  Tarifreform 
wie  auch  jetzt  vollständig  ausser  acht  gelassen. 

Die  Vertreter  der  so  sehr  leidenden  Weinproduzenten 
beklagten  sich  bitter.  Was  zunächst  ihre  Klage  über  die  Kon- 
kurrenz seitens  der  „künstlichen  Weine"  anbelangt,  so  ist  zu 
bemerken,  dass  sie  unbegründet  war.  Die  Produktion  des 
Rosinenweins  betrug  im  Jahre  1894  nur  noch  l°/o  der  vorjährigen 
Weinernte  und  die  des  gezuckerten  Weines  3  *'/o ,  Brousse  hat 
allerdings  diese  amtliche  Angabe  bestritten,  allein  keine  glaub- 
würdigen Daten  geliefert. 

Auch  die  Klage  über  die  ausländische  Konkurrenz  war 
unbegründet.  Die  Einfuhr  betrug  im  Jahre  1894  nur  noch 
4,492  Mill.  hl  gegenüber  12,278  im  Jahre  1891.  Einen  stärkeren 
Erfolg  hat  nicht  einmal  die  Kontinentalsperre  gehabt.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dass  diese  6,5  Mill.  hl  der  „künstlichen"  und 
der  eingeführten  Weine  die  bestehende  Unverkäuflichkeit  nicht 
verursacht  haben.  Auf  Grund  der  amtlichen  Statistik  des  Al- 
koholverbrauchs lässt  sich  feststellen,  dass  zur  Herstellung 
künstlicher  Weine  eine  sehr  geringe  Menge  Alkohol  verwendet 
wird.  Man  muss  dem  Abgeordneten  Jumel  recht  geben,  dass 
die  Vertreter  der  Weinproduzenten  selbst  an  der  Stärke  dieser 
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Konkurrenz  schuld  sind,  denn  wie  wir  später  sehen  werden, 
leidet  auch  die  Alkoholindustrie  an  Ueberproduktion,  und  diese 
ist  die  Folge  des  wirksamen  Schutzes,  der  unter  Mitwirkung 
der  Weinproduzenten  zu  stände  kam.  Das  letzte  Moment,  das 
in  der  Frage  des  inneren  Marktes  eine  Rolle  spielte,  waren 
die  staatlichen  und  gemeindlichen  Weinsteuern,  Dass  die  fran- 
zösischen Getränkesteuern,  welche,  wenn  auch  nicht  so  rasch 
wie  die  deutsche  Branntweinsteuergesetzgehung,  sondern  im 
Laufe  eines  ganzen  Jahrhunderts  in  ein  gesetzgeberisches 
Labyrinth  verwandelt  waren,  nicht  so  leicht  zu  reformieren 
sind,  ist  nicht  zu  leugnen,  anderseits  ist  es  klar,  dass  die 
Aufhebung  aller  dieser  Steuern  eine  Konsumsteigerung  herbei- 
führen würde,  allein  die  „nichthygienischen  Getränke"  können 
nicht  auch  jene  Last,  die  auf  den  „hygienischen"  liegt,  mit 
übernehmen. 

Aus  diesem  Ueberblick  der  Momente,  die  für  den  inneren 
Markt  wirklich  oder  angeblich  ausschlaggebend  sind,  ergibt 
sich,  dass  der  letztere  in  dem  Augenblick,  in  dem  eine  reiche 
Ernte,  also  das,  was  die  Führer  der  Weinproduzenten  durch 
die  Schutzzölle  herbeiführen  wollten,  eintrat,  vollständig  ver- 
sagen muss,  solange  die  Menschen  in  Frankreich  nicht  über- 
mässige Trinker  werden,  was  man  schliesslich,  selbst  wenn 
man  es  wollte,  durch  keine  Gesetze  zu  stände  bringen  kann. 
Darin,  dass  das  wirksamste  Mittel  die  Ausfuhr  sei,  hat  Turrel 
recht  gehabt.  Allein  um  die  Sicherung  des  auswärtigen  Ab- 
satzes hat  sich  1891  kein  Mensch  gekümmert. 

Viehzucht 

§  1 
Allgemeiner  Ueberblick 

Die  Viehzüchter  haben  sich  bekanntlich  immer  der  grössten 
Aufmerksamkeit  seitens  des  schutzzöllnerischen  Parlaments 
erfreut;  denn  obwohl  der  Weizenbau  den  „edelsten"  und 
„nationalsten"  Produktionszweig  darstellt,  so  hat  man  doch 
den  Weizenzoll  1891  unverändert  übernommen,  die  Vieh-  und 
Fleischzölle  dagegen  umgestaltet  und  zum  grossen  Teil  erhöht. 
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Die  weitere  Entwicklung  der  Viehzucht,  nach  dem  Inkraft- 
treten des  neuen  Zolltarifs,  welche  für  Vieh  und  tierische 
Produkte  so  hohe  Zölle  hatte,  war  nichts  weniger  wie  günstig. 
In  den  Achtzigerjahren  beklagte  man  sich  bitter  entweder  über 
steigende  Einfuhr  oder  über  den  Rückgang  des  Viehstandes 
oder  über  die  niedrigen  Preise.  Nach  dem  Jahre  1891,  be- 
klagte man  sich  —  wie  uns  die  Tabelle  zeigt  —  mit  Recht 
über  alles  dies  zusammen.  Der  Viehstand  hat  mit  einer  be- 
deutungslosen Ausnahme  bei  Ziegen,  allgemein  abgenommen 
und  die  Einfuhr  —  ebenso  mit  einer  geringen  Ausnahme  — 
sehr  stark  zugenommen.  Die  Ausfuhr  ist  ebenfalls  ausnahmslos 
ungeheuer  zurückgegangen,  und  die  Preise  erreichten  1893 
einen  unheimlichen  Tiefstand.  Die  Viehzüchter  hatten  noch 
nie  schlechtere  Zeiten  gehabt. 

§  2 

Der  Gesetzentwurf  betreffs  Unterdrückung  von 
Butterfälschung 

Angesichts  ihrer  Klagen  niusste  Meline  an  andere  Mittel 
denken,  um  sie  zu  beruhigen,  und  er  dachte  zunächst  an  die 
Unterdrückung  von  Fälschungen  beim  Butterverkauf,  eine 
Massregel,  die  man  den  Viehzüchtern  schon  vor  dem  Zustande- 
kommen des  Zolltarifs  versprochen  hatte.  Diese  Frage  gehört 
formell  allerdings  in  ein  der  Volkswirtschaftslehre  scheinbar 
femliegendes  Gebiet,  nämlich  in  das  der  Volkshygiene.  In 
der  letzten  Zeit  aber  sind  sich  diese  beiden  Wissenschaften  so 
sehr  nahe  gerückt,  dass  für  den  modernen  Wirtschaftspolitiker 
die  Hygiene  eine  unentbehrliche  Hilfswissenschaft  geworden 
ist.  Es  genügt  ein  Blick  in  die  parlamentarischen  Verhand- 
lungen über  verschiedene  Massregeln  gegen  solche  Gefahren, 
um  sich  davon  vollständig  zu  überzeugen.  Auch  in  Frankreich 
sind  beide  Wissenschaften  und  zwar  auf  ähnliche  Weise 
einander  nahegetreten.  Das  in  Aussicht  genommene  Gesetz 
sollte  „die  Gesundheit  des  Volkes  wirksam  schützen",  wie  es 
im  Motivenbericht  heisst.  Prüft  man  aber  die  Begründung 
und  die  Verhandlungen  etwas  näher,  so  kommt  man  zu  dem 
Resultat,    dass  das  Gesetz  in  erster  Linie   eine  Steigerung  des 
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Butterpreises,  welcher  mittelbar  durch  Vermischung  von  Butter 
und  Margarine  und  unmittelbar  durch  Abnahme  der  Nachfrage 
nach  Butter  zurückgegangen  sei  ^),  herbeiführen  sollte.  Es  ist 
also  eine  preispolitische  Massregel  und  muss  daher  an  dieser 
Stelle  geschildert  werden. 

Das  ausgesprochene  Ziel,  d.  h.  der  Schutz  der  Volks- 
gesundheit sollte  auf  dreierlei  Weise  erreicht  werden :  a)  durch. 
Verbot  des  Färbens  der  Margarine  (um  die  Verwechslung  mit 
Butter  zu  erschweren),  b)  durch  Ueberwachung  der  Margarine- 
fabrikation und  c)  durch  Trennung  des  Margarinehandels  von 
dem  mit  Butter.  Durch  diese  strengen  Massregeln  hoflFte  man 
allmählich  die  Margarine  ganz  aus   der  Welt  zu  schaffen. 

Der  Sozialist  Basly,  der  einen  Tag  vorher  seine  Stimme 
für  den  Doppeltarif  abgab  (6.  Januar  1892),  trat  lebhaft  gegen 
diesen  Gesetzentwurf  auf.  Er  habe  für  den  Zolltarif  abgestimmt, 
aber  seiner  Meinung  nach  müsse  auch  die  Schutzpolitik  ihre 
Grenze  haben.  Die  Arbeiter  kauften  wissentlich  Margarine 
anstatt  Butter,  weil  sie  billiger  sei.  Wenn  ein  Krämer  nur 
die  Butter,  der  andere  nur  die  Margarine  verkaufen  dürfte,  so 
bedeute  dies  den  Ruin  des  Kleinhandels.  Im  Motivenbericht 
habe  man  versucht,  diese  Massregeln  auf  die  Notwendigkeit, 
den  Kleinhandel  zu  schützen,  zurückzuführen;  in  der  That  sei 
das  nur  ein  Zeichen  dafür,  dass  man  die  durch  das  Gesetz 
eingetretene  Steigerung  der  Einnahmen  des  kleinen  Pächters 
auszunutzen  beabsichtige,  um  einen  höheren  Pachtzins  zu  er- 
zielen. Der  Gesetzentwurf  laufe  den  Interessen  der  Arbeiter, 
Kleinbauern  und  Kleinhändler  zuwider.  Die  grössten  Butter- 
fälscher seien  die  Grossgrundbesitzer,  die  in  der  Avenue  de 
rOpera  unter  dem  Titel  ,Bund  der  französischen  Landwirte'" 
ihren  Sitz  haben.  Die  Kommission  habe  nur  sie  und  die 
Syndikate  der  Butterhändler  und  Milchproduzenten  gehört.  Im 
übrigen  würden  die  vorgeschlagenen  Massregeln,  wie  die  in 
Dänemark  gemachte  Erfahrung  lehre,  wirkungslos  bleiben: 
dort  habe  man  nämlich  ein  Mittel  entdeckt  —  der  Abg.  Basly 
zog  eine  Kapsel  aus  der  Tasche,  die  dieses  Mittel  enthielt  — 


0  Debats  parlem.,  compte  rendu  1891,  III.  Bd.  p.  2988  und  annexes 
1892,  I.  Bd.  p.  16  (Bericht). 
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durch  welches  die  Margarine  auf  dem  Markte,  selbst  nach 
erfolgter  Inspektion  momentan  gefärbt  werden  kann.  In  seiner 
Entrüstung  ging  Basly  so  weit,  zu  behaupten,  dass  jedes  bis- 
her zum  Schutz  der  Landwirtschaft  gemachte  Gesetz  eine  Ver- 
teuerung der  Nahrungsmittel  zur  Folge  gehabt  habe  ^).  Ihm 
erwiderte  der  Berichterstatter  Guillaumin.  Er  gab  die  Berech- 
nung des  „Bundes  der  Landwirte"  über  den  jährlichen  Schaden 
für  den  inneren  Markt  infolge  von  Butterfälschung  wieder, 
derselbe  soll  sich  auf  468  Mill.  belaufen,  und  da  es  der  Chemie 
bisher  noch  nicht  gelungen  sei,  das  Verfahren  zu  entdecken, 
wonach  man  jede  Butterfälschung  feststellen  könne,  so  wäre 
es  am  richtigsten,  die  Margarinefabrikation  ganz  zu  verbieten. 
Die  Kommission  sei  jedoch  nicht  so  weit  gegangen.  Der  Rück- 
gang der  Nachfrage  nach  Butter  habe  einen  Rückgang  der 
Viehzucht  zur  Folge,  dieser  wiederum  einen  Rückgang  der 
Düngermittel  und  ein  Mangel  an  Düngemitteln  führe  zu  einem 
Rückgang  der  Getreideproduktion  ^).  Der  Abg.  Basly  verlangte, 
dass  man  den  Gesetzentwurf,  für  den  bereits  Dringlichkeit 
verlangt  war,  erst  berate,  nachdem  man  eine  Enquete  über 
diesen  Gegenstand  veranstaltet  habe.  Mit  331  Stimmen  gegen 
228  wurde  beschlossen,  zur  Spezialdiskussion  überzugehen. 

§  3 
Die   zeitweilige  Aufhebung   der  Zölle   auf  Viehfutter 

Grosse    Dürre    im    Jahre    1893    hatte    einen    Mangel    an 
Grünfutter  zur  Folge.     So  betrug  die  Ernte  an 
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Spanischem  ;  Natürlichen 
Klee        '      Wiesen 


1892 
1893 


89  000  000  '  37  000  000      30  000  000       19  000  000   '  126  000  000 
77  000  000  i   19  000  000      21000  000      11000  000   i     74  000  000 


Dieser  Futtermangel  musste   auf  die  Viehzucht  sehr  un- 
günstig   wirken;    die    Viehzüchter    klagten,     dass    durch    den 


0  üebats  parlem.  1891,  compte  rendu,  p.  2984—2987. 
2j  Ib.  p.  2997—2999. 
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Mangel  an  Grünfutter  der  Viehmarkt  überschwemmt  sei  und 
infolgedessen  das  Vieh  zu  Schleuderpreisen  abgegeben  werden 
müsste  (siehe  Tabelle). 

Die  erste  Hilfe,  die  der  Staat  leistete,  bestand  in  einer 
Ermässigung  der  Eisenbahntarife  für  Futtertransporte  um 
25  ^/o.  Dann  wurden  vom  Parlament  6  000  000  Fr.  zur  Er- 
leichterung der  Lage  der  Notleidenden  bewilligt^).  Am  15.  Juni 
wandten  sich  die  Abgeordneten  an  die  Regierung  mit  dem  Er- 
suchen, Hilfe  in  Form  von  Ankauf  des  massenhaft  auf  den 
Markt  gelangten  Viehs  zwecks  Herstellung  von  Konserven  für 
die  Armee  zu  leisten.  Der  Landwirtschaftsminister  Viger  er- 
klärte sich  mit  diesem  Gedanken  einverstanden,  unterliess  aber 
nicht,  die  Schwierigkeiten,  die  die  Verwirklichung  dieses  Ge- 
dankens durch  den  Mangel  an  Konservefabriken  und  durch  die 
gegenüber  dem  Auslande  (z.  B.  Amerika)  immer  noch  hohen 
Preise  des  heimischen  Fleisches  habe,  hervorzuheben.  So 
wurde  eine  Tagesordnung  angenommen,  in  der  die  Regierung 
aufgefordert  wurde,  nicht  bloss  die  Konservierung  vorzunehmen, 
sondern  auch  die  Errichtung  von  Anlagen  zur  Konservierung  zu 
unterstützen. 

Der  Abg.  Deroulede  fasste  die  Lage  bedeutend  ernster 
auf  und  brachte  deshalb  einen  Gesetzentwurf  ein,  welcher  eine 
zeitweilige  Aufhebung  von  Zöllen  auf  Mais,  Hafer,  Grünfutter 
enthielt.  Er  befürwortete  seinen  Antrag  so  lebhaft  und  be- 
redt, dass  es  Meline  erst  nach  grosser  Mühe  gelang,  Hafer 
und  Mais  von  Grünfutter  zu  trennen  und  die  ersteren  der 
Kommission  zu  überweisen,  um  die  Frage,  ob  die  Rücksicht 
auf  die  Interessenten  an  KartoflPeln  und  Zuckerrüben  die  Mais- 
einfuhr gestatte,  näher  zu  prüfen.  Die  Aufhebung  des  Zolls 
auf  Grünfutter  bis  zum  1.  Januar  1894,  der  75  und  50  Cts. 
betrug,  wurde  trotz  prinzipieller  Bedenken  gegen  eine  Zoll- 
ermässigung —  wie  dies  Meline  zu  wiederholten  Malen  be- 
tonte —  mit  371  gegen  105  Stimmen  angenommen  2).  Am 
Ende   dieser,    den   landwirtschaftlichen  Interessen   gewidmeten 


')  Auch  in  Deutschland  herrschte  zu  dieser  Zeit  eine  Futtemot, 
welcher  ebenfalls  mit  Frachtermässigung  zu  steuern  gesucht  wurde.  Vgl. 
Lotz,  Handelspolitik  des  Deutschen  Reichs  S.  113. 

2)  Debats  parlem.  1893  p.  1719—1731. 
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Sitzung,  brachte  Graf  de  Kergaulay  ^)  einen  Gesetzentwurf  ein, 
der  nichts  geringeres  als  die  AbschaflFung  der  Grundsteuer  be- 
zweckte. 

Diese  Aufhebung  der  Zölle  auf  Futter  war  prinzipiell 
nichts  Neues :  man  hatte  bekanntlich  auch  den  Zoll  auf  Weizen 
zeitweilig  ermässigt.  Allein  diese  Massregel  war  mit  der 
Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Konsumenten  begründet.  Die 
Aufhebung  der  Zölle  auf  Grünfutter  dagegen  geschah  nur  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  und  dadurch  gab  man  zu,  dass 
die  Zölle  nicht  nur  kein  allgemeines  Heilmittel  darstellten, 
sondern  unter  Umständen  sogar  die  geschützten  Produktions- 
zweige schädigen  können. 

Die  Erhöhung  des  Melassezolls 

Die  Einfuhr  von  sogenannter  „magerer"  Melasse,  welche 
zur  Branntweinproduktion  verwendet  wird  und  bis  zum  1.  Februar 
1892  zollfrei  war,  wurde  im  neuen  Minimaltarif  mit  einem  Zoll 
von  5  Cts.  pro  Doppelzentner  und  Prozent  des  absoluten 
Sacharingehaltes  belegt. 

Das  hatte  aber  nicht  den  gewünschten  Erfolg  und  die 
Einfuhr  stieg  folgendermassen :  von  55  357  Tonnen  1890  auf 
87  251  im  Jahre  1891,  114680  Tonnen  1892,  156  500  Tonnen 
im  Jahre  1893.  Den  Rübenproduzenten  war  diese  Einfuhr- 
steigerung sehr  unangenehm.  Schon  durch  das  Gesetz  von 
1887,  wodurch  den  Zuckerfabrikanten  für  die  Melasse,  die  sie 
an  die  Brenner  verkauften,  eine  Entlastung  von  14^/o  gewährt 
wurde,  bekam  die  Rübe  als  Brennereimaterial  in  der  Melasse 
einen  Konkurrenten.  Trotzdem  man  den  Zuckerfabrikanten 
dieselbe  Entlastung  für  die  ausgeführte  Melasse  gewährt  hatte, 
blieb  die  Ausfuhr  ohne  Bedeutung.  Da  aber  eine  solche  Er- 
leichterung für  eine  anderweitige  Verwendung  der  Melasse 
nicht  vorhanden  war,  so  blieben  die  Brennereien  die  vorteil- 
hafteste Verwendung.  Die  immer  stärker  werdende  Einfuhr 
von  ausländischer  Melasse,  insbesondere  jener  Deutschlands, 
veranlasste  nun  die  Schutzzöllner  zu  einer  neuen  Zollerhöhung. 


')  Döbats  parlera.  1893  p.  1731—1733. 
Bajkiö,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  14 
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Im  Motivenbericht  wurde  die  Erhöhung  des  Zolles  damit  be- 
gründet, dass  eine  solche  im  Interesse  sämtlicher  als  Brennerei- 
material dienender  Produkte  liege.  Mit  319  gegen  143  Stimmen, 
wurde  die  Erhöhung  angenommen. 


Die  Branntweinbrennerei 

Ueber  den  Anteil  verschiedener  Rohsto£Pe  als  Material  der 
Branntweinbrennerei  gibt  uns  folgende  Tabelle  Aufschluss: 


Branntweinmaterial 

1892 
hl 

1893 
hl 

1894 
hl 

Rüben 

Melasse 

Mehlige  Stoffe 

Wein,  Hefe,  Treber  und  Obstwein    . 
Eigenbrenner       

844  370 

904  446 

376  238 

72  831 

69  225 

861  100 
896  570 
457  877 
101  641 
159  199 

753  508 
817  525 
415  795 
127  917 
214  368 

Total 

2  267  110 

2  476  387 

2  329  113 

Die  Schwankungen  bei  den  Rüben  sind  auf  die  Ernte^ 
der  Rückgang  der  Melasse  auf  die  zollpolitischen  Massregeln 
zurückzuführen.  Was  die  mehligen  Stoffe  anbelangt,  so  hat 
man  leider  keine  detaillierte  Statistik,  um  den  Anteil  von 
Kartoffeln,  Reis  und  Korn  gesondert  beobachten  zu  können. 
Erst  im  Jahre  1892  sind  Versuche  der  Kartoffelbrennerei  ge- 
macht worden  und,  wie  die  Berichte  lauten,  mit  ziemlich 
günstigem  Erfolg.  Der  Reis  aus  den  französischen  Kolonien 
spielt  als  Material  der  Brennereien  eine  ziemlich  grosse  Rolle. 
Der  immer  mehr  zunehmende  Verbrauch  von  Wein ,  Hefe, 
Obst  etc.  zur  Herstellung  von  Alkohol  ist  auf  die  günstige 
Ernte  an  Wein  und  Obst  zurückzuführen.  Eine  Steigerung  der 
Produktion  der  Hausbrenner  um  mehr  als  200  °/o  ist  wohl 
derselben  Tatsache  zu  verdanken,  nicht  nur  dem  Privileg,  das 
die  letzteren  geniessen.  Es  war  bei  der  Unverkäuflichkeit  des 
Weins  selbstverständlich,  dass  die  einfachsten  und  billigsten 
Weine  zur  Herstellung  von  Branntwein  genommen  wurden,  um- 
somehr,  da  die  Franzosen  für  diesen  Schnaps  eine  traditionelle 
Vorliebe  haben;  seine  Produktion  betrug  zur  Zeit  der  Blüte  der 
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Weinproduktion  bis  zum  Jahre  1875  500— 700000  hl  jährlich. 
Die  Aussichten,  dass  diese  Zeit  wiederkommen  könne,  bedrückten 
die  Gemüter  der  an  dem  Status  quo  interessierten  Brenner  und 
Landwirte.  Sie  wagten  nicht,  Massregeln  zur  Unterdrückung 
der  Weinproduktion  zu  verlangen,  wie  die  Weinproduzenten 
der  Alkoholproduktion  gegenüber  taten,  allein  sie  beklagten 
sich  doch  sehr  über  die  Ueberproduktion,  für  welche  sie  die 
Hausbrenner  verantwortlich  machten.  Dass  eine  Ueberproduktion 
damals  wirklich  vorhanden  war,  ist  gar  nicht  zu  leugnen;  die 
Statistik  liefert   einen  Beweis   dafür.     Es   betrug: 


1892 
hl 

1893 
hl 

1894 
hl 

Die  Produktion 

Die  Einfuhr   

2  267  000 
166  000 

2  476  000 
144  000 

2  329  000 
156  000 

2  433  000 

2  620  000 

2  485  000 

Der  Konsum 

Die  Ausfuhr 

2  155  000 
283  000 

2  002  000 

278  000 

2  173  000 
279  000 

2  438  000 

2  280  000 

2  452  000 

Also  im  Jahre  1892  deckten  sich  die  Ziffern  der  Pro- 
duktion und  Einfuhr  mit  den  Ziffern  des  Konsums  und  der 
Ausfuhr.  Die  Statistik  zeigt  uns,  dass  im  Jahre  1893 
340000  hl  und  im  Jahre  1894  33  000  hl  keinen  Absatz  fanden. 
Diese  Absatzkrisis  musste  auf  die  Alkoholpreise  eine  Rück- 
wirkung ausüben,  was  ebenfalls  aus  der  Statistik  deutlich 
hervorgeht,  nämlich:  Der  Preis  eines  Hektoliters  reinen 
Alkohols  betrug  im  Jahre  1892  52,25  Fr.,  im  Jahre  1893 
48,88  Fr.  und  im  Jahre  1894  37,37  Fr. 

Trotz  dieser  Verhältnisse  sind  die  Branntweinbrenner 
Schutzzöllner  geblieben. 


Die  Zuckerindustrie 

Die  Zuckerindustrie  ist  eine  rein  nationale,  sowohl  ge- 
schichtlich, wie  auch  vom  Standpunkte  des  agrarischen  Pro- 
tektionismus, weil  sie  das  auf  dem  europäischen  Kontinent  in 
hohem  Masse  produzierte  landwirtschaftliche  Produkt  bearbeitet 
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und  weil  ihre  Abfälle,  über  deren  Wert  und  Verwendung  übrigens 
nicht  alle  Schutzzöllner  einig  sind,  ein  sowohl  landwirtschaft- 
lich wie  gewerblich  wichtiges  Produkt  liefern.  Zu  der  gegen- 
seitigen Abhängigkeit  zwischen  Zuckerindustrie  und  Rübenbau 
tritt  für  letzteren  als  einen  landwirtschaftlichen  Produktions- 
zweig die  Abhängigkeit  von  den  klimatischen  und  anderen 
natürlichen  Verhältnissen  hinzu.  In  der'  Statistik  der  Roh- 
zuckerproduktion spiegelt  sich  am  besten  das  Schwanken  der 
Zuckerrübenernte  wieder. 

Von  674000  Tonnen  in  der  Campagne  1891—1892  ging 
sie  auf  610  000  Tonnen  1892/93  zurück,  weil  die  Ernte  so- 
wohl qualitativ  wie  quantitativ  schlecht  war.  Ein  weiterer 
Rückgang  um  10000  Tonnen  im  Jahre  1893/94,  der  sich  trotz 
ausgedehnter  Wiederbestellung  ergab,  war  eine  Folge  der 
grossen  Dürre. 

Die  Zunahme  von  Rohzucker  um  225  000  Tonnen  oder 
37  °/o  in  der  Campagne  1894/95  ist  auf  einen  überaus  milden 
Winter  und  regnerischen  Juni,  der  den  übrigen  Pflanzen  sehr 
schädlich,  den  Zuckerrüben  aber  sehr  nützlich  war,  zurück- 
zuführen. Das  ist  auch  zugleich  das  Jahr  der  bis  dahin 
höchsten  Zuckerproduktion  der  ganzen  Welt  (8 105  000  Tonnen) 
und  des  niedrigsten  Zuckerpreises,  der  in  Frankreich  im 
Dezember  1894  24  Fr.  gegen  35  Fr.  im  März  desselben  Jahres 
betrug. 

Die  Zuckereinfuhr  nach  Frankreich  gestaltete  sich  folgender- 


massen : 

1891 
Tonnen 

1892 
Tonnen 

1893 
Tonnen 

1894 
Tonnen 

Aus   den    französischen   Kolo- 
nien      

Ausländischer  Rohrzucker  .     . 

96  984 
55  242 

101  017 
59  850 

111433 
31542 

107  080 
53  497 

152  226 

160  867 

142  975 

160  577 

Also  man  kann  sagen,  dass  sie  bei  kleinen  Schwankungen 
von  Jahr  zu  Jahr  stationär  blieb.     Die  Ausfuhr  betrug: 
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1891 
Tonnen 

1892 
Tonnen 

1893 
Tonnen 

1894 
Tonnen 

An  einheimischem  Rohmaterial 
An  raffiniertem  Zucker  .     .     . 

168  520 
122  181 

95  281 
120  98fi 

153156 
110  301 

167  264 
128  501 

280  701 

216  267 

263  457 

295  765 

Auch  über  die  Ausfuhr,  die  etwas  grössere  Schwankungen 

aufweist,  kann  man  sagen,  dass  sie  im  ganzen  stationär  blieb. 

Der  Verbrauch  an  Rohzucker  betrug: 

1892  1893  1894 

473120  Tonnen  423  941  Tonnen  439  701  Tonnen. 

Das  Vorhandensein  einer  guten  Zuckerproduktionsstatistik 
ermöglicht  uns  eine  Betrachtung  über  den  Wert  des  inneren 
Marktes.  Die  Zuckerproduktion  Frankreichs  stieg  im  Jahre 
1894  um  37  >  gegenüber  dem  Vorjahr  (1893)  und  um  35,20/0 
gegenüber  1892 ;  der  Verbrauch  ging  dagegen  im  Jahr  1893 
um  10"/o  zurück  gegenüber  1892  und  1894  stieg  er  nur  um 
3,7°/o.  Die  Zuckerindustrie  ist  also  eine  Exportindustrie,  was 
eigentlich  schon  durch  Einführung  von  Ausfuhrprämien  zu- 
gegeben war.  Gleichwohl  stimmten  die  Zuckerproduzenten  für 
den  Doppeltarif,  der  den  Zollkrieg  mit  der  Schweiz,  d.  h.  mit 
dem  zweitbesten  Abnehmer  des  französischen  Zuckers,  zur 
Folge  hatte.  Demgemäss  ging  die  Zuckerausfuhr  von  1892 
bis  1894  dem  Gewichte  nach  um  100°/o,  dem  Werte  nach 
von  8,3  auf  0,5  Mill.  Fr.  zurück. 


Prämien  auf  Mineralöle 

Die  Frage  der  zollpolitischen  Behandlung  der  Mineralöle 
spielt  eine  grosse  Rolle  in  der  Handelspolitik  Frankreichs. 
Vier  verschiedene  und  zum  Teil  entgegenstehende  Interessen 
sollten  in  der  Lösung  dieser  Frage  versöhnt  werden.  Zu- 
nächst sind  es  die  Produzenten  von  Oelkörnern  und  -fruchten, 
insbesondere  von  Reps,  welche  eine  Erschwerung  der  Einfuhr 
von  rohen  und  raffinierten  Oelen  erstreben,  um  ihrem  Produkte 
einen  guten  Absatz  als  Beleuchtungsmaterial  zu  sichern.    Dann 
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sind  es  die  Besitzer  von  Petroleumraffinerien,  welche  sowohl 
den  ersteren  wie  den  Rohölproduzenten  grosse  Konkurrenz 
machen.  Sie  möchten  am  liebsten  die  Einfuhr  von  raffiniertem 
Petroleum  gänzlich  verboten  sehen  und  die  Einfuhr  von  Roh- 
ölen zollfrei  haben.  Ihnen  gegenüber  stehen  die  Produzenten 
von  Rohölen,  welche  eine  Erschwerung  der  Einfuhr  derselben 
erstreben  und  in  der  Versorgung  der  einheimischen  Raffinerien 
das  Monopol  haben  möchten.  An  vierter  Stelle  kommen  die 
Seifen-  und  andere  ölverbrauchenden  Industrien,  welche  volle 
Zollfreiheit  haben  möchten.  Im  übrigen  ist  auch  der  Fiskus 
auf  zweierlei  Weise  an  der  Gestaltung  der  Zölle  auf  Mineral- 
öle interessiert:  wegen  der  Zollgefälle  und  als  grosser  Ver- 
braucher von  Oel  in  der  Marine.  Zieht  man  noch  in  Betracht, 
dass  einerseits  die  Produzenten  von  Oelkörnern  und  -fruchten 
1892  bei  der  Reform  ohne  jeglichen  Schutz  blieben  und  daher 
etwas  stürmischer  geworden  waren,  anderseits,  dass  die  Oel- 
raffinerien  durch  ein  mächtiges  und  von  der  „Oil  Standard  Com- 
pany" bedrohtes  Syndikat  vereinigt  sind,  so  wird  man  leicht 
begreifen,  dass  die  Frage  der  zollpolitischen  Behandlung  der 
Mineralöle  besonders  1892  überaus  schwierig  war.  Was  die 
Grundfrage,  d.  h.  ob  diese  Produkte  überhaupt  mit  einem 
höheren  Zoll  belegt  werden  sollten,  anbelangt,  so  machte  sie 
keine  Schwierigkeiten,  weil  die  Konsumenten  überhaupt  nicht 
gefragt  wurden.  Erst  bei  der  Frage,  wie  gross  der  Abstand 
zwischen  dem  Zoll  auf  Rohöle  und  jenem  auf  raffinierte  sein 
solle,  gingen  die  Meinungen  der  Mehrheit  auseinander.  Da 
setzte  der  Kampf  zwischen  den  Interessengegensätzen  ein  und 
machte  daraus  ein  grosses  Problem.  Die  Abgeordnetenkammer 
übernahm  anlässlich  der  Tarifreform  die  beiden  Zölle;  den  auf 
Rohöle  mit  18  und  den  auf  raffinierte  Oele  mit  23  Fr,  aus  dem 
früheren  Tarif.  Diesen  Abstand  von  5  Fr.  fand  der  Senat  zu 
niedrig  und  erhöhte  den  Zoll  auf  raffinierte  Oele  auf  24  Fr.  Die 
Abgeordnetenkammer  stimmte  zunächst  dagegen  und  erst  nach 
zehn  schwierigen  Sitzungen  nahm  sie  diese  Aenderung  an,  mit 
der  Bestimmung,  dass  dieser  Zustand  nur  bis  30.  September  1892 
dauern  sollte ;  bis  dahin  sollte  die  Frage  durch  ein  besonderes 
Gesetz  geregelt  werden.  Das  Gesetz  aber  liess  lange  auf  sich 
warten   und   der  Status  quo   wurde  immer   wieder   verlängert. 
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Als  Ursache  gab  die  Regierung  an,  dass  man  diese  Frage 
lange  Zeit  studieren  müsse.  Zu  diesem  Zweck  wurden  zwei 
Sachverständige  nach  Amerika  gesandt,  und  die  Ergebnisse 
ihrer  Studien  benutzte  die  Zollkommission,  um  endlich  einen 
Gesetzentwurf  auszuarbeiten.  Am  7.  März  1893  wurde  auch 
der  umfangreiche  Motivenbericht  erstattet.  Es  stimmte  alles 
darin  überein,  dass  die  Lage  der  französischen  Raffinerien 
jener  der  amerikanischen  gegenüber  bedeutend  ungünstiger  sei, 
weil  die  letzteren  die  Quellen  nahe  hätten  und  weil  den  ersteren 
die  Zölle  einen  Wechsel  in  den  Produkten,  welche  aus  Roh- 
ölen hergestellt  werden  könnten,  unmöglich  machen.  Es 
wurden  so  zwölf  verschiedene  Fragen  eingehend  erörtert  ^). 

Die  Beratung  dieser  Fragen  wurde  aber  verschoben  mit 
Rücksicht  auf  die  mit  Russland  betreffs  einer  Handelskonven- 
tion schwebenden  Verhandlungen.  Diese  brachte  bekanntlich 
eine  Ermässigung  der  beiden  Zölle  auf  9  bezw.  12,50  Fr.  und 
machte  somit  die  ganze  Mühe  der  Regierung  und  der  Zoll- 
kommission gegenstandslos.  Es  ist  allerdings  der  Freund- 
schaft zu  Russland  zu  danken,  dass  ein  solcher  Strich  durch 
die  Rechnung  seitens  der  Kommission  ratifiziert  wurde.  Auch 
das  Versprechen  der  Regierung,  den  „Aufgeopferten"  direkte 
Prämien  austeilen  zu  wollen,  hat  zur  Annahme  der  Konvention 
beigetragen. 

Die  Prämie  sollte  nach  dem  Plan  der  Regierung  den 
Oelproduzenten  und  Raffineuren  zu  gute  kommen.  Die  Zoll- 
kommission war  dagegen  der  Meinung,  dass  auch  den  Reps- 
bauern  eine  solche  zu  Teil  werden  und  die  Akzise  auf  Stearin- 
fabrikate vermindert  werden  sollte.  Mit  Mühe  gelang  es  der 
Regierung,  diese  Fragen  voneinander  zu  trennen  und  für  ihren 
Entwurf  eine  Mehrheit  zu  gewinnen^).  Danach  sollte  die 
Prämie  6  Fr.  pro  hl  Rohöl  betragen.  Der  Senat  änderte  diese 
Bestimmung,  indem  er  das  Maximum  desselben  auf  3  Fr.  fest- 
setzte und  bestimmte,  dass  die  Summe  der  jährlichen  Prämien 
300  000  Fr.  nicht  übersteigen  darf  3). 


^)  Debats  parlem.,  deputes,  annexes  1893,  p.  207 — 225. 
2)  Ib.  compte  rendu  1893,  p.  1872/73. 
»)  Ib.  Senat  1893,  p.  322/23. 
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So  gesellten  sich  nun  zu  Seidenbau,  Flachs-  und  Hanf- 
bau, SchiflPbau  und  Schiffahrt,  welche  in  Form  von  Prämien 
geschützt  waren,  noch  die  Eaffinerien  der  Oele. 

Die  Entwicklung  anderer  wichtiger  Produktionszweige 

Auch  die  Lage  der  Industrie  im  Allgemeinen  und  des 
Handels  war  in  diesem  Zeitabschnitt  sehr  ungünstig.  Die 
Abnahme  des  Kohlenverbrauchs  ist  ein  deutliches  Zeichen  für 
den  Rückgang  der  industriellen  Produktion.  Am  meisten 
waren  die  beiden  wichtigsten  Zweige  der  französischen  Industrie: 
WoU-  ^)  und  Seidenindustrie  betroffen.  Sie  beklagten  sich 
zunächst  über  einen  Rückgang  der  Ausfuhr,  dann  aber  auch 
über  Verringerung  des  inneren  Verbrauchs  und  im  Jahre  1894 
über  Ueberproduktion  und  einen  grossen  Preisfall  als  deren 
Folge.  Viele  Spinnereien  und  Webereien  (der  Wolle)  mussten 
ihre  Betriebe  einstellen ;  in  der  Abgeordnetenkammer  wurde 
erzählt,  dass  in  kurzer  Zeit  17  Fabriken  im  Werte  von 
13,26  Mill.  Fr.  um  2,13  Mill.  verkauft  worden  seien  2).  Die 
Seidenindustrie,  welche  1894  auch  unter  der  Ungunst  der 
Mode  zu  leiden  hatte,  erlebte  zu  dieser  Zeit  eine  seit  1841 
nie  dagewesene  Preisbaisse.  Der  neue  Zoll  auf  reinseidene 
Gewebe  hatte  eine  Abnahme  der  Einfuhr  zur  Folge;  dieselbe 
traf  hauptsächlich  die  Schweiz  (20  Mill.  Fr.).  Anderseits 
ist  aber  auch  die  Ausfuhr  Frankreichs  stark  zurückgegangen, 
während  die  der  Schweiz  um  16  Mill.  (11  Mill.  nach  England 
und  5  Mill.  nach  Nordamerika)  zunahm.  Auch  die  Lage  der 
Bandwarenindustrie  wurde  durch  Rückgang  der  Ausfuhr  stark 
verschlechtert,  man  beklagte  sich  hauptsächlich  über  den  neuen 
Zoll  auf  Rohseide  und  über  schlechtes  Funktionieren  der 
Rückvergütung  der  Zölle  auf  Baumwollgarne.  Auch  die 
übrigen  Industrien,  wie  Strumpfwirkerei,  Posamentierwaren, 
Tüll  und  Spitzen  und  Stickerei,  Herren-  und  Damenkonfektion 

^)  Auch  die  englische,  deutsche  und  österreichische  Wollindustrie 
war  zu  Anfang  der  Neunzigerjahre  sehr  leidend.  Das  war  die  Wirkung 
der  Mac  Kinley-Bill.  (Siehe  L  o  t  z ,  Die  Handelspolitik  des  Deutschen 
Reichs  u.  s.  w.  S.  70.) 

2)  Debats  parlem.,  deputes  1895,  p.  2033. 
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und  Weisszeugindustrie,  kurzum  alle  Exportindustrien  par 
excellence  beklagten  sich  bitter  über  den  Abgang  im  in-  und 
ausländischen  Absatz.  In  der  Lederindustrie  herrschte  eine 
unheimliche  Krisis.  Sie  musste  sich  ungemein  rasch  und  zwar 
mit  grossen  Verlusten  vom  Weltmarkte  zurückziehen.  Also 
nicht  Ueberproduktion ,  nicht  zu  scharfe  Konkurrenz  auf  dem 
Weltmarkte,  nicht  Abstossen  der  Ware  ins  Ausland  zu  Schleuder- 
preisen, sondern  eine  systematische  Abnahme  der  Ausfuhr  von 
fertigen  Waren  und  anderseits  Zunahme  der  Ausfuhr  von 
verarbeiteten  Fellen  ist  das  Charakteristische  dieser  Krisis.  Die 
bisherigen  Abnehmer  hatten  also  die  Herstellung  der  Ware 
selbst  übernommen.  Die  keramische  Industrie  hatte  ebenfalls 
grosse  Verluste  an  ausländischem  Absatz  zu  verzeichnen. 
Ebenso  die  Korbwaren-,  die  Uhrenindustrie,  Pariserartikel,  die 
Möbel-  und  Holzwarenindustrie.  Die  Lage  der  chemischen  In- 
dustrie ist  unverändert  geblieben,  die  Baumwollindustrie  erklärte 
sich  sehr  zufrieden  mit  ihrer  Lage  und  die  einzige  Industrie, 
welche  eine  nennenswerte  Ausfuhrzunahme  zu  verzeichnen  hatte, 
war  die  Spielwarenindustrie.  Auch  die  Statistik  des  Aussen- 
handels  Frankreichs  (siehe  Tabelle  XVI)  liefert  uns  einen  sehr 
deutlichen  Beweis  dafür,  dass  die  französische  Volkswirtschaft 
in  diesem  Zeitabschnitte  eine  ungeheure  Krisis,  die  grossen 
Schaden  verursachte,  durchmachte.  Sowohl  der  General-  wie 
der  Spezialhandel  Frankreichs  erlitten  in  diesem  Zeitabschnitt 
eine  rapide  Abnahme  und  erreichten  im  Jahre  1894  den  nied- 
rigsten Stand  seit  dem  Jahre  1877. 

Der  Spezialhandel  ging  im  Jahre  1892  8,2"/o,  im  Jahre 
1894  16  ^/o  gegen  das  Jahr  1891  zurück. 

Die  bekannte  Einteilung  der  französischen  Statistik  des 
Aussenhandels,  die  aus  einer  Zeit  stammt,  als  dieser  nach  ganz 
anderen  Gesichtspunkten  beurteilt  wurde,  macht  uns  eine  Be- 
trachtung vom  Standpunkt  der  nationalen  Arbeit  aus,  wie  sie 
Meline  auffasste  und  schützen  wollte,  unmöglich;  denn  unter 
Nahrungsmitteln  finden  wir  zollfreie  und  geschützte  landwirt- 
schaftliche Produkte  und  geschützte  Fabrikate  untereinander 
vermischt.  Auf  Grund  derselben  kann  jedoch  eins  festgestellt 
werden,  dass  die  Einfuhr  von  Fabrikaten,  also  jener  Produkte, 
die  nach  den  in  der  Bemessung   der  Zollsätze  von  Meline  ge- 
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machten  Zugeständnissen  die  meiste  nationale  Arbeit  enthalten, 
um  1  ^/o  gestiegen  und  die  Ausfuhr  um  4,7  ^jo  zurückgegangen 
ist.  Es  muss  allerdings  zugegeben  werden,  dass  dieser  Zeit- 
abschnitt in  der  Geschichte  des  Weltmarktes  und  der  in  ihn 
verflochtenen  einzelnen  Volkswirtschaften  eine  Periode  tiefer 
Depression  darstellt.  Eine  rege  Tätigkeit  zur  Schaffung  der 
fehlenden  und  Hebung  der  schwachen  Industrien  in  den  in- 
dustriearmen Ländern  durch  entsprechende  Schutzzollpolitik  hatte 
für  die  für  den  Weltmarkt  arbeitenden  Industrien  eine  Absatz- 
krisis  zur  Folge. 

In  der  nachfolgenden  Tabelle  über  den  Aussenhandel  der 
wichtigsten  Kulturstaaten  spiegelt  sich  das  deutlich  wieder. 
Nur  Italien,  Oesterreich- Ungarn  und  die  Niederlande  machten 
eine  Ausnahme.  M^line  hat  1893,  indem  er  sich  insbesondere 
auf  dieselbe  Erscheinung  in  England  berief,  den  Rückgang  des 
französischen  Aussenhandels  auf  diese  Ursachen  zurückgeführt. 

Damit  hatte  er  jedoch  nur  zum  kleineren  Teil  recht.  Es 
sind  andere  Ursachen,  die  in  bedeutend  höherem  Masse  mit- 
gewirkt haben.  Ein  Vergleich  des  französischen  Aussenhandels 
in  diesem  Zeitabschnitt  mit  jenem  anderer  Staaten  zeigt  uns, 
dass  dieser  Rückgang  bei  Frankreich  nicht  nur  an  sich  un- 
gemein gross  war,  sondern  der  zweitgrösste  aller  wichtigsten 
Länder.  Da  die  französische  Volkswirtschaft  nicht  in  dem 
Masse  wie  die  englische  in  den  Weltmarkt  verflochten  ist  und 
dabei  einen  bedeutend  stärkeren  Rückgang  des  Aussenhandels 
aufweist,  so  ergibt  sich  daraus,  dass  die  Ursache  noch  anderswo 
zu  suchen  ist. 


Wert  des  Aussenhandels  1894  gegen  1891  in: 


Deutschland  .  .  . 
Oesterreich-Ungarn 
Belgien  .  . 
Spanien  .  . 
Frankreich  . 
Italien  .  . 
Niederlande  . 
Grossbritannien 
Russland  .  . 
Schweiz  .  . 
Vereinigte  Staaten 


—  5,9  «/o 
+  6,0  „ 

-  13,0  . 
-24,0  „ 
-17,0  „ 

+  6,0  . 

+  3.3  , 

—  8,0  , 
0,0  „ 

—  10,0  , 

—  9,0  . 
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Aus  der  vorstehenden  Tabelle  geht  hervor,  dass  Spanien, 
welches  Anfangs  der  Neunzigerjahre  die  höchsten  Schutzzölle 
eingeführt  hat,  am  meisten  von  seinem  Aussenhandel  einbüsste. 
Dann  kommt  Frankreich  und  hierauf  Amerika,  beide  ebenfalls 
mit  hohen  Schutzzöllen. 

Die  nächste  Tabelle  zeigt  uns  das  Bild  des  französischen 
Aussenhandels  mit  den  einzelnen  Staaten  in  dieser  Periode. 
Hier  tritt  das  Zusammenfallen  der  Schutzzollpolitik  mit  dem 
Rückgang  des  Aussenhandels  noch  deutlicher  hervor.  An  der 
Spitze  steht  Portugal,  das  seit  1.  Februar  1892  mit  Frankreich 
ununterbrochen  im  Zollkriege  ist.  Dann  kommt  Spanien, 
welches  eine  Zeitlang  mit  Frankreich  im  Zollkriege  stand,  aber 
auch  sonst  sehr  hohe  Schutzzölle  hat.  An  dritter  Stelle  sehen 
wir  die  Schweiz,  ebenfalls  im  Zollkriege  u.  s.  w. 

Wert    des   französischen  Aussenhandels   1894    gegen- 
über 1891  mit: 

England    .....  — 13,0  7o 

Belgien —  14,0  „ 

Deutschland  ....  —  13,0  „ 

Vereinigte  Staaten      .  —  33,0  „ 

Italien —  12,5  , 

Spanien  (1892)  ...  —  53,0  , 

Schweiz —43,0  „ 

Russland +35,2  „ 

Argentinien  ....  —  12,7  , 

Englisch  Indien      .     .  — 13,2  „ 

Türkei —  17,6  „ 

Algier +    3,5  , 

Brasilien —  27,5  „ 

Portugal  (gegen  1889)  —  76,6  , ») 

Die  folgenden  Tabellen  zeigen  uns  die  Resultate  des  Zoll- 
krieges mit  der  Schweiz.  Der  Spezialhandel  ist  im  Jahre  1894 
gegenüber  dem  Durchschnittsjahre  1890/91  um  39,92  ^/o  zurück- 
gegangen. Die  Ausfuhr  der  Schweiz  nach  Frankreich  um 
37,90  und  die  Frankreichs  nach  der  Schweiz  um  42,72  ^'/o.  Die 
grössten  Verluste  sind  bei  den  wichtigsten  französischen  Aus- 

1)  Rückgang  gegenüber  1889  im  Jahre  1890:  65,7  >  ;  1891:  78,7  7o; 
1892:  78,7  7o;  1893:  86,2  "/o. 
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Die  Ausfuhr  Frankreichs  nach  der  Schweiz 
(in  1000  kg): 


Waren 

Durch- 
schnitt 

der 
Jahre 

1892 

1898 

1894 

+  oder  —  gegen- 
über 1890/91  in 
Prozenten 

1890/91 

1892 

1893 

1894 

Gezw.  Seide: 

ecrue  .    .    . 
gefärbt    .     . 

236 

67 

191 
111 

163 

28 

144 
90 

—  19,0 
+  66,0 

—30,9 

-58,2 

-88,9 
+34,0 

Flockseide  .     . 

1196 

1351 

1257 

955 

+  13,0 

+  5,0 

-20,0 

Woll.  Gewebe : 

Decken    .     . 
gemischt 

(Zeug)    .     . 
draps,  croise, 

drappe  etc. . 
Kleiderzeug. 

80 

76 

399 

64 

40 

367 
94 

14 
30 

134 

78 

11 

10 

107 
19 

-20,0 

—  52,6 

-8,0 

—82,6 
—60,0 
—66,0 

—86,9 
-68,0 
-73,2 

Seid.  Gewebe : 

gemischt  mit 
and. Stoffen 
reinseidene 

118 

28 

29 

85 

-  76,27 

-75,0 

—70,3 

Bänder  .     . 
Samtbänder. 

7 
26 

7 
6 

4 
3 

4 
0,43 

-76,9 

-42,2 
88,4- 

—42,2 
—98,3 

Konfektionn.     I 

Kleider    .     . 

60 

44 

26 

6 

—  26,6 

—56,6 

—91,6 

Konf.     Kleider ! 

für  Damen  . ' 

128 

62 

41 

17 

—  49,6 

—66,6 

—86,2 

Handelsverkehr  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
(in  Millionen  Franken): 


Gesamtumsatz 

Ausfuhr 
aus  der  Schweiz 

Ausfuhr 
aus  Frankreich 

Jahr 

General- 

Spezial- 

General- 

Spezial- 

General- 

Spezial- 

handel 

handel 

handel 

handel 

handel 

handel 

1887 

642,5 

321,4 

339,0 

104,8 

303,5 

216,6 

1888 

650,0 

806,3 

334,8 

97,2 

315,2 

209,1 

1889 

706,9 

332,0 

352,3 

101,5 

353,4 

230,5 

1890 

746,0 

347,0 

360,4 

104,2 

385.6 

242,8 

1891 

731,5 

338,2 

355,0 

103,4 

375,6 

234,8 

1892 

689,8 

319,9 

341,2 

92,0 

348,6 

227,9 

1893 

626,2 

247,7 

316,2 

74,3 

310,0 

172,8 

1894 

540,7 

196,5 

283,6 

66,6 

257,1 

129,3 
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Rückgang  des  Handelsverkehrs  zwischen  Frankreich 

und  der  Schweiz 

ausgedrückt  in  Prozenten  des  Durchschnittsjahres  1890/91 : 


1892 

1893 

1894 

Rückgang: 

des  Gesamtumsatzes  . 

Generalhandel 

—  7,98 

—  9,92 

—  22,27 

Spezialhandel 

—  2,9 

—  22,32 

-  39,92 

der  Ausfuhr   aus   der 

Schweiz  nach  Frank- 

reich   

Generalhandel 

—  2,00 

—  10,85 

— 18,57 

Spezialhandel 

—  10,00 

—  39,11 

—  34,90 

der  Ausfuhr  aus  Frank- 

reich     nach       der 

Schweiz     .... 

Generalhandel 

—  0,57 

—  10,55 

—  38,68 

Spezialhandel 

-1-0.52 

-  23,75 

-  42,72 

fuhrartikeln  zu  verzeichnen,  so  bei  Wein  92  °/o,  bei  wollenen 
Geweben  79,3  °/o ,  bei  seidenen  Geweben  23,5  ^fo ,  Konfektion 
80,0  "/o. 

Wenn  also  die  Depression  auf  dem  Weltmarkte  mit  als 
Ursache  des  Rückgangs  anzusehen  ist,  so  sind  doch  zweifels- 
ohne die  Schutzzölle  in  erster  Linie  dafür  verantwortlich  zu 
machen.  Trotzdem  machte  Meline  am  6.  Juli  1894  folgende 
Bemerkung:  „Der  Tarif  hat  die  Einfuhr  vermindert,  die  Preise 
der  französischen  Produkte  aufrecht  erhalten  und  der  Industrie 
ermöglicht,  die  Löhne  hochzuhalten.  Er  hat  uns  gegen  die 
Krisen,  welche  infolge  der  Ueberproduktion  die  grossen  Länder 
heimsuchten,  gesichert"  ^). 


Die  Konvention  mit  der  Schweiz 

(26.  Juni   1895) 

Der  Zollkrieg  mit  der  Schweiz  wurde  neben  dem  Doppel- 
tarif seitens  der  bedrängten  Industrie  als  Hauptursache  ihrer 
Not  bezeichnet.  Sie  verlangte  energisch,  dass  diesem  unerträg- 
lichen   Zustande    ein  Ende    gemacht    werde.      Dieser  Wunsch 


')  Döbats  parlem.,  compte  rendu  1894,  p.  1118. 
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wurde  auch  im  Kreise  der  schweizerischen  Industriellen  immer 
lauter  und  von  vielen  Politikern  beiderseits  warm   unterstützt. 

Am  18.  Mai  1894  tagte  in  Paris  unter  dem  Vorsitz  des 
Senators  Poirrier,  des  Vorsitzenden  der  Pariser  Handelskammer, 
eine  Versammlung,  die  sich  speziell  mit  dieser  Frage  beschäf- 
tigte. An  der  Diskussion  beteiligten  sich  Roche,  Guyot  und 
Siegfried.  Zum  Schluss  wurde  folgende  Resolution  gefasst: 
Das  Exekutivkomitee  wird  beauftragt,  sich  mit  den  schweizeri- 
schen Industriellen  und  Kaufleuten  zwecks  Herbeiführung  der 
Wiederaufnahme  von  Verhandlungen  in  Verbindung  zu  setzen. 
Im  August  wurde  von  der  Handelskammer  in  Mäcon  ein  Kon- 
gress  von  Vertretern  beider  Nationen  zwecks  kontradiktori- 
scher Besprechung  der  Frage  veranstaltet.  Im  Namen  der 
Franzosen  sprach  Roche  und  im  Namen  der  Schweizer  Numa 
Droz.  Diese  Zusammenkunft  und  der  freundliche  Gedanken- 
austausch zweier  ehemaliger  Handelsminister  der  im  Zollkriege 
befindlichen  Länder  wurde  von  den  Schutzzöllnern  beiderseits 
stark  angegriffen.  Da  die  erste  Pflicht  des  Handelsministers 
sei,  die  Interessen  seines  eigenen  Landes  gegenüber  dem  Aus- 
lande zu  verteidigen,  so  sei  diese  Zusammenkunft  ein  Verrat. 
Der  Abg.  Graux,  nächst  M^line  der  grösste  Schutzzolltheoretiker 
unter  den  Abgeordneten,  gab  seinem  Unwillen  über  jenen  Kon- 
gress  in  einer  Rede  in  der  Abgeordnetenkammer  Ausdruck. 
Allerdings  ist  dieser  Kongress  etwas  einzig  Dastehendes  in  der 
Geschichte  der  Zollkriege,  allein  er  ist  ein  Beweis  mehr  dafür, 
dass  beide  Völker  sehr  freundschaftliche  Gesinnungen  gegen- 
einander hegen.  Anfang  1895  wurde  ein  Schreiben  Jules 
Simons  veröflFentlicht,  in  dem  er  mit  warmen  Worten  die  öko- 
nomische Annäherung  beider  Völker  empfiehlt.  Ihm  antwortete 
in  gleicher  Weise  Numa  Droz.  Bald  danach  wurden  auch 
Verhandlungen  angebahnt,  und  am  25.  Juni  die  Konvention 
unterzeichnet. 

Nach  dieser  Konvention  gewähren  beide  Länder  ihre 
Mindesttarife  und  dazu  noch  einige  Ermässigungen  der  Zölle. 
Frankreich  verpflichtete  sich,  29  Tarifstellen  des  Minimaltarifs 
zu  ermässigen  und  zwar:  Kondensierte  und  gezuckerte  Milch 
um  20*^/0,  Käse  um  20  ^'/o,  Holzextrakte  zum  Färben  33  und 
25  °/o,    Seide    zum  Nähen    und   Sticken   um   25  "/o,   reinseidene 
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Gewebe  und  Foulards  80  *^/o  (farbige)  und  100  °/o  (schwarze). 
Uhren  und  Teile  derselben  durchschnittlich  25  "/o.  Wegen 
Aenderung  der  Klassifizierung  ist  uns  der  genaue  Vergleich  für 
die  übrigen  Artikel  unmöglich ;  es  sind  aber  die  Ermässigungen 
in  Bezug  auf  Metallwaren,  namentlich  Maschinen  und  Mecha- 
nismen, im  grossen  und  ganzen  recht  gering,  die  auf  Gewebe 
aus  Baumwolle  wohl  etwas  grösser,  jedoch  übersteigt  keine 
derselben  50  ^jo  des  bestehenden  Zolles. 

Am  6.  Juli  erstattete  Meline  den  Motivenbericht  der  ZoU- 
koramission  und  am  8.  Juli  wurde  der  Gesetzentwurf  beraten 
und  angenommen.  An  Opposition  fehlte  es  nicht,  besonders 
nicht  in  der  Spezialdiskussion.  Die  Interessenten  der  Seiden- 
weberei und  ihre  Vertreter  bekämpften  die  Ermässigung  des 
Zolles  auf  reinseidene  Gewebe  von  400  auf  240,  resp.  200  Fr. 
aufs  lebhafteste.  Sie  fanden  den  durch  die  Reform  von  1892 
geschaffenen  Zoll  vorzüglich.  Er  sei  die  einzige  Ursache  des 
Aufschwungs  der  Lyoner  Seidenindustrie.  Gegen  die  Ermässi- 
gung machten  sie  den  Einwand,  sie  stehe  im  Widerspruch 
mit  dem  Prinzip,  auf  dem  der  Zolltarif  aufgebaut  worden  sei, 
nach  welchem  der  Zoll  auf  fertige  Fabrikate  die  Belastung  der 
Rohstoffe  und  Hilfsfabrikate  in  sich  schliessen  müsse.  Der 
Zoll  auf  moulinierte  Seide,  welche  zur  Herstellung  von  rein- 
seidenen Geweben  dient,  beträgt  300  Fr.,  der  Zoll  auf  die 
letzteren  200  Fr.  Das  bedeute  den  Ruin  der  Moulinage  und 
somit  wegen  der  erleichterten  Konkurrenz  den  Ruin  der  Weberei 
selbst^).  Der  Handelsminister  versuchte  die  Ermässigung  da- 
durch zu  rechtfertigen,  dass  er  den  Zoll  auf  moulinierte  Seide, 
weil  er  nie  zur  Geltung  kam,  als  bedeutungslos  erklärte;  das 
spiegle  sich  auch  in  der  Tatsache  wider,  dass  der  Preis  dieser 
Seide  in  allen  Ländern  gleich  sei.  Diese  Behauptung  veranlasste 
den  Abg.  Balsan  zu  folgender  Erklärung :  „Als  Berichterstatter 
für  Seide  habe  ich  den  Zoll  von  300  Fr.  empfohlen.  Diesen 
Zollsatz  habe  ich  auf  dem  Wege  der  genauen  Untersuchung 
der  Herstellungskosten  ermittelt".  Da  der  Handelsminister  diese 
Berechnung  als  irrtümlich  bezeichnete,  ergriff  Balsan  wiederum 
das  Wort  und  wies  seine  Behauptung  nach  ^).     Infolge  dieser 


')  Debats  parlem.  p.  2041.  ^)  Ib.  p.  2011. 
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Niederlage  des  Ministers  musste  Meline  selbst  für  die  Er- 
mässigung eintreten.  Er  gebe  gern  zu,  dass  die  Seidenindustrie 
ein  Opfer  bringe,  allein  man  könne  in  keinem  Falle  schlecht- 
weg von  einem  Ruin  dieser  Industrie  sprechen.  Der  fran- 
zösische Markt  werde  nicht  auf  einmal  mit  schweizerischer 
Seide  überschwemmt  werden,  und  wenn  das  schliesslich  ein- 
treten würde,  so  werde  kein  Mensch  sich  weigern,  die  von 
Graux  empfohlenen  Ausfuhrprämien  für  die  Seidenindustrie  zu 
gewähren. 

Die  Gründe,  die  sowohl  in  dem  verhältnismässig  kurzen 
Motivenbericht,  wie  auch  in  der  noch  kürzeren  Generaldiskus- 
sion für  die  Annahme  der  Konvention  von  den  Schutzzöllnern 
angeführt  wurden,  sind  ausserordentlich  interessant.  Zwischen 
der  Konvention  von  1892  und  der  jetzigen  bestehe  in  drei- 
facher Beziehung  ein  tiefgreifender  Unterschied:  1.  die  Er- 
mässigung der  Zölle  umfasste  1892  62,  jetzt  bloss  29  Artikel; 
so  blieben  unverändert  die  Zölle  auf  Rindvieh,  einige  Metalle, 
gefärbte  Baumwollware,  Flachs-  und  Hanfgewebe,  gebleichte 
Gewebe  aus  Baumwolle  etc.  2.  Einige  der  jetzigen  Ermässi- 
gungen seien  geringer  als  die  von  1892.  3.  Es  seien  diesmal 
die  Artikel,  auf  welche  die  Zölle  ermässigt  sind,  hauptsächlich 
der  Schweiz  zu  gute  gekommen  (Meline  ^),  Graux  ^).  Diese 
Konvention  war  in  den  Augen  Melines  der  einzige  Ausweg  aus 
der  schweren  Lage,  denn  da  Frankreich  die  schweizerische 
Ware  während  des  ganzen  Zollkriegs  nach  dem  Generaltarif 
behandelt  habe,  so  habe  ihm  derselbe  mehr  Schaden  gebracht 
als  der  Schweiz.  Daher  wären  zweierlei  Dinge  möglich:  ent- 
weder DifPerentialzölle  einzuführen,  was  eine  Verständigung  für 
längere  Zeit  ausschliessen  würde,  oder  zu  verhandeln ;  die  Re- 
gierung habe  das  letztere  getan,  das  Resultat  sei  nicht  be- 
friedigend, denn  das  Opfer,  das  die  Seidenindustrie  und  die 
Stickerei  zu  bringen  hätten,  sei  ein  sehr  grosses.  Allein  hier 
handle  es  sich  um  Annahme  oder  Ablehnung  en  bloc.  Man 
müsse  auch  vor  Augen  haben,  dass  die  Schweiz  bereits  zum 
zweiten  Male  das  Mindestmass  der  von  Frankreich  zu  gewähren- 
den Gegenvorteile  bestimme.    Die  Zollkommission  habe  sowohl 


^)  Dubais  parlem.  p.  2035.  ^)  Ib.  p.  2039. 
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die  Folgen  einer  eventuellen  Annahme  wie  auch  einer  Ab- 
lehnung geprüft  und  sei  zu  dem  Resultat  gekommen,  dass  die 
Vorteile  der  Annahme  die  Nachteile  der  Ablehnung  überwiegen. 
Die  Schweiz  gewähre  Frankreich  nicht  nur  ihren  Konventional- 
tarif, sondern  ausserdem  noch  spezielle  Ermässigungen.  Den 
einheimischen  Konsumenten  sei  bereits  der  innere  Markt  ge- 
sichert, jetzt  käme  es  darauf  an,  sich  um  die  Erweiterung  des 
auswärtigen  Marktes  zu  bemühen.  So  bringe  die  jetzige  Kon- 
vention den  Weinproduzenten  grosse  Vorteile. 

Den  Schluss  seiner  Rede  widmete  Meline  der  prinzipiellen 
Seite  der  Frage.  Die  Gegner  der  Konvention  sahen  in  ihr 
nicht  nur  die  erste  Bresche  des  Minimaltarifs,  sondern  auch 
den  Anfang  seiner  Vernichtung,  weil  weitergehende  Konzes- 
sionen, mochten  sie  nun  von  der  Schweiz  oder  von  anderen 
Staaten  verlangt  werden,  unmöglich  verweigert  werden  könnten. 
Auf  diesen  Einwand  gab  Mdline  folgende  Antwort:  „Die  Auf- 
rechterhaltung der  Integrität  unseres  Minimaltarifs  hiesse  soviel 
wie  Verzicht  auf  eine  Verständigung  mit  der  Schweiz ;  das  aber 
würde  den  Feinden  des  jetzigen  Regimes  eine  Waffe  gegen 
uns  in  die  Hände  liefern.  Es  gibt  keine  Regel  ohne  Ausnahme, 
die  Hauptsache  ist,  dass  die  Ausnahme  richtig  beschränkt  wird. 
Die  Regierung  hat  uns  das  Versprechen  gegeben,  den  Minimal- 
tarif unverändert  belassen  zu  wollen.  Um  mit  der  Regierung 
zu  sprechen,  das  Werk  von  1892  erhielt  durch  diese  Konven- 
tion die  Weihe  der  universellen  Zustimmung.  Auf  diese  Weise 
erst  kommen  uns  die  Vorteile  unseres  ökonomischen  Regimes 
zu  gute.  Nicht  in  der  Unveränderlichkeit  des  Minimaltarifs 
liegt  dessen  Wesen,  wir  haben  ihn  im  Gegenteil  selbst  im 
Siune  der  Erhöhung  geändert  und  man  kann  nicht  die  absolute 
Regel  hinstellen,  ihn  nie  zu  ermässigen.  Das  Prinzip  unserer 
ökonomischen  Politik  sind  unsere  Tarife,  diese  muss  man  fest- 
stellen. Im  Namen  der  Konsolidierung  des  ökonomischen  Re- 
gimes empfehle  ich  die  Annalime  des  Entwurfs  ^)."  Die  Kon- 
vention wurde  mit  485  gegen  8  Stimmen  angenommen.  Auch 
ihre  grössten  Widersacher,  die  Textilschutzzöllner  Fougeirolle 
und  Balsan,   gaben  ihre  Stimmen  für   dieselbe   ab.     Im  Senat 


1)  Debats  parlem.  p.  2011-2132,  p.  2034—2037. 
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stimmte  ein  einziger  Senator  gegen  sie.  Am  19.  August  1895 
trat  sie  in  Kraft. 

Die  Minimalzölle  waren  es  bekanntlich,  die  den  grössten 
Widerstand  der  Minderheit  hervorgerufen  hatten.  In  ihren 
Augen  waren  dieselben  entweder  gefährlich  oder  überflüssig. 
Gefährlich  insofern,  als  sie,  falls  man  sie  gar  nicht  ändern 
will,  zu  Repressalien  und  Zollkriegen  führen  müssen.  Ueber- 
flüssig,  wenn  man  sich  zu  ihrer  Aenderung  verstellt,  denn  dann 
sind  sie  eben  keine  Minimalzölle  mehr.  Beides  ist  bald  ein- 
getreten. Zunächst  trat  ein  Zustand  der  Vertragslosigkeit,  der 
Repressalien  und  der  Zollkriege  ein.  Um  diesem  Uebel  abzu- 
helfen, musste  man  sich  dazu  verstehen,  schon  8  Monate  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs  die  Minimalzölle  zu  ermässigen. 
Diese  Ermässigung  trat  zwar  nicht  in  Kraft,  aber  der  Vertrag 
mit  Russland  1893  brachte  dann  die  erste  faktische  Herab- 
setzung. 

Wie  war  der  Zustand  im  Jahre  1895?  Man  hatte  be- 
reits einen  General-,  einen  Minimal-  und  einen  niedrigsten 
Zolltarif.  Dass  man  dazu  kommen  würde,  hat  man  von  ver- 
schiedenen Seiten  schon  im  Jahre  1892  prophezeit.  So  finden 
wir  in  dem  vortrefflichen  Werk  von  Veillcovitch,  „Les  traites 
de  commerce",  folgende  Ausführung:  „Meline  hat  die  Begriffe 
,Minimaltarif'  und  ,niedrigster  Tarif  assimiliert.  Es  wäre 
aber  wünschenswert,  dass  man  in  Frankreich  diese  zwei  Aus- 
drücke nicht  verwechselt,  denn  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  man  auch  in  Prankreich  —  wie  man  dies  vielfach  zu  ver- 
stehen gab  —  dazu  kommt,  nicht  das  von  der  Regierung  vor- 
geschlagene und  von  der  Zollkommission  unterstützte  System, 
sondern  jenes  des  dreifachen  Tarifs  in  Anwendung  zu  bringen." 
Im  Jahre  1892  hat  man  den  Gegenkontrahenten  den  Minimal- 
tarif eingeräumt,  und  schon  im  „modus  vivendi"  mit  Spanien 
finden  wir  den  Ausdruck:  „der  niedrigste  Tarif".  Die  Des- 
avouierung trat  wirklich  recht  rasch  ein. 

Der  Abg.  Lockroy  hat  bekanntlich  die  ünstabilität  als 
Haupteigenschaft  des  Minimaltarifs  bezeichnet,  weil  er  als 
solcher  höchstens  für  die  Dauer  eines  Kabinetts  anzusehen  sei. 
Die  abgelehnte  Handelskonvention  mit  der  Schweiz  hatte  ihm 
recht  gegeben,  ja    dieselbe   wurde   sogar  von  einem  Mitglied 
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jener  Regierung,  welche  einmal  auf  die  ün Veränderlichkeit  des 
Minimal tarifs  geschworen  hatte,  ausgefertigt. 

Weiter  ist  seitens  der  Regierung  und  der  Zollkommission 
erklärt  worden,  dass  man  nicht  nur  von  den  Ermässigungen, 
sondern  auch  von  der  Methode  der  Verhandlungen,  „welche  der 
alten  diplomatischen  Schule  eigen  ist,"  nichts  wissen  will,  weil 
jedes  Land  das  gute  Recht  habe,  sich  den  nötigen  Schutz  zu 
sichern.  Das  Land  habe  eine  Abneigung  gegen  solche  Ver- 
träge, die  stückweise,  sukzessive  gemacht  werden.  Bereits  drei 
Jahre  später  ist  man  durch  dieselbe  Methode  bei  einem  Re- 
gime, das  stückweise,  sukzessize  sich  durchsetzte,  angelangt. 
Kurz,  man  hat  dem  Volke  angekündigt,  dass  man  ein  Mittel 
entdeckt  habe,  durch  welches  man  Verträge  schliessen  könne, 
ohne  den  inneren  Markt  opfern  zu  müssen;  und  das  Resultat 
der  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zum  Auslande  war  dies, 
dass  man  zu  derselben  Methode  und  zu  derselben  Art  der  Ver- 
träge zurückkehrte,  allerdings  auf  dem  Wege  der  Zollkriege. 
Als  Roche  im  Jahre  1892  von  der  Abgeordnetenkammer  ver- 
langte, die  Konvention  mit  Rücksicht  auf  die  Forderungen  des 
Gegenkontrahenten  zu  betrachten,  lautete  die  Antwort,  bloss 
der  innere  Markt  sei  der  Ausgangspunkt  für  die  Betrachtung. 
2^/2  Jahre  später  empfiehlt  Meline  die  Annahme  der  Konvention 
mit  der  Schweiz,  weil  sie  das  Ultimatum  des  Gegenkontrahenten 
darstelle.  Der  Unterschied  zwischen  der  verworfenen  und  der 
angenommenen  Konvention  mit  der  Schweiz  ist  ein  rein  quanti- 
tativer und  es  ist  daher  unmöglich,  zu  begreifen,  warum  die 
letztere  keine  Desavouierung  der  Kammer  sein  soll.  Worin 
liegt  sonst  das  Kriterium  für  die  Konstatierung,  ob  eine  Kon- 
vention Desavouierung  ist  oder  nicht? 

Die  Konvention  mit  der  Schweiz  ist  noch  in  anderer  Hin- 
sicht interessant.  Wir  erinnern  uns,  dass  die  Schutzzölle  auf 
fertige  Fabrikate  aus  zwei  Teilen  bestehen:  der  eine  stellt 
genau  die  Grösse  der  Zollbelastung  der  Roh-  und  HilfsstoflFe, 
welche  zur  Herstellung  dienen,  und  der  zweite  den  besonderen 
Schutz  des  fertigen  Fabrikats  dar.  Die  moulinierte  Seide  ist 
ein  Halbfabrikat,  welches  zur  Herstellung  von  reinseidenen 
Geweben  dient.  Der  Zoll  auf  moulinierte  Seide  beträgt  300  Fr. 
und  jener   auf  reinseidene  Gewebe   ist   von   400   auf  200   und 
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240  Fr.  ermässigt.  Hier  haben  wir  also  gerade  das  Gegenteil 
von  dem,  was  die  prinzipielle  Grundlage  des  Doppeltarifs  sein 
soll,  und  das  Gegenteil  von  Gleichheit  des  Schutzes.  Dies  hat 
auch  der  Abg.  FougeroUe  mit  Nachdruck  betont  und  deshalb 
die  Ablehnung  der  Konvention  verlangt.  Dasselbe  gilt  auch 
für  die  übrigen  Ermässigungen  der  Zölle,  wie  z.  B.  auf  Ma- 
schinen, Apparate  und  andere  Waren  aus  Metallen,  Die  gross- 
artige Konzeption  eines  lückenlosen  und  mathematisch  gerechten 
Zolltarifs  hat  sich  als  eine  praktisch  undurchführbare  doktri- 
näre Forderung  erwiesen. 

Zum  Schlüsse  ein  paar  Worte  über  die  Stabilität  als 
Eigenschaft  des  Doppeltarifs.  Diese  Frage  hat  bekanntlich  eine 
grosse  Rolle  gespielt.  Mit  derselben  Energie,  mit  der  sie  von 
den  Gegnern  verneint  wurde,  wurde  sie  von  den  Anhängern 
bejaht.  Das  hat  Meline  vollständig  vergessen,  als  er  die  oben 
erwähnte  Aeusserung  tat,  dass  Unveränderlichkeit  nicht  die 
Haupteigenschaft  des  Minimaltarifs  sei,  sondern  dass  im  Gegen- 
teil sogar  schon  die  Schutzzöllner   von    ihr   abgewichen   seien. 


Dritter  Abschnitt 

Die  Periode  1896  Ms  1898 

(Ministerium  Meline) 


Erstes  Kapitel 

AUgemeiiie  üebersicht 

I.  Allgemeine  politische  Lage 

Die  Linke,  welche  infolge  der  Bildung  des  neuen  Ministeriums 
durch  Ribot  auch  weiter  von  der  Regierung  ausgeschlossen 
blieb,  stürzte  dasselbe  ebenfalls  in  kürzester  Zeit.  Ihre  Macht 
war  bereits  so  gross,  dass  ein  republikanisches  Ministerium 
gegen  den  Willen  der  Linken  und  ohne  Unterstützung  der 
Rechten  unmöglich  geworden  war.  Faure  vertraute  wiederum 
Bourgeois  die  Bildung  des  Kabinetts  an  und  diesmal  gelang 
ihm  dies  auch.  Das  war  das  erste  beinahe  rein  radikale 
Ministerium.  Der  radikalen  Partei  war  dadurch  die  Möglich- 
keit gegeben,  an  ihr  eigenes  Programm,  das  unter  der  Herr- 
schaft der  Konzentration  unterdrückt  war,  zu  denken  und  so 
sehen  wir  einen  der  wichtigsten  Punkte  desselben,  die  Ein- 
führung der  Einkommensteuer,  im  bekannten  Gesetzentwurf 
Doumer,  der  bereits  im  April  1896  an  der  Tagesordnung  der 
Abgeordnetenkammer  stand,  verwirklicht.  Die  heftigste  Oppo- 
sition gegen  dieses  Projekt  ging  von  Meline  und  seinen  Partei- 
genossen aus.  Er  fand,  dass  die  Erleichterung,  die  dieser 
Gesetzentwurf  mit  sich  bringen  würde,  für  den  kleinen  Mann 
weit  hinter  den  vorgesehenen  7  Mill.  Fr.  zurückbleiben  werde 
und   dass   seine   Vorteile   durch    die  Verwirrungen,   welche    er 
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hervorrufe,  aufgehoben  würde.  Diese  Steuer  sei  nur  in  einer 
kollektivistischen  Gesellschaft  logisch.  Sie  sei  eine  Konzession 
der  Radikalen  an  die  Sozialisten.  Trotzdem  schien  die  An- 
nahme des  Projektes  gesichert.  Allein  da  kam  der  Senat 
M^line  zu  Hilfe.  Er  sah  ein  radikales  Kabinett  sehr  ungern 
und  gab  dieser  Stimmung  zweimal  Ausdruck.  Zur  Zeit  der 
Entscheidung  über  den  Einkommensteuergesetzentwurf  hatte 
der  Senat  über  den  für  die  militärische  Operation  auf  Mada- 
gaskar notwendigen  Kredit  zu  beraten.  Er  lehnte  ihn  ab. 
Um  den  Konflikt  zu  vermeiden,  nahm  Bourgeois  seine  Demission, 
obwohl  die  Abgeordnetenkammer  eine  Tagesordnung  votierte, 
in  welcher  sie  den  „inkonstitutionelieu  Vorgang"  des  Senats 
verurteilte  und  die  Suprematie  des  allgemeinen  Wahlrechtes 
hervorhob. 

Das  neue  Kabinett  wurde  von  Meline,  natürlich  mit  Aus- 
schluss der  Linken,  gebildet.  Er  debütierte  als  Ministerpräsident 
und  Minister  der  Landwirtschaft  unter  der  stürmischen  Be- 
schuldigung seitens  der  Linken,  ein  unkonstitutionelles  Kabinett 
gebildet  zu  haben.  Weiter  beschuldigte  ihn  die  Opposition, 
dass  er  mit  den  Konservativen  und  sogar  mit  der  Rechten 
einen  Bund  geschlossen  habe.  Die  Veranlassung  zu  diesen 
Vorwürfen  gab  der  Umstand,  dass  Meline  in  der  Opposition 
zusammen  mit  der  Rechten  das  Kabinett  Bourgeois  bekämpfte 
und  dass  letztere  ihn,  als  er  an  die  Regierung  kam,  sehr  oft 
unterstützte.  Während  seiner  Amtstätigkeit  begann  die  be- 
kannte DreyfusafTäre  ganz  Frankreich  in  Aufregung  zu  ver- 
setzen. Sie  bewirkte  eine  noch  grössere  Feindlichkeit  zwischen 
Mdline  und  der  Opposition  und  eine  noch  stärkere  Annäherung 
der  Rechten  an  ihn.  Die  Rechte  wurde  zum  ständigen  Be- 
standteil der  Regierungsmehrheit.  Im  übrigen  war  ihre  Fort- 
existenz nur  noch  auf  diese  Weise  möglich.  Dieser  Kampf  ist 
charakteristisch  für  die  Geschichte  der  Republik  zur  Zeit  des 
Kabinetts  Meline.  Die  Opposition  verwandte  ihre  ganze  Kraft 
darauf,  M^h'ne  als  Verräter  der  Republik  hinzustellen.  Sie 
behauptete  ununterbrochen,  dass  er  durch  sein  Zusammengehen 
mit  der  Rechten  eine  planmässige  Spaltung  der  republikanischen 
Parteien  erstrebt  und  erreicht  habe.  Von  vielen  Seiten  wurde 
er  beschuldigt,   langsam  und  geheim   auf  die  Sammlung  aller 
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reaktionären  Elemente  und  die  Schaffung  einer  katholischen 
Partei,  ähnlich  „wie  sie  in  einem  Nachbarland  besteht",  hinzu- 
arbeiten. Seine  Amtsperiode  wurde  stets  als  die  unfrucht- 
barste bezeichnet  und  das  wurde  auf  seinen  Bund  mit  der 
Rechten  zurückgeführt.  Zum  Beweis  dafür  wies  man  auf  die 
Haltung  der  Regierung  in  der  Frage  der  Reform  der  direkten 
Steuern,  welche  von  der  Regierung  selbst  ausgearbeitet,  vor- 
gelegt und  dann  vertagt  wurde.  Das  letztere  soll  auf  Wunsch 
der  Rechten,  welche  von  einer  Rentensteuer  nichts  hören 
wollte,  geschehen  sein.  Meline  wies  alle  diese  Beschuldigungen 
energisch  zurück.  Einen  Bund  mit  der  Rechten  habe  er  nie 
geschlossen  und  dieselbe  in  seiner  Tätigkeit  nicht  berück- 
sichtigt; noch  weniger  habe  er  eine  Spaltung  der  republi- 
kanischen Parteien  herbeizuführen  gewünscht.  Im  Gegenteil, 
er  sei  immer  bereit,  mit  der  Opposition  zu  gehen,  ausser  mit 
dem  Sozialismus.  Und  es  war  in  der  Tat  die  Bekämpfung 
des  Sozialismus,  in  dem  Meline  eine  nationale  Gefahr  erblickte, 
der  wichtigste  Punkt  seines  Programms.  Sein  übriges  Pro- 
gramm war  rein  volkswirtschaftlich,  so  z,  B.  die  Ausgestaltung 
des  landwirtschaftlichen  Kredits  und  SchafiPung  der  offiziellen 
Vertretung  der  Landwirtschaft,  Herbeiführung  des  Ausgleichs 
in  der  Belastung  des  Grund  und  Bodens  und  der  Mobiliar- 
werte ;  für  die  Industrie :  Sicherung  der  ausländischen  Märkte. , 

So  lagen  die  Verhältnisse,  als  der  Zeitpunkt  der  all- 
gemeinen Kammerwahlen  (April  und  Mai  1898)  kam.  Der 
Kampf  gegen  den  Kollektivismus  und  die  Begünstigung  aller 
übrigen  Parteien  spiegelt  sich  im  Wahlresultat  wider.  Jaures, 
Guesde  und  Gerault- Richard  unterlagen  und  Drumont,  L.  de 
Millevoye  etc.  wurden  neu  gewählt.  So  stellten  sich  die 
Wahlen,  trotzdem  die  Sozialisten  die  Teuerung  des  Brotes  im 
Jahre  1898  in  der  Agitation  stark  ausnutzten. 

Am  1.  Juni  1898  trat  die  Kammer  zusammen.  Der  Abg. 
Millerand  interpellierte  die  Regierung  über  die  allgemeine 
Politik  und  dabei  hielt  er  jene  bekannte  Rede,  welche  für  die 
spätere  Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse,  ja  sogar  für 
die  Geschichte  Frankreichs  von  grosser  Bedeutung  war.  „Die 
Ehre,  die  Grösse  und  die  Sicherheit  des  Vaterlandes",  sagte 
er  u.  a.,  „ist  die  höchste  Sorge  aller  Parteien  ausnahmslos  und 
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keiner  hat  das  Recht,  sich  Nationalist  zu  nennen^)."  Der 
kluge  Meline  begriff  rasch  die  Tragweite  dieser  Rede,  die  ihn 
zunächst  um  das  Amt  brachte,  und  nannte  Millerand  in  seiner 
Erwiderung  den  „zukünftigen  Minister", 

II.  Handelspolitische  Stimmung 

Infolge  der  Krisis,  welche  die  französische  Volkswirt- 
schaft 1892 — 1895  heimsuchte,  wurden  die  Schutzzöllner  etwas 
kleinlaut.  Sie  Hessen  sogar  die  Handelskonvention  mit  der 
Schweiz  über  sich  ergehen.  Als  aber  der  Aufschwung,  den 
mit  dem  Jahre  1895  eine  steigende  Konjunktur  auf  dem  Welt- 
markt hervorrief,  auch  in  Frankreich  bemerkbar  wurde,  atmeten 
sie  wieder  auf  und  setzten  ihre  Tätigkeit  fort.  Es  wurde 
zunächst  die  Frage  der  Währung  wieder  aufgenommen.  Am 
17.  März  1896  wurde  von  Mdline  eine  Resolution,  unterzeich- 
net von  347  Abgeordneten,  eingebracht,  welche  die  Festsetzung 
des  Verhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber  verlangte  ^).  Diese 
Forderung,  für  welche  von  vornherein  eine  grosse  Mehrheit 
bestand,  blieb  doch  ein  frommer  Wunsch,  weil  Meline  bei 
seiner  Uebernahme  der  Regierung,  welche  gleich  danach  erfolgte, 
seine  Meinung  änderte.  Dies  war  im  übrigen  für  die  ganze 
schutzzöllnerische  Bewegung  von  grosser  Bedeutung.  Meline 
hatte  sein  Agrarprogramm  vor  sich,  das  er  jahrelang  auf  den 
Versammlungen  kolportiert  und  in  der  Abgeordnetenkammer 
entwickelt  hatte,  und  dies  sollte  jetzt  verwirklicht  werden. 
Eine  schutzzöllnerische  Agitation  war  jetzt  überflüssig  ge- 
worden ;  umso  lebhafter  aber  ergingen  an  den  Ministerpräsi- 
denten Mahnungen  und  Wünsche  aus  der  Mitte  der  Mehrheit. 
Der  Bund  der  französischen  Landwirte  gab  seine  Agitation 
nicht  auf,  im  Gegenteil,  er  arbeitete  Anfang  1895  ein  neues 
Programm  aus,  in  welchem  folgende  Wünsche  ausgedrückt 
wurden:    1.   Beschränkung    der    Vieheinfuhr    auf    eine    kleine 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  1761. 

*)  Ein  Jahr  vorher  hat  der  deutsche  Reichstag  eine  Resolution  zu 
Gunsten  der  Einberufung  einer  Münzkonferenz  behufs  internationaler 
Regelung  der  Währungsfrage  angenommen.  Siehe  Lot z,  Handelspolitik 
des  Deutschen  Reichs  S.  142. 
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Anzahl  Häfen  und  Einführung  strenger  Quarantäne ;  2.  rigorose 
Untersuchung  ausländischen  Fleisches;  3.  gleitende  Skala  an- 
statt festen  Getreidezolles ;  4.  Einführung  eines  Sperrgesetzes ; 
5.  Beschränkung  der  Dauer  der  Lagerung  des  Weizens  und 
des  Mehles  in  den  Entrepöts  auf  drei  Monate;  6.  Einführung 
spezieller  Gebühren  für  Entrepöts. 

Dieses  Programm  wurde  auch  Meline  präsentiert. 

Es  genügt  ein  Blick  auf  die  Amtstätigkeit  Melines,  welche 
von  der  Opposition  als  sehr  unfruchtbar  angesehen  wurde,  um 
konstatieren  zu  können,  dass  dieser  Vorwurf  nicht  für  die 
Wirtschaftspolitik  zutrifft.  Nicht  Untätigkeit,  sondern  eine 
umfangreiche  Wirksamkeit  sowohl  der  Regierung  wie  auch  des 
Parlaments  für  die  Verwirklichung  der  Wünsche  der  Schutz- 
zöllner ist  für  diese  Periode  charakteristisch.  Es  ist  zwar 
wahr,  dass  die  Mühle  verhältnismässig  mehr  geklappert  als 
Mehl  geliefert  hat;  allein  umsonst  war  es  nicht.  Zunächst 
wurden  nach  einer  20  Tage  währenden  Diskussion  die  Zucker- 
industrie und  die  Rübenproduktion  mit  höheren  Zöllen  geschützt, 
die  erstere  auch  durch  höhere  Ausfuhrprämien  begünstigt. 
Wir  lassen  diese  Frage  ausser  unserer  Betrachtung,  weil  sie 
besonderer  Studien  und  unabhängiger  Erörterung  bedarf  und 
weil  die  Grundzüge  dieser  Gesetzgebung  bis  1903  als  besondere 
Spezialität  der  modernen  Wirtschaftspolitik  des  europäischen 
Kontinents  bekannt  sind.  Diese  Massregel  wurde  durch  das 
Verhalten  Deutschlands  begründet. 

Am  17,  November  1897  trat  das  Gesetz  betreffs  Ver- 
längerung des  Privilegs  der  Bank  von  Frankreich  in  Kraft. 
Im  Art.  18  dieses  Gesetzes  ist  bestimmt,  dass  alle  Gelder, 
welche  die  Bank  an  den  Fiskus  zu  entrichten  hat,  aufbewahrt 
werden  sollen,  um  sie  den  ins  Leben  zu  rufenden  Anstalten 
für  landwirtschaftlichen  Kredit  weiter  zu  geben.  Die  Bank 
hat  einen  einmaligen  Beitrag  von  40  Mill.  und  einen  jährlichen 
von  2  Mill.  zu  leisten.  Das  war  eine  zweite  nicht  unbe- 
deutende Staatsliebesgabe  an  die  , guten"  Produktionszweige. 
Weiter  brachte  das  Gesetz  über  Postpakete  eine  besondere 
Erleichterung  für  die  Beförderung  von  Paketen  bis  zu  10  kg, 
welche  landwirtschaftliche  Produkte  enthalten.  Auch  das  Ge- 
setz   über    landwirtschaftliche   Warrants   arbeitete   Meline   aus 
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und  legte   es   den  Abgeordneten  vor;    erledigt  wurde   es  aber 
erst  nach  seinem  Sturz. 

Als  sich  im  Jahre  1897  eine  Hausse  der  Getreidepreise 
fühlbar  machte,  begannen  die  Schutzzöllner  sich  mehr  zu 
rühren.  Die  Sozialisten  benützten  diese  Hausse,  um  eine  gross- 
artige Agitation  für  ihre  Partei  zu  veranstalten.  Paul  Louis 
eröffnete  im  „Socialiste"  einen  Kampf  gegen  den  Protektionis- 
mus, als  die  einzige  Ursache  der  Verteuerung.  Die  zahlreichen 
Organe  der  Schutzzöllner  wehrten  sich  dagegen;  sie  erblickten 
die  Ursache  in  der  Spekulation.  Den  Zwischenhändlern  sollte 
auch  diesmal  die  Schuld  in  die  Schuhe  geschoben  werden. 
Die  antischutzzöUnerische  Bewegung  wurde  noch  immer  von 
der  „Societe  d'economie  politique"  getragen.  Allein,  letztere 
hatte  zwei  grosse  Verluste  zu  verzeichnen.  Leon  Say  und 
Jules  Simon,  beide  grosse  Gegner  Melines,  verschieden  in 
dieser  Periode.  Die  von  Say  getragene  freihändlerische  Fahne 
wurde  von  Yves  Guyot  übernommen  und  mit  ebensoviel 
Energie  weiter  getragen.  Er  suchte  die  Behauptung  der 
Schutzzöllner,  Frankreich  gehe  es  seit  1895  vorzüglich,  zu 
widerlegen.  Auch  Neymark  und  Beaulieu  überraschten  die 
triumphierende  Mehrheit  mit  der  Behauptung,  dass  das  National- 
einkommen aus  beweglichem  Besitz  stets  abnehme. 

Diese  andauernde  und  energische  Opposition  seitens  der 
Gelehrten  und  Professoren  hat  den  Bund  der  Landwirte  wieder 
einmal  geärgert  und  er  verlangte  von  neuem  von  der  Re- 
gierung, „den  nationalökonomischen  Unterricht  mit  der  be- 
stehenden Gesetzgebung  in  Einklang  zu  bringen".  Es  sei 
unmöglich,  dass  der  Staat,  der  Ausdruck  der  Mehrheit,  Schutz- 
zölle einführt  und  freihändlerisch  unterrichtet  ^). 

Im  Jahre  1897  bewirkte  die  „Association  de  l'industrie 
et  de  l'agriculture  fran^aise"  die  Gründung  der  „Societe  d'eco- 
nomie politique  nationale".  Diesen  Verein  habe  das  Bedürfnis 
nach  einer  nationalen  Volkswirtschaftslehre  hervorgerufen, 
im  Gegensatz  zu  „Societe  d'economie  politique".  Der  Zweck, 
den  der  Verein  nach  S^bline,  dem  Vorsitzenden  der  obigen 
Muttergesellschaft,    verfolgt,    ist   die  „ Aufstellung   des  Korpus 


^)  Journal  des  economistes  1898,  Bd.  XXXIII  p.  468. 
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der     protektionistischen     Doktrin     gegenüber     der     freihänd- 
lerischen". 

Im  Interesse  des  Aussenhandels  wurde  als  eine  Abteilung 
des  Handelsministeriums  eine  Zentralstelle  für  Auskunft  ge- 
schaffen. Dazu  trug  auch  die  Pariser  Handelskammer  viel 
bei.  Im  Motivenbericht  lieisst  es,  dass  die  Regierung  bereit 
ist,  alles  —  ausgenommen  was  in  den  Kreis  der  Privatinitiative 
fällt  —  zu  tun,  um  die  Bemühungen  der  Exporteure  zu  unter- 
stützen ^). 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  annexes  1897  p.  256. 


Zweites  Kapitel 

Die  weiteren  handelspolitischen  Massnahmen 

I.  Die  Einführung  einer  Yerbrauchsabgabe   (Akzise)  auf 
Amidin  (Stärkemehlgummi) 

Das  interessanteste  Stück  der  ganzen  Wirtschaftspolitik 
Frankreichs  seit  1892  ist  entschieden  das  Gesetz  betreffs  Ein- 
führung einer  Akzise  auf  das  von  der  Stärkezuckef-industrie 
verbrauchte  Amidin.  Um  dies  leichter  durchzuführen,  hat 
man  die  Frage  so  verwickelt,  dass  man  sich  erst  nach  vieler 
Mühe  orientieren  kann.  Zur  Begründung  dieser  Akzise  führte 
man  ungefähr  folgendes  aus: 

Entsprechend  der  Erhöhung  des  Weizenzolles  auf  7  Fr. 
muss  man  auch  jenen  auf  Weizenstärkemehl  erhöhen.  Der- 
selbe beträgt  18  bezw.  14  Fr.  pro  Doppelzentner,  und  da  aus 
200  kg  Weizen  ein  Doppelzentner  Weizenstärkemehl  hergestellt 
wird,  so  beträgt  der  Ausgleichzoll  2  X  5  =  10  und  der 
Schutzzoll  8  und  4  Fr.;  der  neue  Zoll  soll  also  22  bezw.  18 
(2  X  7  =  14  +  8  oder  +  4)  Fr.  betragen.  Die  Erhöhung  des 
Zolles  auf  Weizenstärkemehl  schafft  eine  Ungleichheit  zwischen 
ihm  und  dem  Kartoflfelstärkemehl  und  zwar  zu  Ungunsten  des 
letzteren,  das  ebenfalls  wie  das  erstere  von  der  Stärkezucker- 
industrie verbraucht  wird.  Um  der  Gefahr,  dass  das  Kar- 
toffelstärkemehl vollständig  durch  Amidin  aus  dem  Verbrauch 
seitens  der  Stärkezuckerindustrie  verdrängt  wird  —  und  dies 
wäre  äusserst  schädlich  für  die  Volkswirtschaft,  weil  es  aus 
den  nationalen  Kartoffeln  hergestellt  wird  und  dieser  Wirt- 
schaftszweig bereits  notleidend  ist  —  vorzubeugen ,  empfiehlt 
sich  die  Verstärkung  des  Schutzes  für  dasselbe  auf  12  Fr. 
Allein  dieser  verstärkte  Schutz  bleibt  unwirksam,   solange  der 
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Zoll  auf  Mais,  der  ebenfalls  zur  Herstellung  von  Stärkemehl 
dient,  nur  3  Fr.  beträgt,  weil  200  Kilogramm  Mais  gleich 
einem  Doppelzentner  Stärkemehl  sind.  Gerade  daran  leidet 
die  Kartoffelmehlproduktion,  dass  sie  durch  jene  aus  Mais  ver- 
drängt wird  (und  dies  würde  noch  in  grösserem  Masse  ein- 
treten). Wünschenswert  wäre,  dass  Mais  zu  diesem  Zweck 
gar  nicht  gebraucht  wird.  Die  Erhöhung  des  Kartoffelstärke- 
mehlzolles macht  also  eine  solche  auf  Mais  und  zwar  von  3 
auf  6  Fr.  notwendig.  Allein  dies  würde  den  völligen  Ruin 
der  Fabrikation  von  Stärkemehl,  welches  auch  in  der  Papier- 
industrie, Puderfabrikation  und  anderem,  wo  es  dem  nationalen 
Kartoffelstärkemehl  keine  Konkurrenz  macht,  verwendet  wird, 
zur  Folge  haben.  Im  übrigen,  wenn  man  den  Zoll  auf  Mais 
auch  verdoppeln  würde,  so  wäre  dadurch  nichts  erreicht,  weil 
sich  dann  die  Stärkezuckerindustrie  dem  Stärkemehl,  hergestellt 
aus  Reis,  der  aus  den  Kolonien  zollfrei  eingeführt  wird,  zu- 
wenden würde.  Ein  Zoll  auf  Reis  ist  undenkbar.  Um  allen 
diesen  schlimmen  Folgen  vorzubeugen,  wurde  vorgeschlagen, 
Amidin,  ausgenommen  jenes  aus  Kolonialreis,  sofern  es  zur 
Herstellung  von  Stärkemehl  verbraucht  wird,  mit  einer  Akzise 
von  4  Fr.  pro  Doppelzentner  zu  belegen  ^).  Somit  werden  die 
Lasten,  welche  auf  Kartoffelstärkemehl  ruhen,  mit  jenen  des 
konkurrierenden  Amidin  ausgeglichen. 

Ein  solcher  Gesetzentwurf  wurde  von  Meline  eingebracht 
und  von  der  Zollkommission  am  8.  März  1894,  also  gleich 
nach  der  Zollerhöhung  auf  Weizen,  empfohlen.  Die  Ab- 
geordnetenkammer nahm  ihn  ohne  Aenderung  an;  im  Senat 
wurde  aber  jene  Ausnahme  bezüglich  Kolonialreis  gestrichen, 
weil  „die  bestehenden  Verträge  eine  stärkere  Belastung  der 
ausländischen  Produkte  durch  innere  Abgaben  ausschliessen* 
und  daher  eine  Differenzierung  zu  Gunsten  des  Kolonialreises 
unmöglich  ist. 

Der  Abgeordnetenkammer  fiel  diese  Streichung  allerdings 
nicht  schwer.  Inzwischen  kam  eine  grosse  Unzufriedenheit  in 
den  Kreisen  der  Vertreter  der  Getreidebauern  zum  Vorschein. 
Das  Stärkemehl  wird  bekanntlich  auch  aus  Roggen  und  Gerste 


^)  Debats  parlem.,  annexes  1894,  p.  380—383. 
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hergestellt,  und  nach  der  obigen  Fassung  des  Gesetzentwurfes 
unterläge  der  Akzise  auch  Araidin  aus  diesen  Produkten  her- 
gestellt. Man  erkannte  bald,  dass  es  sich  hier  einfach  darum 
handelt,  der  Kartoffel  einen  grösseren  Absatz  auf  Kosten  jedes 
anderen  Stärkemehlmaterials  zu  sichern.  Dem  klugen  Meline, 
dem  Urheber  dieses  Gesetzentwurfes,  war  dies  eine  zu  deut- 
liche Mahnung  und  er  bewirkte  noch  in  der  Zollkommission 
eine  Aenderung,  wonach  auch  Weizen,  Roggen-  und  Gerste- 
Amidin  akzisefrei  bleiben.  Es  blieben  also  nur  Mais-  und 
Reisamidin  belastet. 

Der  Gesetzentwurf  rief  eine  grosse  Opposition  hervor.  Es 
wurde  Meline  vorgeworfen,  bloss  mit  Rücksicht  auf  seinen 
durch  Kartoffelkultur  berühmten  Wahlkreis  zu  handeln,  indem 
er  Mais  aus  der  Stärkemehlfabrikation  ausschliessen  und  an 
seine  Stelle  Kartoffeln  setzen  wolle.  Es  wäre  besser,  er  hätte 
aufrichtig  eine  Zollerhöhung  auf  Mais  verlangt,  als  sich  eines 
solchen  Umwegs  zu  bedienen  (Jumel  ^)  und  Rouvier  ^).  Er 
verteidigte  sich  und  wiederholte  die  Behauptung,  dass  ein 
Maiszoll  mit  Rücksicht  auf  die  Stärkemehlfabrikation  überhaupt 
unmöglich  sei^)  (auch  Graux^). 

Bedeutend  ernster  wurde  die  Situation,  als  der  Vorsitzende 
der  Budgetkommission,  Rouvier,  die  Zollkoramission  energisch 
beschuldigte,  die  Grenze  ihrer  Tätigkeit  überschritten  zu  haben, 
indem  sie  eine  innere  Abgabe  (d.  h.  Akzise  auch  auf  Amidin 
aus  einheimischem  Mais)  beantragte.  Das  sei  auch  Verletzung 
des  Prinzips  der  Gleichheit  nationaler  Produkte.  Darauf  er- 
widerten Meline  und  Graux:  a)  der  nationale  Mais  wird  zur 
Herstellung  von  Amidin  nicht  verwendet;  b)  die  Zollkommission 
hat  auch  die  Abschaffung  von  gemeindlichen  Verbrauchsabgaben 
und  Akzise  auf  Rosinenwein  beantragt^).  Noch  energischer 
erwiderte  Rouvier,  dass  die  Abschaffung  von  Oktrois  nur  ein 
frommer  Wunsch  geblieben  sei.  Was  aber  die  Akzise  auf 
Rosinenwein  anbelangt,  so  sei  der  Vergleich  insofern  nicht  am 
Platze,   weil    dort    keine    Unterscheidung    zwischen    den    ver- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1894,  p.  2055. 
2)  Ib.  p.  2057/58.  ^)  Ib.  p.  2054/55. 

*)  Ib.  p.  2056/57.  ^)  Ib.  p.  2059. 
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schiedenen  Rosinen  weinen  gemacht  wurde,  wie  es  hier  mit 
Amidin  der  Fall  sei  ^).  Dort  seien  alle  Rosinen  gleich  ge- 
stellt 2). 

Diese  Bedenken  schienen  die  Armee  "Melines  etwas  ins 
Schwanken  versetzt  zu  haben.  Es  entstand  ein  Lärm,  die  Redner 
konnten  sich  nicht  mehr  behaupten.  Der  Berichterstatter  ver- 
langte Ueberweisung  des  Gesetzentwurfes  an  die  Zollkommission; 
eine  Anzahl  Mitglieder  dagegen  Absetzung  von  der  Tagesordnung. 
Nach  langen  Unruhen  kam  es  zur  Abstimmung  über  den  Vor- 
schlag Graux,  den  Entwurf  zwei  Tage  später  auf  die  Tages- 
ordnung zu  setzen.  Derselbe  wurde  zur  grössten  Ueberraschung 
der  ganzen  Kammer  mit  268  gegen  234  Stimmen  abgelehnt. 
An  diese  Niederlage  Melines  knüpfte  man  verschiedene  Be- 
merkungen ^)  und  Hoffnungen ;  allein  die  Freude  war  verfrüht, 
weil  derselbe  Gesetzentwurf  anderthalb  Jahre  später,  am 
26.  Januar  1896  in  derselben  Form  mit  343  gegen  166  Stimmen 
angenommen  wurde.  Das  Gesetz  ist  eine  Verkörperung  jener 
Politik,  welche  die  einzelnen  Produktionszweige  der  Volks- 
wirtschaft in  nationale  und  hassenswerte  teilt.  Der  französische 
Mais  und  der  koloniale  Reis  sind  der  nationalen  Kartoffel,  die 
Meline  vertritt,  zum  Opfer  gefallen  und  zwar  durch  eine 
Massregel,  welche  noch  schlimmer  ist  als  die  Besteuerung  der 
Warenhäuser. 

II.  Das  sogenannte  „  Sperr gesetz** 

Der  Art,  1  dieses  Gesetzes  lautet:  „Jeder  Gesetzentwurf 
der  Regierung,  welcher  eine  Erhöhung  der  Zölle  auf  Getreide 
und  seine  Derivate,  Wein,  Tiere  oder  frisches  Fleisch  enthält, 
wird  von  einem  Dekret  begleitet,  das  den  Zollbehörden  die 
sofortige  Ausführung  dieser  Bestimmung  anordnet.  Das  Dekret 
muss  am  nächsten  Tage  nach  der  Vorlage  des  Gesetzentwurfes 
im   Amtsblatt   und   zwar   vor   der   Amtsstunde   erscheinen.  — 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  2059. 

2)  Ib.  p.  2061. 

^)  Sorief  der  Abgeordnete  Dou vi lle  Mailteu  aus:  ,0n  commence 
ä  respirer.  ...  La  Chambre  commence  ä  revenir  ä  la  liberte."  Debats 
parlem.  p.  2063. 
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Falls  der  Gesetzentwurf  vom  Parlamente  verworfen  wird,  so 
haben  die  Importeure  das  Recht,  den  Mehrbetrag,  den  sie  an 
Zöllen  entrichtet  haben,  zurückzufordern." 

Dieses  Gesetz  wurde  am  9.  Juli  1897  in  der  Abgeordneten- 
kammer angenommen  und  zwar  nach  einer  langen  und  heftigen 
Diskussion.  Seinen  Ursprung  aber  hatte  es  schon  im  Jahre  1894. 
Damals  wurde  vom  Landwirtschaftsminister  Viger  (Kabinett 
Casimir-Perier)  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  wonach  die  un- 
mittelbare Ausführung  desselben  in  allen  Fällen,  wo  es  sich 
um  irgend  eine  Zolleinführung  oder  Erhöhung  handelt,  statt- 
finden soll.  Man  bezeichnete  diesen  Gesetzentwurf  als  ein 
Ungeheuer  und  er  kam  gar  nicht  zur  Beratung,  obwohl  sein 
Urheber  seine  Durchführung  ernstlich  gewünscht  hat.  Dieser 
Plan  wurde  etwas  später  ins  Programm  des  Bundes  der 
Landwirte,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  aufgenommen.  Er 
blieb  jedoch  ohne  jeglichen  Erfolg  und  erst  unter  dem  Mini- 
sterium Meline  ist  dieser  Gedanke  mit  der  Beschränkung  auf 
die  wichtigsten  landwirtschaftlichen  Produkte  verwirklicht 
worden.  Welcher  Zweck  wird  durch  dieses  Gesetz  verfolgt? 
Der  Abg.  Graux  selbst  gibt  uns  darauf  die  Antwort,  dass 
man  durch  dasselbe  die  Spekulation,  welche  darin  besteht,  dass 
man  während  der  parlamentarischen  Verhandlungen  über  eine 
Zollerhöhung  von  dem  betreffenden  Artikel  recht  viel  einführt, 
um  ihn  später  teurer  zu  verkaufen,  eindämmen  will  ^).  Wir 
haben  schon  in  der  Einleitung  hervorgehoben,  dass  die  Zoll- 
einführung von  1885  infolge  der  grossen  Einfuhr  unmittelbar 
vor  derselben  unwirksam  war  und  dass  jene  von  1887  dadurch 
begründet  wurde.  Weiter  sahen  wir,  dass  ein  grosser  Teil 
der  agrarischen  Abgeordneten  für  die  Baisse  1893  die  Zoll- 
ermässigung von  1891  verantwortlich  machte  und  dass  auch 
der  Abg.  Viger,  der  Urheber  derselben,  später  öffentlich  er- 
klärte, dass  sie  durchaus  nicht  notwendig  gewesen  wäre.  Aber 
auch  die  Erhöhung  von  1894  hat  nicht  die  gewünschte  Preis- 
steigerung herbeigeführt.  Der  Abg.  Castelin  hat  das  sogar 
vorausgesehen  und  hat  verlangt,  dass  der  vorgeschlagene  Zoll 
in    Anwendung   kommt,    bevor   die   Abgeordnetenkammer   zur 


^)  Debats  parlem.  1897,  p.  1570/71. 
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Beratung  desselben  übergeht.  Sein  Vorschlag  wurde  bekannt- 
lich abgelehnt,  allein  die  Richtigkeit  des  Gedankens,  dass  ohne 
eine  solche  Massregel  jede  Zollerhöhung  zunächst  unwirksam  ist, 
wurde  allmählich  von  der  Mehrheit  der  Schutzzöllner  anerkannt 
und  in  diesem  in  Frage  stehenden  Gesetze ,  das  von  Mäline 
selbst  ausgearbeitet  1)  wurde,  ist  dieser  Gedanke  verwirklicht. 
Wir  wollen  hier  versuchen,  die  umfangreiche  Diskussion 
über  diesen  Gesetzentwurf,  kurz  zusammengefasst  und  auf  die 
springenden  Punkte  zurückgeführt,  wiederzugeben. 

A.  Ist  diese  Massregel  verfassungsmässig? 

Diese  Frage  wurde  von  den  Gegnern  des  Gesetzes  auf- 
geworfen und  entschieden  verneint.  Ohne  ausdrückliche  ge- 
setzliche Genehmigung  könne  keine  Abgabe  erhoben  werden 
(Roux).  Darauf  erwiderte  Graux,  dass  in  Frankreich  ein  Ge- 
setz vom  Jahre  1814  besteht,  in  welchem  gar  keine  Intervention 
des  Parlaments,  weder  vorher  noch  nachher,  vorgesehen  ist. 
Der  in  Frage  stehende  Gesetzentwurf,  der  die  Ratifikation 
seitens  des  Parlaments  vorsieht,  gehe  gerade  dahin,  das  be- 
stehende Gesetz  mit  der  Verfassung  in  Einklang  zu  bringen  ^). 
Weiter  wenden  die  Gegner  ein,  dass  es  das  gute  Recht  des 
Parlaments  ist,  nicht  nur  die  Art,  sondern  auch  die  Höhe  der 
Abgaben  zu  bestimmen  und  das  sei  die  Hauptsache.  Gegen 
diese  Bestimmung  der  Verfassung  Verstösse  der  Gesetzentwurf 
(Carnaud  ^). 

B.  Ist  sie  im  stände,  die  Spekulation  einzu- 
dämmen? 

Dies  wurde  von  den  Gegnern  verneint  und  folgender 
Grund  für  ihre  Behauptung  angeführt :  Wenn  unter  den  auf 
administrativem  Wege  eingeführten  höheren  Zöllen  der  Impor- 
teur irgend  einen  Artikel  einführt  und  denselben  sofort  ver- 
kauft, so  wird  er  in  den  Verkaufspreis  den  Mehrbetrag  an 
Zoll  einrechnen.  Lehnt  das  Parlament  die  vorgeschlagene 
Zollerhöhung  ab,  so  wird  ihm  dieser  UeberzoU  rückvergütet. 
Er  wird  diese  Summe  natürlich  nicht  unter  seine  Käufer  ver- 


^)  Der  Widerstand   Melines    hat   zur   Ablehnung    des   erwähnten 
Vorschlags  Castelins  1894  beigetragen. 

2j  Deb.  pari.  p.  1564.  «)  Ib.  1580. 
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teilen,  sondern  sie  in  die  Tasche  stecken.  Die  Massregel  ist 
also  antidemokratisch  und  nicht  geeignet,  die  Spekulation  ein- 
zudämmen, sondern  im  Gegenteil  sie  zu  begünstigen  ^).  Darauf 
erwiderte  der  Abg.  Viger,  dass  eine  Belastung  der  Konsumenten 
absolut  ausgeschlossen  sei,  weil  die  Ueberwälzung  des  Getreide- 
zolls auf  die  Brotpreise  bedeutend  langsamer  vor  sich  gehe  ^). 
M^line  meint,  dass  die  Ablehnung  einer  solchen  Massregel 
seitens  des  Parlaments  überhaupt  undenkbar  sei. 

Angenommen,  dass  die  Massregel  die  Spekulation  im 
obigen  Sinne  einzudämmen  im  stände  sei,  wendete  Carnaud 
weiter  ein,  so  könne  sie  doch  auf  gar  keinen  Fall  die  Speku- 
lation überhaupt  aus  der  Welt  schaffen.  Die  letztere  werde 
vielmehr  anderswo  ansetzen;  so  z.  B.  es  werde  eine  Spionage 
über  die  Absichten  der  Regierung  betreffs  einer  Zollerhöhung 
entstehen,  dann  würden  falsche  Gerüchte  ins  Publikum  ver- 
breitet und  jedes  Gerücht  über  bevorstehende  Zollerhöhung 
müsse  eine  Preisbaisse  für  den  betreffenden  Artikel  zur  Folge 
haben.  Also  eine  Spekulation  ä  la  baisse  werde  das  Gesetz 
mit  sich  bringen^). 

C.  Sie  wird  die  Einfuhr  der  ausländischen  Pro- 
dukte begünstigen. 

Dieser  Einwand  wurde  in  folgender  Weise  motiviert: 
Nach  der  Meinung  des  Abg.  Graux  soll  jeder  Importeur, 
um  sich  gegen  die  Verluste,  welche  für  ihn  durch  eine  plötz- 
liche Zollerhöhung  entstehen  könnten,  zu  sichern,  in  den  Ver- 
trägen, welche  er  mit  den  ausländischen  Lieferanten  schliesst, 
auch  eine  Klausel  einsetzen,  wonach  die  letzteren  sich  ver- 
pflichten sollen,  den  Verkaufspreis  um  den  Betrag  des  even- 
tuellen üeberzolles  herabzusetzen.  Wenn  die  ausländischen 
Lieferanten  gewillt  sind,  darauf  einzugehen,  so  wird  der  Händler 
bei  gleichem  Preis  im  In-  wie  im  Auslande  lieber  im  Aus- 
lande einkaufen,  weil  er  sich  im  Inlande  gegen  die  plötzliche 
Hausse  im  Falle  der  Anwendung  des  Sperrgesetzes  nicht  ebenso 
wie  im  Auslande  sichern  kann*). 


^)  D6bats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1679. 
2)  Ib.  p.  1780.  3)  Ib.  p.  1580. 

*)  Ib.  p.  1781. 
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D.  Sie  ist   schädlich   für  Handel   und  Industrie. 
Diese  Massregel  ist  absolute  Negierung,  führte  Roux  aus, 

sowohl  des  Handels  wie  auch  der  Industrie,  namentlich  des 
Terminhandels  und  jedes  Geschäftes,  wo  man  sich  im  voraus 
decke.  Dies  sei  aber  sowohl  dem  Staate  wie  auch  den  Privaten 
unentbehrlich.  Zur  Begründung  dieser  Behauptung  zitierte  er 
die  Meinungen  verschiedener  Handelskammern,  die  sich  da- 
gegen geäussert  haben  ^). 

Darauf  erwiderte  Graux,  dass  der  Einwand  nicht  stich- 
haltig sei,  und  zwar  weil  es  den  Importeuren  möglich  sei, 
jene  Sicherheitsklausel  in  die  Verträge  einzusetzen.  Die  Mühlen- 
industrie sei  noch  weniger  gefährdet,  weil  sie  erstens  die 
Möglichkeit  der  zeitweisen  zollfreien  Einfuhr  hätte,  und 
zweitens,  weil  sie  auch  in  ihren  Verträgen  mit  den  Bäckern 
in  einer  Klausel  die  eventuelle  Verteuerung  im  voraus  regeln 
könnte.  Im  übrigen  sollen  die  Lieferanten  des  Staates,  nach 
der  Meinung  Graux',  nur  inländisches  Getreide  liefern,  und 
erst  im  Falle  des  Mangels  an  diesem  ausländisches. 

Er  berief  sich  ebenso  wie  Roux  auf  die  Interessentenver- 
tretungen, insbesondere  auf  den  Oberhandelsrat  und  verschiedene 
landwirtschaftliche  Organisationen  ^). 

E.  Sie  liefert  die  Konsumenten  den  Produzen- 
ten aus, 

behaupteten  die  Gegner,  weil  man  dadurch  den  Handel,  der 
bisher  zu  Gunsten  der  Konsumenten  auf  die  Preise  gewirkt 
hat,  ausschalten  und  die  Regelung  der  Preise  nur  den  Produ- 
zenten überlassen  will.  Die  Gegner  ziehen  dieser  die  staatliche 
Regelung  vor  ^). 

F.  Existiert  eine  solche  Massregel  auch  in  an- 
deren Staaten? 

Die  Anhänger  dieses  Gesetzentwurfes  behaupteten,  diese 
Massregel,  die  fast  in  allen  Staaten  bestehe,  direkt  der  eng- 
lischen und  italienischen  Gesetzgebung  entnommen  zu  haben, 
Roux  gab  zu,  dass  sie  in  Italien  besteht,  allein  er  berief  sich 


')  üebats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1563/64. 
^)  Ib.  p.  1681/82.  3)  ib,  p.  1781. 
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auch  auf  eine  Anzahl  italienischer  Nationalökonomen,  die  sie 
als  unbrauchbar  und  sogar  schädlich  bezeichneten.  In  solcher 
Form  bestehe  sie  sonst  in  keinem  Lande  mehr,  was  auch  von 
den  Zentralzollverwaltungen  Deutschlands,  der  Schweiz  und 
Schwedens  und  Norwegens  ausdrücklich  bestätigt  wurde.  In 
England  müsse  die  Regierung  zunächst  das  Unterhaus  um 
seine  Meinung  fragen.  Im  übrigen  sei  der  Vergleich  mit 
England  nicht  am  Platze,  weil  letzteres  nur  Finanzzölle  hat^) 
(Roux). 

G.  Die  Gegner  behaupteten,  dass  die  Mehrheit  die  Absicht 
habe,  dieselbe  Massregel,  die  sie  vorläufig  nur  auf  die  wich- 
tigsten landwirtschaftlichen  Produkte  beschränkte,  allmählich 
auf  den  ganzen  Zolltarif  zu  erweitern  (Roux  ^).  Graux  ver- 
sicherte, dass  die  Zollkommission  durchaus  nicht  die  Absicht 
habe,  über  diese  beschränkte  Zahl  hinauszugehen  ^).  Carnaud 
war  der  Meinung,  dass  eine  nachträgliche  Erweiterung  über- 
flüssig sei,  da  das  Gesetz  von  1814  eine  solche  Bestimmung 
bereits  enthalte.  Das  Gesetz  wurde  mit  411  gegen  113  Stimmen 
angenommen  *). 

Es  ist  auffallend,  dass  die  beiden  Parteien  die  ganze  Dis- 
kussion hindurch  nur  die  Getreidezölle  vor  Augen  hatten.  So 
hat  Graux  z.  B.  die  Massregel  stets  am  Weizenzoll  exempli- 
fiziert. Nicht  in  den  Jahren  der  ungenügenden  Ernten,  wo 
der  Zoll  voll  verteuernd  wirkt,  sondern  nur  zur  Zeit,  wo  die 
Inlandspreise  mit  jenem  des  Auslands  gleich  sind,  werde  die 
Massregel  in  Anwendung  kommen.  Dass  es  sich  hier  haupt- 
sächlich um  den  Weizen  handelt,  fühlten  auch  die  Gegner  und 
brachten  dies  in  einer  exorbitanten  Angst  zum  Ausdruck. 
Viger  wiederholte  die  obige  Erklärung  Graux'  bloss,  um  sie 
zu  beruhigen:  „Wenn  die  Baisse  zu  stark  ist,  wird  die  sorg- 
fältige Regierung  die  Massregel  anwenden."     In  vielem  macht 


^)  Debats  parlem.,  corupte  rendu,  p.  1561—1563. 

2)  Ib.  p.  1564.  ')  Ib.  p.  1568. 

■*)  In  Deutschland  besteht  kein  Sperrgesetz ,  etwas  Sperrpolitik  im 
Sinne  des  Sperrgesetzes  ist  auch  da  getrieben  worden,  und  zwar  sowohl 
1879  während  der  Beratung  des  Zolltarifprojektes,  wie  auch  1884,  als 
die  Novelle  beraten  wurde.  Dies  geschah  auf  Antrag  des  Abgeordneten 
V.  Kardorff. 
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die  Diskussion  den  Eindruck,  als  ob  es  sich  hier  um  eine 
Weizenzollerhöhung  handelte,  und  doch  bezog  sich  die  erste 
Anwendung,  die  wir  etwas  später  besprechen  werden,  nicht 
auf  den  Weinzoll. 

III.  Zwei  agrarpolitische  Programme 

Den  Kampf  zwischen  Meline  und  den  Sozialisten  dehnten 
die  letzteren  auf  alle  Gebiete,  welche  eine  gute  Gelegenheit 
zum  Angriff  bieten,  aus.  So  sehen  wir  sie  in  dieser  Zeit  auch 
als  heftige  Gegner  der  Melinistischen  Wirtschaftspolitik.  Ihre 
rege  Tätigkeit  in  dieser  Richtung  macht  zunächst  den  Eindruck, 
als  ob  die  sozialistischen  Gruppen  beschlossen  hätten,  das 
ganze  System  als  das  der  Volkswirtschaft  schädlichste  zu  be- 
kämpfen. Tatsächlich  aber  benützten  sie  die  ihnen  günstige 
Gelegenheit  zur  Bekämpfung  der  Regierung.  Der  erste  Angriff 
ging  von  dem  geistreichen  Führer  der  Sozialisten,  Jaures,  aus 
in  Form  einer  an  die  Regierung  gerichteten  Interpellation  über 
die  Mittel,  die  diese  zur  Linderung  der  Not  der  Landwirtschaft 
zu  ergreifen  gedenkt.  Er  dachte  dabei  ausschliesslich  an  die 
Kleinbesitzer  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Die  Besprechung 
dieser  Interpellation  nahm  eine  unglaubliche  Ausdehnung  an; 
sie  begann  am  19.  Juni  und  dauerte  mit  kleinerer  oder  grösserer 
Unterbrechung  bis  20.  November,  also  sechs  Monate.  Sowohl 
die  Sozialisten  wie  auch  die  regierungsfreundlichen  Parteien 
Hessen  ihre  besten  Redner  und  tüchtigsten  Mitglieder  die 
Tribüne  besteigen.  Den  packenden  Ausführungen  des  beredten 
Jaures  musste  der  beste  Redner  der  Gemässigten ,  Deschanel, 
entgegentreten.  Auf  die  äusserst  fleissig  ausgearbeitete  Rede 
des  gelehrtesten  Sozialisten  Abg.  Deville  musste  Meline  selbst 
erwidern.  Ebenso  wie  die  Sozialisten  erst  bemüht  waren,  die 
Regierung  in  die  Enge  zu  treiben,  bemühte  sich  jetzt  die 
letztere,  der  Agitation  der  Sozialisten  entgegen  zu  treten.  Wie 
gross  die  Angst  der  Regierung  vor  derselben  war,  kommt  am 
besten  in  den  Beschlüssen  zum  Vorschein,  sowohl  die  Rede 
Deschanels  wie  jene  Melines  zu  affichieren. 

Jaures  warf  der  Regierung  vor,  drei  nachbenannte  günstige 
Gelegenheiten  zur  Besserung  der  Lage  der  Landwirtschaft  ver- 
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passt  zu  haben:  a)  die  Konversion  der  Staatsschuld,  b)  den 
Vorschlag  zur  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
und  c)  den  Gesetzentwurf,  betreffend  Steuer  auf  Renten.  In- 
folgedessen gehe  die  Zahl  der  Kleinbesitzer  stets  zurück  und 
die  Lage  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  werde  alle  Tage 
schlechter.  Diese  Behauptung  rief  die  entschiedenste  Opposition 
hervor.  Nicht  die  Abnahme,  sondern  im  Gegenteil  die  Zu- 
nahme der  Kleingrundbesitzer  zum  Nachteil  des  Grossgrund- 
besitzes sei  die  ökonomische  Evolution,  die  Meline  auf  Grund 
der  Enquete  von  1892  auch  für  Frankreich  nachzuweisen 
suchte.  Noch  einige  rein  theoretische  Auseinandersetzungen 
bildeten  nebst  diesem  Streit  den  ersten  Teil  der  Reden;  der 
zweite  wurde  mit  Ausführungen  über  die  beste  Agrarpolitik 
erfüllt. 

Der  Abg.  Deville  entwickelte  das  sozialistische  Agrar- 
programm  und  Meline  sein  eigenes.  Die  Ausführungen  sind 
nicht  ohne  Interesse  und  wir  werden  sie  in  kurzem  wieder- 
geben. 

A.  Das  sozialistische  Programm. 

Man  unterscheidet  zwei  Arten  Eigentum:  individualistisches 
und  kapitalistisches.  Diese  Unterscheidung  stammt  von  Marx 
her,  der  das  erstere  „privates"  nennt  und  als  Ergebnis  persön- 
licher Arbeit  und  das  zweite  als  Resultat  der  Arbeit  anderer 
betrachtet.  Das  Ziel  der  ersteren  ist  der  Unterhalt  der  Familie 
und  jenes  der  zweiten  Vermehrung  der  Produktionsmittel  und 
eine  Anhäufung  von  Kapitalien.  Das  Hauptziel,  das  wir  ver- 
folgen, ist  die  Vereinigung  beider  Faktoren  der  Produktion: 
der  Arbeitskraft  und  der  zu  ihrer  Betätigung  dienenden  Mittel 
in  eine  Hand.  Insofern  dies  von  selbst  eingetreten  ist  — 
und  das  ist  der  Fall  mit  dem  Kleingrundbesitz  —  wird  es 
von  uns  mit  Freuden  begrüsst.  Beim  kapitalistischen  Eigen- 
tum ist  dies  nicht  der  Fall  und  darum  erstreben  wir  die 
Sozialisierung  desselben.  Wir  gehen  nicht  von  einem  abstrakten 
Besitz  aus,  sondern  von  den  Tatsachen;  wir  stehen  auf  dem 
Boden  der  ökonomischen  Evolution,  deren  allgemeine  Tendenz 
ist,  dass  die  Produktionsmittel  einen  immer  mehr  kollektiven 
Charakter  annehmen.  Das  behaupten  auch  Molinari,  P.  Beaulieu 
und    Guyot.     Der  kleine  Besitzer  also,    der    dem  Grossgrund- 
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besitzer  billige  Arbeitskraft  liefert,  hat  keinen  aufrichtigeren 
und  logischeren  Verfechter  als  die  KoUektivisten.  Er  ist  unser 
Helfershelfer  in  der  raschen  Schaffung  einer  sozialistischen 
Mehrheit,  die  uns  auch  ermöglichen  wird,  uns  der  öffentlichen 
Gewalt  zu  bemächtigen  ^)  und  dies  ist  das  wirksamste  Mittel 
zur  Durchführung  unseres  Programmes  ^). 

B.  Das  Programm  Melines. 

Die  Ursache  der  Krisis  liegt  im  allgemeinen  Rückgang  der 
Preise  für  landwirtschaftliche  Produkte.  Dieser  kommt  von: 
a)  der  Revolution,  welche  sich  in  den  Verkehrsmittelverhält- 
nissen in  den  letzten  20  Jahren  vollzogen  hat;  b)  von  der 
Silberentwertung.  Falsch  ist  die  Behauptung,  dass  eine  Ueber- 
produktion  an  landwirtschaftlichen  Produkten  besteht.  Das  gilt 
nur  für  Alkohol  und  Zucker,  und  was  den  Weizen  anbelangt, 
so  kann  man  eher  sagen,  dass  da  ein  Defizit  zu  verzeichnen 
sei.  Es  sind  zwei  Mittel,  die  zur  Beseitigung  des  Uebels  ge- 
eignet sind;  das  erste  ist:  die  Erhöhung  des  Verkaufs- 
preises. Diese  wird  erzielt  durch  Erhöhung  der  Zölle,  was 
eine  Ausschliessung  der  ausländischen  Konkurrenz  zur  Folge 
hat.  Dies  hat  die  Regierung  bereits  getan  und  ist  bereit  — 
falls  das  Bedürfnis  vorliegt  —  es  auch  in  der  Zukunft  zu  tun. 
Im  Inlande  soll  eine  Preiserhöhung  auf  zweierlei  Weise  herbei- 
geführt werden :  a)  durch  Beschränkung  des  Zwischenhandels 
auf  das  richtige  Mass.  Dies  sollen  die  Landwirte  selbst  durch 
Kooperation  erreichen ;  b)  durch  verschiedene  gesetzgeberische 
Massregeln,  wie  z.  B.  durch  Aufhebung  der  gemeindlichen 
Verbrauchsabgaben  auf  hygienische  Getränke,  durch  Unter- 
drückung der  Fälschung  von  Butter,  durch  Hebung  der  Trans- 
portmittel und  gute  Tarifpolitik  (z.  B.  die  Einführung  von 
10  kg- Postpaketen)  durch  Einführung  von  Elevatoren  etc. 

Das  zweite:  Die  Verminderung  der  Produktions- 
kosten (auf  dem  Wege  der  Lohnverkürzung  darf  das  nicht 
geschehen)  kann  erzielt  werden  durch  a)  die  Reform  der  Steuern 
und  zwar  ist  zunächst  ein  Ausgleich  zwischen  den  Lasten  auf 
beweglichen  und  jenen  auf  unbeweglichen  Besitz  durchzuführen ; 


1)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  2315—2326  (Deville). 

2)  Ib.  p.  1597—1592  und  p.  1801—1811. 
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b)  weiter  hat  die  Regierung  die  Abschaffung  von  Fenster-  und 
Türsteuern  und  an  ihre  Stelle  Einführung  einer  Personalsteuer 
beantragt.  Die  Regierung  wird  auch  noch  die  Gebühren  auf 
Besitzwechsel  ermässigen;  c)  durch  Pflege  des  landwirtschaft- 
lichen Unterrichts;  d)  durch  Gründung  von  Syndikaten,  welche 
eine  billigere  Anschaffung  von  Saatkorn  und  Düngemitteln 
ermöglichen ;  e)  1894  wurde  den  Syndikaten  die  Ermächtigung 
erteilt,  sich  in  Kreditvereine  auf  Gegenseitigkeit  umzuwandeln ; 
f)  durch  Unterstützung  von  landwirtschaftlichen  Kreditvereinen. 
Zu  diesem  Zwecke  wurden  bereits  40  Mill.  Fr.  einmalige  und 
2  Mill.  Fr.  jährliche  Ausgaben  bewilligt;  g)  durch  gegenseitige 
Versicherung  aller  Art,  welche  die  Regierung  unterstützen 
wird,  und  endlich  h)  durch  Kranken-,  Invaliden-  und  Pensions- 
kassen für  landwirtschaftliche  Arbeiter  ^). 

Nicht  uninteressant  sind  die  Ausführungen  des  sich  an 
der  Diskussion  beteiligenden  Abg.  d'Estournelles,  der  ebenfalls 
ein  Agrarprograram  entwickelte.  In  der  Reform  der  Steuern, 
in  der  Hebung  des  Unterrichts,  der  zur  Zeit  zu  theoretisch 
sei,  in  der  Vervollkommnung  der  Technik,  in  der  Hebung  der 
Verkehrsmittel  und  in  der  Entwicklung  des  Genossenschafts- 
wesens erblickt  er  allein  und  einzig  den  Weg  zur  Herbei- 
führung einer  Besserung.  Die  übrigen  Mittel  verwarf  er  und 
der  Regierung  warf  er  die  Vernachlässigung  der  Statistik, 
welche  elend  sei,  und  die  NichtVeranstaltung  einer  so  dringenden 
Enquete  vor.  Die  Technik  der  Landwirtschaft  sei  unter  jeder 
Kritik,  der  Bauer  sei  ein  Routinier.  „Wir  halten  unsere  Land- 
wirtschaft in  einem  Zustande  der  Inferiorität  gegenüber  den 
Konkurrenten,"  Die  französische  Wolle  sei  barbarisch,  die 
australische  dagegen  zivilisiert^). 

Wie  gesagt,  diese  Auseinandersetzung  wurde  von  beiden 
Seiten  als  eine  Agitation  für  die  bevorstehenden  Kammerwahlen 
aufgefasst  und  infolgedessen  war  alles  auf  den  Effekt  dieser 
Reden  auf  die  W^ähler  gespannt.  Entsprechend  diesem  Gedanken, 
der  sich  als  roter  Faden  durch  diese  Diskussion  zieht,  hat  sie 
auch   den   Abschluss    in    einer   Form    gefunden,    die    uns    als 


^)  Debats  parlem.,  conipte  rendu,  p.  2419 — 2424  und  p.  2511 — 2516. 
2)  Ib.  p.  2309-2315. 


—     251     — 

schlagender  Beweis  dafür  dient,  dass  die  ökonomische  Politik 
in  Frankreich  nur  als  Mittel  der  eigentlichen  Politik  betrachtet 
wird.  Es  wurden  näncilich  am  Schluss  der  Diskussion  viele 
Tagesordnungen  vorgeschlagen,  von  denen  die  grosse  Mehrzahl 
folgendes  Leitmotiv  hatte:  die  Kammer  verurteilt  den  Sozialis- 
mus als  schädlich  und  ersucht  die  Regierung,  die  bisherige 
Politik  fortzusetzen.  Die  sozialistische  Minderheit  war  natur- 
gemäss  auf  eine  nichtpolitische  Tagesordnung  —  weil  sie  sonst 
keine  Aussicht  auf  Annahme  hatte  —  angewiesen  und  der  kluge 
Jaures  kam  auf  den  Gedanken,  eine  Tagesordnung,  in  welcher 
die  Regierung  zur  Veranstaltung  einer  Enquete  über  die  Land- 
wirtschaft mit  kontradiktorischem  Verfahren  aufgefordert  werde, 
zu  beantragen.  Er  hat  allerdings  im  voraus  gewusst,  dass 
diesmal  jede  Tagesordnung  der  Sozialisten  —  natürlich  aus- 
genommen eine  etwaige  Vertrauenserklärung  —  abgelehnt 
werden  musste,  daher  wählte  er  eine  Tagesordnung,  die  nur 
schwer  abzulehnen  war.  Allein  die  Abgeordnetenkammer  war 
bereits  von  Agitationsgedanken  beseelt  und  nachdem  Meline 
den  Antrag  Jaures  mit  der  Aeusserung:  „die  Landwirtschaft 
braucht  keine  Enquete,  sondern  Hilfe"  ^)  (als  ob  die  erste  Tages- 
ordnung eine  solche  bot!)  ablehnte,  nahm  sie  die  erstere 
Tagesordnung  an. 

Durch  politische  Rücksichten  geleitet,  verlangte  Jaures 
nach  der  Abstimmung  über  die  Tagesordnung,  seinen  Antrag 
als  Resolution  anzunehmen.  Auch  dagegen  war  Meline,  der 
erbarmungslos  eine  vollständige  Niederlage  des  Gegners  wünschte, 
mit  der  Begründung,  dass  Jaures  über  die  Lage  der  Landwirt- 
schaft gut  unterrichtet  sein  müsse,  da  er  über  die  Not  der- 
selben spreche,  und  dass  seitens  des  Landwirtschaftsministeriums 
tagaus,  tagein  eine  Enquete  gemacht  werde.  So  wurde  auch 
dieser  Antrag  mit  348  gegen  152  Stimmen  abgelehnt. 

Zwischen  diesem  Programm  und  jenem,  das  wir  aus  der 
Beratung  über  die  Weizenzollerhöhung  im  Jahre  1894  zu- 
sammengestellt haben,  besteht  ein  grosser  Unterschied.  Das 
neue  Programm  Melines  enthält  sehr  viele  Punkte,  welche  dem 
Programm,    das    die  Freihändler  damals  aufgestellt  haben  und 


^)  Debats  parlero.,  compte  rendu,  p.  2520. 
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das  die  Schutzzöllner  —  auch  Meline  —  so  sehr  bekämpften, 
entnommen  wurden.  Wenn  wir  die  in  seiner  Rede  betonten 
Ursachen  des  Sinkens  der  Getreidepreise  mit  jenen  aus  dem 
Jahre  1894  vergleichen,  so  finden  wir  zunächst,  dass  er  von 
vier  damals  behaupteten  Ursachen  eine  vollständig  ignorierte: 
die  grösseren  Produktionskosten  in  Frankreich.  Auf  dieses 
Moment  wurde  seit  1885  seitens  der  Schutzzöllner  der  grösste 
Wert  gelegt.  Weiter  sehen  wir,  dass  Meline  die  unter  2) 
angegebene  Ursache,  die  Weltüberproduktion,  aufs  entschiedenste 
vernein!;.  Die  übrigen  zwei:  die  Währungsfrage,  welche  von 
der  Zollkommission  1894  als  „unwichtig  und  vorübergehend" 
bezeichnet  wurde,  und  die  Verbilligung  des  Frachtdienstes  er- 
klärte er  als  die  einzigen.  Warum  tat  er  das  ?  Um  dies  beant- 
worten zu  können,  müssen  wir  uns  fragen:  was  sind  die 
Konsequenzen,  die  aus  diesen  Ursachen  zu  ziehen  sind  ?  Früher 
hat  Meline  diese  Uebel  mit  dem  Schutzzoll  unschädlich  zu 
machen  gesucht.  Allein  diese  Konsequenz  ist  aus  den  hohen 
Produktionskosten  und  der  Ueberproduktion  nicht  nur  augen- 
scheinlicher, sondern  bei  dem  bestimmten  Gedankengang,  der 
in  Frankreich  üblich  ist,  die  einzig  logische.  Bei  den  andern 
zwei:  Billige  Fi-acht  und  Währungsfrage  kann  man  obige 
Folgerung  sehr  leicht  als  unkonsequent  nachweisen  und  andere 
Mittel  als  zweckmässiger  empfehlen  (z.  B.  Einführung  der 
Doppelwährung).  Kurzum,  Meline  hat  sich  gehütet,  auch  die- 
jenigen Momente,  welche  als  Alarmruf  zu  einer  neuen  Zoll- 
erhöhung gebraucht  werden  könnten,  als  Ursache  zu  bezeichnen. 
So  ist  es  ihm  auch  leichter  geworden,  ein  Programm,  das  der 
Zollpolitik  wenig  Platz  einräumt,  und  nur  die  Mittel  enthält, 
welche  vorher  als  ungenügend  bezeichnet  wurden,  zu  ent- 
wickeln. 

Es  ist  also  beim  Ministerpräsidenten  Meline  eine  Wand- 
lung eingetreten,  welche  sein  bisheriges  Ideal  der  guten  öko- 
nomischen Politik,  d.  h.  die  Schutzzollpolitik,  etwas  in  den 
Hintergrund,  und  ein  anderes  Mittel,  welches  von  ihm  oft  be- 
kämpft wurde,  in  den  Vordergrund  geschoben  hat.  Dies  geht 
wenigstens  aus  der  obigen  Auseinandersetzung  hervor. 


—     253     — 

IV.  Der  Erlass  von  25  804750  Franken  Grundsteuer 

Meline  und  seine  Parteigenossen  haben  unzählige  Male 
erklärt,  dass  sie  gegen  die  Einkommensteuer,  soweit  sie  eine 
Entlastung  des  kleinen  Mannes  bedeute,  nichts  einzuwenden 
hätten.  Sie  erklärten,  gegen  das  Projekt  Doumer  nur  deshalb 
zu  stimmen,  weil  es,  ohne  eine  wirkliche  Entlastung  herbei- 
zuführen, einige  Gruppen  von  Steuerpflichtigen  so  sehr  belastet 
hätte.  Sonst  hat  Meline  selbst  eine  Steuerreform  in  diesem 
Sinne  der  Kammer  versprochen  und  das  Versprechen  durch 
das  erwähnte  Projekt  einer  Steuer  auf  Renten  einzulösen  ver- 
sucht. Der  Widerstand  der  Rechten  zwang  ihn  zum  Rück- 
tritt, allein  dies  benützten  die  Sozialisten  recht  geschickt,  um 
die  Regierung  bei  den  Wählern  zu  kompromittieren,  wie  es 
auch  aus  der  oben  besprochenen  Interpellation  Jaures  hervor- 
geht. Meline  sah  sich  genötigt,  ein  in  der  Agitation  so  wirk- 
sames Mittel  den  Sozialisten  aus  der  Hand  zu  schlagen  und 
so  sehen  wir  im  Gesetz  (Art.  1)  betreffend  die  direkten  Steuern 
für  das  Jahr  1898  eine  solche  Klausel  eingesetzt,  die  auf 
Entlastung  der  kleinen  Besitzer,  Pächter  und  Steuerpflichtigen 
hinausgingt).  In  der  Beratung  sprach  kein  Mensch  gegen  die 
Entlastung  im  allgemeinen,  der  ganze  Streit  drehte  sich  viel- 
mehr um  die  Frage,  welche  Steuerpflichtigen  und  auf  welche 
Weise  diese  entlastet  werden  sollten.  Die  Regierung  und  die 
Budgetkomraission  wollte  einen  (vierten)  Teil  der  Grundsteuer 
erlassen  und  dieses  durch  ein  spezielles  Gesetz  ausführlicher 
regeln.  Der  unermüdliche  Verfechter  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer, Abg.  Cavaignac,  brachte  auch  diesmal  einen 
dahin  gehenden  Antrag  ein.  Die  übrigen  Abgeordneten  teilten 
sich  in  zwei  Gruppen:  die  eine,  kleinere,  war  der  Meinung, 
dass  man  durch  Abschaffung  der  ungerechten  Steuer,  „Pre- 
station  individuelle",  allen  kleinen  Steuerpflichtigen  zu  gleicher 
Zeit  Hilfe  leistet  (Brincard ,  Bourgeois ,  Jura  ^) ;  die  andere 
grössere  stimmte  der  Regierung  bei.  In  Bezug  auf  die  Grösse 
des  zu  befreienden  Besitzes  gingen  sie    auseinander:    Philipon 


^)  üebats  parlem.,  compte  rendu  1887,  p.  1996. 
2)  Ib.  p.  2057—2062. 
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verlangte  Erlass  für  diejenigen,  welche  bis  zu  10  Fr.  an  Grund- 
steuer zahlen^);  Thoulouse  will  jene,  welche  bis  25  Fr.  an 
Grundsteuer  zahlen,  um  zwei  Drittel  und  jene  bis  50  Fr.  um 
ein  Drittel  entlasten  ^)  u.  s.  w.  Angenommen  wurde  der  Antrag 
Flaudin  (mit  527  gegen  0  Stimmen),  wonach  der  Steuererlass 
folgendermassen  geregelt  wurde. 

Es  wurde  an  Grundsteuer  erlassen  den  Grundsteuerpflich- 
tigen : 

1.  1—10  Fr.  ganz, 

2.  10—15  Fr.  Dreiviertel, 

3.  15—20  Fr.  die  Hälfte  und 

4.  20—25  Fr.  Einviertel. 

(Diese  Steuerpflichtigen  dürfen  höchstens  20  Fr.  an  Mobi- 
liarsteuer zu  entrichten  haben.) 

Der  Antrag  Godet,  die  im  Budget  geöffnete  Lücke  sofort 
auszufüllen,  blieb  ein  frommer  Wunsch. 

Das  Interessanteste  bei  dieser  Bestimmung  ist  allerdings 
die  Tatsache,  dass  in  der  ganzen  französischen  Nation  die 
Grund  und  Boden  besitzenden  Bauern  als  die  Hilfsbedürftigsten 
angesehen  worden  sind.  Zieht  man  noch  in  Betracht,  dass 
diese  Massregel  eines  demagogischen  Beigeschmackes  nicht 
entbehrt,  so  kommt  man  zu  dem  Resultat,  dass  der  kleine 
Bauer  die  wichtigste  Gruppe  der  Wähler  ist. 


Y.  Die  Weizenkultur  in  dieser  Periode  und  die  dies- 
bezügliche Handelspolitik 

§  1 

Die    weitere   Entwicklung   des  Weizenbaues    und    des 

Weizenmarktes 

Trotzdem  die  Ernte  im  Jahre  1893  nicht  einmal  den 
Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre  erreichte,  erfuhr  die  Einfuhr 
eine  grosse  Abnahme  von  46,8*^/0  (von  18,8  auf  10,0  Mill.  Fr.). 
Der  Markt   war    gesättigt,    was   in  den  im  vorigen  Abschnitt 


1)  Debats  parlem,.  compte  rendu  1897,  p.  2050—2053. 

2)  Ib.  p.  2053—2056. 
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besproclienen  niedrigen  Preisen  zum  Ausdruck  kam.  Allein 
die  Agitation  für  die  Zollerhöhung  und  die  Sicherheit,  dass 
eine  solche  bei  der  Stimmung  der  Kammer  nicht  ausbleiben 
könne,  rief  eine  regere  Einfuhr  hervor,  was  bei  einer  bevor- 
stehenden Zollerhöhung  unvermeidlich  ist.  So  wurden  in  den 
ersten  zwei  Monaten  des  Jahres  1894,  also  unmittelbar  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Zollerhöhung  (12,49  Mill.  Dz.)  90 >  der  Ge- 
samteinfuhr eingeführt.  Diese  rasche  und  für  den  gesättigten 
Markt  grosse  Einfuhr  musste  eine  ungünstige  Wirkung  auf  die 
Preise  ausüben.  Und  so  sehen  wir,  dass  nach  der  Zollerhöhung, 
anstatt  einer  Steigerung,  ein  weiteres  Preissinken  eintrat.  So 
betrug  der  Preis  im  Februar  nur  noch  21,5  Fr, 

Im  Mai  konnte  mau  bereits  den  Ertrag  der  bevorstehen- 
den Ernte  schätzen.  Und  da  diese  sich  auf  122000000  hl 
(93,2  Mill.  Dz.)  belief,  wodurch  sie  sämtliche  Ernten  des  Jahr- 
hunderts (ausser  1874)  um  ein  Beträchtliches  übertraf  und  um 
25  Mill.  hl  höher  war  als  jene  des  Vorjahres,  so  war  ein 
weiteres  Sinken  der  Preise  eine  unvermeidliche  Folgeerscheinung. 
Im  Juni  hatte  man  einen  Preis  von  18,5  Fr.,  den  man  seit 
1815  nicht  erlebt  hatte.  So  wurde  in  der  Wirtschaftsgeschichte 
Frankreichs  das  Jahr  1894,  in  dem  eine  auf  Hebung  des 
Weizenpreises  gerichtete  Zollerhöhung  stattfand,  die  Epoche 
der  niedrigsten  Getreidepreise  des  Jahrhunderts,  auch  sonst 
der  grössten  Krise,  die  man  je  erlebt  hat.  Die  Einfuhr,  welche 
in  den  letzten  fünf  Monaten  des  Jahres  1894  nur  l,5°/o  der 
Gesamteinfuhr  betrug,  war  das  ganze  Jahr  1895  hindurch  sehr 
schwach.  Das  langsame  Tempo  machte  sich  immer  mehr 
geltend,  insbesondere  in  der  zweiten  Hälfte  und  unter  dem 
Eiufluss  der  ebenfalls  reichen  Ernte  auch  in  diesem  Jahre 
(119  Mill.  hl).  Die  Gesamteinfuhr  betrug  nur  4,5  Mill.  Dz. 
d.  h.  ein  Drittel  der  vorjährigen  und  erreichte  somit  einen  über- 
aus niedrigen  Stand.  Bei  all  dem  konnten  die  Preise  keine 
Besserung  erfahren.  Die  amtliche  Statistik  weist  für  das  be- 
treffende Jahr  einen  noch  niedrigeren  Durchschnittspreis 
(18,25  Fr,)  als  im  Vorjahr  auf  (19,41),  Die  Missstände  dauern 
also  fort.  Dasselbe  Bild  finden  wir  auch  im  Jahre  1896.  Die 
Einfuhr  sank  auf  die  bedeutungslose  Summe  von  1,5  Mill,  Dz., 
weil  auch  die  diesjährige  Ernte   eine   reiche   war.     Der  Preis, 
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der  grössere  Schwankungen  aufwies  (wobei  die  oberste  Grenze 
20,04  Fr.  bildete),  zeigt  im  Durchschnitte  keine  Besserung 
(18,53  Fr.).  Gegen  Ende  des  Jahres  erst  erfuhr  der  Preis 
eine  Besserung,  er  betrug  im  Dezember  21,87  Fr.  Dies  kam 
von  der  Erleichterung  des  Marktes,  wobei  die  Einfuhrabnahme 
in  erster  Linie  hervorzuheben  ist.  Da  der  Saatenstand  unbe- 
friedigend war,  so  ging  der  Preis  langsam  in  die  Höhe.  Von 
22,45  Fr.  im  Januar  stieg  er  auf  23,25  im  Mai,  mit  dem 
Herannahen  der  Erntezeit  nahm  er  allmählich,  aber  stets  zu, 
weil  die  Aussichten  für  die  bevorstehende  Ernte  schlecht 
waren.  Von  24,50  Fr.  im  Juli  stieg  er  auf  28,10  im  August 
desselben  Jahres,  weil  der  Ernteertrag  nur  86  Mill.  hl,  also 
um  33  Mill.  hl  weniger  als  der  vorjährige  war.  Solch  eine 
Missernte  hatte  man,  abgesehen  von  jener  1891,  seit  1879 
nicht  gehabt.  Infolge  dessen  sehen  wir  die  Einfuhr,  welche 
in  den  ersten  7  Monaten  so  sehr  zögernd  war,  plötzlich  zu- 
nehmen, und  sie  erreichte  eine  Höhe  von  4,73  Mill.  Dz.,  d.  h. 
90  ^/o  der  Gesamteinfuhr  (5,2  Mill.  Dz.).  Allein  gegen  Ende 
des  Jahres  1897  begann  sie  wieder  zurückzugehen,  warum? 
Weil  Gerüchte  über  eine  bevorstehende  Zollaufhebung  auf  dem 
Markt  verbreitet  wurden.  Und  so  sehen  wir  die  Einfuhr  ge- 
rade in  dem  Augenblick,  in  dem  sie  am  notwendigsten  war, 
indem  sie  ein  Defizit  von  über  30  Mill.  hl  auszugleichen  hatte, 
stillstehen.  Dies  wirkte  selbstverständlich  auf  die  Preise  zurück, 
was  in  der  Steigerung  auf  30,18  Fr.  im  Dezember  deutlich 
zum  Ausdruck  kam.  Die  Steigerung  der  Preise,  die  von  der 
Opposition  so  sehr  ausgenützt  wurde,  befestigte  immer  mehr 
die  Ueberzeugung,  dass  eine  Aufhebung  der  Zölle  erfolgen 
müsse;  infolgedessen  wurde  die  Einfuhr  immer  schwächer; 
das  bewirkte  wiederum  eine  weitere  Preissteigerung,  und  die 
Regierung  stand  macht-  und  ratlos  diesem  immer  gefährlicher 
werdenden  circulus  vitiosus  gegenüber. 

Am  1.  Mai  wurde  der  Weizenpreis  mit  32,62  Fr.  notiert, 
ein  Preis,  der  nicht  einmal  1891  vor  der  Zollermässigung  beob- 
achtet wurde.  Dies  zwang  die  Regierung,  den  Weizenzoll 
zeitweilig  aufzuheben. 
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§  2 

Die  Interpellation  des  Abgeordneten  Gerault-Richard 
betreffs  Brotverteuerung 

Der  hohe  Weizenpreis  von  28,10  Fr.  im  August  1897 
beschäftigte  die  öffentliche  Meinung  stark.  Die  „reforme 
economique"  empfiehlt  der  Regierung  eine  Aktion  gegen  die 
Preissteigerung  und  zwar  in  Form  von  Ankauf  und  sofor- 
tigem Verkauf  grosser  Mengen  ausländischen  Getreides.  Dieser 
Vorschlag  veranlasste  Jaures  zur  Erklärung,  dass  er  zunächst 
für  ein  dauerndes  Einfuhrmonopol  eintreten  werde;  wäre  dies 
nicht  durchzusetzen,  so  werde  er  diese  Massregel  als  vortreff- 
lich unterstützen  ^).  Auf  einer  der  vielen  Versammlungen,  die 
die  Sozialisten  gegen  die  Brotverteuerung  veranstalteten,  wurden 
folgende  Postulate  festgesetzt:  1.  Monopolisierung  der  Einfuhr; 
2.  Errichtung  gemeindlicher  Mühlen  und  Bäckereien;  3.  Vereini- 
gung aller  Gemeinden  zwecks  Erlangung  des  ausschliesslichen 
Rechtes  der  Versorgung  der  eigenen  Einwohner  und  der  Ver- 
hinderung der  Spekulation.  Die  Brotverteuerung  beschäftigte 
auch  die  Gemeinde  der  Stadt  Paris,  welche  die  Rettung  in  der 
Eindämmung  der  Spekulation  erblickte.  Es  ist  interessant, 
dass  in  der  ganzen  Bewegung,  die  die  Brotverteuerung  her- 
vorgerufen hat,  die  Spekulation  in  erster  Linie  als  deren  Ur- 
sache bezeichnet  wurde. 

Am  23.  Oktober  1897  richtete  der  sozialistische  Abg. 
Gerault-Richard  folgende  Interpellation  an  die  Regierung: 
„Was  gedenkt  die  Regierung  zu  tun,  um  den  schlimmen 
Folgen  der  Brotverteuerung  vorzubeugen  und  die  Landwirte 
doch  nicht  zu  schädigen?"  Nachdem  er  seine  ganze  Rede  mit 
Angriffen  gegen  die  Spekulation  erfüllt  hatte,  rekapitulierte  er 
die  drei  von  verschiedenen  Seiten  empfohlenen  Mittel:  1.  Auf 
Grund  der  Gesetze  von  1887  und  1894  den  Weizenzoll  auf- 
zuheben oder  zu  ermässigen;  2.  die  Mehreinnahmen  an  Ge- 
treidezöllen, die  eine  gesteigerte  Getreideeinfuhr  zur  Folge 
haben  würden  (150  Mill.  Fr.),  durch  die  Gemeinden  den  ärmeren 
Klassen  zu  Gute  kommen  zu  lassen ;  3.  die  Einfuhr  zu  mono- 


^)  Journal  des  economistes  Bd.  XXXIT  p.  147. 
Bajkid,  Die  französische  Handelspolitik  189^—1902  17 
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polisieren.  Von  diesen  drei  Mitteln  solle  die  Regierung  eines, 
das  sie  zu  wählen  hat,  anwenden  i).  Dann  sprach  der  Abg. 
de  Folleville,  und  nachdem  er  hervorgehoben  hatte,  dass  der 
Brotpreis  in  der  Normandie  eine  unglaubliche  Höhe  erreicht 
habe,  stellte  er  der  Regierung  noch  eine  grössere  Liste  Hilfs- 
mittel zur  Verfügung  und  zwar  1.  rücksichtsloses  Vorgehen 
gegen  die  Spekulation;  zu  diesem  Zweck  empfahl  er  die  aus- 
giebige Anwendung  der  strafgesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Spiel;  ein  besonderes  Gesetz  dafür  wäre  ausserdem 
wünschenswert,  meinte  er;  2.  die  Erledigung  des  Gesetzes 
über  Kooperation  zu  beschleunigen,  dies  würde  die  Errichtung 
von  zahlreichen  genossenschaftlichen  Bäckereien  hervorrufen; 
3.  das  Gesetz  betreffs  Brottaxen  von  1791  jetzt  eine  Zeitlang 
genau  anzuwenden;  4.  rasche  Einführung  von  landwirtschaft- 
lichen Warrants ;  5.  die  Ermässigung  der  Eisenbahntarife  für 
Getreide;  6.  Abschaffung  von  Zonen  in  der  „admission  tempo- 
raire"  und  Ermässigung  der  Kommunalsteuer  auf  Brot  und 
Mehl  2). 

Namens  der  Regierung  antwortete  Meline  selbst.  Er 
führte  folgendes  aus:  Eine  Aufhebung  oder  Ermässigung  des 
Weizenzolles  während  der  Abwesenheit  der  Kammer  sei  gesetz- 
widrig (daher  geschah  sie  nicht);  im  übrigen  sei  anlässlich 
der  Beratung  des  Gesetzes  von  1887  festgesetzt  worden,  dass 
dies  nur  in  zwei  extremen  Fällen,  bei  Missernten  oder  Kriegs- 
zustand, stattfinden  solle.  Der  jetzige  Zustand  sei  gar  nicht 
unerträglich;  einen  Preis  von  27  Fr.  habe  man  zwanzigmal 
in  den  letzten  30  Jahren  gehabt.  Seit  1885  steige  der  Weizen- 
preis ununterbrochen,  was  nur  als  Wirkung  des  Schutzes  an- 
zusehen sei.  Es  könne  nicht  Wunder  nehmen,  dass  im  Ver- 
hältnis zu  den  Ernten  —  und  diese  waren  in  den  letzten  drei 
Jahren  sehr  reich  —  auch  der  Brotpreis  entsprechend  zurück- 
gegangen sei.  Dieser  Zustand  sei  aber  aus  zwei  Gründen  für 
die  Dauer  unmöglich:  1.  weil  infolge  der  niederen  Getreide- 
preise der  Getreidebau  abnehmen  werde  und  dies  wiederum 
zu  einer  Steigerung  der  Preise  führe ;  2.  weil  erfahrungsgemäss 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  2159  —  2161. 
2)  Ib.  p.  2161—2165. 
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auf  die  guten  Ernten  auch  schlechte  folgen.  Die  heurige  Ernte 
sei  nicht  nur  quantitativ,  sondern  auch  qualitativ  schlecht, 
daher  sei  es  den  Bauern  unmöglich,  von  hohen  Preisen  einen 
entsprechenden  Nutzen  zu  ziehen.  Die  ganze  Landwirtschaft 
habe  gegen  die  Forderung  einer  Zollermässigung  Einspruch 
erhoben.  Er  selbst  sei  entschieden  dagegen,  weil  sie  mehr 
Schaden  als  Nutzen  bringe.  Anlässlich  der  Ermässigung  von 
1891  habe  die  Spekulation  stark  eingesetzt,  indem  sie  40  Mill.  hl 
einführte.  Dieses  Quantum  habe  sie  benutzt,  um  auch  im 
folgenden  Jahre  die  Preise  herabzudrücken.  Der  sonst  ge- 
nügende Preis  von  25  Fr.  sei  für  auch  qualitativ  schlechte 
Ernten  nicht  ausreichend.  Für  die  Zukunft  sei  nichts  zu  be- 
fürchten, weil  ein  unsichtbarer  Vorrat  vorhanden  sei,  weil 
Brot  immer  mehr  durch  Fleisch,  Gemüse  und  Käse  ersetzt 
werde,  weil  die  Einfuhr  in  der  letzten  Zeit  sehr  bedeutend 
und  die  Wiederbestellung  reichlich  erfolgt  sei.  Die  Frage  der 
landwirtschaftlichen  Warrants  werde  von  einer  Kommission 
studiert,  der  Gesetzentwurf  betreffs  Kooperation  befinde  sich 
im  Senat,  die  Brottaxe  sei  Sache  der  Gemeinden  und  ein 
Einfuhrmonopol  hätte  bloss  einen  Preis  von  35  Fr.  zur  Folge, 
Was  die  Mehreinnahmen  an  Zöllen  anbelange,  so  würden  die- 
selben überschätzt.  Im  übrigen  werde  die  Verteuerung  auch 
dem  Fiskus  eine  Mehrausgabe  von  20  Mill.  Fr.  unvermeidlich 
machen.  Eine  diesbezügliche  Forderung  wäre  ein  Präzedenz- 
fall. Nicht  die  Spekulation,  sondern  in  erster  Linie  die  Sonne 
sei  schuld  an  den  Zuständen.  Das,  was  das  fatale  Gesetz  des 
Angebots  und  der  Nachfrage  mit  sich  gebracht  habe,  könne 
kein  Spekulant  herbeiführen.  Die  wirkliche  Spekulation  sei 
einzudämmen,  allein  man  dürfe  nicht  durch  Paralysieren  des 
Gesetzes  des  Angebots  und  der  Nachfrage,  wodurch  der  Termin- 
handel, der  das  Leben  des  Handels  und  der  Industrie  sei, 
unmöglich  gemacht  würde,  das  normale  Funktionieren  des 
Handels  stören.  Die  Börsenwerte  und  die  Landesprodukte 
seien  bereits  1885  von  den  Bestimmungen  über  das  Spiel 
ausgenommen  i).  Wenn  man  von  Brotpreisen  spreche,  so  solle 
man  nicht  nur  die  Getreidepreise   vor  Augen   haben,    sondern 


*)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  2165 — 2170. 
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sein  Augenmerk  auch  auf  die  Vorgänge  in  der  Brotproduktion 
richten. 

Der  Abg.  Cl.  Hugues  behauptete,  dass  die  starke  Speku- 
lation nur  die  Folge  der  Schutzzölle  sei. 

Von  zehn  verschiedenen  Tagesordnungen  wurde  diejenige 
angenommen,  in  welcher  die  Erklärung  der  Regierung  bezüg- 
lich der  beabsichtigten  Unterdrückung  der  Spekulation  ge- 
billigt wurde. 

Eine  erdrückende  Mehrheit  (einschliesslich  der  Sozialisten) 
in  der  Kammer  war  bereit,  jede  Repression  gegen  die  Speku- 
lation mitzumachen.  Dies  blieb  Meline  nicht  verborgen  und 
infolgedessen  verlangte  er  selbst,  dass  der  aus  der  Mitte  der 
Abgeordneten  eingebrachte  Gesetzentwurf  betreffs  Abschaffung 
des  Terminhandels  mit  Nahrungsmitteln  und  mit  landwirt- 
schaftlichen Produkten  am  nächsten  Tag  von  der  Kammer 
zur  Kenntnis  genommen  werde.  Er  kannte  die  Psychologie 
des  französischen  Parlaments  sehr  gut  und  wusste  ganz  genau, 
dass  die  beste  Vereitlung  einer  derartigen  Massregel  in  dem 
üeberbieten  seitens  der  Regierung  liege. 

Woher  kommt  es,  dass  man  der  Spekulation  so  plötzlich 
den  Krieg  erklärte?  Möglicherweise  ist  dies  auf  die  schlaue 
Taktik  der  agrarischen  Politiker  zurückzuführen  ^).  Das  Ge- 
spenst der  übermässigen  Brotverteuerung,  das  diese  so  sehr 
fürchteten  —  wie  uns  bereits  aus  1890 — 1891  bekannt  ist  — 
war  wieder  da.  Ihre  Angst  um  die  Schutzzölle  wurde  auch 
diesmal  lebhaft,  umsomehr,  als  die  unermüdlichen  und  ge- 
fährlichen Feinde  der  Regierung,  die  Sozialisten,  diese  Tat- 
sache bei  der  Bekämpfung  derselben  benutzten.  Man  musste 
also  einen  Sündenbock  suchen,  um  von  den  Zöllen  die  Be- 
schuldigung abzuwenden  und  da  entdeckte  man  —  die  Speku- 
lation. Wie  wenig  die  Mehrheit  selbst  daran  glaubte,  geht  am 
deutlichsten  daraus  hervor,  dass  gegen  die  Spekulation  gar 
keine  Massregel  ergriffen  wurde.  Nachdem  die  Interpellation 
erledigt  war,  Hess  man  die  Spekulation  fortbestehen,  griff  sie 
aber   fest   durch    die    agrarische    Presse    an.      Die    Erklärung 


^)  Einen  Teil  der  Schuld  trug  1898  wirklich  die  Spekulation,  aber 
die  amerikanische,  gegen  welche  Frankreich  nichts  machen  kann. 
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Melines  war  die  richtige  Konsequenz  seiner  schutzzöllnerischen 
Argumentation.  Die  Zölle  führten  zu  einer  Steigerung  der 
Produktion  und  daher  zum  Sinken  der  Preise.  Da  man  nun 
eine  schlechte  Ernte  habe,  so  müssten  die  Preise  wieder  ein- 
mal in  die  Höhe  gehen.  Hier  gibt  er  unumschränkt  zu,  dass 
die  innere  Produktion  der  einzig  massgebende  Faktor  in  der 
Regelung  der  Getreidepreise  ist.  Infolgedessen  muss  der  Preis 
entsprechend  der  Ernte  schwanken.  Dies  ist  eine  national- 
ökonomische Wahrheit.  Allein  wir  wissen  auch,  dass  der 
Getreidepreis  sich  einheitlich  gestaltete.  Der  Stand  der  mo- 
dernen Verkehrsmittel  hat  es  mit  sich  gebracht,  dass  heute 
der  Preis  durch  die  Ernte  des  ganzen  Erdballs  beeinflusst 
wird.    Frankreich  hat  sich  diesem  Einfluss  möglichst  entzogen. 

§  3 

Die  Suspendierung  des  Weizen-  und  Mehlzolles 

Da  die  Resolutionen  und  Wünsche  der  Politiker  auf  die 
Getreidepreise  keinen  Einfluss  ausüben  können,  so  war  auch 
eine  Baisse,  insbesondere  zu  dieser  Jahreszeit,  anfangs  des 
Winters,  nicht  zu  erwarten.  Im  Gegenteil,  direkt  nach  der 
Beendigung  der  Interpellation  war  eine  weitere  Preissteigerung 
zu  verzeichnen.  Es  ist  gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
Spekulation  gerade  diese  Interpellation  zu  einer  Hausse  benutzt 
hatte.  Im  Januar  1899  erreichte  der  Preis  eine  Höhe  von 
29,12  Fr.  und  gegen  Ende  April  sogar  von  32  Fr.  Ein  so 
hoher  Preis  hat  bekanntlich  die  Ermässigung  des  Weizen- 
zolles 1891  zur  Folge  gehabt.  Die  Aufregung  war  ungeheuer; 
unter  den  Arbeiterklassen  und  in  den  grossen  Städten  rief  jede 
neue  Steigerung  grössere  Unzufriedenheit  hervor.  Am  1.  Mai 
betrug  der  Weizenpreis  32,62  Fr.  und  am  3.  Mai  hob  die 
Regierung  durch  ein  Dekret  den  Weizenzoll  auf.  Dasselbe 
wurde  durch  ein  anderes  vom  4.  Mai  ergänzt.  Die  Zölle  auf 
Weizenmehl  wurden  auf  1,  1,50  und  2  Fr.  und  auf  Brot  auf 
1  Fr.  ermässigt.  Vom  1.  Juli  ab  tritt  der  frühere  Zollsatz 
wieder  automatisch  ein.  Und  so  musste  Mdline,  und  zwar  in 
Abwesenheit  des  Parlaments,  jenen  Schritt  machen,  den  er 
nur   einige   Monate    vorher    so   scharf  verurteilte.     Die    sogar 
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etwas  mildere  Massregel  von  1891  hat  er  mitsamt  der  ganzen 
schutzzöllnerischen  Armee,  einschliesslich  des  Urhebers  der- 
selben, des  Abg.  Viger,  für  die  niedrigen  Preise  1893,  welche 
die  Zollerhöhung  von  1894  'notwendig  machten,  verantwortlich 
gemacht.  Zu  diesem  Schritt  wurde  er  jetzt  einfach  gezwungen  ^). 
Aber  gerade  in  jenem  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
in  welchem  sich  die  schutzzöllnerische  Mehrheit  am  meisten 
Mühe  gegeben  hat,  dem  Gang  der  Dinge  eine  bestimmte 
Richtung  zu  geben,  erwies  sie  sich  als  vollständig  ohnmächtig. 
Diese  Massregel  wurde  von  der  Kammer  am  12.  Juli  1898 
ratifiziert.  Im  Motivenbericht  der  Zollkommission  hat  man  die 
Tatsache,  dass  die  Preise  erst  nach  der  Ernte,  nicht  wie  1891 
vor  derselben  stiegen,  woran  auch  die  Agitation  der  Sozialisten 
schuld  sei,  stark  betont.  Die  Aufhebung  der  Zölle  im  Mai 
habe  den  Landwirten  keinen  Schaden  verursacht,  da  sie  ihr 
Getreide  bis  dahin  bereits  verkauft  hätten  ^). 

Tl.   Die  Weinkultur  in  dieser  Periode  und  die  hierauf 
bezügliche  Handelspolitik 


Die  Entwicklung  des  Weinbaues 

Vielleicht  nicht  so  sehr  unter  dem  Druck  der  Resolution 
der  Abgeordnetenkammer,  in  welcher  die  Reform  des  Getränke- 
regimes mit  der  Entlastung  der  hygienischen  Getränke  befür- 
wortet wurde,  als  wegen  der  schweren  Lage  des  Weinbaus, 
arbeitete  die  Regierung  eine  solche  Reform  aus,  die  schon 
1895  dem  Parlamente  vorgelegt  wurde.  Das  war  seit  1880 
der  35.  Reformversuch  der  Getränkesteuern  in  Frankreich. 
Der  Gesetzentwurf  enthielt  zunächst  Abschaffung  des  Privilegs 
der  Eigenbrenner,  dann  vielfache  Erleichterung  der  auf  hygieni- 
schen Getränken  ruhenden  Steuerlasten  und  die  Erhöhung  der 


*)  In  Deutschland  haben  die  Sozialdemokraten  eine  Suspension  der 
Getreidezölle  verlangt.  Der  Reichstag  ging  nicht  darauf  ein,  weil  der 
Zoll  nur  3,50  Mark  beträgt.  Siehe  Lotz,  Handelspolitik  des  Deutschen 
Reichs  S.  178. 

2)  Debats  parlem.,  annexes  1898,  p.  1362/63. 
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Branntweinverbrauchsabgabe  von  156  auf  275  Fr. ;  das  letztere 
sollte  den  infolge  der  erwähnten  Erleichterung  eintretenden 
Ausfall  der  Einnahmen  ersetzen.  Mit  einer  seltenen  Schnellig- 
keit wurde  der  Entwurf  erledigt  und  angenommen.  Allein 
er  musste  noch  einen  langen,  langen  Weg  bis  zum  Senat 
durchmachen. 

Die  Lage  des  Weinbaues  gestaltete  sich  weiter  folgender- 
massen : 

Die  Ernte  vom  Jahre  1895  betrug  nur  26,6  Mill.  hl,  blieb 
also  um  13  Mill.  hinter  der  vorjährigen  zurück  und  war  unter 
dem  Durchschnitt  der  Periode  1880 — 1890.  Was  die  Absatz- 
verhältnisse anbelangt,  so  kam  diese  Ernte  den  noch  hie  und 
da  unter  der  Unverkäuflichkeit  leidenden  Produzenten  zu  gute; 
ja,  es  stellte  sich  sogar  bald  heraus,  dass  die  Ernte  mitsamt 
dem  Stock  den  Bedarf  nicht  decken  konnte.  Infolgedessen 
sehen  wir  die  Produktion  von  Rosinen  wein  von  514  000  hl 
(1894)  auf  758114  (1895)  und  jene  von  gezuckerten  Wein 
von  1,47  Mill.  hl  auf  2,25  steigen.  Die  Einfuhr  stieg  ebenfalls 
von  4,23  (1894)  auf  6,027  Mill.  hl. 

Die  Ernte  vom  Jahre  1896  war  eine  sehr  reiche,  sie  be- 
trug 44,6  Mill.  hl.  Allein  die  amtliche  Statistik  weist  für 
dasselbe  Jahr  eine  weitere  Steigerung  der  Produktion  des 
Rosinenweins  von  758114  auf  888010  hl  auf.  Die  Produktion 
des  gezuckerten  Weins  blieb  unverändert,  die  Einfuhr  aber 
stieg  von  6  auf  8,3  Mill.  hl. 


Das  Gesetz  betreffs  Beseitigung  von  gemeindlichen 
Verbrauchsabgaben    auf  Wein 

Dies  gab  den  Vertretern  des  Südens  Anlass,  sich  wieder 
zu  rühren.  Wiederum  ging  die  Klage  über  die  bösen  Produ- 
zenten von  künstlichen  Weinen  los,  welche  bloss  dazu  da  seien, 
den  Weinpreis  zu  verschlechtern,  denn  wie  könne  man  sonst 
diese  Steigerung  der  Produktion  im  Jahre  der  reichen  Ernte 
verstehen?  Tatsächlich  aber  ist  diese  Steigerung  nur  der  vor- 
jährigen Missernte  zu  verdanken.  Der  monatliche  Ausweis 
der  Weineinfuhr  gibt  uns  einen  Beweis  dafür:  da  finden  wir, 
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dass  6°/o  der  Einfuhr  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1896, 
also  zur  Zeit,  wo  man  die  kommende  Ernte  nicht  schätzen 
konnte,  erfolgte.  Auf  diese  Tatsache  hat  kein  Mensch  die 
Aufmerksamkeit  der  massgebenden  Kreise  gelenkt,  sondern 
alles  verlangte  wieder  baldigste  Reform  der  Getränkesteuern. 
Dem  wurde  zum  Teil  Folge  geleistet  und  bereits  im  Jahre  1897 
kam  ein  Gesetz  zu  stände,  in  welchem  die  Gemeinden  ermäch- 
tigt wurden,  die  Verbrauchsabgaben  auf  hygienische  Getränke 
aufzuheben.  Weiter  wurde  bestimmt,  dass  dieselben  ein  an- 
lässlich dieses  Gesetzes  bestimmtes  Maximum  nicht  übersteigen 
dürften  und  falls  sie  höher  sind,  so  soll  die  Revision  binnen 
zwei  Jahren  erfolgen  ^).  Dass  dieses  Gesetz  von  den  Gesetz- 
gebern selbst  nur  als  eine  Demonstration  angesehen  wurde, 
geht  deutlich  daraus  hervor,  dass  man  die  Gemeinden  „er- 
mächtigt" hat,  diese  beinahe  unausführbare  Reform  durchzu- 
führen. Verboten  war  ihnen  dies  auch  vorher  nicht.  Eine 
platonische  Ermächtigung  macht  keine  Steuerreform.  Und  so 
sehen  wir  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  der  Kammer 
selbst  zunächst  bis  zum  13.  Dezember  1898,  dann  bis  zum 
1.  Januar  1899  verschoben. 

§  3 

Unterdrückung  künstlicher  Weine  und  abermalige 
Erhöhung  des  Rosinenzolls 

Bedeutend  ernster  verhält  es  sich  mit  der  Forderung,  die 
künstlichen  Weine  zu  unterdrücken.  Sie  wurde  im  „Gesetze 
betreffs  Produktion,  Verkehr  und  Verkauf  von  künstlichen 
Weinen"  vom  Juli  1897  (am  15.  August  in  Kraft  getreten) 
verwirklicht,  indem  alle  künstlichen  Weine  einschliesslich 
Rosinenwein,  ausgenommen  Liköre  und  moussierenden  Weine  ^) 
von  der  Weingesetzgebung  ausgeschlossen  und  den  Gesetzen 
über  Branntwein  —  je  nach  ihrem  Alkoholgehalt  —  unter- 
worfen sind  (Abs.  1).  Die  Produktion  und  der  Vertrieb  von 
gezuckerten  und  aus  dem  Satz  von  ausgepressten,  ausgekochten 


')  Für  die  Sladtgemeinde  Paris  galten  besondere  Bestimmungen, 
'^)  Die  Bestimmung  gilt  nicht  für  Eigenproduktion. 
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Früchten,  Hülsen,  Körnern  (Weintreber)  hergestellten  Weinen, 
weiter  von  Aepfel-  und  Birnenwein  anders  als  durch  Fermen- 
tierung von  frischem  Obst  hergestellt,  sind  verboten.  Aus- 
geschlossen bleibt  davon  Obstwein  unter  3  °  Alkoholgehalt 
(Art.  3). 

Die  zur  Herstellung  von  Wein  dienenden  Rosinen  sind 
einer  Verbrauchsabgabe  unterworfen,  welche  für  1  hl  Wein 
gleich  ist  jener  für  30  1  Branntwein,  wenn  die  Herstellung 
im  gewerblichen  Betriebe  erfolgt  und  einer  Zirkulationsabgabe 
von  6  Fr.,  wenn  die  Weine  dem  Familien  verbrauch  dienen 
(Art.  2).  Der  Vertrieb  von  Getränken  (aus  dem  Satz  von  ge- 
presstem  Obst)  ohne  Zusatz  von  Alkohol,  Zucker  oder  Zucker- 
stoffe ist  erlaubt,  wenn  es  sich  um  den  Familienverbrauch 
handelt  und  unterliegt  einer  Zirkulationsabgabe  von  1  Fr. 

Durch  dieses  Gesetz  sind  allerdings  alle  Weine  und  wein- 
ähnlichen Getränke,  welche  dem  Wein  aus  Weintrauben 
Konkurrenz  machten,  mit  dem  Bannfluche  des  Gesetzgebers 
belegt.  Das  Gesetz  ist  also  die  Verkörperung  jener  Wirtschafts- 
politik, welche  die  einzelnen  Wirtschaftszweige  innerhalb  einer 
Volkswirtschaft  in  zwei  grosse  Gruppen  teilt :  in  verhasste  und 
beliebte.  Ein  Weinbauer  ist  ein  nationaler  Produzent,  den 
man  mit  allen  Kräften  unterstützt;  ein  Produzent  von  Rosinen- 
wein ist  der  nationalen  Volkswirtschaft  gegenüber  ein  Ver- 
brecher. Er  wird  dem  ersteren  geopfert.  Der  Vorwand,  dass 
dieses  Gesetz  auch  den  Interessen  der  öffentlichen  Volkshygiene 
entspricht,  ist  unstichhaltig.  Ein  Wein  aus  Satz  kann  nicht 
nur  dann  der  Volksgesundheit  schädlich  sein,  wenn  seine  Her- 
stellung im  gewerblichen  Betriebe  erfolgt;  jedenfalls  kann  er 
nicht  gleichzeitig  als  Nahrungsmittel  angesehen  werden,  wenn 
er  für  die  Familie  hergestellt  wird.  Der  Gesetzentwurf  ist  auch 
ein  Beweis  dafür,  dass  die  schutzzöllnerische  Mehrheit  trotz 
ihrer  sozialpolitischen  Programme  sehr  wenig  sozialpolitisch 
gesinnt  ist.  Die  Befreiung  von  Abgaben  der  zur  Herstellung 
von  Wein  für  Familienverbrauch  dienenden  Rosinen  war  auch 
eine  „grosse  sozialpolitische  Tat",  Allein  sie  wurde  mit  Rück- 
sicht auf  die  Interessen  der  Weinbauern  abgeschafft. 
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YII.  Die  Melasse 

(Abermalige  Zollerhöhung) 

Französischer  Branntwein  wird  bekanntlich  vorzugsweise 
aus  Rüben  und  Melasse  hergestellt.  Den  Kampf,  der  zwischen 
beiden  Produkten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Material  der 
Brennereien  besteht,  hatte  man  bei  der  Zolltarifreform  ignoriert. 
Nach  der  Reform  ging  der  Verbrauch  der  Rübe  stets  zurück 
und  der  Anteil  der  Melasse  war  im  Steigen  begriffen.  Das 
Schicksal  der  ersteren  war  aber  doch  nicht  so  schlimm,  weil 
sie  sich  als  Rohstoff  der  Zuckerindustrie  besonderer  Aufmerk- 
samkeit erfreut,  was  auch  im  Jahre  1897  durch  die  erwähnte 
Reform  der  Zuckergesetzgebung  wieder  zum  Ausdruck  kam. 
Allein  die  Abnahme  des  Rübenverbrauchs  in  den  Brennereien 
machte  den  Vertretern  des  Nordens  viel  Kummer;  die  Kon- 
kurrenz kam  zwar  von  der  Melasse,  aber  schliesslich  ist  die 
Rübe  in  Form  von  Melasse  nicht  mehr  so  oder  überhaupt  nicht 
national,  argumentierte  man;  sie  stammt  vom  Fabrikanten  her 
oder  sie  wird  eingeführt;  die  Einfuhr  wenigstens  soll  also 
unterdrückt  werden,  und  was  die  einheimische  Produktion  an- 
belangt, so  soll  man  für  sie  eine  andere  Verwendung  suchen. 
Dieser  Gedanke  ist  die  Grundlage  des  Gesetzes,  das  am 
6.  Februar  1897  in  der  Abgeordnetenkammer  erörtert  wurde 
und  etwas  später  auch  in  Kraft  trat.  Zur  besseren  Würdigung 
desselben  wollen  wir  hier  einen  Blick  auf  die  darauf  bezüg- 
lichen Verhältnisse  werfen. 

Die  ausländische  Melasse,  welche  im  Jahre  1893  in  der 
Höhe  von  156  000  Tonnen  eingeführt  wurde,  ging  nach  der 
besprochenen  Zollerhöhung  sehr  zurück  und  betrug: 

1894  1895  1896 

95  976  Tonnen  59  705  Tonnen  56  807  Tonnen. 

Die  Menge  des  aus  Melasse  hergestellten  Branntweins 
betrug : 

1894  1895  1896 

817  525  hl  846  783  hl  863  424  hl. 

Wenn  aus  312  kg  Melasse  ein  Hektoliter  Branntwein  her- 
gestellt wird,  so  beträgt  das  Maximum  des  aus  der  ausländischen 
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Melasse  1896  hergestellten  Branntweines  180000  hl.  Dabei 
ist  zu  bemerken,  dass  es  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  dass 
alle  eingeführte  Melasse  dazu  verwendet  wird. 

Um  diese  Einfuhr  noch  mehr  zu  erschweren,  schlug  man 
eine  neue  Zollerhöhung  vor  (0,30  im  General-  und  0,20  Fr.  im 
Minimaltarif  pro  Grad  des  Saccharingehaltes). 

Um  aber  die  Melasse  überhaupt  von  der  Brennerei  fern- 
zuhalten, schlug  man  folgende  Bestimmung  vor:  „für  die 
Melasse  mit  mindestens  44*^/0  absoluten  Saccharingehaltes,  welche 
von  den  Zuckerfabrikanten  (welche  keine  Osmose  anwenden) 
an  die  Brenner,  ins  Ausland  oder  zum  landwirtschaft- 
lichen Gebrauch  verkauft  wird,  werden  die  letzteren  um 
14 "/o  entlastet."  Vergegenwärtigen  wir  uns  die  Bedeutung 
dieser  Bestimmung.  Diejenigen  Zuckerfabrikanten,  welche 
keine  Osmose  anwenden,  d.  h.  welche  keine  zweite  und  dritte 
Pressung  vornehmen  und  sich  daher  mit  niedriger  Ausbeute 
begnügen,  werden  in  ihren  Steuerschuldkonti  —  welche  aus 
der  Rübenmenge  nach  bestimmtem  festgesetztem  Ausbeute- 
verhältnis ermittelt  werden  —  um  14 ^jo  entlastet,  wenn  sie 
die  Melasse  mit  mindestens  44*^/0  Saccharingehalt  an  bestimmte 
Abnehmer  verkaufen.  Die  Bestimmung  bezüglich  der  beiden 
ersten  Abnehmer  besteht  schon  seit  1884;  nun  kommt  noch 
der  landwirtschaftliche  Gebrauch  hinzu,  von  dem  man  sich 
einen  üotten  Absatz  für  Melasse  erwartet. 

Zur  Begründung  dieser  Reform  wurde  von  der  Zoll- 
kommission und  den  Rednern  der  Mehrheit  folgendes  aus- 
geführt : 

Der  Branntwein  aus  Melasse  sei  billiger  wie  jener  aus 
Rüben.  Die  jetzige  Situation ,  in  welcher  der  Rübenbauer 
nicht  mehr  auf  seine  Kosten  kommt,  sei  unerträglich.  In  der 
Brennereiindustrie  bestehe  eine  Ueberproduktion,  welche  durch 
die  Einfuhr  ausländischer  Melasse  hervorgerufen  sei.  Auch 
die  Höhe  des  Branntweinzolles  von  70  Fr.  mache  die  Erhöhung 
des  Melassezolles  notwendig,  weil  ein  Hektoliter  Branntwein, 
aus  eingeführter  ausländischer  Melasse  hergestellt,  einem  Zoll 
von  nur  15  Fr.  unterliege.  Ein  steigender  Verbrauch  der 
Melasse  in  den  Brennereien  sei  auch  deshalb  nicht  wünschens- 
wert, weil  sie,  im  Gegensatz  zu  anderen  Materialien,  sehr  wenig 
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Arbeit  erheische  und  somit  die  Arbeitsgelegenheit  vermindere 
(Dansette  ^). 

Der  Abgeordnete  Krantz  war  gegen  die  letztere  Entlastung, 
weil  die  für  den  landwirtschaftlichen  Verbrauch  bestimmte 
Melasse  zur  heimlichen  Produktion  von  Branntwein  verwendet 
werde.  Eine  Kontrolle  der  Verwendung  sei  unmöglich,  da  die 
Melasse  durch  Denaturierung  auch  als  Viehfutter  unbrauchbar 
werde  ^).  Darauf  erwiderte  Graux,  dass  diese  Gefahr  aus- 
geschlossen ist,  weil  eine  solche  Branntweinproduktion  ebenso 
unrentabel  wäre  wie  jene  aus  Malz;  eine  Denaturierung  aber, 
um  der  Verwendung  in  den  Brennereien  vorzubeugen,  sei  mit 
einigen  Leinkörnern  möglich^). 

Der  Abgeordnete  Ricard  sprach  gegen  die  Entlastung  der 
in  Brennereien  verwendeten  Melasse,  weil  dadurch  die  Technik 
der  Zuckerfabrikation  nicht  gefördert  werde.  Eine  rückständige 
Technik,  d.  h.  eine  geringe  Ausbeute  der  Zuckerrübe,  habe 
eine  Steigerung  der  Melasseproduktion  zur  Folge  gehabt  und 
so  sei  es  gekommen,  dass  die  Rübe  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Branntweinmaterial  allmählich  von  der  Melasse  zurückgedrängt 
werde.  Da  Branntwein  aus  Rüben  vorzugsweise  in  bäuerlichen 
Kleinbetrieben  hergestellt  werde,  so  bedeute  dies  also  Rück- 
gang der  letzteren  und  Zunahme  der  Grossbetriebe.  Das  Ende 
dieser  Politik  werde  die  Vereinigung  der  elf  Grossbrenner, 
welche  bereits  das  grössere  Quantum  produzieren,  sein.  Das 
völlige  Verschwinden  der  Kleinbrenner  sei  dann  nur  noch  eine 
Frage  der  Zeit*). 

Viger  und  Finanzminister  Cochery  waren  ebenfalls  gegen 
die  vorgeschlagene  Reform,  der  letztere  aus  Gründen  fiskalischer 
Natur.  Das  einzige  Heilmittel  gegen  die  Ueberproduktion 
liege  in  der  Zunahme  des  industriellen  Verbrauchs  von  Brannt- 
wein. Dazu  aber  sei  eine  Abschaffung  der  Abgaben  für 
denaturierten  Spiritus  notwendig^). 

Auch  Meline  sprach  und  zwar  für  den  Gesetzentwurf. 
Die  ökonomischen  Interessen  kämen  sehr  oft  in  Kollision  und 


0  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  279—281. 
2)  Ib.  p.  282.  «)  Ib.  p.  283/84. 

")  Ib.  p.  284/85.  »)  Ib.  p.  285—287. 
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die  Pflicht  des  Staates  sei,  sie  zu  versöhnen.  Hier  handele 
es  sich  um  den  Gegensatz  zwischen  Zuckerrüben  und  Brennerei- 
rüben. Die  Lage  der  ersteren  sei  kürzlich  im  Gesetz  über 
die  Zuckerbesteuerung  geregelt  worden,  jetzt  komme  es  darauf 
an,  auch  die  Lage  der  letzteren  zu  bessern  ^).  Somit  hat 
Meline  einmal  zugegeben,  dass  zwischen  den  Interessen  einzelner 
Produktionszweige  nicht  immer  Solidarität  besteht.  Der  Abg. 
Jaures  spottete  über  die  Schutzzollpolitik,  welche  zu  Wider- 
sprüchen zwischen  den  einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen 
führe.  So  habe  man  1884  bei  der  Reform  der  Zuckersteuer- 
gesetzgebung gesagt,  dass  dies  nur  zum  Zweck  des  Schutzes 
der  Landwirtschaft  bestehe,  und  jetzt  erkläre  man,  dass  dieses 
Gesetz  zum  Ruin  der  landwirtschaftlichen  Brennereien  bei- 
getragen habe^).  Das  Gesetz  wurde  mit  353  gegen  158 
Stimmen  angenommen. 

Till.  Die  Yiehzucht  in  dieser  Periode  und  die  hierauf 
bezügliche  Handelspolitik 

§  1 
Die  Entwicklung  der  Viehzucht 

Das  Jahr  1893  war  bekanntlich  verhängnisvoll  für  die 
französische  Viehzucht.  Wie  der  ungeheure  Mangel  an  Futter 
die  Verminderung  des  Viehstandes  zur  Folge  haben  musste, 
geht  aus  der  plötzlichen  Steigerung  der  Viehausfuhr  hervor. 
Auch  die  ungemein  grosse  Abnahme  der  Einfuhr  spricht  deut- 
lich dafür,  dass  der  mit  einheimischem  Vieh  reichlich  versehene 
Markt  keiner  grossen  Zufuhr  bedarf.  Weiter  sank  in  diesem 
Jahre  die  Einfuhr  von  Fleisch  aller  Art  (frisch,  gesalzen,  kon- 
serviert) und  der  Fleischkonsum  der  Stadt  Paris  stieg  auf  die 
bis  dahin  unerreichte  Höhe  von  185  Mill.  kg.  Ja  sogar  die 
amtliche  Viehstatistik,  die  wegen  vieler  Mängel  nicht  im  stände 
ist,  die  Bewegung  von  Jahr  zu  Jahr  wiederzugeben,  weist  einen 
allgemeinen  Rückgang  des  Viehbestandes  auf.    Es  ist  also  ganz 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  288/89. 
2)  Ib.  p.  287/88. 
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selbstverständlich ,  dass  die  nächsten  Jahre  —  wobei  auch  zu 
bemerken  ist,  dass  die  Jahre  1894,  1895  reiche  Futterernten 
hatten  —  der  Erholung  galten.  Eine  Steigerung  der  Einfuhr 
namentlich  von  Rindern  (von  11213  auf  168  973  Stück),  Kühen, 
Schweinen  und  Ziegen  und  ein  Rückgang  der  Ausfuhr  von 
allen  Vieharten  (bei  Schweinen  von  187  442  auf  38  026  Stück) 
ist  in  den  Jahren  1894  und  1895  beobachtet  worden.  Diese 
Bewegung  entsprach  dem  oben  erwähnten  Bedürfnis  des  Landes 
nach  Zuchttieren  und  der  Zoll  konnte  dabei  keine  Wirkung 
ausüben.  So  sehen  wir  die  grösste  Einfuhrsteigerung  bei 
Rindern,  welche  zum  grössten  Teil  zollfrei  aus  Algerien  ein- 
geführt wurden,  auch  bei  Schweinen,  welche  einen  hohen  Zoll 
zu  entrichten  haben.  Dass  die  Verminderung  des  Viehbestandes 
eine  Steigerung  der  Preise  herbeiführen  niusste,  ist  selbstver- 
ständlich, und  so  sehen  wir  eine  allgemeine  und  grosse  Preis- 
hausse, welche  für  1  kg  Rindfleisch  von  1,47  Fr.  (1893)  auf 
1,63  Fr.  (1894),  für  Kuhfleisch  von  1,32  Fr.  auf  1,49  Fr. 
stieg.  Diese  Preissteigerung  war  der  ganze  Faktor,  von  dem 
das  Tempo  der  Erholung  abhing,  durch  ihn  wird  uns  jene 
rasche  Hebung  der  Viehzucht,  welche  auch  in  der  Statistik  des 
Viehstandes  bei  sämtlichen  Tierarten  zu  beobachten  ist,  erklärt. 
Auch  auf  den  Fleischkonsum  wirkte  er  zurück,  der  in  Paris 
von  189  auf  172  Mill.  kg  sank. 

§  2 

Die    Ernährung    der   Armee    soll   nur    mit    den    ein- 
heimischen Fleischkonserven  erfolgen 

Unter  den  Massregeln,  welche  der  Staat  in  dieser  Periode 
zu  Gunsten  der  Viehzucht  ergriffen  hat,  begegnen  wir  zunächst 
einem  Gesetze,  das  den  in  der  bekannten  Resolution  aus- 
gedrückten Wunsch  der  Ernährung  der  Armee  mit  einheimi- 
schem Fleisch  verwirklichen  sollte.  Der  Art.  1  dieses  Gesetzes, 
welches  am  11.  Dezember  1895  ohne  jegliche  Diskussion  an- 
genommen wurde,  lautet:  „Von  1.  Januar  1897  ab  werden  die 
zur  Ernährung  der  Armee  notwendigen  Fleischkonserven  nur 
aus  denjenigen  Fabriken  Frankreichs,  der  französischen  Kolo- 
nien und  der  französischen  Protektoratsländer  bezogen,  welche 
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einheimisches  Vieh  verwenden  und  das  Produkt  unter  staat- 
licher Aufsicht  herstellen  lassen."  Im  Abs.  2  desselben  Ar- 
tikels finden  wir  eine  Bestimmung,  welche  unter  dem  Namen 
„Sicherheitsventil"  in  der  schutzzöllnerischen  Gesetzgebung  gut 
bekannt  ist  und  wonach  ausländische  Tiere  und  Produkte  in 
Ausnahmefällen  zulässig  sind. 

Das  Gesetz  steht  vielleicht  im  Widerspruche  mit  den 
bestehenden  Handelsverträgen,  und  die  Bestimmung  über  die 
staatliche  Aufsicht,  welche  hinzugekommen  ist,  um  das  ganze 
Gesetz  als  eine  rein  hygienische  Massregel  hinzustellen,  kann 
daran  nichts  ändern  ^).  Protestiert  hat  jedoch  —  unseres 
Wissens  —  kein  Land ,  wahrscheinlich  weil  man  die  Erfah- 
rungen, welche  man  auf  diesem  Gebiete  gemacht  hat,  vor  Augen 
hatte.  Es  ist  interessant,  dass  die  Viehausfuhrländer  sich  in 
die  in  den  Schutzzollländern  neu  entstehende  Gesetzgebung 
über  Vieh  und  Fleisch  allmählich  mit  Resignation  zu  ergeben 
scheinen.  Das  Gesetz  ist  das  reinste  Exemplar  der  „nationa- 
listisch wirtschaftspolitischen  Gesetzgebung",  wie  sie  die  „Ver- 
einigung für  die  Industrie  und  Landwirtschaft  Frankreichs"  vor 
Augen  hat. 

Im  übrigen ,  die  Grundzüge  der  in  diesem  Gesetze  zum 
Ausdruck  gebrachten  Politik  finden  wir  bereits  im  Jahre  1893 
und  später  in  der  Praxis  der  Militärverwaltung.  Die  Einfuhr 
von  Fleischkonserven  betrug  im  Jahre  1892  7,871  Mill.  kg, 
1894  4,191  Mill.  kg,  1895  0,839  Mill.  kg,  1897  1,517  Mill.  kg. 
Man  hätte  gerne  die  ausländischen  Konserven  ganz  aus  der 
Militärversorgung  ausgeschlossen ,  wenn  die  Verteidigung  der 
infolgedessen  notwendig  gewordenen  Nachtragskredite  in  der 
Kammer  nicht  zu  schwer  wäre. 


')  Sehr  interessant  ist  die  Art,  in  der  man  die  Gesundheitsschäd- 
lichkeit  der  amerikanischen  Konserven  nachzuweisen  suchte.  Der  Beweis 
der  Gesundheitsschädlichkeit  wäre  natürlich  dadurch  zu  erbringen,  dass 
man  eine  gesteigerte  Erkrankung  oder  gar  Todesfälle  in  der  Armee, 
welche  auf  den  Genuss  von  Konserven  zurückzuführen  wären,  nachweisen 
könnte.  Ein  einziger  solcher  Fall  wäre  genügend,  dass  die  Abgeordneten- 
kammer sofort  ein  Einfuhrverbot  beschliesst.  Die  ganze  Beweisführung 
lag  in  den  Gutachten  verschiedener  Aerzte  aus  verschiedenen  Zeiten  und 
in  der  Haltung  verschiedener  Staaten  (z.  B.  Deutschlands). 
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§  3 

Die  Unterdrückung  der  Butterfälschung 

Infolge  der  verhältnismässig  hohen  Butterpreise  (4,20  Fr.) 
im  Jahre  1893  hatte  man  die  Erledigung  des  Gesetzes  betreffs 
Butterfälschung,  das  im  Jahre  1891  der  Kommission  überwiesen 
wurde,  vergessen.  Als  aber  im  Jahre  1894  die  Preise  zu  sinken 
begannen  und  im  Jahre  1896  auf  2,25  Fr.  fielen,  dachte  man 
plötzlich  wieder  an  die  Volksgesundheit,  und  um  sie  zu  schützen, 
holte  man  den  vergessenen  Gesetzentwurf  wieder  hervor  und 
setzte  ihn  auf  die  Tagesordnung.  Der  verzweifelt  niedrige 
Preis  machte  eine  rasche  Erledigung  notwendig,  so  dass  das 
Gesetz  bereits  am  17.  April  1897  in  Kraft  trat.  Nebst  den  drei 
im  vorigen  Abschnitt  erwähnten  Bestimmungen,  dass  bloss  aus 
Milch  hergestelltes  Produkt  als  Butter  bezeichnet  werden  darf, 
dass  alle  übrigen  butterähnlichen  Erzeugnisse  die  Bezeichnung 
„Margarine"  haben  müssen  (dieselben  dürfen  nicht  mehr  als 
10  °/o  Butter  enthalten)  und  dass  die  beiden  Artikel  nicht  im 
selben  Lokal  und  von  derselben  Person  verkauft  oder  herge- 
stellt werden  dürfen,  ist  noch  als  wichtig  hervorzuheben,  dass 
"das  Gesetz  eine  strenge  Ueberwachung  der  Butter-  und  Mar- 
garinefabriken statuiert  hat.  Es  fehlt  nur  noch  eine  behörd- 
liche Festsetzung  des  Verkaufspreises  und  die  Uebertragung 
des  Verkaufsmonopols  an  die  Drogerien  und  Apotheken,  um 
die  Butter  den  Arzneien  gleichzustellen. 

§  4 

Die  Erhöhung  des  Butter-   und  Margarinezolles 

Bevor  dieses  Gesetz  überhaupt  Zeit  hatte,  eine  günstige 
Wirkung  auf  die  Butterproduktion  auszuüben,  griff  man  zu 
einer  anderen  Massregel  zu  ihren  Gunsten,  nämlich  man  er- 
höhte den  Zoll  auf  Butter  von  6  bezw.  13  auf  20  bezw.  30  Fr. 
und  jenen  auf  Margarine  von  15  bezw.  25  auf  25  bezw.  35  Fr. 
Die  bestehenden  Zölle  auf  Butter  und  Margarine  waren  von 
der  Zollkommission  1891  beantragt  und  wurden  von  der  Abge- 
ordnetenkammer ohne  einen  einzigen  Protest  weder  durch  Reden 
noch  durch  Anträge  angenommen.  Diese  gegenüber  dem  Zu- 
stande von  1892  (gesalzene  Butter  2  Fr.,  frische  zollfrei)  grosse 
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Zollerhöhung  sollte  die  nationale  Butterproduktion,  welche  im 
Jahre  1890  40  Mill.  kg  ausführte,  vor  der  ausländischen  Kon- 
kurrenz, welche  in  demselben  Jahre  6,2  Mill.  kg  einführte, 
wirksam  schützen.  Die  Tab.  II  3  zeigt  uns,  dass  diese  Reform 
gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  man  wünschte,  herbei- 
geführt hat.  Die  Buttereinfuhr  ging  nicht  nur  nicht  zurück, 
sondern  sie  erfuhr  sogar  eine  kleine  Erhöhung  und  belief  sich 
im  Jahre  1897  auf  6,8  Mill.  kg.  Die  Ausfuhr  dagegen  ging 
nach  der  Reform  rasch  zurück  und  betrug  im  Jahre  1893 
28  Mill.  und  im  Jahre  1896  30  Mill.  kg.  Fügt  man  dem  noch 
jenes  ungeheure  Preissinken  bei,  so  kommt  man  zu  dem  Er- 
gebnis, dass  die  Lage  der  Butterproduktion  unter  der  Herr- 
schaft des  Doppeltarifs  schlimmer  war  als  je.  Für  die  niedrigen 
Preise  machte  man  die  Margarine  verantwortlich  und  über  alle 
prinzipiellen,  praktischen  und  finanziellen  Bedenken  hinweg- 
gehend, rückte  man  nun  derselben  zu  Leibe.  Was  aber  die  Er- 
scheinung im  Aussenhandel  anbelangt,  so  machte  man  sich  mit  der 
Lösung  dieses  Problems  nicht  viel  Kopfzerbrechen;  durch  einen 
uns  unfasslichen  Gedankengang  machte  man  die  eben  erwähnte, 
verhältnismässig  geringe  Buttereinfuhr  für  den  Ausfuhrrück- 
gang verantwortlich  und  eine  Besserung  glaubte  man  durch 
eine  Verstärkung  des  Schutzes  herbeiführen  zu  können.  Im 
Motivenbericht,  den  der  Abgeordnete  Rose  am  19.  November 
1897  im  Namen  der  Zollkommission  erstattete,  ist  diese  Ver- 
stärkung des  Zollschutzes  um  320  ^/o  durch  Rückgang  der  Aus- 
fuhr und  Zunahme  der  Einfuhr  in  erster  Linie  und  durch  die 
Zollpolitik  in  Bezug  auf  Butter  in  anderen  Ländern  begründet 
worden. 

Die  Erhöhung  des  Margarinezolles  wurde  durch  das  Be- 
dürfnis ,  auch  die  Margarinefabriken  zu  schützen ,  weiter ,  um 
die  durch  das  neue  Gesetz  betreffs  Butterfälschung  der  Mar- 
garineproduktion auferlegten  Lasten  auszugleichen  und  um  die 
ausländische  Margarine  entsprechend  zu  belasten,  begründet  ^). 
Nach  einer  kurzen  Generaldiskussion ,  in  der  der  Abgeordnete 
Berry  hervorhob,  dass  die  Einfuhr  von  ausländischer  Margarine 
ohne   Bedeutung   ist   und    dass   der   Gesetzentwurf  seitens    der 


^)  Debats  parlem.  deputes,  annexes  1898,  p.  139/40. 
Bajkic,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  18 
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Schweiz  Repressalien   hervorrufen  könnte,    wurde   derselbe  am 
31.  März  1898  mit  393  gegen  113  angenommen. 

Ein    „hassenswertes*   Produkt   wird   also  noch  geschützt! 

§5 

Die  Erhöhung  des  Zolles  auf  Schweine,  Schweine- 
fleisch,  Schweineschmalz  und  Wurstwaren 

Die  günstige  Lage  der  Schweinezucht,  welche  in  den  er- 
höhten Preisen  für  Schweine  und  Produkte  derselben  zum  Aus- 
druck kam,  war  bereits  im  Jahre  1895  im  Verschwinden  be- 
griffen. Hier  machte  sich  am  meisten  das  Bestreben,  die  Verluste 
aus  dem  Jahre  1893  wieder  gut  zu  machen,  fühlbar.  Die  amt- 
lichen Erhebungen  über  Schweinebestand,  welche  am  31.  De- 
zember vorgenommen  zu  werden  pflegen,  sind  weit  davon  ent- 
fernt, ein  genaues  Bild  der  Bewegung  zu  geben.  In  der 
Statistik  des  Aussenhandels  sehen  wir,  dass  die  Ausfuhr  von 
187  442  Schweinen  im  Jahre  1893  gegenüber  45332  im  Jahre 
1891  auf  38026  (1894)  und  16  545  (1895)  zurückging;  die  Ein- 
fuhr dagegen  stieg  ununterbrochen  (von  2114  1893  auf  40  067 
1894,  65  651  1895  und  63690  1896).  Eine  solche  Zunahme 
des  Schweinebestandes  in  Frankreich  rief  eine  grosse  Preis- 
baisse hervor.  So  erzählte  man  in  der  Kammer,  dass  beim 
Verkauf  lebender  Schweine  1  kg  75  Cent,  kostete.  Mit  Anfang 
des  Jahres  1897  gingen  die  Preise  noch  weiter  zurück,  und 
bereits  am  27.  Februar  desselben  Jahres  wurde  an  die  Regie- 
rung eine  Interpellation  über  die  Verschleuderung  der  Schweine 
gerichtet.  Die  Bewegung  in  den  Kreisen  der  Schweinezüchter 
war  so  mächtig,  dass  sich  die  Regierung  bald  veranlasst  sah,  der 
Kammer  einen  Gesetzentwurf,  der  eine  Zollerhöhung  bezweckte, 
vorzulegen.  Bevor  wir  auf  die  Besprechung  desselben  eingehen, 
müssen  wir  einiges  vorausschicken. 

Der  Zoll  auf  Schweine,  welcher  vor  dem  Doppeltarif 
herrschte,  betrug  3  Fr.  pro  Stück,  bloss  im  Generaltarif  vor- 
gesehen. Bei  der  Reform  1891  ist  derselbe  auf  Vorschlag  der 
Zollkommission  gegen  die  Regierung  (welche  6  Fr.  beantragte) 
auf  8  Fr.    pro  100  kg  Lebendgewicht   erhöht   worden  ^).     Der 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1891,  p.  998. 


—     275     — 

Zoll  auf  Spanferkel  ist  ebenfalls  auf  1,50  Fr.  pro  Stück  (gegen 
0,50  Fr.  früher)  festgesetzt.  Diese  Massregel  fand  die  Billi- 
gung der  extremsten  Schutzzöllner.  Der  Zoll  auf  frisches 
Schweinefleisch  wurde  ebenfalls  von  3  auf  12  Fr.  gegen  die 
Regierung  (diese  schlug  10  Fr.  vor)  ohne  jeglichen  Protest  der 
Schutzzöllner  erhöht^).  Er  hatte  jedoch  die  gewünschte  Wirkung 
nicht,  weil  die  Einfuhr  von  1,044  Mill.  kg  auf  6,137  1894  und 
auf  10,414  im  Jahre  1895  stieg.  Die  Erhöhung  der  Zölle  auf 
gesalzenes  Schweinefleisch  und  Wurstwaren  stiess  auf  grossen 
Widerstand  sowohl  seitens  der  Schutzzöllner  wie  auch  ihrer 
Gegner.  Die  Zollkommission  beantragte  einen  Zoll  von  20  Fr. 
im  General-  und  15  Fr.  im  Minimaltarif,  die  Regierung  da- 
gegen einen  solchen  von  12  Fr.  und  zwar  nur  im  Generaltarif. 
Den  letzteren  unterstützten  auch  die  sogenannten  Freihändler 
(obwohl  die  früheren  Zölle  4,50  und  8  Fr.  betrugen).  Die 
extremen  Schutzzöllner  verlangten  einen  solchen  von  35  Fr. 
Den  Zollsatz  der  Zollkommission,  den  der  Berichterstatter  im 
Interesse  der  Ernährung  der  ärmeren  Bevölkerung  und  der 
Arbeiter  empfahl  (!),  hat  die  Abgeordnetenkammer  um  5  Fr. 
erhöht^).  Auch  diese  Reform  hatte  nicht  die  gewünschte 
Wirkung.  Die  Einfuhr  hatte  grosse  Schwankungen  (zwischen 
2,399  und  6,771  Mill.  kg),  aber  gar  keine  entschiedene  Ab- 
nahme erfahren.  Dasselbe  gilt  auch  für  Schweineschmalz.  Die 
Einfuhr  desselben  war  bis  zur  Reform  zollfrei.  Die  Zollkom- 
mission schlug  14,50  Fr.  und  die  Regierung  12,50  Fr.  vor. 
Der  Vorschlag  der  ersteren  wurde  angenommen^).  Auch  da 
nahm  die  Einfuhr  nicht  ab. 

Die  Enttäuschung,  welche  die  Schweinezüchter  in  Bezug 
auf  die  Preise  sowohl  für  die  Schweine,  wie  auch  für  die  Pro- 
dukte von  denselben  erlebten,  war  zu  schwer.  Die  schutz- 
zöUnerischen  Führer  scheuten  sich  nicht,  die  Schuld  auf  die 
„ungenügenden"  Zölle  ^),  welche  im  Jahre  1891  selbst  die  ex- 
tremsten Agrarier  als  genügend  erachteten,  zu  schieben  und  den 
Schweinezüchtern  wiederum  eine  Besserung  von  den  beantragten 
ZoUorhöhungen  (bei  Schweinen  12  Fr.,  Spanferkel  4  Fr.,  frischem 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1891,  p.  1040. 
')  Ib.  p.  1045.  2)  Ib.  p.  1226. 

')  Ib.  p.  1220. 
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Schweinefleisch  18  Fr.,  bei  Wurstwaren  100  und  70  Fr.,  bei 
Schweineschmalz  40  und  25  Fr.)  in  Aussicht  zu  stellen. 

Der  Gesetzentwurf  kam  am  17.  Dezember  1897  ins  Plenum 
zur  Beratung.  Im  Vordergrund  der  Diskussion  stand  die  Frage 
nach  den  Ursachen,  welche  das  grosse  Preissinken  der  Schweine 
in  den  letzten  drei  Jahren  herbeigeführt  haben.  Die  Schutz- 
zöllner gaben  folgende  an:  1.  Die  steigende  Einfuhr  ausländi- 
schen Schweineschmalzes,  2.  günstigere  zollpolitische  Behand- 
lung der  Produkte,  aus  denen  künstliches  Schweineschmalz 
hergestellt  werden  kann,  namentlich  die  Baumwollöle  und  Talg. 
Da  für  100  kg  künstliches  Schmalz  70  kg  Baumwollöle,  20  kg 
Talg  und  10  kg  Schmalz  erforderlich  seien ,  so  habe  dieses 
einen  Zoll  von  5,65  Fr.  gegenüber  14,50  Fr.  für  echtes  Schmalz 
zu  entrichten ;  dies  erkläre  die  steigende  Einfuhr  der  beiden 
obigen  Produkte*).  3.  Da  in  Frankreich  die  Verwendung  von 
Borax  zum  Einsalzen  des  Fleisches  verboten  sei,  so  sei  das 
ausländische,  für  welches  das  Verbot  nicht  gilt,  in  günstigerer 
Lage.  4.  Die  Konkurrenz  des  Pferdefleisches  ^),  das  ungesund 
sei.  Alle  diese  Ursachen  zusammen  machten  eine  Zollerhöhung 
auf  Oele  und  Talg  notwendig,  allein  ohne  genügenden  Schutz 
auf  magere  Produkte  der  Schweine  lasse  sich  ein  vollständiger 
Erfolg  nicht  erreichen  ^).  Zu  diesen  Ursachen  zählte  Graux 
noch  die  Ueberproduktion  Amerikas*). 

Der  Abg.  Gruet  ist  der  Meinung,  dass  allein  und  einzig 
die  französische  Ueberproduktion  die  niedrigen  Preise  ver- 
ursacht habe  und  dass  die  Zölle  daran  nichts  ändern  könnten. 
Die  Produktion  sei  um  28  "/o  grösser  als  der  Konsum.  Die 
Einfuhr  von  Schweineschmalz  (10 — 12  Mill.  kg)  sei  gegenüber 
der  einheimischen  Produktion  (200  Mill.  kg)  bedeutungslos. 
Die  steigende  Einfuhr  verschiedener  Fette  sei  nur  durch  steigen- 
den industriellen  Verbrauch  derselben  (Seifenfabrikation)  zu  er- 
klären. Was  die  Konkurrenz  des  künstlichen  Schmalzes  an- 
belange, so  sei  dieselbe  ganz  wünschenswert,  weil  die  Wissen- 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1891,  p.  1226. 
*)  Die  deutschen  Agrarier  empfehlen  das  Pferdefleisch   als  sehr  ge- 
sund und  geniessbar. 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  3004—3006. 
')  Ib.  p.  8041—3043. 
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Schaft  diese  Produkte,  welche  so  sehr  billig  siud,  für  ungefähr- 
lich erklärt  habe.  Es  sei  daher  die  Pflicht  des  Parlaments, 
diese  Produktion  zu  begünstigen.  Sie  konkurriere  zwar  mit  den 
Produkten  von  Schweinen,  sie  verbrauche  aber  auch  den  ein- 
heimischen Talg.  Der  Hauptzweck  dieses  Gesetzentwurfes  sei 
die  Verstärkung  des  Schutzes  für  Wurstwaren.  Man  müsse 
auch  die  Repressalien  Amerikas  fürchten^). 

Der  Ministerpräsident  Meline  stimmte  dem  Abg.  Gruet 
bei,  und  zum  Beweis,  dass  die  einheimische  Ueberproduktion 
an  den  niedrigen  Preisen  schuld  sei,  wies  er  auf  die  Tatsache, 
dass  die  Erscheinung  spezifisch  französisch  sei,  hin.  Auch  in 
Bezug  auf  das  künstliche  Schmalz  pflichtete  er  Gruet  bei  und 
fand,  dass  die  missliche  Lage  des  Schweineschmalzes  auf  das 
Uebel,  dem  man  in  der  Verteidigung  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  immer  wieder  begegnet:  die  Fälschung,  hier  spe- 
ziell als  Irreführen  beim  Verkauf,  zurückzuführen  sei.  Er 
bereite  ein  Gesetz  betreffs  Unterdrückung  von  Fälschungen  der 
landwirtschaftlichen  Produkte  vor.  Mit  der  Kommission  ist  er 
der  Meinung,  dass  der  Zoll  auf  Wurstwaren  zu  niedrig  sei, 
allein  eine  Erhöhung  auf  70  Fr.  lehne  er  ab  und  schlage 
50  Fr.  vor  2). 

Eine  vernichtende  Kritik  an  dem  Gesetzentwurf  übte  der 
Abg.  Jaures.  Anknüpfend  an  die  Behauptung  der  Zollkom- 
mission, dass  das  Preissinken  im  Detailverkauf  ein  minimales 
sei,  fragte  er,  warum  man  den  Zoll  auf  Wurstwaren  so  enorm 
erhöhen  wolle.  (Zuruf  des  Abg.  Martinon:  „Wegen  niedriger 
Preise  für  fette  Produkte  mussten  die  Charkutiers  die  Preise 
für  magere  hoch  halten.")  Wenn  das  künstliche  Schmalz 
die  Hauptursache  der  schweren  Lage  sei,  führte  er  aus,  so 
wäre  zu  erwarten,  dass  man  eine  Erhöhung  der  Zölle  auf 
Baumwollöle  ^)  und  Talg  vorschlage,  statt  dessen  bringe  man 
einen  Gesetzentwurf,  der  auf  einen  verstärkten  Schutz  der 
Wurstwarenfabrikanten    und    der    Fabriken    von    künstlichem 


*)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  3039 — 8041. 

2)  Ib.  p.  3034—3039. 

^)  In  Deutschland  ist  aus  diesem  Grunde  das  Baumwollsamenöl  mit 
einem  höheren  Zoll  belegt  worden.  Siehe  Lotz,  Handelspolitik  des 
Deutschen  Reichs  S,  141. 
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Schmalz  aus  Havre  und  Marseille  hinausgehe.  Meline  selbst 
habe  von  den  vier  vorgeschlagenen  Aenderungen  nur  einer  und 
zwar  mit  Ermässigung  des  Satzes,  zugestimmt.  Die  übrigen 
würden  ebenso  wie  die  früheren  ohne  Wirkung  bleiben  und  die 
landwirtschaftliche  Demokratie  werde  nur  neue  Enttäuschungen 
erleben  müssen.  Wo  sei  das  Gesetz  gegen  das  Hauptübel:  die 
Fälschung?  Man  solle  den  Gesetzentwurf  fallen  lassen  und  an 
seine  Stelle  seinen  Vorschlag  betreffs  Unterdrückung  von 
Fälschung  beraten.  Der  bimetallistische  Freund  Amerikas, 
Herr  Mäline,  habe  jetzt  die  Verhandlungen  mit  letzterem 
zwecks  freundschaftlicherer  Gestaltung  der  Beziehungen  an- 
geknüpft ,  und  alles  dies  bringe  der  neue  Gesetzentwurf  in 
Gefahr!). 

Der  Abg.  Brindeau  konstatierte,  dass  man  es  glücklich  so 
weit  gebracht  habe,  bei  jeder  Preisänderung  auch  die  Zölle  zu 
ändern,  was  für  den  französischen  Handel  eine  grosse  Unsicher- 
heit bedeute^).  Der  Abg.  Martinen  sah  in  dem  Gesetzentwurf 
eine  Massregel,  welche  sowohl  den  Produzenten,  dem  kleinsten 
Landwirt,  der  in  der  Regel  zwei  Schweine  züchte  und  eines 
dann  verkaufe,  wie  auch  den  Konsumenten,  welche  täglich 
irregeführt  werden ,  zu  gute  komme  ^).  Nachdem  der  Abg. 
Graux  eine  rasche  Erledigung  mit  Rücksicht  darauf,  dass  zur 
Zeit  fette  Schweine  auf  den  Markt  kämen,  befürwortete,  wurde 
der  Entwurf  (der  Zoll  auf  Wurstwaren  50  Fr.)  mit  422  gegen 
95  Stimmen  angenommen. 

In  dieser  Diskussion  hat  die  Verschwommenheit  der  schutz- 
zöllnerischen  Argumentation  den  Höhepunkt  erreicht.  Der  Be- 
richterstatter erklärt  rückhaltlos,  dass  weder  Ueberproduktion 
noch  die  Einfuhr  von  Schweinen  und  von  Produkten  der- 
selben (da  die  letztere  zurückgegangen  sei)  (?)  schuld  an  der 
Lage  sind.  Trotzdem  schlägt  er  die  Erhöhung  der  Zölle  auf 
diese  Artikel  vor,  und  das  künstliche  Schmalz,  nach  seiner  Mei- 
nung die  Hauptursache  der  misslichen  Lage,  bleibt  geschützt. 
Das  Beispiel  ist  einzig  dastehend  in  der  Geschichte  der  Handels- 
politik.    Warum  hat  man  unterlassen,  einen  Zoll  auf  Talg  und 


')  Döbats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  3043—3047  und  3049. 
«)  Ib.  p.  3003/04.  =>)  Ib.  p.  3006—3008. 
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eine  Erhöhung  des  bestehenden  Zolles  auf  Baumwollöl  vor- 
zuschlagen? Der  Abg.  Jaures  hat  mit  Recht  diese  Frage  an 
die  ZoUkoramission  gerichtet.  Die  letztere  aber  hätte  er- 
widern müssen,  dass  die  an  der  Einfuhr  dieser  Produkte  so 
stark  interessierten  grossen  Industrien  (Seifen-  und  Parfümerie- 
industrie)  eine  solche  Massregel  nicht  zulassen.  Warum  hat 
man  dann  die  Zölle,  die  nichts  daran  ändern  können,  erhöht? 
Das  ist  der  Fluch  der  französischen  Schutzzollpolitik.  Sie 
hat  ein  für  allemal  proklamiert  und  praktiziert,  dass  jedem 
grösseren  Zweig  der  Volkswirtschaft  auf  sein  Verlangen  Hilfe 
geleistet  werden  rauss.  Das  Verlangen  der  Schweinezüchter 
war  unwiderstehlich,  und  da  man  die  Hilfe  auf  dreierlei  Weise 
zu  leisten  pflegt:  Schutzzoll,  Prämie  und  innere  Verbrauchs- 
abgabe auf  konkurrierendes  Produkt,  so  ergriff  man  das  erstere 
und  zwar  in  einer  Weise,  in  der  vermieden  wurde,  den  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Massregel  und  der  schweren  Lage 
des  betreffenden  Produktionszweiges  nachweisen  zu  müssen. 
Man  hat  bereits  über  die  schutzzöllnerische  Politik  zu  denken 
aufgehört,  sie  ist  zu  einem  allgemeinen  Axiom  geworden, 
das,  weil  es  eben  ein  Axiom  ist,  nicht  bewiesen  wird  ^).  Die 
Argumentation  des  Berichterstatters,  der  zunächst  feststellte, 
dass  die  Einfuhr  von  gesalzenem  Schweinefleisch  zurückgegangen 
ist  und  gleich  danach  das  Verbot  von  Boraxgebrauch  als  Ur- 
sache bezeichnete,  ist  direkt  widersinnig.  In  Amerika  existiert 
dieses  Verbot  nicht  und  das  genügt  als  Argument  auch  dann, 
wenn  das  gesalzene  Schweinefleisch  gar  nicht  eingeführt  wird, 
oder  wenn  seine  Einfuhr  auf  die  jeweilige  Lage  gar  keinen 
Einfluss  ausübt,  was  für  Frankreich  der  Berichterstatter  selbst 
zugab ! 

Und  M^line?  Seine  Stellung  ist  noch  weit  inkonsequenter. 
Er  argumentierte  zusammen  mit  den  Freihändlern  und  stimmte 
mit  den  Schutzzöllnern  ab.  Und  seine  Stellung  ist  die  Folge 
der  Politik ,  welche  er  inauguriert  und  grossgezogen  hat.  Ist 
einmal  ein  lückenloser  Zolltarif  und  der  Zoll  als  allgemeines 
Heilmittel  proklamiert  worden,  so  ist  eine  Schraube  ohne  Ende 


^)  Vgl.   Die   deutschen   Manchestermänner   1873   bei   der  Eisenzoll- 
aufhebung: Axiome  beweist  man  nicht!    Cf.  Verein  für  Sozialpol.  Bd.  50. 
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die  Folge  dieses  Prinzips.  Wenn  die  Zölle  von  1892  sechs  Jahre 
später  eine  vollständige  Enttäuschung  gebracht  haben,  dann 
sind  für  ihren  Urheber  zweierlei  Dinge  möglich:  entweder  dies 
öffentlich  zuzugeben  oder  sie  immer  weiter  als  ungenügend  zu 
bezeichnen.  Das  erste  ist  ausgeschlossen,  das  zweite  verhäng- 
nisvoll, wenigstens  für  den  Ministerpräsidenten.  Und  was  tat 
er?  Nachdem  er  bei  Besprechung  der  Interpellation  Jaures 
das  ganze  Agrarprogramm  seiner  Gegner  zu  seinem  eigenen 
machte,  reichte  er  diesen  die  Hand,  um  mit  ihrer  Hilfe  mög- 
lichst viel  von  der  Forderung  der  Agrarier  abzuhandeln,  ohne 
das  erwähnte  Geständnis  machen  zu  müssen.  Ein  Mittel,  das 
von  Fall  zu  Fall  hilft,  das  aber  die  Not  der  Betroffenen  nicht 
lindert  und  den  Zusammenbruch  nicht  ausschliesst. 

§  6 
Die  Erhöhung  des  Zolles  auf  Pferde 

Im  Jahre  1898  wurden  auch  die  Zölle  auf  Pferde  erhöht. 
Der  Aussenhandel  mit  Pferden  war  seit  Mitte  der  Achtziger- 
jahre aktiv.  Der  Ausfuhrüberschuss  betrug  noch  im  Jahre  1893 
9000  Stück.  Allein  die  Ausfuhr  war  bereits  im  Jahre  1893 
in  Abnahme,  die  Einfuhr  dagegen  stark  in  Zunahme  begriffen. 
Mit  der  Steigung  der  letzteren  von  21031  Stück  auf  36467 
verwandelte  sich  der  Aussenhandel  in  einen  passiven  mit  einem 
Einfuhrüberschuss  von  15  000  Stück.  Dies  veranlasste  die 
Schutzzöllner,  eine  Zollerhöhung  zu  verlangen.  Dem  wurde 
von  der  Regierung  Folge  geleistet  und  in  einem  Gesetzentwurf, 
der  im  März  1898  ins  Plenum  der  Beratung  kam  und  welcher 
auch  unverändert  angenommen  wurde,  sind  an  Stelle  der  bis- 
herigen Zollsätze  =  30  Fr.  pro  Pferd  und  20  Fr.  pro  Fohlen, 

neue  und  zwar: 

Geueralsatz  Minimalsatz 
auf  ein  Pferd  von  5  Jahren  und  älter      200  Fr,  150  Fr. 

auf  ein  Pferd  unter  5  Jahren     ...      150  Fr.  100  Fr. 

auf  ein  Fohlen 75  Fr.  50  Fr. 

eingeführt  worden. 

Wie  wir  sehen,  hat  man  hiemit  das  Prinzip,  wonach  die 
landwirtschaftlichen  Produkte  nur  in  den  Generaltarif  eingesetzt 
werden  sollen,  durchbrochen. 
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IX.  Die  Terlängerung  der  Prämien  auf  Seidenbau, 
Seidenspinnerei  und  Flachs-  und  Hanfbau 

Die  Prämien  auf  Seidenbau  und  Seidenspinnerei 

Anfangs  1898  sollten  die  Prämien  für  Seiden-  und  Flachs- 
bau ablaufen,  da  die  Dauer  des  Gesetzes  auf  6  Jahre  fest- 
gesetzt wurde.  Von  der  Regierung  wurde  bereits  Mitte  1897 
ein  neuer  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der  den  bisherigen  Zu- 
stand auf  weitere  6  Jahre  verlängern  sollte.  Bevor  wir  auf 
diesen  eingehen,  werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Ergebnisse 
der  Prämiengesetzgebung. 

Die  verheerende  Krankheit  sowohl  der  Seidenraupen  wie 
auch  des  Maulbeerbaumes  hatte  im  Verlauf  der  Achtzigerjahre 
eine  Not  verursacht,  welche  sich  hauptsächlich  im  Niedergang 
des  Seidenbaues  selbst  wiederspiegelte.  In  den  Augen  der 
schutzzöllnerischen  Mehrheit  lag  die  Ursache  des  Niedergangs 
in  den  ungemein  niedrigen  Preisen  der  Seidenkokons,  und  die 
einzuführenden  Prämien  sollten  den  Ausfall  bis  zu  dem  Zeit- 
punkt, wo  der  Seidenbau  wieder  rentabel  wird,  decken.  Ist 
das  erreicht  worden?  Ganz  im  Gegenteil.  Der  Preis  der 
Seidenkokons  sank  auf  ein  Niveau,  das  weit  hinter  dem  Durch- 
schnitt 1880—1890  steht.  Den  Preis  von  2,56  Fr.  hatte  man 
seit  1840  nicht  gehabt! 

Auch  in  Bezug  auf  die  Zunahme  der  Steigerung  des  Seiden- 
baues, welche  man  sich  von  den  Prämien  versprochen  hatte, 
hat  man  bittere  Enttäuschungen  erlebt.  Die  Tabelle  V  zeigt  uns 
von  einem  Jahr  zum  anderen  grosse  Schwankungen  sowohl  in 
der  Menge  der  zur  Ausbrütung  gesetzten  Eier,  wie  auch  der 
Zahl  der  Seidenzüchter  und  der  Höhe  der  jährlichen  Produktion 
an  Seidenkokons,  wobei  dem  Betrachter  die  Abnahme  der 
beiden  ersten  Positionen  und  der  Stillstand  der  letzteren  auf- 
fällt. Die  verhassten  ausländischen  Kokons  wurden  doch  immer 
mehr  eingeführt.  Das  war  das  Ergebnis  jener  Prämienpolitik, 
welche  dem  französischen  Fiskus  in  6  Jahren  über  20  Mill.  Fr. 
gekostet  hat,  eine  Summe,  für  die  man  nach  dem  Preise  des 
Jahres  1894  die  ganze  Vorjahrsernte   hätte    einkaufen  können. 
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Eine  kleine  Zunahme  sowohl  der  Zahl  der  Kessel  (bassins) 
wie  auch  der  Menge  der  gesponnenen  Seide  weist  die  Statistik 
der  Seidenspinnerei  auf.  Allein  der  Erfolg  steht  in  gar  keinem 
Verhältnis  zu  den  Prämien ,  die  der  Seidenspinnerei  in  den 
letzten  6  Jahren  ausgeteilt  wurden.  So  wurden  in  diesem 
Zeitabschnitt  30  Mill.  an  Prämien  ausgeteilt  und  nur  1570 
neue  Kessel  installiert.  Hätte  der  Staat  selbst  so  viel  Kessel 
gekauft  und  den  fleissigsten  Schutzzöllnern  zum  Geschenk  ge- 
macht, so  wären  sowohl  der  Fiskus  wie  auch  die  Volkswirt- 
schaft besser  daran. 

Den  Entwurf,  den  die  Regierung  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  1897  der  Abgeordnetenkammer  vorgelegt  hatte  ^),  zog 
sie  noch  vor  seiner  Beratung  zurück,  weil  für  seine  Annahme 
keine  Aussichten  vorhanden  waren.  Die  Zollkommission,  das 
Purgatoriura  für  die  Regierungsvorlagen,  wich  in  ihrer  Mei- 
nung bezüglich  der  drei  wichtigsten  Punkte,  und  zwar:  der 
Dauer  des  Gesetzes,  der  Höhe  der  Prämien  und  der  Art  der 
Behandlung  der  —  ausländische  Kokons  verbrauchenden  — 
Spinnereien,  von  jener  der  Regierung  ab. 

Im  November  1897  unterbreitete  die  Regierung  der  Ab- 
geordnetenkammer ein  neues  Projekt,  welches  von  der  Zoll- 
kommission lange  durchgearbeitet  worden  war  und  am  26.  Fe- 
bruar 1898  ins  Plenum  zur  Beratung  kam. 

Gegen  die  Prämien  sprach  kein  Mensch,  nur  einige  Ver- 
treter des  Südens  verlangten  statt  ihrer  Zölle  auf  Seidenkokons. 
Die  Generaldiskussion  trug  ganz  den  Charakter  einer  Spezial- 
diskussion.  Sowohl  die  Regierung  wie  auch  die  Zollkoramission 
gaben  zu,  dass  die  Prämienpolitik  beim  Seidenbau  eine  furcht- 
bare Niederlage  erlitten  hatte.  Als  Ursache  gaben  sie  an, 
a)  dass  die  auf  6  Jahre  beschränkte  Dauer  des  Gesetzes  zu 
kurz  war,  um  auch  eine  Hebung  der  Maulbeerbaumkultur  her- 
beiführen zu  können^),  b)  dass  die  Prämie  zu  niedrig  war,  um 
den  Unterschied  in  den  Produktionskosten  des  Seidenbaus  in 
Frankreich  und  im  Ausland  ausgleichen  zu  können;  c)  dass  die 
gleiche  Behandlung  der ,  inländische  und  ausländische  Kokons 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  1352  —  1354  und  1416. 
2)  Ib.  annexes  1898,  Bd.  I  p.  689—694. 
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verbrauchenden  Spinnereien  eine  Bevorzugung  der  ausländischen 
seitens  der  Spinnereien  zur  Folge  gehabt  habe^).  Um  die  Ur- 
sache ad  a)  zu  beseitigen,  verlangten  die  Zollkoramission  und 
viele  Redner,  dass  die  Dauer  des  Gesetzes  auf  10  Jahre  fest- 
gesetzt würde  ^).  Die  Regierung  gab  in  diesem  Punkt  nach. 
Die  zweite  Ursache  sollte  durch  die  Erhöhung  der  Prämie  für 
Seidenbau  von  50  auf  70  Cent,  beseitigt  werden.  Ein  Teil  der 
Redner  war  der  Meinung,  dass  erst  eine  Prämie  von  1  Fr.  ge- 
nügend wäre,  um  die  Produktionskosten  auszugleichen.  Allein 
aus  finanziellen  Rücksichten  begnüge  man  sich  mit  70  Cent. 
Diese  Summe  sei  etwas  niedriger  als  jene,  die  M^line  als  Zoll 
verlangt  habe.  Er  habe  einen  Zoll  von  1  Fr.  befürwortet; 
angenommen,  dass  der  Zoll  um  Ib^jo  des  Betrages  verteuernd 
wirkt,  so  wäre  eine  Prämie  von  75  Cent,  gleich  dem  1  Fr.- 
Zoll.  Der  Seidenbau  sei  vom  gemeinen  Recht  ausgenommen 
und  dem  Ausnahmeregime  unterworfen.  Den  Abstand  zwischen 
dem  realen  Preise  und  jenem,  der  den  Seidenbau  rentabel 
macht,  müsse  man  beseitigen.  Dagegen  sprachen  die  Bericht- 
erstatter Noel  und  Meline.  Sie  machten  die  Kammer  darauf 
aufmerksam,  dass  die  wirkliche  Prämie  für  Seidenbau  68  Cent, 
betrage,  wenn  man  auch  jene,  die  den  Spinnern  erteilt  wird, 
dazu  rechne. 

Bei  der  Frage,  wie  hoch  sollen  die  ausländische  Kokons 
verbrauchenden  Spinnereien  prämiert  werden,  entspann  sich  eine 
heftige  Auseinandersetzung.  Die  Regierung  schlug  vor,  dass 
sie  erst  in  den  Jahren,  in  denen  die  Produktion  an  Kokons 
10,5  Mill.  kg  beträgt,  eine  Prämie  bekommen  sollen.  Bei 
dieser  Bestimmung  ging  sie  von  der  Voraussetzung  aus,  dass 
über  diese  Summe  hinaus  der  Bedarf  mit  ausländischen  Kokons 
gedeckt  werden  solle  ^).  Die  Zollkommission  verwarf  diese 
Massregel,  weil  sie  gleich  der  Prohibition  der  ausländischen 
Kokons  sei.  Die  ganze  Debatte  drehte  sich  um  die  Frage,  ob 
sie  mit  340,  300  oder  200  Fr.  prämiert  werden  sollen^).    Dies- 

')  Debats  parlem.,  compte  rendu,  annexes  1898,  Bd.  I  p.  899 — 904 
(Cremieux,  M.  Faure,  Malsac,  G.  Rivet,  J.  Jourdan). 

2)  Debats  parlem.  etc.  p.  689—694. 

3)  Ib.  annexes  1897,  p.  102/03. 

*)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  909—954, 
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mal  brach  der  Gegensatz  zwischen  dem  schutzzöUnerisch  ge- 
wordenen übrigen  Süden  und  den  freihändlerischen  Städten 
Lyon  und  Marseille  mit  unheimlicher  Heftigkeit  aus.  Man 
sagte  sich  gegenseitig  die  unangenehmsten  Sachen,  man  ver- 
suchte aber  auch  seine  Forderung  sachlich  zu  begründen,  ins- 
besondere durch  die  verschiedenen  Berechnungen  der  Produk- 
tionskosten. 

Was  die  Höhe  der  Prämien  für  —  inländische  Kokons  ver- 
brauchende —  Spinnereien  anbelangt,  so  wollte  die  Regierung 
dieselben  aus  finanziellen  Rücksichten  verkürzen.  Die  Zollkom- 
mission aber  wollte  darauf  nicht  eingehen.  Die  Prämien  sollten 
eigentlich  435  Fr.  betragen,  meinte  sie,  weil  erst  diese  Summe 
die  ungleichen  Produktionskosten  mit  Italien  ausgleiche.  Allein 
man  erklärte  sich  auch  mit  400  Fr.  zufrieden.  Die  Methode 
der  Prämienausteilung,  wonach  die  Zahl  der  Kessel  als  Grund- 
lage dient,  wurde  stark  angefochten,  weil  sie  zu  einer 
schlechteren  Prämierung  der  technisch  vollkommeneren  Betriebe 
führe.  Die  Regierung  habe  festgestellt,  dass  die  Prämie  zwischen 
5  und  11  Fr.  pro  Kilogramm  schwankt.  Je  weniger  ein  Kessel 
jährlich  verspinnt,  umso  grösser  sei  die  Prämie  pro  Kilogramm. 
Man  habe  absichtlich  die  schlechten  ausländischen  Kokons  ver- 
braucht und  recht  ungeschickte  Arbeiter  angestellt,  um  grössere 
Prämien  herauszuschlagen.  Darum  hat  die  Regierung  vor- 
geschlagen, dass  die  Prämie  3,50  Fr.  pro  Kilogramm  nicht  über- 
steigen darf.  Die  Zollkommission  erklärte  sich  im  Prinzip  mit 
der  Feststellung  des  Maximums  einverstanden,  erhöhte  dasselbe 
aber  auf  6,50  Fr.  Es  ist  allerdings  merkwürdig,  dass  man 
vorsichtig  vermied ,  die  Menge  der  versponnenen  Seide  als 
Massstab  für  Prämien  anzunehmen.  Die  obige  Einschränkung 
ist  nichts  als  eine  schlechte  Reparatur  des  Massstabes,  der  dem 
Schlendrian  und  der  Routine  proportionell  ist.  Die  Abgeord- 
netenkammer bewilligte  für  Seidenbau  60  Cent,  pro  Kilogramm 
Kokons,  für  Spinnereien  400  Fr.  und  340  Fr.  pro  Kessel  an 
Prämie. 

So  wurde  das  Gesetz,  das  seinem  Urheber  eine  vollständige 
Niederlage  bereitet  hat,  auf  weitere  zehn  Jahre  verlängert. 
Nach  diesen  Ergebnissen  hatte  Meline  doch  den  Mut,  die 
Prämie  als  sichereres  und  wirksameres  Mittel  als  die  Zölle  selbst 
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zu  bezeichnen ,  trotzdem  er  6  Jahre  vorher  die  ersteren  als 
ungenügenden  Ersatz  für  die  letzteren  bezeichnete.  Der  An- 
trag Jaur^s,  wonach  bloss  diejenigen  Spinner  zu  prämieren 
sind,  welche  ihre  Arbeiter  nicht  länger  als  10  Stunden  täglich 
beschäftigen,  wurde  abgelehnt,  und  jener  Maurice  Faures,  wo- 
nach das  Maximum  der  Arbeitszeit  60  Stunden  in  der  Woche 
beträgt,  mit  250  gegen  242  angenommen.  Auch  der  Antrag 
Habert,  dass  bloss  diejenigen  Spinner,  die  höchstens  10  ^jo 
ausländische  Arbeiter  beschäftigen,  prämiert  werden,  wurde  mit 
411  gegen  112  angenommen  und  vom  Senat  verworfen. 

§  2 
Prämien  für  Flachs-  und  Hanfbau 

Zu  gleicher  Zeit  mit  den  Prämien  für  Seidenbau  und 
Spinnerei  sollten  auch  diese  für  Flachs-  und  Hanfbau  ihr  Ende 
nehmen.  Das  Kabinett  Mdline  traf  auch  hier  rechtzeitig  Vor- 
sorge ,  um  das  Gesetz  zu  erneuern.  Bevor  wir  darauf  näher 
eingehen,  blicken  wir  auf  die  Ergebnisse  der  6jährigen  Dauer 
des  Gesetzes  zurück.  Die  Tab.  V  a  zeigt,  dass  die  Anbaufläche 
für  Flachs  etwas  zugenommen  hat,  die  Ernte  aber  wies  grosse 
Schwankungen  auf  und  im  Jahre  1897  erreichte  sie  genau  die 
Höhe  der  Ernte  1892.  Die  Einfuhr  war  ebenfalls  schwankend 
und  hat  eine  kleine  Abnahme  zu  verzeichnen.  Allein  der  aus- 
ländische Flachs  deckte  noch  immer  75*^/0  des  inländischen 
Bedarfs.  Eine  Wiederherstellung  der  früheren  Flachskultur, 
die  man  sich  von  den  Prämien  versprochen  hat,  blieb  gänzlich 
aus.  Also  auch  hier  hatten  sie  einen  Misserfolg  gehabt.  Noch 
schlimmer  ging  es  mit  dem  Prämiensystem  bei  Hanfbau.  Da 
sehen  wir  eine  allgemeine  Abnahme  sowohl  der  Anbaufläche 
wie  auch  der  jährlichen  Ernte  und  eine  systematische  Zunahme 
der  Einfuhr.  Also  ganz  genau  das  Gegenteil  von  dem,  was 
man  sich  von  den  Prämien  versprochen  hat.  Für  diese  Miss- 
erfolge hat  man  auch  noch  15  Mill.  Fr.  bezahlt.  Und  diese 
Politik  will  man  fortsetzen !  Trotzdem  hat  kein  Mensch  dieses 
Mittel  verurteilt,  wenigstens  nicht  ausdrücklich.  Tatsächlich 
ist  der  Gesetzentwurf  der  Regierung  nichts  anderes  als  eine 
Verurteilung  des  ganzen  Systems,  weil  er  den  1892  zu  diesem 
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Zweck  bewilligten  Betrag  von  2,5  Mill.  Fr.  jährlich  auf 
0,5  Mill.  Fr.  herabgesetzt  hat.  Dieser  Schritt  entspringt  nicht 
der  üeberzeugung,  dass  auch  mit  einem  Fünftel  des  bisherigen 
Betrages  das  verfolgte  Ziel  zu  erreichen  ist;  er  beweist  nur  die 
Unbrauchbarkeit  des  Systems. 

Diese  Herabsetzung  suchte  der  Landwirtschaftsminister 
Meline  durch  zweierlei  Gründe  zu  rechtfertigen :  a)  Weil  man 
im  Jahre  1891  die  Summe  von  2,5  Mill.  Fr.  bewilligte  unter 
der  Voraussetzung,  dass  sie  einer  Prämie  von  30  Fr.  pro  Hektar 
gleich  ist;  tatsächlich  aber  sei  sie  gleich  70  Fr.  pro  Hektar; 
b)  da  er  keine  Mittel  mehr  zur  Verfügung  habe ,  so  habe  er 
einen  Teil  davon  für  andere  Massregeln  zu  Gunsten  der  Land- 
wirtschaft, wie  z.  B.  für  Entschädigung  der  Besitzer,  deren 
Vieh  wegen  Seuche  getötet  wird  etc.  ^)  bestimmt.  Das  war 
aber  nicht  das  letzte  Wort  M«5lines.  Im  Gegenteil,  er  hat  die 
geringe  Summe  von  0,5  Mill.  für  Prämien  eingesetzt,  um  beim 
bevorstehenden  Handeln  mit  den  Interessenten  viel  nachgeben 
zu  können  und  doch  wenig  geben  zu  müssen.  Bereits  in  der 
Diskussion  hat  er  2  Mill.  Fr.  als  Maximum  bezeichnet.  Die 
Budgetkommission  stimmte  mit  ihm  überein  ^).  Die  Mehrheit 
war  der  Meinung,  dass  die  Summe  von  2,5  Mill.  Fr.  auf  gar 
keinen  Fall  herabgesetzt  werden  dürfe.  70  Fr.  pro  Hektar  sei 
gleich  dem  1891  geforderten  Zoll  von  10  Fr.  für  Lein  und 
8  Fr.  für  Hanf^).  Die  Prämie,  welche  man  dem  Seidenbau 
und  der  Spinnerei  bewilligt  hat,  sei  im  Vergleich  zu  den  Pro- 
duktionskosten bedeutend  höher.  Man  müsse  die  kleinste  Kultur 
aufrecht  erhalten^);  sie  zahle  viel  an  Löhnen  aus,  sie  sei  auch 
im  Interesse  der  „nationalen  Verteidigung"  unentbehrlich,  weil 
die  von  den  Ausländern  bezogenen,  der  Marine  notwendigen 
Seile  (cordage)  sehr  unzuverlässig  seien ^).  Man  solle  Deutsch- 
land zum  Vorbild  nehmen,  wo  den  Industriellen  nach  Belieben 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  730/31. 

^)  Debats  parlera.,  annexes  1898,  p.  154. 

^)  Debats  parlem.,  annexes  1898,  p.  109—111  (Motivenbericbt  der 
ZoUkommission). 

*)  Ddbats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  730  (Rivet). 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  729/80  (Baron  d  e  R  o  t  o  u  r) 
und  p.  731—733  (Graux). 
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die   Conti    für  Veredelungsverkehr    eröffnet    werden,    wo   ver- 
schiedene Transportbegünstigungen  gewährt  werden  etc.  ^). 

Die  Mühe  Melines  war  vergeblich,  und  die  alte  Summe 
von  2,5  Mill,  Fr.  wurde  mit  335  gegen  209  Stimmen  bewilligt. 
Die  Frage,  ob  auch  den  kleinsten  Betrieben  die  Prämie  zu 
gute  kommen  soll,  wurde  auch  diesmal  aufgeworfen  und  sowohl 
von  der  Regierung  wie  auch  von  der  Mehrheit  verneint.  Die 
Lösung  derselben  wurde  bekanntlich  im  Jahre  1892  der  Ver- 
waltung überlassen  und  im  Motivenbericht  finden  wir  folgende 
Auskunft  darüber:  Im  ersten  Jahre  des  Bestehens  des  Gesetzes 
sind  bloss  denjenigen  Betrieben,  die  wenigstens  1  ha  Fläche 
umfassen,  Prämien  erteilt  worden.  Auf  diese  Weise  ist  von 
84000  ha  mit  Flachs  und  Hanf  bebauter  Fläche  bloss  19  177  ha 
die  Prämie  zu  gute  gekommen  und  belief  sich  daher  auf  132  Fr. 
pro  Hektar.  Infolge  des  lebhaften  Protestes  seitens  der  Flachs- 
bauer ist  dieses  Maximum  auf  10  a  herabgesetzt  worden, 
somit  stieg  die  Fläche  der  prämierten  Betriebe  auf  33,470  ha, 
die  Höhe  der  Prämien  aber  ging  auf  88  Fr.  im  Jahre  1893, 
72  Fr.  1894,  auf  68  im  Jahre  1895  zurück.  Die  Tatsache, 
dass  eine  gute  Hälfte  der  Gesamtfläche  von  den  Prämien  aus- 
geschlossen blieb ,  veranlasste  den  Abg.  Rivet ,  eine  gesetz- 
mässige  Regelung  dieser  Frage  und  zwar  eine  Festsetzung  des 
Flächenminimums  auf  5  a  zu  beantragen.  Dagegen  sprachen 
die  beiden  Führer  der  Schutzzöllner  Meline  und  Graux  und  der 
Berichterstatter  Galpin.  Sie  wiederholten  dieselben  Gründe,  die 
sie  früher  ins  Treflen  geführt  hatten,  dass  die  Durchführung 
dieser  Massregel  mit  grossen  Spesen  verbunden  sei  ^),  dass  das 
Sinken  des  Preises  den  kleinen  Bauern,  die  für  den  eigenen 
Bedarf  produzieren,  nicht  schadet^),  dass  die  Absicht  des  Ge- 
setzes sei,  nicht  die  Familien-,  sondern  die  industrielle  Kultur 
zu  begünstigen '') ,  und  endlich ,  dass  dies  die  Bedeutung  der 
Prämien    bedeutend    vermindern    würde  ^),     Der   Vermittlungs- 


*)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  229/30  (Baron  de  Rotour) 
und  p.  731—733  (Graux). 

^)  Debats  parlem.,  annexes  1897,  p.  1455  (Motivenbericht  der  Re- 
gierung). ')  Ibidem. 

■*)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  731 — 738  (Graux). 

^)  Ib.  p.  737/88  (Meline). 
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antrag,  wonach  das  Maximum  8  a  beträgt,  wurde  angenom- 
men. Mit  296  gegen  222  Stimmen  ist  der  Antrag  abgelehnt, 
wonach  die  Syndikate  der  Bauern,  welche  zwecks  Erhaltung 
der  Prämie  gebildet  wurden,  berücksichtigt  werden  sollten. 

X.  Die  übrigen  handels-  und  wirtschaftspolitisehen 
Massregeln  in  dieser  Periode 

§  1 
Der  Handelsvertrag  mit  Japan  vom  4.  Juli  1896 

Dieser  Vertrag  begegnete  grossem  Widerstand  seitens  der 
Seidenbauer  und  Seidenindustriellen,  und  die  Zollkommission 
verwandte  den  grössten  Teil  des  Motivenberichts  dazu,  die 
Angst  dieser  Interessenten  als  übertrieben  hinzustellen.  Japan 
besitze  ausgezeichnete  Rohstoffe,  eine  billige  Arbeitskraft  und 
eine  grosse  Fähigkeit  der  Nachahmung,  sagten  die  Interessenten 
und  daher  bedeute  die  Einräumung  des  Minimaltarifs  so  viel 
wie  der  Ruin  der  französischen  Seidenindustrie,  Da  die  An- 
nahme des  Vertrages  sehr  unwahrscheinlich  war,  so  musste  die 
Regierung  mit  den  Interessenten  verhandeln,  und  erst  als  sie 
darauf  einging,  die  japanische  Regierung  darüber  zu  ver- 
ständigen, dass  sie  einen  Dififerentialzoll  auf  Rohseide  und  rein- 
seidene Gewebe  aussereuropäischen  Ursprungs  einzuführen  be- 
absichtigt und  dass  sie  auch  einen  solchen  Gesetzentwurf 
noch  vor  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  dem  Parlament 
vorlegen  werde,  gaben  die  Seidenindustriellen  nach.  Um  auch 
die  Seidenbauer  dazu  zu  gewinnen,  versprach  sie,  die  Zölle  auf 
Kokons  und  Seide  nicht  in  den  Vertrag  aufnehmen  zu  wollen, 
so  dass  ihre  Aenderung  zu  jeder  Zeit  vorgenommen  werden 
kann^).  Und  so  ging  der  Vertrag  am  29.  Oktober  1897  durch. 
Hier  haben  wir  ein  einzig  dastehendes  Beispiel  in  der  Geschichte 
der  Handelspolitik,  dass  ein  Vertrag  anstatt  Ermässigung  Zoll- 
erhöhung mit  sich  bringt.  Auch  Japan  selbst  wäre  vermutlich 
für  einen  solchen  Vertrag  ein  zweites  Mal  nicht  mehr  zu  haben, 
diesmal  ist    es   wahrscheinlich   auch   nur    darauf   eingegangen. 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  1469—1475. 
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weil   in    diesem  Vertrag   die    bis   dahin  bestehende  Konsular- 
gerichtsbarkeit aufgehoben  wurde. 

Es  muss  wirklich  das  Zustandekommen  der  Handelsver- 
träge unter  solchen  Umständen  als  Wunder  angesehen  werden. 
Man  hat  bisher  schon  die  grössten  Anstrengungen  machen  müssen, 
sich  mit  dem  Gegenkontrahenten  zu  verständigen.  Jetzt  aber 
muss  die  Regierung  auch  nach  innen  verhandeln  und  Konzessionen 
machen. 

§  2 

Die  Handelskonvention   mit  Bulgarien    (unterzeichnet 
am  23.  Mai/4.  Juni  1897) 

Es  ist  vereinbart  worden,  dass  Frankreich  Bulgarien  seinen 
niedrigsten  Zolltarif  einräumt.  Bulgarien  bindet  Frankreich 
gegenüber  eine  Anzahl  Zollsätze,  so  z.  B.  auf  Seife  auf  18 
und  12  °/o  ad  valorem,  auf  Leder  auf  16  und  12%,  Wein  in 
Flaschen  12  «/o,  konfektionierte  Kleider  300  Fr.  pro  100  kg, 
Branntwein  12,60  Fr.  pro  Hektoliter,  Seidenraupeneier  zoll- 
frei etc.  Die  Konvention  läuft  am  31.  Dezember  1903  ab, 
falls  ein  Jahr  vorher  gekündigt  wird;  andernfalls  steht  den 
Kontrahenten  nach  Ablauf  dieser  Frist  ein  einjähriges  Kündi- 
gungsrecht zu.  Die  Klausel,  wonach  Frankreich  seinen  niedrig- 
sten Tarif  einräumt,  kann  zu  jeder  Zeit  gekündigt  werden; 
falls  eine  Kündigung  erfolgt,  kann  Bulgarien  erst  ein  Jahr 
später  die  gebundenen  Zollsätze  ändern. 

Hier  haben  wir  eine  doppelte  Kündigungsfrist:  eine  für 
die  Konvention  selbst,  die  andere  für  die  Zollsätze. 

§  3 

Die  Einführung  des  Zolles  auf  Borsäure 

Es  wurde  ein  Zoll  von  18  bezw.  12  Fr.  pro  Dz.  Borsäure, 
welche  weniger  wie  20  ^o  Unreinigkeit  enthält,  vorgeschlagen. 
Zur  Begründung  führte  der  Berichterstatter  Goujon  ungefähr 
folgendes  aus :  Dass  dieser  Artikel  bei  der  Zolltarifreform  nicht 
mit  einem  Zoll  belegt  war,  sei  dadurch  zu  erklären,  dass  seine 
Produktion  in  dieser  Zeit  gleich  Null  war.     Erst  später  seien 

Bajkic,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  19 


—     290    — 

zwei  Etablissements  errichtet  worden,  allein  die  syndizierten 
deutschen  Fabrikanten  taten  alles  mögliche,  um  deren  Existenz 
unmöglich  zu  machen.  Der  Preis,  der  125  Fr.  betrug,  sei  auf 
60  Fr.  gesunken,  und  es  werde  in  Frankreich  stets  billiger 
verkauft,  als  in  Deutschland  selbst.  Um  dieser  Politik  der 
Deutschen  entgegenzuwirken,  solle  der  Zoll  angenommen 
werden^). 

In  dieser  Massregel,  die  am  24.  Februar  1898  von  der 
Kammer  ohne  Diskussion  angenommen  wurde,  finden  wir  in 
Frankreich  den  ersten  Ansatz  jener  Politik  der  Ausgleichzölle 
gegen  Schleuderkonkurrenz  der  Kartelle  und  Trusts,  die  heute 
von  vielen  angesehenen  Nationalökonomen  befürwortet  wird. 
Diese  würde  wahrscheinlich  auf  ihre  Verwirklichung  lange 
warten  müssen,  wenn  sie  nicht  an  den  Schutzzöllnern  einen 
mächtigen  Bundesgenossen  bekommen  hätte.  Je  mehr  sie  sich 
als  Mittel  der  schutzzöllnerischen  Politik  eignet,  umso  wahr- 
scheinlicher ist  es,  dass  in  kurzer  Zeit  eine  Bekämpfung  der 
Syndikate  von  derjenigen  Bewegung  ausgehen  wird,  welche 
deren  Schleuderpolitik  ermöglicht  hat. 


Der  Zoll  auf  Blei,  Bleierze  und  Bleiderivate 

Diese  Frage  wurde  bereits  im  Jahre  1893  aufgeworfen  und 
aus  der  Mitte  der  Abgeordneten  ist  ein  Gesetzentv/urf  hervor- 
gegangen, der  eine  Zollerhöhung  auf  Bleierze  und  Bleiderivate 
und  einen  Zoll  auf  Blei  enthielt.  Diese  Forderung  begründeten 
sie  mit  der  misslichen  Lage  der  Entsilberungsfabriken.  Eine 
Mehrheit  für  eine  solche  Massregel  war  aber  nicht  zu  haben 
und  so  blieb  die  Frage,  trotz  mehrmaligen  Versuchen,  bis  ins 
Jahr  1898  oflPen.  Ende  1897  wurden  die  Klagen  dieser  An- 
stalten noch  lauter;  man  sprach  von  einer  allgemeinen  Ein- 
stellung der  Tätigkeit,  wobei  auch  die  Anstalt  Rothschilds 
erwähnt  wurde,  und  so  entschloss  sich  die  Regierung,  den  er- 
wähnten Gesetzentwurf  im  eigenen  Namen  vorzulegen.  Die 
Opposition    war   heftig  und  andauernd.      Gegen   den   Zoll   auf 


')  Döbats  parlem.,  annexes  1898,  p.  666/67. 
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Blei  führte  man  folgendes  ins  Treffen :  a)  Die  französische 
Bleiproduktion  kann  den  Bedarf  nicht  decken;  b)  die  fran- 
zösischen Bleibergwerke  sind  sehr  blühend,  was  aus  den  hohen 
Dividenden  hervorgeht,  c)  Wenn  der  Rückgang  der  Produktion 
infolge  des  grossen  Preissinkens  eingetreten  ist  (60  auf  28  p.), 
so  hilft  auch  ein  Zoll  von  1,50  Fr.  nicht;  d)  die  Produktion 
kann  nicht  einmal  den  Kriegsbedarf  decken.  Gegen  die  Er- 
höhung des  Zolles  auf  Erze  führte  man  den  bestehenden  Zoll 
auf  silberhaltige  Bleierze  an,  der  niedriger  ist  wie  der  vor- 
geschlagene auf  einfache  Bleierze.  Dadurch  werden  nicht  die 
einheimischen  Bergwerke  geschützt,  sondern  im  Gegenteil  die 
Einfuhr  silberhaltiger  Bleierze  begünstigt,  weil  das  aus  den 
Erzen  gewonnene  Silber  den  Entsilberungsanstalten  ermöglichen 
wird,  das  Blei  billiger  zu  verkaufen.  Es  geht  also  alles  auf 
Begünstigung  der  Entsilberungsanstalten  hinaus,  wovon  in  ganz 
Frankreich  nur  zwei  existieren^).  Graux  erwiderte  darauf,  dass 
diese  Massregel  durch  die  Lage  der  letzteren  geboten  sei, 
weiter,  dass  man  das  im  Erze  enthaltene  Silber  nicht  geschenkt 
bekommt,  sondern  nach  der  Schätzung  zahlen  müsse,  und  end- 
lich, dass  die  silberhaltigen  Bleierze  einfachen  Bleierzen  gegen- 
über als  Rohstoffe  anzusehen  seien,  weil  die  letzteren  erst  durch 
die  Entsilberungsoperation  gewonnen  würden:  daher  sollen  sie 
mit  einem  höheren  Zoll  belegt  werden  ^). 

Der  letzte  Grund  ist  zweifelsohne  der  höchste  Sophismus, 
der  uns  unter  den  Argumenten  der  Schutzzöllner  entgegentritt. 
Gerade  durch  Anknüpfung  an  den  Begriff  Rohstoff  haben  sie 
—  um  Recht  zu  behalten  —  die  unstichhaltigsten  Sätze  auf- 
gestellt, indem  sie  nicht  die  wissenschaftlich  technische  Defi- 
nition, sondern  bloss  ein  äusseres  Moment  der  Bearbeitung  zum 
Ausgangspunkt  genommen  haben.  Der  Gesetzentwurf  wurde 
angenommen. 

§  5 
Die  Interpellation  über  die  Lage  der  Seidenweber 

Im  Anschluss  an  die  Beratung  über  die  Prämie  für  Seiden- 
bau und  Seidenindustrie  entspann  sich  eine  Diskussion  über  die 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  g.  879—883. 
2)  Ib.  p.  883/84. 
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Lage  der  Seidenweber,  welche  durch  die  Interpellation  des 
Abg.  Bios  veranlasst  wurde.  Er  behauptete,  dass  die  Lage 
der  Seiden weber  durch  die  niedrigen  Löhne  elend  geworden, 
sowie  dass  dieser  Zustand  durch  den  Handelsvertrag  mit  der 
Schweiz  und  den  in  ihm  ermässigten  Zoll  auf  reinseidene  Ge- 
webe geschaffen  wurde.  Zur  Zeit  des  Zollkrieges  mit  der 
Schweiz  war  nach  ihm  die  Lage  der  Seidenindustrie,  deren 
Ausfuhr  seit  den  Sechzigerjahren  zurückgehe,  eine  glänzende. 
Der  Abg.  Aynard,  der  politische  Gesinnungsgenosse  und  grösste 
Gegner  M^lines,  suchte  die  Behauptung  Bios'  zu  widerlegen. 
Die  Lage  der  Seidenweber  sei  eine  befriedigende  und  ein  noch 
grösserer  Erfolg  sei  von  der  Einführung  mechanischer  Web- 
stühle, deren  Anschaffung  seitens  der  Arbeiter  von  der  Privat- 
initiative unterstützt  wird,  zu  erwarten^). 

Die  Regierung  versprach,  die  Frage  ernstlich  zu  studieren. 

§  6 
Die  ausländischen  Arbeiter  in  Frankreich 

In  der  Fortsetzung  der  Spezialdiskussion  über  den  Gesetz- 
entwurf betreffs  Zuckerausfuhrprämien  entspann  sich  am  2.  Fe- 
bruar 1897  eine  lebhafte  Diskussion,  veranlasst  durch  mehrere 
Zusatzanträge,  welche  dahin  gingen,  die  ausländischen  Arbeiter 
aus  der  Zuckerindustrie  auszuschliessen.  Der  erste  Antrag, 
wonach  sowohl  den  Zuckerrübenproduzenten,  wie  auch  den 
Zuckerfabrikanten  und  Raffineuren  verboten  wird,  ausländische 
Arbeiter  zu  beschäftigen ,  wurde  mit  308  gegen  25  Stimmen 
abgelehnt.  Bedeutend  ernster  war  die  Situation,  als  der  später 
mit  Ddroulede  verbannte  Abg.  Marcel  Habert  beantragte,  bloss 
denjenigen  Industriellen  Ausfuhrprämien  zu  gewähren,  die 
höchstens  ^/i  ausländische  Arbeiter  beschäftigten.  Dei'selbe 
wurde  der  Zollkommission  überwiesen  und  in  der  nächsten 
Sitzung  im  Plenum  beraten.  Gegen  ihn  sprach  Möline  selbst 
und  machte  folgende  Einwände:  1.  Die  bestehenden  Handels- 
verträge schliessen  eine  solche  Bestimmung  aus;  2.  sie  würden 
Repressalien  hervorrufen,  welche  sich  auch  auf  die  französische 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  1548—1554. 
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Exportindustrie  ausdehnen  würden;  3.  eine  solche  Massregel  wäre 
einzig  dastehend;  4.  ein  grosser  und  schwerfälliger  Beamten- 
apparat wäre  zur  Ausführung  derselben  notwendig;  5.  wo  der 
französische  Arbeiter  nicht  arbeiten  will  —  und  solche  Fälle 
seien  zu  verzeichnen  — ,  da  muss  der  ausländische  Arbeiter 
arbeiten^). 

Ihm  erwiderte  der  Abg.  Gauthier  de  Clagny  in  einer 
glänzenden  Rede  folgendes:  ad  2.  Als  man  im  Jahre  1891 
fragte,  ob  es  nicht  notwendig  wäre,  dass  man  in  die  Verträge 
eine  Klausel  einsetzt,  welche  den  Schutz  der  nationalen  Arbeit 
erleichtert,  antwortete  Ribot,  dass  sich  das  Parlament  dies- 
bezüglich volle  Freiheit  vorbehält.  Im  übrigen,  wenn  die  Ver- 
träge diese  Bestimmung  unmöglich  machen,  so  sollen  dieselben 
gekündigt  werden,  ebenso  wie  man  dies  im  Jahre  1891  getan 
hat.  Schliesslich  ist  bloss  im  Vertrag  mit  der  Südafrikanischen 
Republik  eine  Klausel  vorhanden,  welche  diese  Bestimmung 
unmöglich  macht;  derselbe  läuft  am  27.  Juli  dieses  Jahres  ab. 
Es  wäre  aber  nicht  einmal  notwendig,  dass  dieser  Vertrag  ab- 
läuft, denn  im  Gesetze  betreffs  Weltausstellung  von  1900  ist 
eine  solche  Bestimmung  enthalten. 

ad  4.  Die  Ausführung  dieser  Bestimmung  bedarf  gar  keines 
grossen  Beamtenapparates  und  ist  ausserordentlich  leicht. 

ad  5.  Der  französische  Arbeiter  will  arbeiten  und  die  zur 
Zeit  so  hoch  gesteigerte  Arbeitslosigkeit  ist  bloss  auf  die  Kon- 
kurrenz der  ausländischen  Arbeiter  zurückzuführen. 

ad  3.  Diese  Bestimmung  ist  ebenso  eine  Ausnahme  wie 
jene,  die  in  der  Zuckergesetzgebung  enthalten  sind. 

Dieser  Antrag  sei  die  notwendige  Konsequenz  des  be- 
stehenden Zollregimes,  führte  er  weiter  aus;  schütze  man  das 
produktive  Kapital,  so  müsse  man  auch  die  nationale  Arbeits- 
kraft, die  das  Kapital  notwendig  hat,  schützen.  Man  dürfe 
nicht  die  den  Konsumenten  genommenen  18  Mill.  Fr.  nur  den 
Fabrikanten  zu  gute  kommen  lassen.  Es  sei  höchste  Zeit, 
Klarheit  darüber  zu  schaffen.  Der  Antrag  wurde  mit  234  gegen 
232  Stimmen  abgelehnt.  Dagegen  stimmten  auch  Turrel  und 
Boucher,  welche  im  Jahre  1893  erklärten,  bloss  mit  Rücksicht 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1897,  p.  256 — 258. 
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auf  die  bestehenden  Handelsverträge  dagegen  zu  sein.  Diese 
Mehrheit  steht  hinter  jener  zurück,  mit  welcher  der  erste  An- 
trag, der  auch  die  Zuckerrübenproduzenten  umfasste,  abgelehnt 
wurde.  Es  scheint,  dass  die  Vertreter  des  Zuckerrübenbaues 
einer  solchen  Beschränkung  für  die  Zuckerfabrikanten  nicht  so 
sehr  unfreundlich  gegenüberstehen. 

Der  sozialistische  Abg.  Vaillant  verlangte  die  Einführung 
des  Sstündigen  Arbeitstags  und  die  Festsetzung  des  Minimal- 
lohnes in  der  Zuckerindustrie.  Er  glaubte  dadurch  im  Ein- 
klang mit  der  Mehrheit  zu  handeln,  welche  die  Reform  des 
Zuckerregimes  durch  das  Bedürfnis,  den  Arbeitern  auch  in  der 
Zukunft  die  Arbeitsgelegenheit  zu  sichern,  begründete  ^). 


Auch  das  Gesetz  betreffs  Aufenthalt  der  Ausländer  in 
Frankreich  und  Schutz  der  nationalen  Arbeit  wurde  zur  Zeit 
der  Präsidentschaft  Melines  reformiert.  Es  wurde  eine  Strafe 
für  diejenigen  Ausländer  festgesetzt,  welche  ihre  Immatrikulation 
beim  Einzug  in  eine  andere  Gemeinde  nicht  visieren  lassen. 
Aehnliche  Versuche  zur  Erschwerung  des  Erwerbes  der  aus- 
ländischen Arbeiter  sind  bekanntlich  auch  anlässlich  der  Be- 
ratung der  Prämien  über  Seidenbau  und  Seidenspinnerei  ge- 
macht worden. 


Die  ganze  Periode  der  Amtstätigkeit  Melines  zeichnete 
sich  durch  eine  besonders  starke  Bewegung  gegen  jedes  aus- 
ländische Element  aus.  Zur  Zeit  der  Tarifreform  wurde  sie 
von  der  Gruppe  Dautresme,  die  in  ihrer  übertriebenen  Mässi- 
gung  jede  einschneidende  Bestimmung  vermied,  getragen.  Jetzt 
ging  sie,  und  zwar  mit  besonderer  Heftigkeit  und  Rücksichts- 
losigkeit, von  zwei  bereits  stark  gewordenen  Parteien,  von  der 
sozialistischen  und  von  der  nationalistischen^),  aus. 


*)  Debats  parlem.,  annexes  1897,  p.  21. 

^)  Die  letztere  hat  mit  Vorliebe  eine  taxe  militaire  auf  Ausländer 
befürwortet.  Dadurch  sollten  die  Lasten,  welche  durch  Militärdienst  für 
den  Franzosen  entstehen,  ausgeglichen  werden.  Am  6.  April  1897  wurden 
z,  B.  drei  solche  Anträge  eingebracht. 
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In  der  Abstimmung  über  solche  Anträge  und  auch  in  der 
Zahl  derselben,  welche  sich  auch  auf  andere  Berufe  ausdehnten, 
kommt  dies  deutlich  zum  Vorschein.  Daher  auch  das  ener- 
gische Auftreten  Melines,  das  ihm  umso  leichter  fiel,  als  man 
auch  die  letzte  Hoffnung  auf  die  Bundesgenossenschaft  der 
Arbeiter  durch  den  Kampf  gegen  den  Kollektivismus  und  durch 
die  Teuerungspolitik  schon  längst  verscherzt  hatte. 


Vierter  Abschnitt 

Die  Periode  1898  bis  1901 

(Ministerium  Waldeck  -  Rousseau) 


Erstes  Kapitel 

Allgemeine  üebersicht 

I.  Die  allgemeine  politische  Situation 

Zur  Zeit  des  Rücktritts  Melines  war  ganz  Frankreich  in 
zwei  sich  leidenschaftlich  bekämpfende  Lager  geteilt:  in  Drey- 
fusards  und  Antidreyfusards.  Der  Prozess  Dreyfus  war  all- 
mählich die  für  das  französische  Volk  so  bequeme  und  not- 
wendige Personifizierung  der  prinzipiellen  Fragen  des  partei- 
politischen Lebens  geworden.  Nun  wurde  es  dem  ganzen  Volke 
möglich,  sich  ordentlich  an  dem  Kampfe  zu  beteiligen.  Es 
hat  dies  auch  ausgiebig  getan.  Dass  es  sich  dabei  tatsächlich 
nicht  um  die  Person  Dreyfus,  sondern  nur  um  den  alten  Kampf 
in  einer  neuen  Gestalt  handelte,  geht  daraus  hervor,  dass  der 
Gegensatz  schliesslich  die  älteste  und  zugänglichste  Form  an- 
nahm: für  und  gegen  die  Republik.  Und  von  dieser  Zeit  ab 
ist  die  Grenze  zwischen  diesen  beiden  Gruppen  so  verwischt, 
dass  es  heute  unmöglich  ist,  zu  bestimmen,  wer  in  Frankreich 
republikanisch  ist  und  wer  nicht.  Für  die  ganze  antiklerikale 
Presse  Europas  galt  ohne  weiteres  Meline  als  Monarchist. 

Noch  während  der  Regierung  Melines  deckten  sich  die 
Begriffe:  Dreyfusard  und  Antidreyfusard  genau  mit  den  Be- 
griffen: Opposition  und  Mehrheit.  Die  erstere  war,  wie  wir 
sahen,    bereits  so  mächtig,    dass  es  ihr   gelang,    das  Kabinett 
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Mäline  zu  stürzen.  Die  Bildung  des  neuen  Kabinetts  wurde 
ganz  nach  parlamentarischem  Brauch  dem  Führer  der  Drey- 
fusards  anvertraut.  Allein  er  wurde  bald  wieder  gestürzt,  weil 
die  Linke,  welche  in  der  Bekämpfung  der  Rechten  immer 
energisch  und  einheitlich  auftrat,  sich  regelmässig  nach  dem 
Sieg  in  zwei  Gruppen  teilte,  in  eine  regierungsfreundliche  und 
in  eine  solche,  welche  jeder  Regierung  ihre  Unterstützung  ver- 
sagte. Die  Zustände  waren  auf  die  Dauer  unmöglich;  wenn 
man  eine  Regierung  aus  tiefer  Ueberzeugung,  dass  sie  schlecht 
regiert,  umstürzt,  so  muss  man  bereit  sein,  die  Regierung 
selbst  zu  übernehmen,  sonst  —  da  es  im  Lande  eine  Regierung 
geben  muss  —  wird  die  umgestürzte  wieder  auferstehen.  Der 
Sturz  Brissons  machte  die  radikale  Linke  ratlos,  sie  sollte  die 
Regierung  wieder  an  Meline,  das  heisst  im  politischen  Jargon, 
an  die  Antidreyfusards  abtreten.  Bevor  man  dies  tat,  musste 
man  versuchen,  die  Sozialisten  zu  gewinnen,  damit  sie  aus 
ihrer  Stellung  als  oppositionelle  Partei  die  Konsequenzen  posi- 
tiver Verantwortung  zögen.  Es  ist  bekanntlich  dem  Führer  der 
»Union  republicaine  liberale"  gelungen,  die  Sozialisten  in  eine 
„Ordnungspartei"  umzuwandeln  und  ein  Kabinett  mit  einem 
sozialistischen  Mitglied  zu  bilden.  Die  Sozialisten  haben  im 
Kampf  mit  der  Regierung  quantitativ  viel  gewonnen  und  es 
kam  eine  Zeit  —  und  das  kommt  im  parlamentarischen  Leben 
oft  vor  — ,  wo  sie  zum  „Zünglein  an  der  Wage"  wurden.  In 
Frankreich  besteht  keine  erbliche  Macht,  welche  auf  den  Gang 
der  Dinge  im  Parlament  einen  Einfluss  ausüben  kann;  die 
Regierung  fällt  ohne  weiteres  demjenigen  zu,  der  eine  Mehr- 
heit im  Parlamente  besitzt,  und  infolgedessen  standen  die 
Sozialisten  vor  der  Alternative,  entweder  sich  an  der  Regierung 
zu  beteiligen  oder  sich  von  den  Gegnern  regieren  zu  lassen.  Hier 
war  nur  ein  einziger  Entschluss  möglich,  und  der  ist  gefasst 
worden.  Das  Gegenteil  wäre  politischer  Selbstmord  der  Sozia- 
listen gewesen. 

Wir  stehen  also  wiederum  vor  einer  neuen  politischen 
Situation,  welche  für  die  ganze  Periode,  die  wir  in  diesem 
Abschnitt  betrachten,  charakteristisch  ist.  Die  Republik,  welche 
zur  Zeit  der  Präsidentschaft  Thiers  konservativ  war  und  welche 
nach    dessen  Ausspruch  entweder  konservativ   oder  überhaupt 
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nicht  sein  sollte,  hat  nach  langen  Kämpfen  einen  grossen  Ruck 
nach  links  getan.  Die  monarchistische  Gefahr,  wie  sie  noch 
Anfangs  der  Achtzigerjahre  bestand,  ist  völlig  verschwunden, 
und  der  winzige  Rest  dieser  Abgeordneten,  der  sich  noch  nicht 
ins  Lager  anderer  Parteien  geflüchtet  hat,  spielt  die  Rolle  der 
Statisten  im  grossen  Kampfe,  der  sich  zwischen  den  republi- 
kanischen Parteien  abspielte,  und  der  mit  dem  Kabinett  Waldeck- 
Rousseau  zu  Gunsten  der  Linken  beendigt  worden  ist.  Das 
heutige  Frankreich  ist  radikal. 

II.  Handelspolitische  Stimmung 

Wie  gestaltete  sich  die  ökonomische  Politik  in  diesem 
Zeitabschnitt?  Bevor  wir  darauf  eine  Antwort  geben,  soll 
eines  hervorgehoben  werden.  Was  ist  der  „Bloc  republicain", 
auf  den  sich  die  Regierung  stützt?  Nichts  anderes  als  eine  neue 
Art  Konzentration  aller  Parteien,  deren  Programme  in  Bezug 
auf  kirchenpolitische  Fragen  übereinstimmen.  Allein  die  Kon- 
zentration macht  notwendig,  dass  die  übrigen  Punkte  der  ein- 
zelnen Programme  in  den  Hintergrund  geschoben  werden.  Und 
das  Schicksal  der  Einkommensteuer,  welche  ausser  den  kirchen- 
politischen Fragen  der  noch  am  ehesten  gemeinsame  Punkt 
des  Blocks  ist,  beweist  es  am  deutlichsten:  Brisson  hat  die 
Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  nach  äusseren 
Merkmalen  versprochen.  Das  nächste  Kabinett  hielt  an  dieser 
so  primitiven  Form  weniger  fest,  und  das  letzte  Kabinett 
Combes  musste  diese  Frage  überhaupt  fallen  lassen,  da  in 
dieser  Richtung  nicht  alle  Mehrheitsparteien  übereinstimmten. 
Es  ist  also  für  die  Geltendmachung  des  nationalökonomischen 
Standpunktes  noch  nicht  die  Zeit  gekommen ;  dies  würde  auch 
den  Anschluss  der  Sozialisten  unmöglich  machen.  Was  aber 
die  Hauptpolitik  speziell  anbelangt,  so  ist  der  Standpunkt  der 
beiden  vorletzten  Regierungen  am  deutlichsten  in  der  Weiter- 
entwicklung der  Gesetzgebung  genügend  zum  Ausdruck  ge- 
bracht worden.  Im  übrigen  hat  das  Kabinett  Brisson  in  seinem 
Programm,  das  am  30.  Juni  1898  vor  der  Kammer  entwickelt 
wurde,  dies  im  folgenden  Satz  offen  erklärt:  „Das  von  der 
Kammer  festgesetzte  wirtschaftliche  System  wird  die  Regierung 
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im  Interesse  der  Landwirtschaft   und   der  Industrie    loyal   an- 
wenden^)." 

Die  Angriffe  auf  die  Börse,  welche  von  Meline  noch  warm 
verteidigt  worden  war,  wurden  immer  lauter.  Noch  während  der 
Präsidentschaft  Melines  ist  ein  Antrag,  der  die  Abschaffung  des 
Terminhandels  bezweckte,  eingebracht  worden.  Ihm  folgten 
mehrere  ähnliche,  und  die  Vorgänge  an  der  Börse  in  Roubaix 
wurden  als  neuer  Anstoss  benutzt.  Auch  die  Kommission, 
welcher  diese  Frage  überwiesen  wurde,  empfahl  diesen  Antrag. 
Dass  das  Gesetz  nicht  zu  stände  kam,  ist  zwei  Gründen  zu  ver- 
danken: a)  weil  die  übrigen,  insbesondere  zollpolitischen  Wünsche 
der  Agrarier  im  Laufe  der  Zeit  nicht  nur  weit  mehr,  als  es  in 
Deutschland  der  Fall  ist,  sondern  nahezu  vollständig  verwirk- 
licht waren.  Die  „grossen  Mittel"  der  deutschen  Agrarier 
wurden  nur  infolge  der  Dezemberverträge  (und  des  deutsch- 
russischen Handelsvertrags)  in  den  Vordergrund  geschoben ; 
b)  weil  die  Unterdrückung  des  Terminhandels  am  lebhaftesten 
von  den  Sozialisten  gefordert  wurde.  Die  „grossen  Mittel" 
der  deutschen  Agrarier  —  wenn  man  von  der  utopistischen 
Doppelwährungsforderung  absieht  —  sind  in  Frankreich  von 
den  Sozialisten  mit  vollem  Ernst  vertreten  worden,  und  da  in 
Frankreich  aus  taktischen  Gründen  kein  einziger  Wunsch  der 
Sozialisten,  wenigstens  bis  zu  ihrer  Bekehrung,  verwirklicht 
worden  ist,  so  sind  auch  die  „grossen  Mittel"  bisher  ohne  ge- 
nügende Gegenliebe  geblieben.  Es  ist  aber  nicht  sicher,  ob  es 
auch  auf  die  Dauer  so  bleiben  wird.  Die  grossen  Mittel  sind 
die  agrarischen  Forderungen  und  durch  die  Verwischung  der 
Grenze  zwischen  den  Sozialisten  und  den  anderen  Parteien  kann 
die  Kluft  überbrückt  werden.  Es  fehlt  auch  nicht  an  Ansätzen 
dazu.  Man  denke  nur  an  jene  Bestimmung  des  Finanzgesetzes 
vom  13.  April  1897  (Art.  14),  wodurch  das  Monopol  der  Börsen- 
makler statuiert  und  die  Vernichtung  der  Kulisse  herbeigeführt 
wurde.  Diese  Kulisse  ist  etwas  vorher  vom  kompetentesten 
Vertreter  des  Protektionismus,  J.  Doumergue,  in  seiner  „Reforme 
economique"  als  „danger  national"  bezeichnet  worden.  Man 
denke  weiter  an  den  Vorschlag  der  Regierung,  den  Ausfall  an 
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Getreidezolleinnahmen  (wegen  Suspendierung  derselben)  durch 
die  Erhöhung  der  Stempelsteuer  zu  decken. 

In  diesem  Abschnitte  werden  ebenso  wie  in  den  früheren  die 
wichtigsten  zollpolitischen  Massregeln  ausführlicher  besprochen. 
An  dieser  Stelle  soll  auf  zwei  Raritäten,  welche  mehr  sym- 
ptomatische als  tatsächliche  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft 
haben,  hingewiesen  werden.  Durch  das  Dekret  vom  12.  März 
1899  ist  auf  die  koloniale  Perlmutter,  welche  ins  Zoll- 
ausland ausgeführt  wird,  ein  Ausfuhrzoll  von  15  Fr.  ein- 
geführt worden.  Diese  Massregel  soll  der  Industrie  des  Mutter- 
landes Hilfe  bringen  und  der  Handel  mit  diesem  Artikel  von 
London  und  Hamburg  nach  den  französischen  Häfen  verlegt 
werden.  Weiter  wurde  ebenfalls  durch  ein  Dekret  die  Durch- 
fuhr der  lebendigen  Wachteln  auf  Verlangen  der  Landwirtschaft 
verboten. 

Am  12.  Juni  1899  ist  der  Zoll  auf  übermangansaures  Kali 
auf  55  bezw.  35  Fr,  erhöht  worden,  „weil  die  deutschen  Fabri- 
kanten dasselbe  in  Frankreich  zu  115  Fr.  absetzen,  während 
es  in  Deutschland  um  135  Fr.  verkauft  wird,  um  die  einzige 
französische  Fabrik  zu  ruinieren"  ^).  Gegen  diese  Massregel 
haben  die  Lyoner  und  die  Pariser  Handelskammern  im  Inter- 
esse der  Textilindustrie  vergeblich  protestiert. 

III.  Die  weitere  Regelung  der  Beziehungen  zum  Auslande 

Was  die  Regelung  der  Handelsbeziehungen  zum  Ausland  in 
diesem  Zeitabschnitte  anbelangt,  so  ist  zunächst  zu  erwähnen: 

§  1 
Die  Handelskonvention  mit  Italien 

Mit  einer  Handelskonvention,  unterzeichnet  am  21.  No- 
vember 1898,  ist  dem  Zollkrieg  zwischen  Frankreich  und  Italien, 
der  am  1.  März  1888  ausbrach,  ein  Ende  gemacht  worden. 
Laut  dieser  Vereinbarung  räumt  Italien  Frankreich  seinen  Kon- 
ventionaltarif und   eine    Anzahl   besonderer   Zollermässigungen 
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ein;  Frankreich  Italien  dagegen  seinen  Minimaltarif  mit  zwei 
Einschränkungen:  1.  Die  Zölle  auf  Seide  sollen  von  der  Ver- 
einbarung ausgeschlossen  bleiben,  2.  die  französische  Regierung 
hat  sich  vorbehalten,  den  Weinzoll  auf  12  Fr.  pro  Hektoliter 
mit  12  °  Alkoholgehalt  zu  erhöhen.  Die  in  der  Konvention 
gewährten  Konzessionen  können  jederzeit  aufgehoben  werden. 
Die  Zollkommission  beklagte  sich  in  ihrem  Bericht  über  die 
Geheimtuerei  der  Regierung  und  verlangte  eine  nachträgliche 
Befragung  der  Interessentenvertretungen  über  den  Vertrag. 
Dem  wurde  jedoch  nicht  Folge  geleistet.  Im  übrigen  wurde 
der  Vertrag  von  der  Zollkommission  mit  folgender  Begründung 
zur  Annahme  empfohlen:  „Von  der  Gesamteinfuhr  Italiens  nach 
Frankreich  im  Jahre  1897  fällt  58  "/o  auf  die  Ware,  die  in 
keinem  Tarif  vorgesehen  ist,  75 ''/o  auf  jene,  die  bloss  im  Ge- 
neraltarif vorgesehen  ist,  4,5 ''/o  fällt  auf  die  Seide  und  bloss 
für  30°/o,  d.  h.  für  38  Mill.  Fr.  wird  das  Regime  geändert. 
Die  Gesamteinfuhr  Frankreichs  in  diesem  Artikel  beträgt  eine 
Milliarde  Fr.,  auf  Italien  fällt  also  3,6  °/o.  Die  Konzessionen 
Italiens,  abgesehen  vom  Konventionaltarif,  beziehen  sich  auf 
18  Nummern  und  116  Artikel^)."  Die  Zollkommission  empfahl 
das  Projekt  zur  Annahme,  weil  die  Freiheit  in  der  Handhabung 
der  Zollsätze  eine  vollständige  geblieben  und  weil  der  fran- 
zösischen Industrie  der  Absatz  gesichert  sei.  Am  22.  Dezember 
kam  das  Projekt  im  Plenum  zur  Beratung  und  stiess  bei  einer 
kleinen  Anzahl  der  Abgeordneten  auf  grossen  Widerstand;  sie 
sprachen  hauptsächlich  vom  politischen  Standpunkt  gegen  die 
Konvention.  Als  Hauptredner  figurierte  der  nationalistische 
Abg.  Firmin  Faure,  der  in  einer  langen  Rede  die  Feindselig- 
keit Italiens  Frankreich  gegenüber  nachzuweisen  suchte  und 
auf  Grund  dessen  Ablehnung  der  Konvention  verlangte^).  Trotz- 
dem wurde  die  Konvention  mit  437  gegen  36  Stimmen  ange- 
nommen. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  diese  Konvention,  welche  einem 
zehnjährigen  schädlichen  Zollkriege  ein  Ende  macht,  auf  Oppo- 
sition überhaupt  stiess,    so  wird  man  wohl  von  dem  ununter- 

')  Debats  parlem.,  annexes  1898,  Bd.  III  p.  431—437. 
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brochenen  Wachsen  des  Protektionismus  im  französischen  Parla- 
mente tief  überzeugt  sein. 

Im  Jahre  1892  hätte  man  sich  unendlich  glücklich  ge- 
schätzt, wenn  Italien  sich  bereit  erklärt  hätte,  den  Minimal- 
tarif im  Tausch  gegen  seinen  Konventionaltarif  anzunehmen. 
Diese  Konvention  ist  für  Frankreich  noch  bedeutend  „günstiger" 
als  jene,  welche  der  Gesetzgeber  1891  als  annehmbar  bezeich- 
nete, weil  sie  gerade  für  die  wichtigsten  italienischen  Ausfuhr- 
artikel Einfuhrerschwerungen  enthält. 

§  2 
Die  Handelskonvention  mit  Uruguay 

Die  Handelskonvention  von  1892  hatte  die  Regierung  von 
Montevideo  gekündigt  und  dieselbe  lief  am  1.  August  1897  ab. 
Am  24.  Juni  1898  wurde  eine  neue  Konvention  vereinbart,  die 
mit  der  abgelaufenen  fast  gleichlautend  war.  Am  12.  Dezember 
1898  erstattete  der  Referent  der  Zollkommission  den  Bericht. 
Die  Ausfuhr  Uruguays  nach  Frankreich  betrage  26,8  Mill.  Fr. 
und  die  Frankreichs  nach  Uruguay  10,8  Mill.  Fr. ;  der  Handel 
mit  Uruguay  nehme  in  den  letzten  30  Jahren  stark  ab.  Die 
Ursache  dieses  Rückganges  finden  die  diplomatischen  Ver- 
treter Frankreichs  in  der  Routine  bezw.  Lethargie  der  fran- 
zösischen Industrie  und  des  Handels.  Gerade  in  jenen  Artikeln, 
die  die  Hauptrolle  spielten,  sei  der  Ausfuhrrückgang  am  be- 
trächtlichsten, nämlich  bei  Wein  und  Zucker.  Die  Weinausfuhr 
ging  von  4,7  Mill.  Fr.  1892  auf  1,9  Mill.  Fr.  1897  zurück. 
Die  Ursache  liege  in  der  Verdrängung  des  spanischen  Weines 
vom  französischen  Markt  und  weil  die  spanischen  Weine  alko- 
holisiert seien  und  sich  daher  zur  Fälschung  im  Detailverkauf 
sehr  eignen.  Die  Ausfuhr  von  Zucker  ging  von  1,3  Mill.  1892 
auf  0,2  Mill.  Fr.  1897  zurück,  es  sei  also  hier  ein  noch  stär- 
kerer Rückgang  zu  verzeichnen.  Die  Ursache  liege  in  sehr 
starker  Konkurrenz  Deutschlands  und  Argentiniens  und  in  der 
Tatsache,  dass  die  spanische  und  die  deutsche  Kolonie  bedeutend 
stärker  sind  als  die  französische  ^).  Das  Projekt  wurde  am 
20.  Dezember  1898  ohne  Diskussion  angenommen. 
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§  3 

Die  Einführung  der  Minimalzollsätze   für  einige 

Kolonialprodukte 

Im  Doppeltarif  von  1892  sind  Kaffee,  Kakao,  Schokolade, 
Pfeffer,  Vanille,  Tee  nur  in  den  Generaltarif  eingesetzt  worden. 
Gegen  Ende  der  Neunzigerjahre  benutzten  dies  die  Kolonial- 
produkte ausführenden  Staaten  als  Casus  belli  und  belegten  die 
französischen  Provenienzen  mit  Differentialzöllen.  Die  fran- 
zösische Regierung  verlangte  von  der  Kammer  die  Einführung 
der  Minimalzollsätze  auf  diese  Artikel,  um  mit  der  Differential- 
verzollung antworten  zu  können  ^).  Der  Gesetzentwurf,  in  dem 
die  Sätze  des  Generaltarifs  in  den  Minimaltarif  übertragen 
wurden,  ist  vom  Parlament  Anfangs  1900  angenommen  worden. 

Dadurch  gelang  es  der  Regierung,  mit  einigen  dieser 
Staaten  Vereinbarungen  zu  treffen,  und  zwar: 

Mit  Haiti  wurde  eine  Konvention  am  31.  Juli  1900  unter- 
zeichnet. Frankreich  räumte  seinen  „niedrigsten"  Tarif  für 
Kolonialprodukte  ein,  Haiti  dagegen  befreite  eine  Anzahl  fran- 
zösischer Artikel  von  Zuschlagzöllen.  Für  Wein  wurde  be- 
sondere Ermässigung  erlangt.  Die  Konvention  enthält  keine 
Meistbegünstigung. 

Weiter  kam  eine  Konvention  mit  Costarica  am  7.  Juni 
1901  zu  stände.  Sie  enthielt  auch  Meistbegünstigung.  Am 
9.  Januar  1901  wurde  eine  Konvention  mit  Salvator  und  am 
27.  Juni  eine  solche  mit  Sansibar  unterzeichnet.  Brasilien 
blieb  bei  seiner  Differentialverzollung. 


')  Debats  parlem.,  annexes  1900,  p.  630. 


Zweites  Kapitel 

Die  Weizenkultur  in  dieser  Periode  und  die 
diesbezüglichen  Massnahmen 

I.  Die  weitere  Entwicklung-  des  Weizenbaues  und  des 
Weizenmarktes 

Nach  der  Aufhebung  der  Zölle  erfolgte  eine  kolossale 
Einfuhr,  sie  betrug  während  dieser  zwei  Monate  (Mai  und  Juni) 
11  Mill.  Doli,  bei  einer  Gesamteinfuhr  des  Jahres  1898  von 
19,5  Mill.  Doli,  also  56  »/o. 

Der  Preis,  der  noch  am  1.  Mai  32,62  Fr.  betrug,  sank 
plötzlich  nach  der  Aufhebung  der  Zölle  auf  29,62  Fr.  (6.  Mai) 
und  bis  Ende  dieser  zollfreien  Periode  ging  er  auf  26,37  Fr. 
zurück.  In  dieser  zweiten  Hälfte  des  Monats  Juli,  wo  der 
normale  Zoll  von  7  Fr.  bereits  wieder  hergestellt  war,  sehen 
wir  ein  weiteres  Sinken  des  Preises  auf  23,37  Fr.;  da  zu  dieser 
Zeit  die  Höhe  der  Ernte  mit  Sicherheit  geschätzt  werden 
konnte,  und  da  es  sich  ergab,  dass  man  im  Jahre  1898  eine  der 
reichsten  Ernten  des  Jahrhunderts  haben  werde,  so  konnte 
selbstverständlich  der  Zoll  dem  Preisrückgang  keinen  Halt 
gebieten.  Ein  weiteres  Preissinken  oder  vielmehr  ein  Preis- 
sturz war  unvermeidlich  und  bereits  in  der  ersten  Woche  des 
Monats  August  erreichte  er  20,87  Fr.,  einen  Satz,  den  man 
zum  letzten  Male  vor  der  Ernte  1896  gehabt  hat.  Um  diese 
Ziffer  oszillierte  der  Preis  bis  zum  Juli  1899,  Die  Ernte  dieses 
Jahres  war  nicht  so  reich  wie  jene  vom  Vorjahr,  aber  immer- 
hin eine  reiche  (125  Mill.  hl).  Das  bewirkte  eine  weitere 
Preisreduzierung  auf  19,16  Fr.  im  August,  und  es  kam  im 
November  der  Tiefstand  von  17,74  Fr.,  den  man  seit  Anfang 
1894  nicht  erlebt  hat.     Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die  Ein- 
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fuhr  in  diesem  Jahre  eben  wegen  der  Sättigung  des  Marktes 
nur  noch  4,5  Mill.  hl  betrugt).  Am  Ende  des  Jahres  begann 
der  Preis  allmählich  sich  zu  heben,  und  Anfang  des  Jahres  1900 
erreichte  er  wiederum  die  für  diese  Zustände  normale  Höhe 
von  20  Fr.,  die  sich  lange  Zeit  hielt. 


IL   Der  Umschwung  in  der  Ansicht  der  Weizenagrarier 

über  die  Mittel  zur  Erleichterung  der  Landwirtschaftsnot. 

Die  erste  Reform  des  Yeredelungsrerkehrs  mit  Weizen 

Die  Zollkommission  von  1891  war  bekanntlich  keine  grosse 
Freundin  des  Veredelungsverkehrs  und  infolgedessen  beantragte 
sie  und  setzte  auch  durch,  dass  die  Entscheidung  über  dessen 
Gewährung  aus  der  Kompetenz  der  Exekutive  in  jene  der 
Legislative  übergeht.  Zu  den  wichtigsten  Artikeln  des  Ver- 
edlungsverkehrs Frankreichs  zählte  noch  vor  der  Zolltarifreform 
der  Weizen,  der  als  Mehl  ausgeführt  wurde.  Der  Weizen- 
importeur, hier  in  der  Regel  der  Müller  selbst,  kann  den 
Weizen  zollfrei  einführen,  wenn  er  sich  verpflichtet,  denselben 
in  Form  von  Mehl  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  wieder 
auszuführen.  Für  die  Zollschuld  muss  er  Sicherheit  geben,  auf 
welche  ihm  die  Zollbehörde  einen  Begleitschein  (acquit  k  caution) 
ausstellt.  Ein  Identitätsnachweis  ist  aber  weder  in  Bezug  auf 
die  Person  noch  auf  die  Ware  erforderlich.  Es  genügt,  dass 
irgend  eine  Person  die  entsprechende  Menge  Mehl  mit  dem 
Vorweis  dieses  Begleitscheines  ausführt,  damit  die  Schuld  des 
Importeurs  bereinigt  wird.  Der  Exporteur  muss  diesen  Begleit- 
schein dem  Importeur  abkaufen.  Der  Handel  mit  diesen  Scheinen 
ist  ziemlich  entwickelt  und  der  Preis  derselben  weist  grosse 
Schwankungen  auf,  befindet  sich  aber  immer  unter  dem  Nomi- 
nalpreis von  7  Fr.  Da  der  Wert  des  Veredlungsverkehrs  über 
40  Mill.  Fr.  beträgt,  so  hat  man  ihn  bei  der  Zolltarifreform 
aufrecht  erhalten  müssen.  Durch  die  Dekrete  vom  2.  Mai  1892 
und  9.  Februar  1894  ist  der  Weizenveredlungsverkehr  genauer 
geregelt.  In  denselben  ist  genau  die  Menge  des  auszuführen- 
den Mehls  je  nach  dem  Ausbeute  Verhältnis  festgesetzt.  Man 
bemühte  sich  sehr,  das  Quantum  genau  zu  ermitteln. 

Bajkic,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  20 
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Gegen  diese  Einrichtung  wurden  bereits  1893  Klagen  laut. 
Man  sagte  ihr  eine  ungünstige  Wirkung  auf  die  Preise  nach. 
Dies  begründete  man  folgendermassen  :  es  wird  von  den  Müllern 
im  Veredlungsverkehr  recht  viel  Weizen  eingeführt,  und  da  sie 
für  die  Zollschuld  sechs  Monate  lang  keine  Zinsen  zu  zahlen 
haben,  so  ist  es  ihnen  so  lange  möglich,  den  eingeführten  Weizen 
dem  Konsum  zu  übergeben  und  somit  den  Preis  herabzudrücken. 
Wenn  der  Inlandspreis  recht  niedrig  wird,  dann  kaufen  die 
Müller  ein,  um  vor  Ablauf  der  sechs  Monate  den  Weizen  als 
Mehl  ausführen  zu  können.  Infolgedessen  beginnt  der  Mehl- 
und  dann  auch  der  Getreidepreis  zu  steigen,  allein  der  Bauer 
hat  dann  nichts  mehr  zum  Verkaufen.  Um  diesen  Missstand 
halbwegs  zu  beseitigen,  hat  der  Bund  der  Landwirte  verlangt, 
dass  die  Frist,  innerhalb  welcher  der  eingeführte  W^eizen  wieder 
ausgeführt  sein  muss ,  verkürzt  wird,  und  dass  die  Zollschuld 
verzinst  wird.  Diesem  Wunsch  kam  der  Vertrauensmann  dieses 
Bundes,  der  Landwirtschaftsminister  Viger,  nach,  indem  er 
durch  ein  Dekret  die  Frist  auf  drei  Monate  beschränkte  und 
die  Verzinsung  der  Zollschuld  anordnete. 

Auch  Meline  hat  als  Ministerpräsident  durch  das  Dekret 
vom  29.  Juli  1896  den  Weizenveredlungsverkehr  reformiert. 
In  demselben  ist  das  gesamte  französische  Zollgebiet  in  fünf 
Zonen  geteilt  und  die  Wiederausfuhr  von  Mehl  kann  bloss 
innerhalb  derjenigen  Zone  erfolgen,  in  welcher  der  Weizen 
eingeführt  wurde.  Die  Unzufriedenheit  der  landwirtschaftlichen 
Interessenten  gegenüber  dem  Veredlungsverkehr  wuchs  ununter- 
brochen. 

Diese  Reform  hat  die  Agrarier  nicht  befriedigt,  im  Gegen- 
teil, etwas  später  begegnen  wir  neuen  Klagen,  von  denen  fol- 
gende zwei  die  wichtigsten  sind:  a)  es  werde  sehr  oft  das  aus- 
zuführende Mehl  als  feiner  deklariert,  als  es  tatsächlich  ist; 
somit  werde  weniger  aus-  als  eingeführt;  b)  der  Handel  mit 
Begleitscheinen  oder  vielmehr  die  Spekulation  verderbe  die 
Wirkung  der  Zölle;  es  beständen  eine  Menge  Zwischenhändler, 
die  diesen  Handel  betreiben  und  den  Preis  eines  Begleitscheines 
mindestens  1,50 — 2  Fr.  niedriger  halten.  Um  so  viel  werde  auch 
der  Zollschutz  geringer.  Um  der  Spekulation  entgegenzuwirken, 
wäre  es  zweckmässig,  zu  bestimmen,    dass  die  Wiederausfuhr 
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nur  an  demselben  Zollamt  erfolgen  kann ,  an  dem  eingeführt 
wurde,  und  dass  der  Handel  mit  Begleitscheinen  nur  auf  eine 
kleine  Zahl  Müller  beschränkt  wird.  Das  Bestehen  des  Ver- 
edlungsverkehrs ermögliche  eine  starke  Einfuhr  auch  zur  Zeit, 
wenn  das  Exportbedürfnis  minimal  sei :  infolgedessen  vermehre 
sich  das  Angebot  von  Begleitscheinen,  was  zum  Preissinken 
derselben  führen  müsse. 

Diese  Klagen  wurden  ausführlich,  hervorgebracht  vom 
Abg.  Viger  in  der  Kammer  vom  25.  Juni  1897^).  Ihm  traten 
aber  drei  Redner  entgegen :  der  Sozialist  Carnaud  ^) ,  Charles- 
Roux  ^)  und  der  Schutzzöllner  Graux^).  Der  letztere  verlangte 
die  Abschaffung  der  Zonen  und  lobte  die  ganze  Einrichtung 
als  Ursache  der  steigenden  Ausfuhr,  der  Weizenpreissteigerung 
und  der  Befestigung  der  Kurse  der  Begleitscheine. 

III.  Der  Versuch,  die  Einfuhrscheine  für  Weizen  und 
Mehl  zu  schaffen 

Als  der  Weizenpreis,  der  die  erste  Hälfte  des  Jahres  1899 
gar  keine  Neigung  zu  einer  Steigerung  über  20  Fr.  zeigte,  in 
der  zweiten  Hälfte  desselben  Jahres  infolge  der  reichen  Ernte 
zurückzugehen  begann ,  sahen  sich  die  Weizenagrarier ,  die 
einflussreichsten  der  französischen  Schutzzöllner,  nach  den 
Mitteln  um,  die  das  üebel  zu  beseitigen  geeignet  schienen. 
Der  erste  Schritt  war,  die  Regierung  zu  drängen.  Die  letz- 
tere konnte  sich  dem  mächtigen  Treiben  nicht  entziehen  und 
in  einem  Gesetzentwurf,  der  einige  „Verbesserungen"  des 
Veredlungsverkehrs  enthielt,  suchte  sie  ihrerseits  zur  Lösung 
des  Problems  beizutragen.  Die  Schutzzöllner  konnten  in  diesem 
Palliativmittel  keinen  ernsten  Versuch  erblicken  und  wendeten 
sich  selbst  der  Ausarbeitung  von  Vorschlägen  zu.  Die  nach 
dem  Zusammentreten  der  neuen  Kammer  (Juni  1898)  neu- 
gebildete Zollkommission  unter  dem  Vorsitz  Graux'  hatte  so 
die  Hände  voll  Arbeit.     Am  6.  April  1900   richtete  der  Abg. 


1)  Debats  parlem.  1897,  p.  1678—1681. 

2)  Ib.  p.  1778. 

3)  Ib.  p.  1786. 

*)  Ib.  p.  1787/88. 
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Rose  eine  Interpellation  an  die  Regierung  über  Wirkungen 
des  Veredlungsverkehrs  ^).  Die  Beratung  derselben  wurde 
bis  zur  Beratung  aller  vor  der  Zollkommission  schwebenden 
Vorschläge  verschoben.  Bald  danach  erstattete  der  Bericht- 
erstatter derselben  den  Bericht  über  alle  diese  Massregeln, 
unter  welchen  nebst  der  schon  erwähnten  ersten  noch  folgende 
drei  als  ernst  betrachtet  wurden :  die  Abschaffung  des  Ver- 
edlungsverkehrs, die  Schaffung  von  Ausfuhrscheinen  für  Ge- 
treide und  seine  Derivate ,  und  die  Schaffung  von  Einfuhr- 
scheinen für  ausgeführte  Getreide,  die  dann  für  die  Zölle  auf 
Getreide,  Kakao,  Tee  in  Zahlung  genommen  werden  können. 
Am  9.  Juni  ging  die  Beratung  an  und  wurde  nach  einer  Pause 
von  nahezu  einem  Monat  am  6.  Juli  beendigt. 

Wenn  wir  in  dieser  weitschweifigen,  nichts  weniger  wie 
einheitlichen  Diskussion  die  wichtigsten  Momente  hervorzuheben 
suchen,  sind  es  entschieden  folgende,  die  den  Mittelpunkt  des- 
selben bildeten:  Zunächst  ging  man  auf  die  Frage,  was  ist 
die  Ursache  des  niedrigen  Weizenpreises,  ein.  Der 
Abg.  Viger  suchte  die  Behauptung,  es  sei  die  Ueberproduktion 
einzig  und  allein  schuld  daran,  zu  widerlegen,  indem  er  geltend 
machte,  dass  Frankreich  mindestens  5,2  Mill.  Dz.  Weizen 
jährlich  einführen  müsse ").  Der  Abg.  Plichon  machte  die 
Sonne  verantwortlich.  In  Frankreich  folgten,  führte  er  aus, 
der  schlechten  mehrere  reiche  Ernten,  welche  einen  Ueber- 
schuss  über  den  Bedarf  lieferten.  Da  derselbe  nicht  nach  dem 
Ausland  ausgestossen  werden  könne,  so  bleibe  er  im  Lande 
und  verderbe  die  Preise  auch  im  folgenden  Jahr  ^).  Weiter 
wurde  die  Ermässigung  der  Zölle  von  1891  und  die  Auf- 
hebung derselben  1898,  was  eine  Bildung  von  Vorräten  er- 
möglicht habe,  als  Ursache  mitangesehen  (Plichon^),  A.  Porten*). 
Die  meisten  stimmten  aber  darin  überein,  dass  der  Veredlungs- 
verkehr zum  grossen  Teil  an  der  misslichen  Lage  schuld  sei. 
Die  Antischutzzöllner  waren  der  Meinung,  dass  der  niedrige 
Preis  eine  natürliche  Folge  der  reichen  Ernten  sei.  Der  Zoll 
habe  diese  schon  1892  versprochene  Wirkung  gehabt. 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1900,  p.  1127. 

2)  Ib.  p.  1852.  ^)  Ib.  p.  1433.  ")  Ib.  p.  1407/08. 
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Und  die  Auseinandersetzung  darüber,  ob  und  inwiefern 
der  Veredlungsverkehr  eine  Preisverschlechterung  bewirkt  habe 
und  ob  und  inwiefern  die  Schaffung  der  Einfuhrscheine  eine 
Besserung  herbeizuführen  im  stände  sei,  füllte  zum  grössten 
Teil  die  übrige  Beratung  aus. 

§  1 
Die  Wirkung  des  Veredlungsverkehrs 

Die  Schutzzöllner  setzten  alle  ihre  Kraft  darein,  den  Ver- 
edlungsverkehr vollständig  zu  diskreditieren.  Unter  den  Ein- 
wendungen, die  sie  geltend  machten,  finden  wir  auch  die  uns 
bereits  bekannten: 

A)  1.  Dass  der  eingeführte  Weizen  den  inländischen  Vor- 
rat vergrössere,  nach  Berechnung  Vigers  gegen  Ende  1896  um 
2  Hill. 

2.  Dass  durch  falsche  Deklarierung,  aber  auch  durch  Sieben 
(6"/o)  und  durch  Vermischung  des  Mehls  mit  Mais  und  Reis 
weniger  ausgeführt  werde  (Berichterstatter  Debussy). 

3.  Das  eine  masslose  Spekulation  mit  Begleitscheinen 
stattfindet  (Viger). 

Weiter  wurde  noch  folgendes  angeführt: 

4.  Die  Einrichtung  kommt  bloss  den  Müllern  zu  gute,  die 
Landwirte  können  von  derselben  keinen  Gebrauch  machen,  da 
sie  nur  für  Mehl,  nicht  auch  für  Getreide  gilt.  Die  Landwirte 
werden  sogar  benachteiligt,  weil  der  Müller,  der  das  Mehl 
ausführt,  nach  allen  Ländern  (ausser  England)  einen  höheren 
Zoll  als  auf  Getreide  zu  entrichten  habe.  Diese  Differenz 
zwischen  dem  ausländischen  Weizen-  und  Mehlzoll  trägt  nicht 
der  Müller,   sondern  er  überwälzt   sie    auf  den  Bauer  (Viger). 

5.  Aus  Tunis  wird  das  Getreide  zollfrei  eingeführt,  das 
Mehl  dagegen  im  Veredlungsverkehr  nach  Tunis  ausgeführt. 
Dies  bedeutet  so  viel,  als  ob  A  dem  B  die  Ware  um  20  Fr. 
abkauft  und  ihm  um  13  Fr.  wiederverkauft.  Der  Verkehr  be- 
trägt: 300000  Dz.  Weizeneinfuhr  und  800000  Dz.  Mehlaus- 
fuhr (Debussy). 

6.  Dasselbe  gilt  für  Savoyen  und  Gex  (Verkehr:  210 000 Dz. 
Mehlausfuhr),  auch  für  Martinique,    Guadeloupe   und  Reunion. 
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7.  In  Madagaskar  und  Senegal  bestehen  zweierlei  Zoll- 
sätze, die  einen  gelten  für  die  Provenienzen  des  Mutterlandes, 
die  anderen  für  jene  des  Auslandes.  Wenn  der  Kurs  der 
Begleitscheine  zu  hoch  steht,  dann  schickt  der  französische 
Müller  das  Mehl  nach  diesen  Kolonien  als  französische  Ware; 
ist  aber  der  Kurs  zu  niedrig,  so  führt  er  die  Ware  im  Ver- 
edlungsverkehr aus  und  lässt  diese  als  ausländische  verzollen. 
Auf  diese  Weise  wird  ihm  eine  Prämie  gewährt,  die  sowohl 
den  Fiskus  wie  auch  die  Landwirtsdiiaft  benachteiligt  (De- 
bussy). 

8.  Sehr  oft  kann  der  Müller  aus  Marseille  billigeres  Ge- 
treide vom  Norden  beziehen  als  vom  Auslande  selbst,  das  tut 
er  aber  nicht,  weil  ihm  der  Handel  mit  Begleitscheinen  er- 
möglicht, nur  einen  Teil  des  Zolles  zu  entrichten.  Es  wird 
sehr  wenig  Getreide  zum  Zweck  der  Vermischung  eingeführt 
(Viger). 

B)  Alle  diese  Behauptungen  der  Agrarier  werden  von 
ihren  Gegnern  entschieden  in  Abrede  gestellt.  Der  Veredlungs- 
verkehr habe  mit  der  Landwirtschaftsnot  nichts  zu  schaffen, 
ja  er  übe  einen  günstigen  Einfluss  auf  dieselbe  aus,  indem 
er  die  Ausfuhr  aus  Gegenden,  wo  Ueberproduktion  herrscht, 
ermögliche. 

1.  Wenn  der  Importeur  das  eingeführte  Getreide  im 
Lande  verkauft,  so  muss  er  den  Zoll  entrichten.  Hat  er  seinen 
Begleitschein  an  einen  Müller  vom  Norden  verkauft ,  so  muss 
der  letztere  die  entsprechende  Menge,  das  Aequivalent,  aus- 
führen. Dadurch  werde  weder  der  Fiskus  noch  die  Landwirt- 
schaft geschädigt. 

2.  Eine  Spekulation  mit  den  Begleitscheinen  besteht  nicht, 
sondern  ein  Handel,  der  in  der  Natur  der  Dinge  liegt.  Der 
Kurs  derselben  hängt  von  dem  Abstand, zwischen  dem  in-  und 
ausländischen  Preise  ab;  beträgt  derselbe  2  Fr.,  so  ist  auch 
der  Kurs  nur  2  Fr.  niedriger.  Dadurch  hat  der  Exporteur  die 
Möglichkeit  der  Ausfuhr  gewonnen;  der  Importeur  ist  aber 
auch  zufrieden,  weil  dadurch  die  Preise  ausgeglichen  sind. 
Dieses  vollzieht  sich  zwischen  dem  Importeur  und  Exporteur 
ohne  irgend  eine  weitere  Folge. 
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3.  Falsche  Deklarierung  ist  wegen  der  hoben  Strafen  aus- 
geschlossen, 

4.  Was  den  Einwand  bezüglich  Savoyen,  Gex  und  Tunis 
anbelangt,  so  ist  der  Veredlungs verkehr  nicht  schuld  daran. 
Diese  Erscheinung  ist  die  notwendige  Folge  des  französischen 
zollpolitischen  Systems.  Auch  jene  Erscheinung,  die  bei  der 
Mehrausfuhr  nach  Senegal  beobachtet  wurde,  ist  nichts  anderes 
als  die  Folge  des  zollpolitischen  Systems,  wonach  die  franzö- 
sischen Provenienzen  besonders  begünstigt  sein  sollen, 

5.  Was  den  Handel  mit  Begleitscheinen  anbelangt,  so 
kann  man  sagen,  dass  ein  solcher  überhaupt  nicht  besteht, 
denn  der  Preis  derselben  hängt  von  jenem  des  Auslandes  für 
Getreide  ab.  Der  Importeur  verdiene  dabei  nichts,  denn  er 
habe  vorher  gar  nichts  bekommen,  ausser  ein  Papier.  Eine 
Art  Handel  mit  Begleitscheinen  besteht  in  folgenden  Fällen: 
Wenn  ein  Exporteur  für  sein  Mehl,  das  er  erst  später  aus- 
zuführen heabsichtigt ,  von  einem  Importeur,  der  noch  nicht 
eingeführt  hat,  acquits  gekauft  hat. 

Das  zeigt  aber  nur  den  klugen  Geschäftsmann  und  ist 
vollständig  legitim.  Man  beklagt  sich  auch  über  die  Zwischen- 
händler mit  acquits.  Diese  Personen  betreiben  das  Geschäft 
eines  Maklers,  sie  suchen  billig  zu  kaufen  und  teuer  zu  ver- 
kaufen und  das  ist  keine  Spekulation,  Allein  diese  Personen 
sind  nicht  im  stände,  die  Getreidepreise  zu  beeinflussen.  Von 
den  drei  Werten,  Getreidepreis  im  Auslande,  Preis  im  In- 
lande  und  Preis  der  acquits  (der  natürlich  schwankt  und  der 
nichts  anderes  ist  als  ein  Teil  des  Wertes  der  eingeführten 
Ware)  könnten  die  Schwankungen  des  letzteren  auf  die  beiden 
ersten  gar  keinen  Einfluss  ausüben.  Im  Gegenteil,  die  Höhe 
der  Einfuhr  und  damit  der  Preis  der  acquits  hängt  sogar  von 
den  beiden  ersten  ab ;  die  Schwankungen ,  die  dadurch  ent- 
stehen, nützen  die  Zwischenhändler  aus,  wobei  sie  sich  mit 
minimalem  Verdienst  zufrieden  geben  müssen. 

6.  Auch  eine  grosse  Bereicherung  durch  grösseren  Ankauf 
von  acquits,  wie  sie  sich  der  Berichterstatter  vorgestellt  hat, 
ist  ausgeschlossen,  denn  wenn  man  einmal  einen  grösseren 
Posten  acquits  eingekauft  hat,  so  muss  man  in  entsprechender 
Menge  ausführen.   Um  diese  Operation  des  öfteren  vornehmen 
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zu  können,  bedarf  es  eines  gewaltigen  Kapitals  und  beträcht- 
lichen Kredits. 

7.  Das  im  Veredlungs verkehr  eingeführte  Getreide  kann 
absolut  nicht  den  Preis  im  Inlande  verderben,  weil  die  Einfuhr 
dieses  Getreides  nicht  auf  einmal,  sondern  das  ganze  Jahr 
hindurch  sich  vollzieht  und  durch  ebenfalls  sich  allmählich 
vollziehende  Ausfuhr  ausgeglichen  wird.  Auch  die  Menge 
des  eingeführten  Getreides  ist  der  Gesamtproduktion  im  In- 
lande gegenüber  so  gering,  dass  es  auf  den  Preis  keinen  Ein- 
fluss  ausüben  kann.  Es  ist  auch  festgestellt  worden,  dass 
gerade  zur  Zeit  der  höchsten  Preise  diese  Einfuhr  am  grössten 
ist  und  umgekehrt  (Thierry^). 

§  2 
Die  Einfuhr  scheine 

Nachdem  die  Bedeutung  des  Veredlungsverkehrs  besprochen 
war,  ging  man  zur  Erörterung  der  Frage  über:  auf  welche 
Weise  lässt  sich  die  Not  der  Landwirtschaft  lindern?  Eine 
Mehrzahl  der  Abgeordneten  verlangte  die  Nachahmung  der  in 
Deutschland  seit  1894  geschaffenen  Einfuhrscheine  mit  der 
Bestimmung,  dass  sie  für  Zahlung  der  Zölle  für  Getreide, 
Kaffee,  Tee  und  Kakao  verwendet  werden  können.  Gegen 
diese  Einfuhrscheine  wurde  folgendes  ins  Feld  geführt: 

A)  1.  Dies  würde  eine  grosse  Störung  und  besondere 
Last  für  das  Budget  herbeiführen.  Störung  insofern,  als  die 
Schwankung  der  Ernte  in  Frankreich  auch  eine  Schwankung 
im  Budget  hervorrufen  muss.  Eine  Last,  weil  die  Menge  des 
auszuführenden  Getreides  sehr  oft  eine  sehr  bedeutende  sein 
werde.  Im  Jahre  1899  hätte  der  Produktionsüberschuss 
10  Mill.  Dz.  betragen. 

Dieser  üeberschuss  würde  sich  in  der  Zukunft  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  noch  mehr  steigern,  da  das  Getreide 
wirksam  geschützt  ist  und  die  Einfuhrscheine  als  Ausfuhr- 
prämie   fördernd    wirken    würde.      Die    Last    für   das   Budget 


1)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1831—1834  und  1846—1849. 
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wird   also  100  Mill.  Fr.   jährlich  betragen  (Ricard  ^),   Minister 
Dupuy  2). 

2.  Diese  Einfuhrscheine  seien  nichts  anderes  als  Ausfuhr- 
prämien und  als  solche  ein  gefährlicher  Präzedenzfall  in  der 
französischen  Gesetzgebung.  Man  würde  sie  anderen  Erwerbs- 
zweigen, z.  B.  der  Weinproduktion,  nicht  verweigern  können, 
und  es  leuchtet  ein,  wie  weit  das  führen  würde  (Ricard^), 
Minister  Dupuy '*^). 

3.  Die  Schaffung  dieser  Scheine  könne  die  Grefahr  der 
Repressalien  seitens  des  Auslandes  hervorrufen.  In  der  „Ding- 
ley  bill"  sei  im  Art.  5  vorgesehen  worden,  dass  jede  Ausfuhr- 
prämie mit  einer  entsprechenden  Zollerhöhung  beantwortet 
werden  solle.  Das  werde  auch  bei  anderen  Staaten  allmählich 
üblich,  und  Frankreich  selbst  habe  den  Branntweinzoll  im 
Jahre  1888  auf  40  Fr.  erhöht,  weil  Deutschland  Ausfuhr- 
prämien in  demselben  Betrage  eingeführt  hat.  Ebenso  habe 
man  im  Jahre  1898  den  Zoll  auf  nicht  silberhaltige  Bleierze 
erhöht,  weil  Spanien  seine  Gesetzgebung  geändert  habe  (Minister 
Dupuy). 

4.  Dieses  Gesetz  sei  ein  Gelegenheitsgesetz,  weil  es  dahin 
gehe,  den  Vorrat,  der  durch  die  letzten  drei  Ernten  angehäuft 
ist,  zu  beseitigen  (Dupuy). 

5.  Diese  70 — 100  Mill.  Fr.,  die  der  Fiskus  jährlich  aus- 
geben müsste,  würde  nicht  den  Landwirten,  sondern  den  Gross- 
händlern, welche  ein-  und  ausführen,  zu  gute  kommen  (Dupuy, 
Pain^),  M^line*^).  Wenn  die  Ausfuhr  in  Form  von  Mehl  er- 
folge, dann  würde  diese  Einrichtung  die  Konzentration  in  der 
Müllereiindustrie  und  daher  das  Verschwinden  kleiner  Müller 
beschleunigen  (P.  Beauregard  ''). 

6.  Die  Spekulation  würde  dadurch  nicht  eingedämmt,  im 
Gegenteil,  eine  derartige  Massregel  würde  eine  feste  Organi- 
sation    derselben    sehr    fördern.      Dieser    Geldwert,     den    der 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  1408. 
')  Ib.  p.  1419.  «)  Ib.  p.  1404. 

^)  Ib.  p.  1408/09. 

^)  Ib.  p.  1407.  «)  Ib.  p.  1462/63. 

')  Ib.  p.  1424. 
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Schein  enthält  und  der  übertragbar  sein  muss,  ist  ein  Objekt 
der  Spekulation  par  excellence.  Kommt  dieses  Gesetz  zu  stände, 
so  wird  es  eine  Periode  der  alternierenden  extremen  Hausse 
und  Baisse  eröffnen.  Der  Einfuhrschein  ist  ein  Wertpapier, 
ein  Effekt,  und  wie  kann  man  behaupten,  dass  sein  Preis 
nicht  schwanken  werde?  Dieselbe  Erscheinung,  über  die  man 
sich  bei  Begleitscheinen  beklagt,  wird  hier  auch  eintreten,  mit 
dem  Unterschied,  dass  bei  letzteren  die  Ein-  der  Ausfuhr  und 
bei  ersteren  die  Aus-  der  Einfuhr  vorangeht ;  allein  nach  sechs 
Monaten  ist  dieser  Unterschied  nicht  mehr  erkennbar  (Prof. 
Beauregard).  Eine  andere  Spekulation  wird  ebenfalls  einsetzen, 
nämlich:  Der  Spekulant  wird  2 — 3  Mill.  Dz.  Getreide  aus- 
führen, die  Einfuhrscheine  in  den  Geldschrank  sperren  und 
somit  eine  Hausse  auf  dem  inländischen  Markte  herbeiführen; 
dann  aber  selbst  wieder  die  Spekulation  ä  la  baisse  treiben. 
Auch  dabei  muss  er  gewinnen,  da  er  jeden  Augenblick  2  bis 
3  Mill.  Dz.  einführen  kann.  Also  er  kann  dadurch  nach  Be- 
lieben den  Preis  hinaufschrauben  und  niederdrücken,  je  nach- 
dem seine  Spekulation  es  erheischt. 

7.  Es  wird  nicht  nur  der  Landwirt  keinen  Nutzen  von  der 
ganzen  Einrichtung  haben,  sondern  es  wird  sogar  die  erwartete 
Erleichterung  des  inländischen  Marktes  ausbleiben  (Meline). 
So  würde  der  Einfuhrschein  die  durch  den  Veredlungsverkehr 
geschaffene  Lage  verschlechtern. 

8.  Dieses  Gesetz  würde  die  ganze  Zollpolitik  den  Zwischen- 
händlern und  den  Spekulanten  in  die  Hände  liefern;  zur  Zeit 
der  Missernte  werden  sie  recht  viel  ausführen,  um  eine  Panik 
auf  dem  inländischen  Markte  hervorzurufen  und  dadurch  die 
Regierung  zur  Aufhebung  der  Zölle  zu  zwingen.  In  der  zoll- 
freien Periode  werden  sie  genügende  Mengen  einführen,  um 
den  Preis  für  einige  Jahre  zu  verschlechtern  (Meline). 

9.  Der  Hinweis  darauf,  dass  sich  diese  Einrichtung  in 
Deutschland  sehr  bewährt,  kann  hier  nicht  entscheidend  sein, 
da  dort  das  Erntedefizit  bedeutend  grösser  ist  als  das  von 
Frankreich.  Trotzdem  enthalte  dieses  Gesetz  eine  Klausel, 
wonach  der  Bundesrat  ermächtigt  ist,  dasselbe  zur  Zeit  der 
überaus  reichen  Ernten  ausser  Kraft  zu  setzen.  Dass  der  Zoll 
dort  vollverteuernd  gewirkt  hat,  ist  nicht  den  Einfuhrscheinen 
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zu   verdanken,    sondern   den   grossen  Erntedefiziten   und    dem 
Zoll,  der  niedriger  ist  als   der  französische^). 

10.  Das  Gesetz  würde  den  Landwirten  neue  Enttäuschun- 
gen bringen. 

11.  Auch  eine  grosse  Anzahl  landwirtschaftlicher  Organi- 
sationen ist  gegen  dasselbe,  worunter  sich  auch  die  unter  der 
Führung  Melines  stehende  Sociäte  nationale  d'agriculture  be- 
findet (Dupuy). 

12.  Die  Bestimmung,  dass  die  Scheine  in  Zahlung  für 
Zölle  auf  Tee,  Kaffee  etc.  genommen  werden  müssen,  würde 
billigen  Kaffee  und  teures  Getreide  zur  Folge  haben  (Beau- 
regard). 

B)  Die  Anhänger  der  Einfuhrscheine  machten  in  erster 
Linie  geltend,  dass  diese  in  Deutschland  die  Verteuerung  um 
den  vollen  Zollbetrag  herbeigeführt  haben.  Das  sei  das 
einzige,  was  sie  auch  für  Frankreich  erstreben.  Auf  die  oben 
erwähnten  Einwände  seitens  ihrer  Gegner  machten  sie  folgendes 
geltend : 

1.  Da  Frankreich  ein  Weizeneinfuhrland  ist,  so  ist  somit 
ein  Opfer  des  Fiskus  ausgeschlossen.  In  den  letzten  30  Jahren 
hat  beispielsweise  die  Ernte  den  Bedarf  nur  sechsmal  decken 
können,  oder  etwas  überstiegen  (Plichon). 

Das  jährliche  Defizit  betrug  in  den  letzten  zehn  Jahren 
5,2  Mill.  Dz.  (Debussy). 

Da  die  Ernte  sehr  schwankend  ist,  so  ist  es  gar  nicht 
ausgeschlossen,  dass  der  Fiskus  in  dem  Jahre  der  reichen 
Ernte  mehr  Ausgaben  hat,  das  wird  aber  durch  die  notwendige 
Steigerung  der  Einfuhr  in  den  Jahren  der  geringeren  Ernte 
ausgeglichen.  Wenn  der  Weizenbau  in  demselben  Tempo 
Fortschritte  macht,  so  wird  Frankreich  erst  in  39  Jahren 
über  den  Bedarf  produzieren.  Man  soll  nicht  vergessen,  dass 
die  Sonne  und  die  Temperatur  der  wichtigste  Faktor  in  der 
Landwirtschaft   ist   (Graf   du  Breil,  Rose).     Eine    sehr   grosse 

^)  Weiter  stellte  Dupuy  folgende  —  wie  bekannt  unzutreffende  — 
Behauptung  auf:  Im  übrigen  haben  die  Einfuhrscheine  eine  ununter- 
brochene Einfuhrzunahme  zur  Folge  gehabt.  Nach  der  Einführung  der- 
selben sei  der  Unterschied  der  Preise  in  Paris  und  Berlin  derselbe  ge- 
blieben. 
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Steigerung  der  Mehlausfuhr  ist  ebenfalls  ausgeschlossen.  Als 
Beweis  dafür  dient  folgende  Erscheinung:  In  den  letzten 
zwei  Jahren  betrug  der  Preis  eines  Begleitscheines  nur  80  Cts. ; 
der  Müller  vom  Norden  hat  also  eine  Prämie  von  6  Fr.  bei 
der  Mehlausfuhr  gehabt.  Trotzdem  betrug  diese  nur  100  000  Dz. 
(Viger). 

2.  Und  wenn  schliesslich  die  Einfuhrscheine  in  ihrer 
Wirkung  gleichbedeutend  mit  der  Ausfuhrprämie  wären,  so 
wäre  das  nichts  Neues  in  der  französischen  Gesetzgebung; 
warum  soll  man  dem  Weizenbau  verweigern,  was  man  der 
Zuckerproduktion,  dem  Seidenbau,  der  Handelsmarine  so  reich- 
lich gewährt  hat  (Rose). 

3.  Die  unerhebliche  Weizen  Preiserhöhung,  welche  die  Ein- 
fuhrscheine mit  sich  bringen  würden,  kann  auf  die  Brotpreise 
keinen  Einfluss  ausüben,  da  zwischen  beiden  Grössen  gar  kein 
Zusammenhang  besteht  (Rose).  Müller,  Spekulant  und  Bäcker 
machen  eine  solche  Rückwirkung  unmöglich  (Plichon). 

4.  Repressalien  sind  absolut  nicht  zu  befürchten,  da  auch 
Deutschland  gegenüber  solche  nicht  ergriffen  worden  sind  (Rose, 
Plichon). 

5.  Was  den  Einwand  anbelangt,  es  werde  die  Spekulation 
durch  die  Einfuhrscheine  nur  begünstigt,  so  hat  man  folgendes 
erwidert: 

Der  Weizenpreis  in  Frankreich  ist  das  Ergebnis  des  Welt- 
marktpreises plus  Zoll,  minus  Kurs  der  Begleitscheine.  Da 
kein  französischer  Spekulant  den  Weltmarktpreis  ändern  kann, 
da  der  Zoll  ebenfalls  eine  unveränderliche  Grösse  darstellt,  so 
setzt  die  Spekulation  nur  an  den  Begleitscheinen  an ;  aber  ein 
Schwanken  des  Preises  der  Einfuhrscheine  ist  ausgeschlossen, 
weil  durch  die  Bestimmung,  dass  sie  für  Getreide,  Kaffee,  Tee 
und  Kakaozölle  in  Zahlung  genommen  werden  sollen,  eine 
sehr  grosse  Nachfrage  nach  denselben  geschaffen  wir.d.  In 
Deutschland  schwankt  der  Preis  um  2°/o   (Debussy). 

6.  Diese  Massregel  ist  unvermeidlich,  da  der  französische 
Getreidemarkt  die  Elastizität  vollständig  verloren  hat;  man 
kann  die  Produktion  nicht  weiter  steigern,  ohne  den  Preis 
noch  mehr  herabzudrücken  (Rose). 

7.  Zwischen  den  Begleitscheinen  und  den  Einfuhrscheinen 
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besteht  ein  grosser  Unterschied,  insofern  als  bei  den  ersteren 
die  Einfuhr,  bei  den  letzteren  die  Ausfuhr  vorangeht.  Bei  den 
ersteren  erfolgt  die  Ausfuhr  erst,  nachdem  ein  Vorrat  aus- 
ländischen Getreides  im  Inlande  angehäuft  ist,  bei  den  letzteren 
aber  wird  zunächst  recht  viel  ausgeführt,  der  Markt  erleichtert, 
und  erst  dann  erfolgt  die  Einfuhr  (Plichon). 

8.  Wenn  der  Müller  aus  Marseille  volle  7  Fr.  an  Zoll 
zahlen  rauss,  so  wird  er  lieber  französischen  Weizen  kaufen, 
da  der  Preis  des  letzteren  nur  21 — 22  Fr.  ist  gegenüber  dem 
ausländischen  von  16  plus  7  =  23  Fr. ;  in  diesem  Falle  wird 
auch  der  Müller  vom  Norden  volle  7  Fr.  bei  der  Ausfuhr 
erhalten  und  dadurch  wird  der  Müller  in  die  Möglichkeit  ge- 
setzt, heimisches  Getreide  zwecks  Ausfuhr  zu  vermählen  (De- 
bussy). 

9.  Unrichtig  ist  die  Behauptung  Melines,  dass  die  Ein- 
fuhrscheine der  Landwirtschaft  keinen  Nutzen  bringen  würden, 
weil  die  Landwirte  nicht  ausführen  können ;  die  von  allen 
Seiten  als  so  wünschenswert  bezeichneten  Syndikate  werden 
dies  auch  tun  können. 

10.  Jene  gefährliche  Spekulation  ä  la  hausse  und  ä  la 
baisse,  die  nach  Ansicht  Melines  infolge  der  Einfuhrscheine 
eintreten  würde,  ist  nicht  zu  befürchten,  da  sie  auch  für  den 
Spekulanten  selbst  sehr  verhängnisvoll  sein  kann.  Die  Kauf- 
leute machen  nicht  Geschäfte,  um  ein  Prinzip  zu  beweisen, 
sondern  um  dabei  etwas  zu  verdienen.  Wenn  ein  Spekulant, 
trotzdem  der  innere  Markt  gesättigt  ist,  noch  weiter  einführt, 
so  ist  er  gar  nicht  gegen  ein  Sinken  der  Preise  weit  unter 
den  Satz,  den  er  gewünscht  hat,  gesichert.  Der  Veredlungs- 
verkehr, so  wie  er  jetzt  ist,  kommt  bloss  den  Grossmüllern  zu 
gute,  da  bloss  sie  das  Mehl  ausführen  können.  Bei  den  Ein- 
fuhrscheinen ist  auch  die  Weizenausfuhr  vorgesehen,  und  dies 
wird  auch  den  Kleinmüllern  Nutzen  bringen,  da  sie  Weizen 
ausführen  können.  Der  Mehlpreis  war  in  den  letzten  zehn 
Jahren  um  3  Fr.  höher,  als  er  nach  dem  Stand  des  Weizen- 
preises sein  sollte.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Teil 
davon  zur  Verbesserung  der  Werkzeuge  verwendet  worden  ist, 
allein  einen  Teil  haben  die  Müller,  welche  die  Bäcker  für  das 
ganze  Jahr  im  voraus  versorgen,  dazu  verwendet,    sich  gegen 
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eventuelle  Verluste   zu   sichern.     Die    Spekulation   kann   nicht 
stärker  grassieren  als  zur  Zeit. 

11.  Es  ist  dies  kein  Gelegenheitsgesetz,  sondern  eine  Mass- 
regel, welche  zu  Zeiten  der  Ernteüberschüsse  grosse  Dienste 
zu  leisten  berufen  ist  (Plichon). 

12,  Was  die  Weinbauer  anbelangt,  so  ist  alles  getan 
worden,  um  ihnen  zu  helfen.  Die  Weizenbauer  sind  mit  ihnen 
in  der  Verteidigung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  soli- 
darisch, 

§  3 

Andere  Mittel,    die  zur  Linderung   der  Not  der 
Landwirtschaft  empfohlen  werden 

1.  Die  Reform  des  Veredlungs Verkehrs.  Um  die  Speku- 
lation mit  Begleitscheinen  unmöglich  zu  machen,  empfiehlt  es 
sich,  das  Blankoindossament  abzuschaffen  und  den  Importeur 
zu  verpflichten,  dass  er  den  Indossatar  sofort  bei  der  Einfuhr 
bezeichnet;  somit  werden  die  Zwischenpersonen  vollständig 
ausgeschlossen.  Weiter  soll  die  Bestimmung,  wonach  den 
Importeuren  ein  zweimonatlicher  unverzinslicher  Kredit  gewährt 
wird,  beseitigt  werden  und  dieselben  zur  sofortigen  Bezahlung 
des  Zolles,  der  ihnen  dann  bei  der  Wiederausfuhr  zurück- 
erstattet wird,  verpflichtet  werden.  Auch  das  Ausbeuteverhält- 
nis, das  bei  der  Mehlausfuhr  massgebend  ist,  ist  zu  revidieren 
(Dupuy). 

Mäline  bezeichnete  diese  Reform  als  einzige  momentan 
empfehlenswerte  Massregel. 

2.  Ein  strenges  Vorgehen  gegen  die  Spekulation  ist  warm 
empfohlen  worden,  insbesondere  ist  die  Regierung  aufgefordert 
worden,  die  Massregeln,  die  geeignet  erscheinen,  den  fiktiven 
Terminhandel  zu  unterdrücken,  zu  ergreifen.  Aus  der  Mitte 
der  Abgeordnetenkammer  wurde  bereits  ein  dahingehender 
Gesetzentwurf  ausgearbeitet  und  eingebracht  (Plichon). 

3.  Die  Hebung  und  Unterstützung  des  Genossenschafts- 
wesens ist  von  den  Antischutzzöllnern  empfohlen  worden. 

4.  Dieselben  empfahlen  auch  die  Herabsetzung  der  Fracht- 
sätze als  ein  gutes  Mittel  (Beauregard). 
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5.  Ein  Abgeordneter  empfahl  auch  die  gänzliche  Ab- 
schaffung des  Veredlungsverkehrs  (Graf  du  Breuil  de  Pont- 
briand), 

6.  Von  den  Schutzzöllnern  wurde  dem  Landwirtschafts- 
minister ans  Herz  gelegt,  zur  Orientierung  der  Bauern  täglich 
Erhebungen  über  die  Getreidepreise  auf  allen  Märkten  des 
Inlandes  zu  pflegen  (Plichon). 

7.  Der  Abg.  Porten  hat  die  Einführung  eines  abgestuften 
Zolles  als  einziges  Heilmittel  empfohlen. 

8.  Der  Abg.  Thierry  erklärte,  dass  es  in  dieser  Krisis 
zweierlei  Auswege  gibt:  Entweder  das  Kornfeld  zu  vermindern 
oder  die  Ausfuhr  zu  steigern. 

9.  Die  Einrichtung  von  Lagerhäusern  haben  Papelier  und 
Meline  als  wünschenswert  bezeichnet. 


Die  Anhänger  der  Einfuhrscheine  schlugen  nicht  schlecht- 
weg alle  diese  empfohlenen  Mittel  ab,  allein  der  Bericht- 
erstatter Debussy  erklärte,  dass  alle  diese  Mittel,  wie  dies 
auch  die  Erfahrung  mit  Warrants  lehrt,  ungenügend  sind. 
Es  sei  zunächst  die  Spekulation  mit  Begleitscheinen  abzu- 
schaffen. Der  Abg.  Rose  war  der  Meinung,  dass  die  Speku- 
lation so  lange  bestehen  werde,  als  man  den  Veredlungs- 
verkehr aufrecht  erhält.  Auch  die  Bestimmung,  dass  der  Zoll 
sofort  entrichtet  werden  soll,  könne  nichts  daran  ändern.  An 
Stelle  der  Spekulation  mit  einer  Schuld  dem  Staate  gegenüber 
wird  eine  solche  mit  der  Forderung  Platz  greifen. 

Als  Mdline,  der  mit  der  Regierung  zusammen  so  tapfer 
gegen  die  Einfuhrscheine  kämpfte,  einsah,  dass  die  Annahme 
derselben  nicht  ausgeschlossen  war,  trat  er  mit  der  Forderung 
auf,  den  Gesetzentwurf  der  Kommission  zu  überweisen,  damit 
derselbe  noch  einmal  ernst  studiert  werde.  Trotzdem  er  darin 
von  der  Regierung  unterstützt  wurde,  wurde  seine  Forderung 
von  der  Kammer  mit  316  gegen  257  Stimmen  abgelehnt. 
Man  ging  sofort  zur  Spezialdiskussion  über  und  nach  kurzer 
Beratung  wurde  der  Gesetzentwurf  angenommen. 

Die  Regierung,  welche  im  Zustandekommen  dieses  Gesetz- 
entwurfes eine  grosse  Gefahr  erblickte,  verdoppelte  ihre  Be- 
mühungen,   um   denselben   im  Senat   zu  Fall  zu  bringen,    und 
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nach  einer  eindringlichen  glänzenden  Rede  des  Land  Wirtschafts- 
ministers  gelang  es  ihr  auch,  eine  Mehrheit  gegen  denselben 
zu  gewinnen. 

Als  eine  vortreffliche  Illustration  der  Macht  des  Pro- 
tektionismus kann  uns  die  Haltung  des  Parlaments  während 
der  Rede  des  Abg.  Beauregard  dienen.  Der  Abg.  Beauregard 
ist  Professor  der  Nationalökonomie  und  gehörte  zu  der  liberalen 
Schule.  In  diesem  Sinne  sprach  er  als  Gegner  der  Einfuhr- 
scheine. Seine  Rede  war  nur  eine  Wiederholung  desjenigen, 
was  man  im  Parlament  bis  ins  Jahr  1896  sehr  oft  gehört 
hatte,  was  Say  so  beredt  vorbrachte  und  was  heute  jeder,  der 
mit  den  Grundfragen  der  Handelspolitik  etwas  befreundet  ist, 
kennt ,  nämlich  die  Argumente  des  Freihandels  gegen  einen 
Getreidezoll.  Diese  Rede  versetzte  jedoch  einen  Teil  der  agra- 
rischen Mehrheit  in  solche  Aufregung,  dass  der  Kammer- 
präsident dreizehnmal  den  Redner  in  Schutz  nehmen  musste. 
Als  er  aber  sagte,  dass  der  Schutzzoll  eine  Prämie  für  Fau- 
lenzerei sei,  verlangte  der  Abg.  Traum,  man  solle  den  Redner 
sofort  zur   Ordnung  rufen. 

Was  die  allgemeine  Bedeutung  des  eben  beschriebenen 
und  gescheiterten  Versuches,  die  Einfuhrscheine  einzuführen, 
anbelangt,  so  ist  zunächst  zu  konstatieren,  dass  wir  es  mit 
einer  Forderung  zu  tun  haben,  die  sich  von  den  bisherigen 
wesentlich  unterscheidet.  Sie  entspricht  vollständig  der  ver- 
änderten Lage  des  Weizenbaues.  Nicht  eine  kolossale  Einfuhr 
—  diese  betrug  weniger  als  1  zu  100  der  Gesamternte  -^, 
sondern  eine  infolge  der  reichen  Ernte  entstandene  Uebersätti- 
gung  des  inneren  Marktes  hat  einen  Preisdruck  hervorgerufen. 
Jetzt  kommt  es  darauf  an,  den  inländischen  Markt  zu  erleich- 
tern und  das  geschieht  am  besten  durch  Auästossung  eines 
Quantums  Getreide  nach  dem  Ausland. 

Wir  können  uns  nicht  in  die  Details  der  Diskussion  über 
die  Einfuhrscheine  einlassen;  das  wäre  auch  überflüssig,  weil 
die  Ursache  und  das  Ziel  dieses  Entwurfes  einleuchtend  sind. 
Einen  strittigen  Punkt  müssen  wir  aber  berühren,  seine  Klar- 
stellung ist  von  ausschlaggebender  Bedeutung  für  die  ganze 
Diskussion,  nämlich  ob  die  Einfuhrscheine  der  vorgeschlagenen 
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Art  eiue  Steigerung  der  Ausfuhr  mit  sich  bringen  würden. 
Das  hängt  nur  davon  ab,  ob  der  Inlandsmarkt  übersättigt  ist. 
Auf  diese  Frage  kommen  wir  etwas  später  wieder  zurück, 
allein  auf  Grund  der  bisherigen  Betrachtungen,  insbesondere 
mit  Rücksicht  auf  den  Preis  können  wir  die  Frage  ohne 
weiteres  bejahen.  Hiemit  ist  auch  die  Frage,  ob  dieses  System 
Finanzopfer  erheischen  würde,  ebenfalls  beantwortet. 

Wenn  wir  dieses  Bild  der  agrarischen  Stimmung  mit 
jenem  vergleichen,  das  anlässlich  der  Beratung  des  Sperr- 
gesetzes zu  beobachten  war,  so  erscheint  uns  der  Gegensatz 
zwischen  damals  und  jetzt,  drei  Jahre  später,  überraschend. 
Damals  dachte  noch  alles  an  eventuelle  Weizenzollerhöhung, 
und  jetzt? 

lY.  Die  zweite  Reform  des  Yeredlungs Verkehrs 

Wenn  die  Regierung  das  anlässlich  der  Beratung  der 
Einfuhrscheine  gegebene  Versprechen  betreffend  Reform  des 
Veredlungsverkehrs  nicht  einzulösen  gesinnt  gewesen  wäre,  so 
wäre  sie  durch  die  zahlreichen  dahingehenden  Anträge  und 
Vorschläge,  die  aus  der  Mitte  jener  Mehrheit,  die  die  Einfuhr- 
scheine befürwortete,  sofort  nach  dem  Fall  derselben  eingebracht 
wurden,  gezwungen  worden,  daran  zu  denken.  Am  6.  Juli  1901 
wurde  in  der  Abgeordnetenkammer  über  verschiedene  dies- 
bezügliche Gesetzentwürfe  die  Diskussion  eröffnet.  Der  Gesetz- 
entwurf der  Regierung  enthält  unter  anderem  folgende  drei 
wichtige  Bestimmungen:  1.  Der  Zoll  muss  bei  der  Einfuhr 
entrichtet  und  bei  der  Ausfuhr  rückvergütet  werden;  2.  die 
Entrepots  für  die  Waren  des  Veredlungsverkehrs  sind  ab- 
geschafft; 3.  die  Uebertragung  der  Begleitscheine  soll  inner- 
halb zehn  Tagen  nach  der  Ausstellung  erfolgen  und  zwar  nur 
auf  eine  schon  vorher  bestimmte  Person  ^). 

Der  Gesetzentwurf  der  Zollkommission  wich  von  dem  Ent- 
würfe der  Regierung  wesentlich  ab.  Sie  war  gegen  die  sofortige 
Zahlung  der  Zölle,  wodurch  der  Veredlungsverkehr  die  Form  der 
drawbacks  annimmt,  weil  sie  das  Regime,  das  den  fünfzig  ver- 


^)  Döbats  parlem.,  compte  rendu  1901,  p.  1937. 
Bajkiö,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  21 
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schiedenen  Artikeln  eingeräumt  worden  ist,  dem  Weizen  nicht 
verweigern  wolle.  Allein  sie  hielt  fest  an  der  Forderung,  den 
Begleitschein  nicht  übertragbar  zu  machen  ^).  Der  dritte  Gre- 
setzentwurf  Castillard  machte  in  einer  den  Agrariern  eigen- 
tümlichen Weise  den  Versuch,  beide  zu  versöhnen,  indem  er 
sowohl  die  sofortige  Zollentrichtung  aus  dem  Entwürfe  der 
Regierung  wie  die  Unübertragbarkeit  vorschlug. 

Die  Auseinandersetzungen  zwischen  den  Anhängern  dieser 
verschiedenen  Projekte  erfüllten  die  Generaldiskussion.  In  der 
Spezialdiskussion  sehen  wir  plötzlich  alle  Schutzzöllner  vereint 
in  der  Bekämpfung  des  Gegenprojektes  des  Marseiller  Abg. 
Thierry,  das  die  Beibehaltung  des  Status  quo  bezweckte.  Als 
er  dieses  sah,  schlug  er  plötzlich  Abschaffung  des  Veredlungs- 
verkehrs vor,  da  schliesslich  dasselbe  auch  die  Mehrheit  er- 
strebte. Die  eingetretene  Vertagung  der  Kammer  liess  die 
Frage  unerledigt  und  erst  am  24.  Oktober  wurde  die  Diskussion 
fortgesetzt.  Die  kühlere  üeberlegung  und  der  Meinungsaus- 
tausch mit  seinen  „Komittenten",  wie  Thierry  die  Müller  aus 
Marseille  bezeichnete,  veranlasste  ihn,  den  letzten  Vorschlag 
aufzugeben  und,  da  seine  Annahme  nicht  so  aussichtslos  war  und 
ihm  dabei  die  Absicht  der  Obstruktion  in  die  Schuhe  ge- 
schoben wurde,  ein  neues  Projekt  auszuarbeiten,  in  dem  er 
versucht,  als  „ökonomischer  Opportunist"  die  unbestreitbar 
widerstrebenden  Interessen  möglichst  in  Einklang  zu  bringen, 
d.  h.  mit  der  agrarischen  Mehrheit  ein  Kompromiss  zu  er- 
reichen ^).  Die  wichtigsten  zwei  Bestimmungen  dieses  Projektes 
sind  folgende : 

1.  Die  Zollämter  sind  verpflichtet,  ■  auf  Verlangen  der 
Exporteure  von  Getreide  und  Mehl  ihnen  einen  Kredit  gleich 
der  Summe,  die  an  Zoll  zu  entrichten  wäre,  wenn  diese 
Artikel  eingeführt  wären  (statt  ausgeführt),  einzuräumen,  durch 
welchen  sie  dasselbe  Quantum  Getreide  zollfrei  einzuführen 
berechtigt  sind. 

2.  Die  Einfuhr  kann  nur  an  jenem  Ort  erfolgen,  an  dem 
die  Ausfuhr  erfolgt. 


0  Debats  parlem,,  compte  rendu,  p.  1877/78. 
2)  Ib.  p.  1935. 
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Das  Projekt  beruht  also  auf  demselben  Gedanken  wie  die 
Einfuhrscheine.  Hier  wird  kein  Einfuhrschein  ausgestellt, 
sondern  in  den  Büchern  der  Zollbehörde  ein  Kredit  eingeräumt. 
Die  klugen  Agrarier  Hessen  sich  nicht  irre  führen,  und  das 
erste  Argument,  das  in  der  Diskussion  gegen  dieses  Projekt 
ins  Feld  geführt  wurde,  lautete:  Das  Projekt  wird  der  Senat 
verwerfen  (Debussy)  und  so  bleibt  der  jetzige  Zustand  unver- 
ändert (Minister  Dupuy). 

Weiter  wendete  man  gegen  dieses  Projekt  noch  fol- 
gendes ein: 

1.  Die  Spekulation  wird  dadurch  nicht  beseitigt,  da  der 
Landwirt,  wenn  er  selbst  ausführt,  nicht  im  stände  ist,  auch 
einzuführen,  sondern  er  muss  einen  Importeur  suchen,  der  ihm 
dann  nicht  volle  7  Fr.  zahlt  (Dupuy,  Clementel  ^),  Rose).  Es 
werde  die  Spekulation  auf  dem  Wege  der  Procura  platzgreifen 
(Debussy); 

2.  Da  diese  Bestimmung  für  sämtliche  Getreidearten  gilt, 
so  besteht  die  Gefahr,  dass  zur  Zeit  der  grossen  Weizenmehl- 
ausfuhr recht  viel  an  anderen  Getreidearten  eingeführt  wird 
(Rose). 

3.  Bei  diesem  System  wird  die  Getreideausfuhr  nicht  be- 
günstigt. 

Demgegenüber  machte  Thierry  folgendes  geltend: 

1.  Der  Senat  hat  die  Einfuhrscheine  deshalb  verworfen, 
weil  sie  derselben  Spekulation  wie  die  Begleitscheine  Raum 
geben.  Finanzielle  Opfer  sind  bei  diesem  System  aus- 
geschlossen, weil  sowohl  die  Ein-  wie  die  Ausfuhr  bei  der- 
selben Zollbehörde  erfolgen  müssen.  Dadurch  wird  Frankreich 
in  eine  Menge  Zonen  geteilt,  und  innerhalb  einer  einzigen 
Zone  ist  ein  grosser  Unterschied  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr- 
quantum ausgeschlossen. 

2.  Die  Spekulation  ist  unmöglich,  da  die  bei  den  Zoll- 
behörden eröffneten  Konti  auf  Namen  lauten  und  eine  Ueber- 
tragung  ausgeschlossen  ist.  Prokura  ist  hier  allerdings  mög- 
lich, allein  dies  ist  hier  etwas  ganz  legitimes,  man  kann 
niemanden  befehlen,  dass  er  sein  Gepäck  selbst  trägt. 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1901,  p.  1930. 
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3.  Durch  dieses  Projekt  wird  auch  das  Hauptziel  erreicht, 
nämlich  dass  bei  der  Einfuhr  der  ganze  Zoll  entrichtet  wird, 

4.  Zu  Zeiten  reicher  Ernten  würde  dieses  System  die 
Ausfuhr  sehr  fördern  ^). 

Die  übrige  Diskussion  war  von  Angriffen  auf  den  Ver- 
edlungsverkehr erfüllt.  Alle  Einwendungen,  die  wir  bereits 
gesehen  haben,  wurden  diesmal  noch  ausführlicher  vorge- 
bracht. Man  wies  mit  Entrüstung  immer  wieder  auf  die 
Tatsache  hin,  dass  der  Weizenpreis  in  London  nur  um  2  Fr. 
niedriger  sei  als  in  Paris.  Weiter  wurde  das  Bedürfnis  der 
Müller  vom  Süden,  ausländischen  Weizen  einzuführen,  ernst- 
lich bestritten  und  auf  Grund  der  bestehenden  Preise  und 
verschiedener  Eisenbahntarife  suchte  man  nachzuweisen,  dass 
diese  sich  mit  inländischen  Weizen  aus  dem  Norden  billiger 
versorgen  könnten  als  mit  ausländischem.  Vom  Standpunkt 
des  guten  Nationalismus  aus  wäre  es  wünschenswert,  dass 
die  französischen  Provinzen  mehr  Solidaritätsgefühl  hätten  und 
sich  mehr  auf  den  Boden  der  gegenseitigen  Hilfeleistung  be- 
wegten (Castillard  ^). 

Weiter  erklärte  man,  dass  die  Zahl  der  am  Veredlungs- 
verkehr interessierten  Müller  ungemein  gering  sei  —  40  von 
36000  —  (Castillard). 

Nach  der  Meinung  des  Landwirtschaftsministers  sind  2334 
am  Veredlungs verkehr  interessiert,  davon  nur  200,  die  direkt 
einführen,  bearbeiten  und  selbst  ausführen,  die  übrigen  sind 
nebenbei  auch  Getreidehändler.  73  ^/o  des  Veredlungsverkehrs 
vollzieht  sich  in  Marseille.  Einer  so  kleinen  Zahl  kann  man 
nicht  die  Interessen  der  Gesamtheit  aufopfern.  In  Bezug  auf 
die  Ursache  der  misslichen  Lage  des  Weizenbaues  trat  Thierry 
entschieden  gegen  die  Auffassung  der  Schutzzöllner  auf,  als 
wäre  der  Veredlungs  verkehr  Schuld  daran.  Einzig  und  allein 
der  Schutzzollpolitik  von  1892  sei  sie  zu  verdanken.  Diese 
hat  zur  unvermeidlichen  Folge  eine  künstliche  Steigerung  der 
Produktion,  die  mit  einer  Ueberproduktion  geendigt  hat.  Auch 
die    Spekulation    ist   zum    Teil    Schuld    daran,    aber    dieselbe 

')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1901,  p.  1838/39. 
2)  Ib.  p,  1878—1880. 
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knüpft  an  die  ewigen  Verhandlungen  der  Kammer  an.  Das 
einzige  Mittel  ist  und  bleibt  die  Steigerung  des  Ertrags,  der 
in  Frankreich  sehr  niedrig  sei. 

Das  Gegenprojekt  wurde  mit  477  gegen  29  Stimmen  ab- 
gelehnt. Sodann  ging  man  zur  Spezialdiskussion  über  die  Ge- 
setzentwürfe behufs  Reform  des  Veredlungsverkehrs  über. 

Den  Abg.  Rose,  der  mit  einer  besonderen  Offenheit  diese 
Fragen  zu  besprechen  pflegte,  konnte  keiner  der  vorliegenden 
Gesetzentwürfe  befriedigen.  Er  wiederholte  seine  bereits  aus- 
gesprochene Meinung,  dass  der  Not  des  Weizenbaus  bloss  durch 
Begünstigung  der  Ausfuhr  zu  helfen  sei.  Er  bedauerte  sehr, 
dass  der  Senat  die  Einfuhrscheine  abgelehnt  habe,  denn  früher 
oder  später  müsse  man  doch  zu  diesem  Mittel  greifen.  Dies- 
mal aber  brachte  er  einen  Vorschlag  ein,  der  am  besten  ge- 
eignet erscheine,  das  angestrebte  Ziel  zu  erreichen.  Danach 
sollen  die  Einnahmen  aus  Getreidezöllen  einen  besonderen  Fond 
bilden,  der  zur  Schaffung  von  Getreideausfuhrprämien  dienen 
soll.  Dieser  Vorschlag  beruht  auf  dem  Grundgedanken  des 
Protektionismus,  sagte  er,  nämlich,  dass  die  Schutzzölle  nicht 
als  Finanzquelle,  sondern  zum  wirklichen  Schutz  der  Landwirt- 
schaft dienen^). 

Der  Abg.  Clementel  ist  der  Meinung,  dass  bei  diesem 
Interessengegensatz  zwischen  den  Bauern  und  Müllern  die  ersteren 
höher  zu  schätzen  sind.  In  Bezug  auf  die  Entrepots  war  er 
der  Meinung,  dass  bloss  denjenigen  Müllern,  welche  inländischen 
Weizen  bearbeiten,  das  Recht  auf  das  Entrepot  einzuräumen  ist^). 

Noch  eine  Menge  der  verschiedenartigsten  Anträge  wurde 
eingebracht  und  es  trat  eine  grosse  Spaltung  innerhalb  der 
schutzzöllnerischen  Mehrheit  ein.  Die  Bestimmung  des  Gesetz- 
entwurfs der  Zollkommission,  wonach  bloss  dasjenige  Mehl,  das 
aus  dem  zwecks  Vermahlung  eingeführten  Weizen  hergestellt 
ist,  im  Veredlungsverkehr  wieder  ausgeführt  werden  kann,  fand 
eine  grosse  Opposition,  weil  dies  eine  Ueberwachung  der 
Müllereien  unvermeidlich  machen  würde;  dies  sei  aber  für  die 
Müllereiindustrie    zu   lästig   und    für    die  Verwaltung   zu  kost- 


^)  Debats  paiiem,,  compte  rendu  1901,  p.  1938. 

2^    Th     -n    1QS8 


2)  Ib.  p.  1938 
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spielig.  Es  schien,  als  ob  dieser  Gesetzentwurf  abgelehnt  würde. 
Im  kritischen  Augenblick  kam  die  Regierung  mit  der  Erklärung, 
dass  es  ihr  ganz  gleichgültig  sei,  welches  Projekt  angenommen 
werde,  da  der  Unterschied  zwischen  allen  dreien  belanglos  sei  (!). 
Danach  schritt  man  zur  Abstimmung  über  die  einzelnen  Ar- 
tikel, Sie  ging  folgendermassen  vor  sich:  Zunächst  wurde  der 
Artikel  1  des  Regierungsentwurfes ,  wonach  der  Zoll  zu  ent- 
richten ist,  angenommen.  Dann  wurde  die  Unübertragbarkeit 
der  Scheine  festgesetzt  und  als  Artikel  2  der  obige  Antrag  der 
Zollkommission  ebenfalls  angenommen.  Das  Endergebnis  war 
aber,  dass  das  neue  Gesetz  aus  allen  Gesetzentwürfen  die 
schärfsten  Bestimmungen  annahm.  Von  einer  Spaltung  der 
agrarischen  Mehrheit  ist  plötzlich  nicht  nur  nichts  zu  bemerken, 
sondern  das  neue  Gesetz  ist  der  Ausdruck  einer  kompakten 
Mehrheit  von  stärker  agrarischem  Charakter,  als  ihn  irgend 
eine  von  den  in  der  Spezialdiskussion  entstandenen  Gruppen 
besessen  hatte.  Diese  Erscheinung  ist  allerdings  sehr  inter- 
essant. Der  Senat,  der  für  die  französische  Regierung  in 
manchen  Fragen  den  Schildhalter  gegen  die  Abgeordneten- 
kammer bildete,  strich  die  Bestimmung  betreffend  Identität  der 
Ware,  und  in  solcher  Fassung  wurde  der  Entwurf  endgültig 
angenommen. 

Das  neue  Gesetz  brachte  also  eine  völlige  Umgestaltung 
des  Veredlungsverkehrs  mit  sich.  Erstens  wurde  die  Admission 
temporaire  in  Drawback  umgewandelt.  Dann  ist  die  Iden- 
tität der  Person  (durch  Unübertragbarkeit  der  Scheine)  statuiert 
worden.  Die  Frist,  die  früher  —  einschliesslich  jener  auf 
Entrepotslagerung  —  bis  drei  Jahre  betrug,  wurde  für  Ver- 
edlungsverkehr auf  zwei  Monate  und  für  Entrepots  ebenfalls  auf 
zwei  Monate,  im  ganzen  also  auf  höchstens  vier  Monate  be- 
schränkt. Es  ist  also  nunmehr  alles  getan  worden,  um  jedem 
eventuellen  Einfluss  des  Auslandes  auf  den  inneren  Getreide- 
markt vorzubeugen. 


Drittes  Kapitel 

Zusammenfassende  Schlussbetrachtung  über  die 
Getreidezölle  und  über  den  Gretreidebau 

Die  Frage,  die  der  früheren  Korngesetzgebung  zum  Aus- 
gangspunkt diente*,  stand  auch  diesmal  im  Vordergrund.  Wir 
haben  eben  gesehen,  dass  die  im  vorigen  Kapitel  geschilderten 
Versuche  und  Massregeln  nichts  anderes  sind  als  die  Antwort 
der  schutzzöUnerischen  Mehrheit  auf  die  Frage:  „Warum  wirkt 
der  Zoll  nicht  vollverteuernd?"  Allein  aus  unserer  bis- 
herigen Betrachtung  ergibt  sich  mit  zwingender  Notwendigkeit, 
dass  eine  solche  Frage  in  Bezug  auf  die  Preise  für  die  Periode 
1885 — 1901  überhaupt  nicht  einheitlich  beantwortet  werden 
kann.  Der  Zoll  hat  durchaus  verschieden  gewirkt.  Wir  haben 
im  Jahre  1891  einen  Preis  gesehen,  der  um  den  zweifachen  Zoll 
höher  war  als  der  Weltmarktpreis.  Dasselbe  haben  wir  auch 
gegen  Ende  des  Jahres  1897  und  Anfangs  1898  beobachtet. 
Anderseits  aber  war  der  Weizenpreis  in  Frankreich  im  Jahre 
1894/95  nur  einen  minimalen  Betrag  höher  als  auf  dem 
Weltmarkt.  Die  richtige  Frage  wäre:  Warum  hat  der  Zoll 
so  sehr  verschieden  gewirkt? 

Wie  wir  bemerkten,  haben  in  Frankreich  zwei  Faktoren, 
erstens  die  Inlandsernte  und  zweitens  die  zollpolitischen  Mass- 
regeln, auf  die  Gestaltung  der  Weizenpreise  einen  Einfluss 
ausgeübt.  Dies  ist  nichts  Neues,  es  ist  dasselbe  in  England^) 
bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  in 
Deutschland-)    seit    1885    beobachtet    worden.      Die   Zeit    der 


*)  Siehe  Levy,  Die  Not  der  englischen  Landwirtschaft. 
^)  Lotz,   Dr.  W. ,   Die  Handelspolitik   des  Deutschen  Reichs   unter 
Graf  Caprivi  S.  75. 
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reichen  Ernte  in  Frankreich  1894/95  und  1900  ist  auch  jene 
der  niedrigsten  Weizenpreise.  Was  den  Einfluss  der  zollpoliti- 
schen Massregeln  anbelangt,  so  ist  es  eine  feststehende  Tat- 
sache geworden,  dass  eine  Getreidezollerhöhung,  welche  durch 
niedrigen  Stand  der  Preise  hervorgerufen  ist,  eine  baldige  Preis- 
steigerung herbeizuführen  nie  im  stände  war,  weil  die  bevor- 
stehende Zollerhöhung  eine  künstlich  gesteigerte,  dem  Bedürf- 
nis des  Landes  durchaus  nicht  entsprechende  Einfuhr  zur 
Folge  hat. 

Wenn   wir  die   Entwicklung   des   Getreidebaues    und    der 
Kornzollgesetzgebung  bis  zur  ersten  Zollerhöhung  (1885)  kurz 
zusammenfassen,    so   haben   wir  zu  gleicher  Zeit   die  Antwort 
auf  die  Frage:    Wie  haben  die   beiden  Faktoren   auf  die  Ge- 
staltung des  Weizenpreises  gewirkt?   Im  Jahre  1877  erreichte 
der  Weizenpreis  zum  letzten  Male  eine  Höhe  von  30  Fr.,  von 
da  ab  begann    er  systematisch    zurückzugehen   und   betrug  im 
Jahre  1884  23,10  Fr.  .    Anderseits    erfuhr  aber  auch  die  Ein- 
fuhr eine    bedeutende  Zunahme.     Um   der  Not  der  Landwirt- 
schaft abzuhelfen,   führte   man   neue  Zölle   ein.     Da   aber  die 
Ernten  1885 — 1887  sehr  reich  waren,    und   da   anderseits  die 
Einfuhr  angesichts  der  Zollerhöhung  trotz  der   reichen  Ernten 
auf    derselben  Höhe  blieb,    so   konnte    selbstverständlich    eine 
Preissteigerung   auf  keinen  Fall    eintreten,    im   Gegenteil,   im 
Jahre  1885   betrug    er    noch    21,71  Fr.    (seit  18G5    nicht    da- 
gewesen).    In  den  Jahren  1885/86  ging  die  Einfuhr  beträcht- 
lich zurück,    allein  nicht  als  Folge  der  Zollerhöhung,  sondern 
weil  der  Inlandsmarkt  überfüllt  war;    der  kausale  Zusammen- 
hang zwischen  Einfuhr  und  Preis  ist  hier  also  ganz  umgekehrt. 
Der  Weizenpreis   ist    hier    nicht    die    Folge    der   abnehmenden 
Einfuhr,   sondern   umgekehrt  die   abnehmende  Einfuhr  ist  die 
Folge  der  niedrigen  Preise.    Das  war  das  Ergebnis  der  ersten 
Zollerhöhung.     Der  auf  diese  Weise  etwas   erleichterte  Markt 
erlaubte  nur  eine  kleine  Preisbesserung  (22,84  Fr.  1886).    Die 
noch    immer   gedrückten    Preise  veranlassten    eine   neue   Zoll- 
erhöhung, und  nur  zwei  Jahre  nach  der  ersten  Erhöhung  folgte 
die  zweite  (1887),  bei  welcher  der  Zoll  auf  5  Fr.  festgesetzt  wurde. 
Allein  dieser  Massregel  ging  eine  künstlich  gesteigerte  Einfuhr 
voraus,  welche   nach  dem  Stande  der  Inlandsernte  wohl    nicht 
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notwendig  war  (1887  112  Mill.  hl,  1886  107  Mill.  hl).  Einer 
etwas  schlechteren  Ernte  (1888  98  Mill.  hl)  ist  es  zu  ver- 
danken, dass  der  Preis  nicht  abermals  den  Tiefpunkt  von  1885 
erreichte,  sondern  bis  zum  Jahre  1891  sich  auf  der  Höhe  von 
24,50  Fr.  hielt.  Diese  drei  Jahre  kann  man  also  als  halbwegs 
normal  bezeichnen. 

Dann  kam  das  in  der  ganzen  Welt  bekannte  Jahr  der 
Missernte  1891.  Noch  am  Ende  von  1890  begann  der  Preis 
in  die  Höhe  zu  gehen.  Der  Frost,  der  die  Aecker  beschädigte, 
gab  einen  neuen  Anstoss  zur  Preiserhöhung.  Die  Einfuhr,  die 
jetzt  so  notwendig  war,  war  in  den  ersten  sechs  Monaten  ge- 
ringer als  in  derselben  Zeit  1890  und  1889,  weil  bereits  Ge- 
rüchte von  einer  bevorstehenden  Zollermässigung  umgingen. 
Diese  wurde  durch  fortschreitende  Preissteigerung  auch  unver- 
meidlich. Mit  dem  10.  Juli  trat  sie  in  Kraft.  Der  ausländische 
Weizen,  der  auf  diesen  Moment  schon  an  den  Grenzen  wartete, 
überflutete  den  inländischen  Markt.  Von  38,6  Mill.  Dz.  im 
Jahre  1891  und  1892  eingeführtem  Weizen  wurden  während  der 
elf  Monate  der  Herrschaft  des  ermässigten  Zolles  30  Mill.  Dz. 
eingeführt.  Der  Preis,  der  noch  im  Mai  1891  31,75  Fr.  be- 
trug, begann  mit  der  Einbringung  des  Zollerraässigungsvor- 
schlages  zurückzugehen,  im  Juli  betrug  er  noch  28,51  Fr.,  im 
Oktober  27,50  Fr.,  im  Dezember  27  Fr.,  im  Februar  1892 
26  Fr.,  im  April  25  Fr.,  im  Mai  24  Fr.,  August  23,75  Fr., 
November  22,25  Fr.,  und  Dezember  21,50  Fr.  Man  gelangte 
glücklich  auf  den  Tiefstand  von  1885,  der  zu  den  niedrigsten 
Preisen  seit  1828  zu  rechnen  ist  ^). 

Der  Vorrat  war  im  Jahre  1893,  das  eine  ärmere  Ernte 
gehabt  hatte  (97  Mill.  hl),  noch  nicht  erschöpft.  Im  übrigen 
lieferte  auch  die  Einfuhr  (10  Mill.  Dz.),  welche  dem  Vorjahre 
gegenüber  (18  Mill.  Dz.)  stark  zurückging,  noch  immer  einen 
Beitrag.  Sie  betrug  in  den  ersten  sieben  Monaten  nur  4,638  Mill. 
Dz.  und  stieg  in  den  letzten  fünf  Monaten  auf  5,393  Mill.  Dz., 
eben  infolge  des  Ernteergebnisses.  Allein  bereits  gegen  Ende 
des  Jahres  gingen  Gerüchte,   es  stehe   eine  neue  Zollerhöhung 


')  Dabei  ist  zu  bemerken,   dass  die  Ernte  1892  zu  den  besseren  zu 
zählen  ist. 
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bevor.  Der  Preis,  der  das  ganze  Jahr  1893  hindurch  mit 
minimalen  Schwankungen  auf  21,50  Fr.  blieb,  war,  wie  ge- 
sagt, einer  der  niedrigsten  des  Jahrhunderts.  Noch  1884  ist 
in  der  Kammer  25  Fr.  als  Minimalpreis  bezeichnet  worden. 
Man  musste  also,  weil  man  an  derselben  Auffassung  der  Schutz- 
zölle noch  immer  festhielt,  weiter  schrauben.  Und  nun  wieder- 
holt sich  die  Geschichte  von  1884 — 1886  genau  bis  in  die 
Details.  Die  Einfuhr  ging  rasch  in  die  Höhe,  sie  betrug  in  den 
ersten  zwei  Monaten  des  Jahres  1894,  d.  h.  unmittelbar  vor  dem 
Inkrafttreten  der  Zollerhöhung  (auf  7  Fr.)  160  Mill.  Fr.  gegen- 
über 180  Mill.  Fr.  der  Gesamteinfuhr  des  Jahres.  Diese  Summe 
übersteigt  um  das  Sechseinhalbfache  die  entsprechende  Einfuhr 
des  Vorjahres  und  um  das  Dreifache  den  Durchschnitt  der  Einfuhr 
in  derselben  Zeitspanne  1883 — 1888.  Zum  grössten  Unglück 
—  und  es  ist  auffallend,  dass  fast  bei  jeder  Zollerhöhung  auch 
in  England  und  Deutschland  dasselbe  beobachtet  wurde  —  be- 
trug die  Ernte  im  Jahre  1894  122  Mill.  hl,  womit  sie  zu  den 
reichsten  des  Jahrhunderts  zu  zählen  ist.  Der  Preis,  der  sich 
noch  bis  zum  Mai  —  also  bis  zur  ersten  Schätzung  der  Ernte  — 
auf  21  Fr.  behauptete,  musste  weiter  sinken.  Ende  Mai  bereits 
wurde  er  mit  18,75  Fr.  notiert  und  um  diese  Höhe  oszillierte 
er  das  ganze  Jahr,  wobei  er  einmal  (im  Oktober)  auf  17,25  Fr. 
fiel.  Die  Einfuhr  musste  abnehmen,  und  so  sehen  wir  sie  in 
den  letzten  fünf  Monaten  1894  nur  noch  2,85  Mill.  Dz.  (von 
12  Mill.  Dz.  der  Gesamteinfuhr)  und  im  Jahre  1895  nur  4,5  Mill. 
Franken  betragen. 

Die  folgenden  zwei  Jahre  sind  die  Zeit  der  ebenfalls  reichen 
Ernten  (119  Mill.  hl),  wodurch  die  Einfuhr  auf  1,58  Mill.  Dz. 
1896  herabgedrückt  wurde.  Eine  so  geringe  Einfuhr  hatte  man 
seit  1869  nicht  gehabt,  d.  h.  zum  letzten  Male  zur  Zeit  der 
Ausfuhrüberschüsse. 

Diese  Sättigung  des  Inlandsmarktes  kam  zum  Ausdruck 
in  dem  ungeheuer  niedrigen  Preis  von  18,25  Fr.  (1895)  und 
18,58  Fr.  (1896).  Wenn  man  bedenkt,  dass  der  Preis  von 
25  Fr.  als  Minimalgrenze,  die  den  Weizenbau  gerade  noch 
rentabel  macht,  bezeichnet  wurde,  und  dass  der  Preis  von 
25,50  Fr.  als  „unerträglich"  zu  einer  Zollerhöhung  geführt 
hatte,  so  wird  man  die  Verzweiflung  innerhalb  der  Schutzzoll- 
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nerischen  Kreise  begreifen,  welche  ratlos  dieser  Niederlage 
gegenüberstanden.  Das  Jahr  1897  brachte  eine  Missernte 
(86  Mill.  hl).  Sie  kam  ziemlich  plötzlich.  Die  Einfuhr  (welche 
das  nicht  ahnen  konnte)  betrug  in  den  ersten  Monaten  1897, 
als  man  das  Ernteergebnis  noch  nicht  übersah,  nur  0,489  Dz. 
—  sie  war  im  Begriffe ,  zu  verschwinden.  Die  Missernte  rief 
eine  Steigerung  der  Einfuhr  hervor  und  in  den  letzten  fünf 
Monaten  betrug  diese  4,75  Mill.  Dz.  Allein  gegen  Ende  des 
Jahres  wurde  sie  immer  geringer,  weil  Gerüchte  über  die 
bevorstehende  Zollaufhebung  verbreitet  wurden.  Und  nun 
wiederholt  sich  genau  die  Geschichte  von  1891 — 92.  In  den 
ersten  vier  Monaten,  d.  h.  vor  der  Zollsuspension,  wo  der  aus- 
ländische Weizen  so  notwendig  war,  betrug  die  Einfuhr  nur 
6,5  Mill.  Dz.  Das  gab  dem  im  Steigen  begriffenen  Preise  neuen 
Anstoss  und  im  Mai  1898  (auch  1891  war  er  im  Mai  32  Fr.) 
betrug  er  32,75  Fr.  Die  Aufhebung  der  Zölle  auf  zwei  Monate 
rief  eine  kolossale  Einfuhrsteigerung  hervor,  sie  betrug  11  Mill. 
Dz.  gegenüber  19,5  der  Gesamteinfuhr.  Das  alte  Unglück  der 
reichen  Ernte  kam  noch  hinzu  (die  Ernte  1898  war  die  zweit- 
grösste  des  Jahrhunderts  —  131  Mill,  hl)  und  der  Preis  sank 
sturzweise  von  32,75  Fr.  im  Mai  auf  20,27  im  August.  Die 
folgenden  Ernten  waren  alle  sehr  reich,  es  ist  in  Frankreich 
innerhalb  vier  Jahren  nie  so  viel  geerntet  worden.  Die  Ueber- 
füUung  des  inneren  Marktes  wuchs  von  Jahr  zu  Jahr.  Dies 
kam  auf  zweierlei  Weise  zum  Ausdrück:  a)  in  den  Ziffern  des 
Aussenhandels  und  b)  im  Weizenpreis.  Die  Einfuhr  schrumpfte 
bereits  im  Jahre  1898  so  zusammen,  dass  sie  nur  noch 
1,2  Mill.  Dz.  betrug.  Im  übrigen  ist  diese  Ziffer  noch  lange 
nicht  das  Zeichen  eines  Bedarfes  an  Weizen,  sie  ist  vielmehr 
auf  die  verschiedenen  örtlichen  Verhältnisse  und  auf  die  Be- 
dürfnisse des  Handels  zurückzuführen.  Auf  dem  Inlandsmarkt 
war  mehr  Weizen  vorhanden  als  notwendig  war.  Als  Beweis 
dafür  dient  uns  das  zuverlässige  Barometer  in  der  Beurteilung 
des  Inlandsmarktes,  nämlich  der  Preis,  der  im  Jahre  1900 
18,71  Fr.  betrug.  Aus  diesem  Resume  geht  am  deutlichsten 
hervor ,  zunächst ,  dass  die  Schutzzollpolitik  in  ihrem  Haupt- 
bestreben, d.  h.  in  der  Sicherung  eines  normalen  Preises  (25  Fr.), 
der    den  Weizenbau    rentabel    machen    solle,    eine    furchtbare 
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Niederlage  erlitten  hat.  Der  Preis  ist  auch  nach  dem  Jahre 
1885  lind  zwar  noch  rascher  wie  vorher  zurückgegangen. 
Nach  15  Jahren  ging  er  bedeutend  unter  das  Niveau  zurück, 
das  man  1885  als  unerträglich  bezeichnete.  Damit  ist  aber 
die  Bedeutung  der  Schutzzölle  noch  nicht  erschöpft.  Sie  haben 
weiter  einerseits  die  Not  der  Landwirtschaft,  welche  infolge 
der  niedrigen  Preise  entstand ,  noch  verschärft,  und  anderseits 
auch  die  Konsumenten  verhindert,  von  niedrigen  Preisen  ent- 
sprechenden Vorteil  zu  ziehen.  Wenn  wir  einerseits  die  sämt- 
lichen Aenderungen  ins  Auge  fassen,  welche  innerhalb  15  Jahren 
am  Kornzoll  vorgenommen  worden  sind  (1885  Zollerhöhung 
von  0,60  auf  3,00  Fr.,  1887  auf  5  Fr.,  1891  Ermässigung  auf 
3  Fr.,  1892  Erhöhung  auf  5  Fr.,  1894  Erhöhung  auf  7  Fr., 
1898  Aufhebung  des  Zolles  und  in  demselben  Jahre  Wieder- 
inkraftsetzung desselben  auf  7  Fr.)  —  es  sind  deren,  wie  wir 
gesehen  haben,  sieben  — ,  und  wenn  wir  anderseits  bedenken,  dass 
diese  in  die  Jahre  der  anormalen  Ernteergebnisse  Frankreichs 
fallen ,  dann  wird  uns  klar ,  dass  diese  Periode  die  Zeit  der 
tatsächlichen  gleitenden  Skala  genannt  werden  kann.  Dies 
bestätigt  uns  auch  die  Bewegung  der  Einfuhr  und  des  Preises. 
Grosse  Schwankungen  sind  das  charakteristische  Merkmal  der 
gleitenden  Skala,  und  die  Einfuhr  und  Preisbewegung  des 
Weizens  in  Frankreich  seit  1885  ist  nichts  anderes  als  eine 
Reihe  von  kolossalen  Schwankungen.  Sie  brachten  den  Land- 
wirten grosse  Nachteile  und  noch  grössere  Enttäuschungen, 
indem  der  Preis  zur  Zeit  der  reichen  Ernten  (1804,  1895,  1896 
und  1899,  1900,  1901)  so  tief  sank,  dass  der  Nutzen  weit 
davon  entfernt  ist,  die  Nachteile  der  vorjährigen  Missernte 
auszugleichen.  Und  dieser  niedrige  Preis  ist  stets  durch  irgend 
eine  vorausgegangene  zollpolitische  Massregel  hervorgerufen 
worden  (z.  B.  Zollermässigung). 

Aber  auch  die  Konsumenten  wurden  durch  sie  benach- 
teiligt, indem  sie  zu  Zeiten  der  Missernte  bedeutend  höheren 
Preis  zahlen  mussten. 

Es  leuchtet  ein,  dass  die  Bauern,  die  nichts  oder  herzlich 
wenig  geerntet  haben,  von  den  hohen  Preisen  keinen  Nutzen 
ziehen  konnten;  das  hat  auch  Meline  zugegeben,  ebenso  wie 
er  anerkannte,    dass   ungenügende  Ernte   teures   Getreide    zur 
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Folge  hat.  Diese  Wirkungen  der  Zollpolitik  sind  auch  den 
Schutzzoll nern  nicht  unbekannt.  Anlässlich  der  Zollerhöhung 
1894  hoben  Cremieux,  Brice  und  sogar  Viger  selbst,  der  Ur- 
heber derselben,  hervor,  dass  die  bestehende  Krisis  auf  die 
Zollermässigung  1891  zurückzuführen  sei.  Im  Jahre  1897 
weigerte  sich  Meline  aus  demselben  Grund,  den  Zoll  zu  er- 
mässigen.  Und  doch  hat  er  es  später  getan,  weil  er  dazu  ge- 
zwungen war.  Diese  Schwankungen  sind  die  Folge  davon, 
dass  man  versucht  hat,  das  Land  dem  Einfluss  des  Weltmarkts 
für  den  wichtigsten  Weltmarktsartikel  zu  entziehen.  Ein  solcher 
Zustand  der  Volkswirtschaft,  bei  dem  der  Preis  ausschliesslich 
von  der  Inlandsernte  abhängig  ist,  entspricht  der  Vergangen- 
heit. Der  beispiellose  Aufschwung  der  Verkehrsmittel  hat  das 
Getreide  zum  Weltmarktsartikel  gemacht,  und  damit  seinen 
Preis  hauptsächlich  von  der  Welternte  abhängig  gemacht. 
Der  Gesetzgeber  wollte  dem  entgegenarbeiten.  Es  war  aber 
der  erste  Effekt  dieser  Gesetzgebung,  dass  man  Hungersnot 
(und  diese  erscheint  in  einem  hochkultivierten  Staate  in  Form 
von  ungeheuer  hohen  Preisen)  ohne  zwingende  Veranlassung 
schuf. 

Damit  sind  jedoch  die  Nachteile  der  Schutzzollpolitik  nicht 
erschöpft,  und  hiemit  kommen  wir  zu  einer  dritten  Art  ihrer 
schädlichen  Wirkungen.  Wir  haben  oben  gesagt,  dass  der 
einheimische  Markt  in  der  letzten  Zeit  überfüllt  worden  ist. 
Darauf  wird  man  vielleicht  erwidern,  dass  in  diesem  Fall  ein 
Ausfuhrüberschuss  entstehen  würde;  in  Frankreich  sei  aber  das 
Umgekehrte  der  Fall.  Warum  Frankreich  trotz  dem  überfüllten 
Markt  nicht  ausführt,  ist  leicht  zu  beantworten.  Es  genügt 
ein  Blick  auf  die  Preise  Frankreichs  und  auf  diejenigen  des 
Weltmarkts,  um  konstatieren  zu  können,  dass  die  Ausfuhr 
wegen  der  höheren  französischen  Preise  nicht  möglich  ist^). 
Diese  aber  sind  nur  die  Folge  der  Schutzzollpolitik,  die  hohen 
inländischen  Preis  zum  Hauptzweck  hat.  So  ist  also  das  End- 
ergebnis   der  Schutzzölle    die   Schaffung   eines  Preises,    der  zu 


^)  Das  gab  auch  der  schutzzöllnerische  Landwirtschaftsminister 
Dupuys  zu:  «Wir  können  keinen  Sack  Getreide  ausführen."  (Debats 
parlem.  1900,  p.  1417.) 
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niedrig  ist,  um  die  auf  höheren  Preis  eingerichteten  Landwirte 
zu  befriedigen,  und  zu  hoch,  um  ausführen  zu  können. 

Es  ist  also  geradezu  lächerlich,  den  Veredlungsverkehr  als 
Ursache,  dass  der  Zoll  nicht  voll  verteuernd  gewirkt  hat,  zu 
bezeichnen.  Das  glauben  die  Schutzzöllner  selbst  nicht,  sie 
sind  zu  klug,  um  von  der  Reform  des  Veredlungsverkehrs  viel 
zu  erwarten.  Nicht  ganz  ein  Jahr  zuvor,  bei  der  Beratung  der 
Einfuhrscheine,  nannten  sie  dieses  von  der  Regierung  ange- 
botene Mittel  palliativ.  Dass  sie  trotzdem  ein  Jahr  später  ihre 
ganze  Kraft  an  das  Zustandekommen  dieser  Reform  wandten, 
kann  bloss  als  ein  taktisches  Vorgehen  angesehen  werden.  Es 
ist  im  übrigen  dasselbe  bei  der  Weingesetzgebung  beobachtet 
worden:  man  hat  sich  nämlich,  nachdem  der  künstliche  Wein 
vollständig  unterdrückt  und  die  Einfuhr  ausländischer  Weine 
beinahe  unmöglich  gemacht  worden  ist,  noch  immer  über  die 
Konkurrenz  dieser  beiden  Weine  bitter  beklagt.  Durch  eine 
solche  Taktik  hat  man  zweierlei  erreicht:  a)  man  macht  auf 
die  Wähler  den  Eindruck  der  sorgfältigen  Vertreter  ihrer 
Interessen  auch  dann,  wenn  man  tatsächlich  nichts  für  sie  tat; 
b)  —  und  das  ist  noch  wichtiger  —  man  vermischt  in  der 
Regel  mit  diesen  Forderungen  auch  noch  andere,  welche  mit  der 
Schutzzollpolitik  (z.  B.  Ausfuhrprämie),  manchmal  sogar  mit  der 
Handelspolitik  (s.  Programm  der  Weinagrarier)  nichts  zu  tun 
haben.  Und  so  macht  man  den  Eindruck,  dass  man  sich  noch 
immer  bei  den  Prinzipien  und  Formen  von  1891  befindet.  Ohne 
uns  eingehend  in  die  Frage  des  Veredlungsverkehrs  einzulassen, 
können  wir  kurz  die  Behauptung  der  Schutzzöllner  über  die 
Wirkung  desselben  auf  die  Inlandspreise  widerlegen.  Zunächst 
möchten  wir  auf  einen  Widerspruch,  dessen  sich  der  Führer 
der  Bewegung  gegen  den  Veredlungsverkehr ,  Viger ,  schuldig 
machte,  hinweisen.  Im  Jahre  1900  sagte  er,  dass  der  Preis 
der  Begleitscheine  zwei  Jahre  hindurch  0,80  Fr.  betrug.  Steht 
das  fest,  so  ist  damit  gesagt,  dass  der  Veredlungs verkehr  wäh- 
rend dieser  Zeit  den  Weizenzoll  bloss  um  80  Cts.  herabgesetzt 
hat.  Das  bedeutet  weiter,  dass  der  Inlandspreis  um  6,20  Fr. 
höher  sein  sollte  als  jener  des  Weltmarkts.  Tatsächlich  war 
er  die  ganze  Zeit  um  nur  4  Fr.  höher.  Den  Hauptbeweis 
aber  glauben   wir  aus  der  Tatsache  ableiten  zu    können,   dass 
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man  im  Jahre  1893  weit  davon  entfernt  war,  den  Veredlungs- 
verkehr, der  noch  keine  „Verbesserungen"  auf  administrativem 
Wege  erfahren  hatte,  für  die  niedrigen  Preise  verantwortlich 
zu  machen. 

Und  bevor  wir  auf  den  Vergleich  der  damaligen  und  der 
jetzigen  Stimmung  eingehen,  möchten  wir  betonen,  dass  man 
sich  am  Ende  der  fünfzehnjährigen  Herrschaft  der  Getreide- 
zölle ebenso  und  noch  lebhafter  über  die  Not  der  Land- 
wirtschaft beklagte  —  namentlich  infolge  niedriger  Preise  — 
(„mevente")  wie  vorher.  Es  gibt  wirklich  keine  schärfere 
Kritik  für  Melines  Zollpolitik,  als  diese  Klagen  seiner  Schüler. 
Trotzdem  wir  die  Meinung  hegen,  dass  solchen  Klagen  nicht 
ohne  weiteres  zu  glauben  ist,  möchten  wir  jedoch  betonen, 
dass  hinter  diesen  Klagen  eine  wirkliche  Not  steckt.  Sie  ist 
aber  zum  grossen  Teil  —  wie  bereits  nachgewiesen  —  durch 
die  Schutzzollpolitik  selbst  hervorgerufen.  Zur  Zeit  der  Natural- 
wirtschaft waren  derartige  Krisen,  wie  sie  infolge  der  grossen 
Schwankungen  in  dem  französischen  Getreidebau  herrschten, 
leichter  zu  überwinden  als  heute,  wo  die  auf  Arbeitsteilung 
und  Tausch  beruhende  Geldwirtschaft  herrscht  und  wo  die 
Einzelwirtschaften  in  die  Staatswirtschaft  so  stark  verflochten 
sind.  Ein  Acker  muss  heute  einen  Ueberschuss  auch  für  den 
Fiskus  liefern,  und  ein  Defizit  wird  umso  drückender,  als  auch 
die  Ansprüche,  die  mit  der  Lebensfristung  der  Wirtschaftenden 
nichts  zu  tun  haben,  an  sie  rücken.  Das  ist  auch  ein  Hindernis 
auf  dem  Wege  nach  —  rückwärts. 

Man  beklagte  sich  also  über  niedrige  Preise.  Und  was 
ist  die  Ursache  dieser  Erscheinung  ?  Zunächst  war  es  die 
grosse  Einfuhr  wegen  Mangel  an  Schutz.  Dann  die  Hand- 
habung der  Schutzzölle  (1891).  1894  machte  man  ein  ganzes 
Verzeichnis  von  Ursachen :  Wechselkurse,  Währung,  Transport- 
mittel, hohe  Produktionskosten  in  Frankreich  etc.  Dagegen 
sollte  der  Zoll  helfen.  Er  half  nicht.  Was  bezeichnet  man 
jetzt  als  Ursache? 

Offiziell:  den  Veredlungsverkehr.  Tatsächlich  aber  das- 
selbe, was  wir  als  Ursache  bezeichnet  haben  :  Mangel  an  Ab- 
satz. Der  immer  geradeaus  sprechende  Agrarier  Rose  sagte 
1900    und    1901:    .Sie    können    die    Produktion    nicht    weiter 
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steigern,  ohne  die  Preise  herabzudrücken"  ^).  Auch  Plichon 
sagte,  dass  von  der  Sonne  und  Temperatur  der  Preis  abhänge 2). 
Im  übrigen,  wir  brauchen  nicht  weitere  Beweise  zu  suchen;  wie 
wäre  sonst  das  Entstehen  und  die  Annahme  der  Einfuhrscheine 
zu  erklären  ?  Es  ist  also  in  Bezug  auf  die  Ursache  der  niedrigen 
Preise  ein  kolossaler  Umschwung  eingetreten. 

Sehen  wir  uns  die  Mittel  an.  Was  die  Reform  des  Ver- 
edlungsverkehrs anbelangt,  so  ist  zu  erwähnen,  dass  sie  bis 
1896  von  keiner  Seite  gefordert  wurde.  Noch  weniger  aber 
hat  man  von  den  Einfuhrscheinen  bis  1899  etwas  hören  können. 
Die  Spekulation  wurde  auch  diesmal  als  eine  Ursache  bezeichnet. 
Sie  wird  immer  bei  jeder  Beratung  über  die  Preise  stark  ver- 
antwortlich gemacht,  oft  ohne  dass  man  eine  genaue  Definition 
derselben  gibt,  sogar  ohne  dass  man  von  ihr  eine  klare  Vor- 
stellung hat.  Diesmal  war  die  Beschuldigung  etwas  präziser, 
man  hatte  vorzugsweise  den  Handel  mit  Begleitscheinen  vor 
Augen. 

Man  hütete  sich  aber,  sich  über  jene  Spekulation,  welche  an- 
lässlich der  Aenderung  der  Zölle  platzgreift,  welche  die  Einfuhr, 
wenn  sie  am  notwendigsten  ist,  einstellt  und  wenn  sie  über- 
flüssig ist,  steigert,  laut  zu  beklagen.  Diese  Spekulation  ist 
schuld  an  den  niedrigen  Preisen,  das  hat  auch  der  Landwirt- 
schaftsminister hervorgehoben  und  den  Vorrat  Mitte  1900  auf 
1,412  Mill.  Dz.  geschätzt.  Man  schwieg  sich  über  sie  aus, 
weil  es  klar  ist,  dass  man  dadurch  auch  die  Zollpolitik  be- 
schuldigen würde.  Die  Gegner  aber  haben  darauf  hingewiesen; 
so  machte  Thierry  die  Beratungen,  Unterbrechungen,  Ab- 
stimmungen für  die  Spekulation  verantwortlich  ■'^). 

Wenn  wir  das  bekannte  agrarpolitische  Programm  Melines 
vornehmen,  so  werden  wir  vergeblich  die  Einfuhrscheine,  die 
Reform  des  Veredlungsverkehrs  oder  gar  die  Abschaffung  des 
Terminhandels  mit  Landesprodukten  suchen.  In  Bezug  auf 
letzteres  hat  Meline  1897  —  bei  der  Beantwortung  der  Inter- 
pellation Gerault-Richard  —  den  ganz  entgegengesetzten  Stand- 


0  Debats  parlem.,  compte  rendu  1900,  p.  1402. 

2)  Ib.  p.  1405. 

')  Debats  parlem.  1900,  p.  1882. 
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punkt  vertreten.    Damals  sagte  er,  dass  der  Terminhandel  der 
Landwirtschaft  unentbehrlich  ist. 

Im  übrigen  haben  gerade  die  Agrarier  den  Terminhandel 
gegen  Angriffe  der  Sozialisten  verteidigt.  Bis  zum  Jahre  1899 
waren  sie  fast  alle  darin  einig,  dass  der  Terminhandel  etwas 
Nützliches  ist.  Plötzlich  wurde  derselbe  als  allgemein  schäd- 
lich bezeichnet  und  als  Strafe  für  die  Spekulation  überhaupt 
seine  Abschaffung  verlangt,  ohne  dass  man  sich  davon  ge- 
rade viel  erhoffte.  Das  Schwergewicht  liegt  allerdings  auf 
den  Einfuhrscheinen  und  unseres  Erachtens  ist  diese  Frage 
durchaus  nicht  endgültig  von  der  Tagesordnung  abgesetzt.  Die 
erste  120  Mill.  hl  übersteigende  Ernte  wird  sie  wieder  in  den 
Vordergrund  bringen ,  denn  man  mag  argumentieren  wie  man 
will,  es  bleibt  trotzdem  sonnenklar,  dass  es  sich  hier  um  eine 
Begünstigung  der  Getreideausfuhr  handelt.  Und  diese  For- 
derung zeigt  uns  am  deutlichsten,  wie  zwischen  den  Mitteln, 
die  die  agrarische  Mehrheit  früher  verlangt  hat  und  die  sie 
jetzt  verlangt,  ein  grosser  Unterschied  besteht.  Einst  hiess  es, 
Schutz  gegen  das  Ausland  und  Sicherung  des  inneren  Marktes, 
jetzt  heisst  es,  der  innere  Markt  versagt,  darum  Eröffnung  des 
ausländischen  Marktes.  Trotz  diesem  grossen  Unterschied  ist 
diese  letztere  Forderung  innerlich  und  äusserlich  aus  der  Politik, 
die  Meline  inauguriert  hat,  abgeleitet.  M^line  hat  bekanntlich 
die  Lehre  der  Schutzzölle  folgendermassen  formuliert:  Höhere 
Zölle  rufen  höhere  Preise  und  diese  steigende  Produktion  her- 
vor. Die  eigentliche  Wirkung  der  Schutzzölle  tritt  erst  dann 
ein,  wenn  die  in  dieser  Weise  gesteigerte  Produktion  den  In- 
landsbedarf decken  kann,  was  dann  auch  eine  Ermässigung  der 
Preise  mit  sich  bringt.  Diese  Lehre  wurde  von  sämtlichen 
angesehenen  Schutzzöllnern  vertreten.  Georges  Graux  in  seiner 
Eigenschaft  als  Präsident  der  Zollkommission,  der  würdige 
Nachfolger  Melines,  hat  sie  im  Dezember  1897  bei  der  Beratung 
der  Zölle  auf  Schweine  folgendermassen  ergänzt:  „Um  einen 
Ausfuhrüberschuss  an  Schweinen  zu  erzielen,  sollen  wir  das- 
selbe tun,  was  wir  auch  fürs  Getreide  getan  haben.  Ich  setze 
grosse  Hoffnung  auf  den  Moment,  wo  Frankreich  zum  Getreide- 
ausfuhrland wird,  ich  habe  die  Ueberzeugung,  dass  dieser  Tag 
bald  kommen  wird.     Hätten  wir  keinen  7  Fr. -Zoll,    so  wären 
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wir  nicht  im  stände,  120  Mill.  hl  Weizen  jährlich  zu  produ- 
zieren .  .  ."^)  Denselben  Gedanken  hat  er  noch  ausführlicher 
in  „Revue  polit.  et  parlementaire"  behandelt.  Nun,  der  Zu- 
stand, der  seit  1899  herrscht,  entspricht  vollständig  demjenigen, 
den  sich  Meline  als  Wirkung  der  Schutzzölle  vorgestellt  hat. 
Die  inländische  Produktion  ist  sogar  über  den  Bedarf  gestiegen 
und  die  Preise  sind  entsprechend  zurückgegangen ;  man  hat  auch 
einen  Ueberschuss,  den  man  den  Exporteuren  gerne  zur  Ver- 
fügung stellen  möchte.  Das  ist  der  äusserliche  Zusammenhang 
zwischen  den  Mitteln  einst  und  jetzt. 

Noch  grösser  aber  ist  die  innere  Beziehung.  Zunächst 
müssen  wir  konstatieren,  dass  die  Verfechter  der  Einfuhrscheine 
und  der  Ausfuhrprämie  die  obige  Lehre  noch  immer  als  gültig 
anerkannten^).  Was  wollen  also  diese  Leute?  „Die  Landwirt- 
schaft verlangt  nichts  anderes,  als  ihr  Getreide  nach  dem  nor- 
malen Preis  verkaufen  zu  können"^),  antwortete  der  Bericht- 
erstatter Debussy  selbst.  Dasselbe  finden  wir  in  der  Rede 
Vigers*)  und  Delpech-Cantaloups^).  Rose  hat  sogar  den  Mini- 
malpreis gegenüber  jenem  von  1885  (25  Fr.)  auf  22,23  Fr. 
festgesetzt^).  Man  will  nichts  anderes  als  das,  was  Meline 
1885  und  seine  Anhänger  noch  1894  für  Getreide  versprochen 
haben:  Sicherung  eines  bestimmten  Preises.  Die 
Einfuhrscheine    und    Ausfuhrprämien     sind     also 


0  Debats  parlem.  1897,  p.  3042. 

^)  So  führte  der  Berichterstatter  Debussy  am  5.  Juli  1900  folgen- 
des darüber  aus:  ,Es  ist  unentbehrlich,  dass  wir  unseren  Getreide- 
bedarf selbst  decken,  weil  wir  keine  Geldmittel  haben,  um  nach 
dem  Muster  Englands  —  das  durch  den  Handel  und  die  Industrie  zu 
Mitteln  kommt  —  fünf  Milliarden  jährlich  für  Nahrungsmittel  auegeben 
zu  können."     Debats  parlem.  1900,  p.  1830. 

^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1900,  p.  1866. 

^)  „Der  Kleinbauer  hat  das  Recht,  sein  Getreide  zu  einem  normalen 
Preise  zu  verkaufen,  um  für  die  harte  Arbeit,  welcher  er  sich  im  Inter- 
esse des  nationalen  Reichtums  unterwirft,  wenigstens  zum  Teil  entschädigt 
zu  werden."     Debats  parlem.  1900,  p.  1851. 

^)  »Das  sicherste  Mittel  des  Schutzes  der  Landwirte  ist  die  Siche- 
rung  eines   gewinnbringenden  Verkaufs."     Debats  parlem.  1900,  p.  1875. 

*"')  ,22,23  Fr.  ist  das  Minimum  der  Produktionskosten.  Da  der  Preis 
stets  unter  20  Fr.  stand,  so  haben  die  Bauern  fortwährend  mit  Verlust 
gearbeitet."     Debats  parlem.  1900,  p.  1897. 
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nichts  anderes  als  eine  mit  dem  Schutzzoll  gleich- 
berechtigte Konsequenz  jenes  Prinzips,  das  zur 
Grundlage  von  Melines  Schutzzollpolitik  dient. 

Es  ist  für  das  Schicksal  der  französischen  Volkswirtschaft 
ganz  gleichgültig»  wie  Meline  dieser  Frage  gegenüber  Stellung 
nimmt.  Seine  Politik  ist  ihm  über  den  Kopf  gewachsen,  und 
seine  Nachfolger  haben  sich  schon  längst  seinem  Einfluss  ent- 
zogen. Allein  umso  nachdrücklicher  ist  die  Schuld  der  Ur- 
heber dieser  Politik  hervorzuheben.  An  ihnen  haftet  nicht  nur 
die  Schuld  für  die  erlebten  Enttäuschungen  des  französischen 
Bauern,  sondern  auch  für  die  kommenden  und  für  alle  weiteren 
schlimmen  Folgen,  welche  die  Verwirklichung  neuer  Postulate 
mit  sich  bringen  würde. 


Viertes  Kapitel 

Die  weitere  Entwicklung  der  Weinkultur  und  die 
diesbezügliche  Politik 

I.   Die  abermalige  Erhöhung  der  Zölle  auf  Wein  und 
Rosinenwein 

Das  Gesetz  betreffs  Unterdrückung  von  künstlichen  Weinen 
war  eine  grosse  Errungenschaft  der  Weinagrarier,  allein  nicht 
genügend,  um  sie  zur  Ruhe  zu  bringen.  Im  Gegenteil,  sie 
waren  immer  in  Bewegung:  einmal  galt  es  dagegen  zu  pro- 
testieren, dass  der  Gesetzentwurf,  der  die  Abschaffung  von  ge- 
meindlichen Verbrauchsabgaben  bezweckt,  so  lange  im  Senat 
liegt ;  ein  anderes  Mal  galt  es,  das  Budget  des  Landwirtschafts- 
ministeriums zu  bewilligen  und  gelegentlich  zu  jammern  und 
Vorwürfe  zu  machen.  Die  Ernte  fiel  von  44,6  Mill,  hl  im 
Jahre  1896  auf  32,5  Mill.  hl  1897  und  blieb  im  folgenden 
Jahre  auf  dieser  Höhe.  Die  Einfuhr  der  zur  Weinfabrikation 
bestimmten  Rosinen  fiel  von  13,0  Mill.  kg  1896  auf  5,32  1897, 
auf  3,01  1898.  Die  Produktion  von  Rosinen  wein  ging  von 
0,888  Mill.  hl  1896  auf  0,451  1897  und  0,128  1898  zurück. 
Das  genannte  Gesetz  hat  also  die  gewünschte  Wirkung  aus- 
geübt. Die  Menge  des  gezuckerten  Weines  ging  1897  eben- 
falls zurück.  1898  sehen  wir  eine  kleine  Zunahme.  Die  Aus- 
fuhr, welche  seit  1895  stationär  war,  begann  1898  weiter 
zurückzugehen.  Die  Einfuhr  dagegen,  welche  seit  1892  stets 
zurückging,  stieg  im  Jahre  1895  auf  6,0  Mill.  hl  gegen  4,4 
1894.  Das  kam  daher,  weil  die  Weinernte  1895  sehr  klein 
war  und  weit  davon  entfernt,  den  inländischen  Bedarf  decken 
zu  können.  Auch  die  reiche  Ernte  des  Jahres  1896  hat  die 
steigende  Einfuhr  nicht  verhindert,  wie  die  Statistik  des  Aussen- 
handels  zeigt.     Allein,   wenn   man   diese  Einfuhr    etwas  näher 
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untersucht  und  den  monatlichen  Ausweis  der  Weineinfuhr  in 
Betracht  zieht,  so  sieht  man,  dass  der  grösste  Teil  derselben  auf 
die  Monate  entfällt,  in  welchen  eine  Schätzung  der  nächsten 
Ernte  noch  nicht  möglich  war. 

Das  Jahr  1897  weist  schon  einen  Einfuhrrückgang  auf. 
Derselbe  ist  ebenfalls  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  bedeutend 
stärker  als  in  der  zweiten,  steht  also  unter  dem  Druck  der 
Verhältnisse,  welche  durch  die  vorjährige  Ernte  geschaffen 
wurden.  Die  Ernten  der  Jahre  1897  und  1898  waren  ver- 
hältnismässig gering  (32  Mill.).  Infolgedessen  begann  die  Ein- 
fuhr gegen  Ende  des  Jahres  1897  und  im  Jahre  1898  wiederum 
zu  steigen.  Dass  diese  ohnehin  geringe  Einfuhrsteigerung  ganz 
begreiflich  und  unvermeidlich  war,  geht  aus  dem  Vergleich  der 
Durchschnittsernte  1892—1894  (39  Mill.  hl)  mit  jener  1895 
bis  1898  (33  Mill.  hl)  deutlich  hervor.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
dass  die  Produktion  von  anderen  künstlichen  Weinen  und  von 
Obstwein  beträchtlich  zurückgegangen  ist.  Diese  Einfuhr- 
steigerung war  den  Vertretern  der  weinproduzierenden  Gregenden 
sehr  unangenehm  und  alsbald  gebrauchten  sie  diese  Erscheinung 
als  Vorwand,  um  —  eine  neue  Zollerhöhung  für  Wein  zu  ver- 
langen. Ob  dieser  Wunsch  ohne  weiteres  von  der  Regierung 
erfüllt  worden  wäre,  ist  sehr  fraglich.  Da  aber  gerade  zu 
dieser  Zeit  —  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1898  —  Ver- 
handlungen über  eine  Handelskonvention  mit  Italien  geführt 
wurden,  so  benutzten  sie  die  Tatsache,  dass  der  Kriegszollsatz 
für  Wein,  der  Italien  gegenüber  seit  1888  bestand,  ausser  Kraft 
gesetzt  werden  würde,  um  die  Zollerhöhung  noch  energischer 
zu  verlangen  und  dadurch  den  Weinbau  vor  der  bevorstehen- 
den italienischen  Konkurrenz  zu  retten.  Die  Regierung  ging 
darauf  ein,  behielt  sich  aber  bei  den  Verhandlungen  vor,  den 
Weinzoll  auf  12  Fr.  erhöhen  zu  dürfen. 

Am  21.  November  legte  sie  der  Abgeordnetenkammer  einen 
solchen  Entwurf  vor  und  am  19.  Dezember  kam  derselbe  im 
Plenum  zur  Beratung.  Der  Zollkommission  wurde  schon  bei 
Ueberweisung  des  Projektes  ans  Herz  gelegt,  dasselbe  rasch 
durchzuarbeiten,  damit  es  vor  der  Abstimmung  über  die  Ver- 
einbarung mit  Itg^lien  zum  Gesetze  werden  könne.  So  geschah's 
auch.      Die  Beratung    in   der  Abgeordnetenkammer  nahm  fast 
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drei  grosse  Sitzungen  in  Anspruch  und  zeichnete  sich  durch 
besondere  Lebhaftigkeit  aus,  wie  man  sie  seit  dem  Jahre  1894, 
d.  h.  seit  Beratung  des  Getreidezolles,  nicht  mehr  hatte  be- 
obachten können. 

Die  ganze  Beratung  wurde  ausgefüllt  durch  den  Kampf 
der  Vertreter  des  Südens,  namentlich  der  Gironde,  die  diesmal 
einheitlich,  ohne  Rücksicht  auf  Parteischattierungen,  als  ex- 
treme Agrarier  gegen  die  Regierung  auftraten,  auf  deren  Seite 
die  Zollkommission  und  die  Weinhändler,  namentlich  jene  aus 
Bordeaux,  standen. 

Die  projektierte  Aenderung  war  folgende: 

1.  Der  Zoll  für  Weine  unter  12  *^  ist  ein  einheitlicher. 
(Bisher  war  Zoll  70  Cts.  pro  Hektoliter  und  Grad  bis  zu  10,9  o.) 

2.  Er  beträgt  12  Fr.  pro  Hektoliter. 

3.  Die  Weine  über  12  *^  unterliegen  dem  Zolle,  der  der 
Verbrauchsabgabe  auf  Branntwein  gleichkommt^). 

Die  eigentliche  Generaldiskussion,  d.  h.  die  Behandlung 
der  prinzipiellen  Frage  der  Zollerhöhung,  war  nur  eine  ganz 
kurze.  Die  Gegner  der  Erhöhung  begnügten  sich  damit,  durch 
den  Mund  Chichds  festzustellen,  dass  man  diesmal  glücklich 
die  erste  Anwendung  des  Sperrgesetzes  erlebt  habe,  und  dass 
die  Allmacht  des  Südens  unbeschränkt  sei.  Weiter  hat  Chiche 
seine  Behauptung  wiederholt,  dass  der  Zoll  nicht  die  gewünschte 
Wirkung  haben  werde,  dass  die  spanischen  Weine,  die  bloss 
zum  Verschnitt  nach  Frankreich  eingeführt  würden  und  somit 
auch  den  Wert  des  französischen  Weines  erhöhen,  eine  andere 
Richtung  einschlagen  würden,  weiter,  dass  das  beste  Mittel  zur 
Hebung  der  Weinkultur  die  Abschaffung  der  inneren  Verbrauchs- 
abgaben sei,  und  er  wagte  es  sogar,  unter  grossem  Wider- 
spruch der  Vertreter  des  Südens  zu  behaupten,  die  Fabrikation 
des  gezuckerten  Weines,  mit  der  sich  die  Weinbauern  be- 
schäftigen ,  sei  auch  eine  Ursache  der  Not  ^).  Eine  starke 
Steigerung  der  Einfuhr  aus  Italien  sei  nicht  zu  befürchten, 
weil  Italien  die  eroberten  Märkte  nicht  verlassen  wolle  und 
auch  die  Produktion  nicht  steigern  könne  ^). 

^)  Debats  parlöm.,  annexes  1899,  p.  307/08. 

2)  Debats  parlem.,  compte  rendu,  p.  2489—2491. 

3}  Ib.  p.  2518. 
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Die  Erwiderung  der  Vertreter  des  Südens  war  ungefähr 
folgende : 

Sie  seien  auch  überzeugt,  dass  der  beste  Schutz  die  Ab- 
schaffung der  inneren  Abgaben  sei,  allein  das  scheine  ein  Ding 
der  Unmöglichkeit  zu  sein  (Auge^),  Chastenet^).  Was  die 
Weinfälschung  anbelange,  so  seien  die  Weinbauer  dazu  zu 
ehrlich;  das  täten  bloss  die  Kaufleute,  und  dies  sei  durch  die 
Tatsache  bewiesen,  dass  die  Weinbauer  die  Massregel  zur 
Unterdrückung  der  Weinfälschung  beantragt  haben.  Auch 
daher  komme  zum  Teil  die  Not,  weil  die  Staatsgewalt  leider 
nicht  im  stände  sei,  die  Fälschung  genauer  zu  verfolgen 
(Auge). 

Die  Hebung  der  Weinkultur  und  zu  gleicher  Zeit  die  Er- 
höhung der  Zollschranken  in  anderen  Ländern,  weiter  die  Ein- 
räumung des  Minimaltarifs  an  Italien,  die  Steigerung  der  Pro- 
duktion in  den  Kolonien,  dann  der  Stand  der  Wechselkurse 
nach  Spanien,  der  die  Ausfuhr  fördert,  alles  das  macht  eine 
Zollerhöhung  unvermeidlich  (Chastenet). 

Den  übrigen  Teil  der  General-  und  den  grössten  Teil  der 
Spezialdiskussion  bildete  die  Erörterung  der  Frage: 

Von  welchem  Grad  ab  soll  der  Wein  einem  Zoll, 
der  gleich  der  Höhe  der  Verbrauchsabgabe  auf 
Branntwein  ist,  unterliegen? 

Die  Meinungen  darüber  gingen  sehr  stark  auseinander. 
Sowohl  die  Regierung  wie  die  Zollkommission  haben  12  ^  als 
Grenze  festgesetzt,  und  begründeten  dies  damit,  dass  man  in 
Spanien  die  leichteren  Weine  mit  billigem  eingeführtem  Al- 
kohol vermischte  und  so  sehr  starke  Weine  nach  Frankreich 
einführen  konnte,  worin  bis  zum  Jahre  1892  die  Hauptgefahr 
für  die  französische  Weinkultur  lag.  Mit  Rücksicht  darauf 
habe  man  die  unterste  Grenze  des  Alkoholreichtums  der  Weine, 
von  welchen  ab  die  hohe  Verzollung  beginnen  sollte,  so  niedrig 
(auf  10,9  ^)  festgesetzt.  Nach  dem  Jahre  1892  habe  sich  die 
Lage  vollständig  geändert.  Die  Einführung  eines  hohen  Zolles 
auf  Branntwein   in  Spanien   habe    das   Geschäft   der   Alkohol- 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  2492. 
2)  Ib.  p.  2495. 
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Vermischung  unmöglich  gemacht.  Das  Aufgeben  dieser  Ope- 
ration spiegele  sich  in  der  Einfuhrstatistik  am  besten  wider; 
es  habe  nämlich  die  Einfuhr  leichter  Weine  zu-  und  die  starker 
Weine  abgenommen.  Es  sei  festgestellt  worden,  dass  die  starken 
spanischen  Weine  (also  über  10,9  °)  mit  Wasser  vermischt 
worden  waren,  um  sie  auf  höchstens  10,9  ^  zu  reduzieren.  Es 
komme  also  jetzt  darauf  an,  dieser  Vermischung  mit  Wasser 
vorzubeugen,  d.  h.  den  Schutz  für  die  leichteren  Weine  zu 
verstärken  (auf  12,6),  und  daher  schlage  die  Regierung  12° 
als  Grenze  vor  (Graux^). 

Eine  Menge  Amendements,  die  auf  eine  Ermässigung, 
bezw.  Erhöhung  dieser  Grenze  hinausgingen,  wurden  in  der 
Spezialdiskussion  eingebracht.  Die  Vertreter  des  Südens  ver- 
langten die  Beibehaltung  der  bestehenden  Grenze,  ihre  Gegner 
dagegen  ihre  Erhöhung  auf  15  ^.  Als  die  letzteren  aber  sahen, 
dass  der  Druck  von  der  gegnerischen  Seite  sogar  den  Vorschlag 
der  Regierung  in  Frage  stellte,  traten  sie  energisch  für  den- 
selben ein.  Sie  machten  sich  hierauf  die  Begründung  der  Re- 
gierung zu  eigen:  Die  Vermischung  mit  Alkohol  sei  in  Spanien 
unmöglich;  als  Beweis  diene  die  Einfuhrstatistik,  welche  die 
Einfuhr  von  Weinen  mit  10,9  «  im  Jahre  1892  auf  0,5  Mill.  hl 
und  im  Jahre  1897  auf  1,9  Mill.  hl  beziffert.  Der  Durchschnitt 
an  Alkoholreichtum  der  spanischen  Weine  stehe  über  10  °, 
daher  würden  sie  nicht  alkoholisiert  und  Frankreich  müsse 
stärkere  Weine  einführen,  um  die  leichteren  französischen  damit 
vermischen  zu  können.  Diese  eingeführten  starken  Weine 
seien  in  Frankreich  unter  dem  Namen  „Vins  medicins"  bekannt 
(Jourde  ^). 

Ihre  Gegner  beharrten  auf  der  Behauptung,  dass  der 
Durch  Schnittsreichtum  der  spanischen  und  italienischen  Weine 
nicht  mehr  als  8 — 9  °  betrage,  alle  stärkeren  Weine  seien  mit 
Alkohol  vermischt  und  es  würden  nach  Frankreich  hauptsäch- 
lich stärkere,  also  alkoholisierte  Weine  eingeführt.  Jourde 
machte  weiter  geltend:  Je  höher  man  die  unterste  Grenze 
setzt,  umso  stärkere  Weine  würden  eingeführt  werden.    Darauf 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  2515/16. 
^)  Ib.  p.  2521  und  2535. 
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erwiderte  man  ihm,  dass  er  darin  vollständig  recht  habe,  aber 
nicht  weil  dieselben  von  Natur  aus  alkoholreich  sind,  sondern 
weil  sie  in  beliebiger  Menge  mit  Alkohol  vermischt  werden 
können.  Man  habe  die  Alkoliolisation  in  Frankreich  zum 
Schaden  des  Nordens  verboten,  und  man  erlaube  dieselbe  im 
Auslande  (Aug^^).  Im  übrigen  sei  der  Schutz  für  die  leich- 
teren Weine  illusorisch,  weil  dieselben  nicht  eingeführt  würden 
(Firmin  Faure^). 

Als  die  Vertreter  des  Südens  sahen,  dass  die  Regierung 
die  Mehrheit  hatte,  versuchten  sie  eine  besondere  Verzollung 
von  Fässern  einzuführen,  aber  ohne  Erfolg. 

Das  Projekt  enthielt  ferner  eine  Zollerhöhung  auf  Wein- 
trester.  Der  Zoll  auf  Rosinenwein  und  andere  nicht  genannte 
Weine  wurde  erhöht,  d.  h.  er  ist  mit  der  Verbrauchsabgabe 
ausgeglichen,  soll  aber  nie  unter  30  bezw.  15  Fr.  pro  Hekto- 
liter heruntergehen.  Diese  Massregel  bezeichnete  Jourde  als 
Schutz  der  französischen  Rosinenfabrikanten  ^). 

Nach  Beendigung  der  Beratung  über  die  wichtigsten 
Punkte  des  Projektes  kam  es  zu  einer  längeren  Auseinander- 
setzung über  verschiedene  Anträge,  welche  der  Einfuhr  von 
ausländischen  Weinen  noch  kräftiger  Einhalt  machen  wollten. 
Der  Abgeordnete  Piou  beantragte,  ausländische  Weine  sollten 
ohne  Angabe  des  Provenienzlandes  nicht  in  Verkehr  gesetzt 
werden.  Trotz  heftigem  Widerstand  wurde  dieses  „Made  in 
Germany"  angenommen.  Mit  einer  erdrückenden  Mehrheit  von 
449  gegen  39  Stimmen  wurde  auch  der  ganze  Entwurf  an- 
genommen. 

Die  Entstehungsgeschichte  dieser  Zollerhöhung  zeigt  merk- 
würdige Wandlungen.  Bevor  die  Verhandlungen  mit  Italien 
eingeleitet  wurden,  hatte  kein  Mensch  eine  solche  verlangt. 
Erst  als  die  Gewährung  des  Minimaltarifs  mit  Italien  verein- 
bart wurde,  kamen  die  Weinagrarier  auf  den  Gedanken,  dass 
dies  eine  üeberfüUung  mit  Wein  und  Seide  aus  Italien  zur  Folge 
haben  könne,  und  sie  machten  daher  die  Erhöhung  des  Zolles 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1898,  p.  2513 — 2516, 

2)  Ib.  p.  2541. 

3)  Ib.  p.  2516. 
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auf  Wein  zur  Bedingung  für  die  Annahme  der  Konvention. 
Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  uns  die  Beratung  des  Projektes. 
Im  Vordergrund  steht  —  Spanien.  Die  Regierung  selbst  hat 
durch  die  Erhöhung  der  untersten  Grenze  des  Alkoholgehaltes 
von  10  °  auf  12  °  und  durch  die  Begründung  desselben  der 
Sache  diese  Wendung  gegeben.  (Im  übrigen  aber  ist  dieser 
Schritt  nicht  dem  Streben,  den  Schutz  der  leichteren  Weine 
zu  verstärken  —  weil  das  nicht  durch  Festsetzung  der  untersten 
Grenze,  sondern  durch  die  Erhöhung  des  Zollsatzes  erreicht 
vü^erden  kann  — ,  sondern  jenem ,  die  unvermeidliche  Ver- 
stärkung des  Schutzes  möglichst  zu  mildern,  entsprungen.)  Die 
Frage  der  Menge  der  eingeführten  Weine  und  der  Alkohol- 
reichtum derselben  war  ausschlaggebend.  Dieses  Bild  erinnert 
uns  sehr  an  die  Zustände  vor  der  Tarifreform.  Der  notleidende 
Weinbau  hat  Ende  der  Achtzigerjahre  seine  ganze  Hoffnung 
auf  diese  Reform  gesetzt.  Sie  kam  auch  zu  stände.  Die  Re- 
gierung schlug  eine  Verzollung  von  0,50  Fr.  pro  Hektoliter 
und  Grad  vor,  die  Zollkommission  und  die  Weinagrarier  eine 
solche  von  0,70  Fr.  und  der  allmächtige  Spiritus  rector  M^- 
line  trat  für  den  Vorschlag  der  Zollkoramission  ein,  wodurch 
er  auch  seine  Annahme  erwirkte,  welche  keineswegs  sicher 
war.  In  seiner  bedeutungsvollen  Rede  hatte  er  u.  a.  auch 
folgendes  ausgeführt: 

„Ich  habe  die  Bewegung  der  Bevölkerung  des  Südens  auf- 
merksam verfolgt,  sie  war  ursprünglich  anspruchsvoller,  ich 
war  entsetzt  über  verschiedene  Vorschläge,  die  man  in 
Bezug  auf  die  Höhe  des  Zolles  in  den  Versammlungen  machte; 
so  wurde  z.  B.  sehr  oft  ein  Minimalzoll  von  1  Fr.  pro 
Hektoliter  und  Grad  gefordert.  Diese  Bewegung  ist  nur  durch 
Annahme  des  70  Cts. -Zolles  zur  Ruhe  zu  bringen"  ^).  Zwischen 
der  Zeit,  in  welcher  Meline  diese  Aeusserung  machte,  welche 
für  die  Abstimmung  der  Kammer  ausschlaggebend  war,  und 
jener,  in  welcher  die  oben  besprochene  Zollerhöhung  stattfand, 
liegen  nur  sieben  Jahre.  Jetzt  beträgt  der  Minimalzoll 
auf  Wein  bis  12°  Alkoholgehalt  12  Fr.,  also  die- 
jenige Höhe,    die   Meline    1891    erschreckt   hat.     Im   übrigen 


1)  Debats  parlem.  1891,  p.  1536. 
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ist  dies  noch  nicht  alles;  der  Schutz,  der  jetzt  statuiert  wurde, 
ist  noch  kräftiger  als  der,  den  die  Verzollung  von  1  Fr.  pro 
Hektoliter  und  Grad  mit  sich  bringen  würde.  Nach  dieser  hätte 
ein  Hektoliter  Wein  mit  8  °  einen  Zoll  von  8  Fr.  zu  entrichten; 
die  letzte  Reform  aber  bringt  einen  einheitlichen  Zoll  von  12  Fr., 
wodurch  auch  die  alkoholärmsten  Weine  dem  Minimalsatz  von 
12  Fr.  unterliegen.  Auch  zur  Zeit,  als  diese  Reform  stattfand, 
war  Meline  noch  immer  Mitglied  der  Abgeordnetenkammer,  er 
wohnte  sogar  der  Diskussion  bei,  unterliess  aber,  sein  Entsetzen 
und  seine  Entrüstung  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Aus  der  Tat- 
sache, dass  er  seine  Stimme  ebenfalls  für  den  Gesetzentwurf 
abgegeben,  ist  zu  schliessen,  dass  er  über  denselben  überhaupt 
gar  nicht  entrüstet  war.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  er 
seine  Rede  von  1891  vergessen  hat;  hat  er  sie  nicht  vergessen, 
dann  sollte  er  wenigstens  darüber  entrüstet  gewesen  sein,  dass 
seine  damalige  Versicherung  betreffs  endgültiger  Beruhigung 
der  Bewegung  im  Süden  Lügen  gestraft  wurde.  Ihre  For- 
derungen gerade  in  Bezug  auf  die  Höhe  der  Zollsätze  sind 
nicht  nur  nicht  verschwunden,  sondern  so  stark  geworden,  dass 
es  für  die  politische  Stellung  Melines  recht  gefährlich  gewesen 
wäre,  wenn  er  ihnen  entgegengetreten  wäre.  Allerdings  ist  es 
ihm  nicht  angenehm  gewesen,  dass  er  seine  frühere  Rolle  des 
allmächtigen  Generals  einer  parlamentarischen  schutzzöllneri- 
schen  Armee  dauernd  mit  der  eines  gemeinen  Soldaten  ver- 
tauschen musste.  Das  sind  aber  die  Früchte  seiner  langjährigen 
Tätigkeit,  das  ist  der  Fluch  der  Schutzzollpolitik,  dass  sie  eine 
vollständige  und  dauernde  Befriedigung  nie  herbeiführen  kann. 
Entsetzlich  ist  bei  dieser  ganzen  Sache  nur,  dass  dieses 
Nichtentsetzen  Melines  keinen  einzigen  Abgeordneten  entsetzt  hat, 
wenigstens  kam  ein  solches  Entsetzen  nirgends  zum  Ausdruck. 
Aus  der  grossen  Mehrheit,  mit  welcher  der  Gesetzentwurf  an- 
genommen wurde,  geht  hervor,  dass  die  Absatzkrisis  von  1894 
dem  Protektionismus  keinen  Abbruch  getan  hat. 
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II.  Umschwuug  in  der  Ansicht  der  Weinagrarier  über  die 

Mittel  zur  Linderung  der  Not  des  Weinbaus.  —  Die  Reform 

der  Getränkesteuern 

Dasjenige,  was  das  französische  Parlament  durch  ver- 
schiedenartigste Massregeln,  namentlich  durch  Einführung  hoher 
Zölle  auf  Wein,  alle  Weinsurrogate  und  die  zur  Herstellung 
von  Wein  dienenden  Produkte  und  abermalige  Erhöhung  der- 
selben, durch  ungeheure  Belastung  und  Unterdrückung  aller 
dem  Wein  konkurrierenden  Getränke,  nicht  erreichen  konnte, 
trat,  unabhängig  von  allen  Massregeln,  in  den  Jahren  1900 
und  1901  ein.  Die  Einfuhr,  welche  sich  noch  im  Jahre  1899 
auf  der  Höhe  von  8  Mill.  hl  befand  —  ein  Teil  ist  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  bevorstehende  Zollerhöhung  eingeführt  wor- 
den — ,  sank  im  folgenden  Jahre  um  beinahe  100  °/o  und  er- 
reichte 1901  eine  Höhe  von  4,6.  Die  Produktion  künstlicher 
Weine  ging  kolossal  zurück  (gezuckerter  Wein  von  1,850  Mill.  hl 
1899  auf  0,906  1900  und  Rosinenwein  von  0,120  Mill.  hl  1898 
auf  0,090  Mill.  hl  1900    [s.  Tabelle  III]). 

Die  sonst  stets  zurückgehende  Ausfuhr  erfuhr  sogar  eine 
kleine  Zunahme  und  erreichte  die  Höhe  von  1,871  Mill.  hl, 
welche  seit  1892  nicht  dagewesen  ist.  Woher  kamen  diese 
grossen  Aenderungen?  Die  Antwort  darauf  gibt  uns  die 
Statistik  der  Weinernte.  Die  Weinproduktion  stieg  von  32 
(1898)  auf  47  Mill.  hl  1899  und  kam  damit  der  Ernte  1893 
sehr  nahe,  deren  Folge  Unverkäuflichkeit  der  Weine  und  Ver- 
zweiflung der  Weinbauer  im  Jahre  1894  war.  Diese  Er- 
scheinung war  diesmal  nicht  zu  beobachten,  eher  ist  ein  Gleich- 
gewicht zwischen  Produktion  und  Konsum  als  unmittelbare 
Folge  dieser  Ernte  eingetreten.  Ganz  anders  gestaltete  sich 
die  Sache  im  folgenden  Jahre,  wo  die  Ernte  auf  67  Mill.  hl 
stieg,  eine  Höhe,  die  nicht  nur  seit  Anfang  der  siebziger  Jahre 
nicht  beobachtet  worden  ist,  sondern  weit  über  allen  Ernten 
der  letzten  25  Jahre  steht.  Dies  rief  in  den  Kreisen  der  Wein- 
bauer eine  Panik  hervor,  die  Verzweiflung  war  grösser  als 
jene  von  1894 ;  dazu  kam  noch  eine  weitere  reiche  Ernte 
(00  Mill.  hl  1901).  Diese  aufeinanderfolgenden  zwei  überaus 
reichen    Ernten    bewirkten    eine    vollständige    Aenderung    der 
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Lage  des  Weinbaus  und  das  hier  zu  betrachtende  für  uns 
neue  Bild  ist  noch  heute  für  die  Situation  massgebend. 

Die  erste  Folge  dieser  Erscheinung  war  wirkliche  ünver- 
käuflichkeit  der  Weine,  welche  umso  schwerer  drückte,  als 
den  Bauern  sowohl  die  Gefässe  wie  auch  die  Räume  zur  Auf- 
bewahrung derselben  fehlten.  Sie  wendeten  sich  wieder  nach 
Paris  und  verlangten  von  ihren  Vertretern  dringend  Hilfe. 
Was  taten  ihre  Vertreter? 

Es  begann  zunächst  eine  Bewegung,  die,  ohne  auf  be- 
stimmte Forderungen  hinauszugehen,  nur  als  Einleitung  für 
die  kommende  Aktion  dienen  sollte.  Dann  griff  man  zu  einem 
für  die  Abgeordneten  recht  bequemen  Mittel,  d.  h  man  rich- 
tete an  die  Regierung  Interpellationen,  deren  Besprechung 
aber  immer  wieder  verschoben  wurde.  Darauf  kam  die  erste 
bestimmte  Forderung,  man  möge  den  im  Senat  ruhenden  Gesetz- 
entwurf über  Getränkesteuern  —  in  der  Abgeordnetenkammer 
schon  1897  votiert  —  endgültig  erledigen.  Diese  Forderung  wurde 
mit  solcher  Energie  unterstützt,  dass  die  Regierung  sich  genötigt 
sah,  diese  Frage  wiederum  in  Angriff  zu  nehmen.  Das  alte 
Projekt  wurde  vollständig  umgearbeitet  und  bereits  in  der 
zweiten  Hälfte  1900  hatte  sich  das  Plenum  mit  dem  Versuch 
zu  befassen,  das  Getränkeregime  gründlich  zu  reformieren. 
Dass  diese  sowohl  volkswirtschaftlich  wie  finanziell  ungemein 
wichtige  Frage  nicht  so  rasch  erledigt  werden  konnte ,  ist 
selbstverständlich.  Am  29.  Dezember  erst  ist  der  Gesetzentwurf 
angenommen  worden,  nachdem  er  den  Gegenstand  lebhafter 
Debatten  in  einer  sehr  grossen  Zahl  von  nur  der  Erörterung 
dieser  Frage  gewidmeten  Sitzungen  gebildet  hatte.  Wir  haben 
eine  Besprechung  der  Gesetzgebung  über  Getränke  (einschliess- 
lich Branntwein)  und  Zucker  nicht  in  den  Rahmen  unserer 
Arbeit  aufgenommen,  weil  sie  erschöpfend  und  klar  nur  in 
einzelnen  Monographien  gegeben  werden  könnte.  Doch  macht 
uns  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  langwierigen  Beratungen, 
welche  dieser  Gegenstand  hervorrief,  klar,  woher  es  kommt, 
dass  sämtliche  dreissig  Reformversuche,  welche  seit  1880 
gemacht  wurden,  scheiterten.  Der  Grund  ist,  dass  an  die 
Lösung  dieser  Frage  drei  sehr  mächtige  Interessen  geknüpft 
sind,    die  Interessen   des  Fiskus,   des  Branntwein  produzieren- 
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den  Nordens  und  des  Wein  produzierenden  Südens,  und  zwar 
auf  solche  Weise,  dass  eine  harmonische  Ausgleichung  Aller 
absolut  ausgeschlossen  ist.  Für  den  Fiskus  —  auch  für  die 
Gemeinden  —  handelt  es  sich  dabei  um  eine  sich  auf  Hun- 
derte von  Millionen  belaufende  Einnahmequelle.  Das  ist  für 
die  beiden  anderen  Interessenkreise  sehr  unangenehm.  Der 
Wein  muss  eine  Menge  verschiedener  Abgaben  (beim  Ver- 
kauf etc.)  entrichten,  der  Branntwein  ist  einer  solchen  von 
165  Fr.  nur  für  Rechnung  des  Staates  unterworfen.  Diese 
Lasten  wurden  umso  empfindlicher,  als  die  beiden  Produkte 
zur  Zeit  an  Absatzmangel  litten.  Die  Vertreter  des  Nordens 
dachten  im  stillen,  erklärten  es  aber  oft  auch  öffentlich,  dass 
die  steigende  Produktion  von  Wein  auf  die  Absatzverhältnisse 
des  Branntweines  sehr  unangenehm  wirke.  Die  Vertreter  des 
Südens  dachten  bis  zum  Jahre  1900,  welch  ein  idealer  Zustand 
es  wäre,  wenn  der  schädliche  Schnaps  vom  Genuss  vollständig 
ausgeschlossen  und  nur  auf  industriellen  Verbrauch  angewiesen 
wäre.  Als  aber  die  Unverkäuflichkeit  gegen  Ende  1900  in  be- 
sonders hohem  Masse  eintrat,  erklärten  sie  rücksichtslos,  dass  die 
Reform  des  Getränkeregimes  dieser  Forderung  in  erster  Linie 
Rechnung  zu  tragen  habe.  Beseitigung  aller  auf  Wein  ruhen- 
den Finanzlasten  und  Uebertragung  derselben  auf  Branntwein, 
noch  strengeres  Vorgehen  gegen  alle  anderen  Weine  und 
Massregeln,  die  es  dem  Weinbauer  möglich  machen  sollten, 
aus  dem  unverkauften  Wein  Branntwein  herzustellen,  ohne  die 
dem  Branntwein  produzierenden  Norden  auferlegten  und  auf- 
zuerlegenden Lasten  tragen  zu  müssen,  waren  die  weiteren 
Forderungen  der  Vertreter  des  Südens.  So  wurde  der  Bund 
zwischen  Norden  und  Süden,  den  der  kluge  Meline  in  Aus- 
nützung der  Not  beider  und  mit  üeberbrückung  des  bis  dahin 
bestehenden  und  Jahrhunderte  alten  Gegensatzes  zu  stände 
gebracht  hatte,  gesprengt.  Entrüstet  über  die  Masslosigkeit 
ihrer  Verbündeten  traten  die  von  Norden  energisch  gegen  die 
Forderung  des  Südens  auf.  Der  Kampf  war  eröffnet.  Und 
da  hätte  der  Finanzminister  Caillaux  die  mittlere  Linie  ent- 
decken sollen,  um  darauf  die  widerstrebenden  Interessen  zu 
versöhnen ! 

Es  kam  ein  neuer  Gesetzentwurf.    Dieser  enthielt  zunächst 
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eine  Bestimmung  (§  1),  nach  welcher  die  Schanksteuer  (droit 
de  detail)  die  Eingangsgebühr  (droits  d'entrde)  und  die  Kon- 
sumsteuer (taxe  unique)  für  Wein  und  Obstwein  abgeschafft 
werden  sollten.  Die  einzige  Abgabe,  welche  fortexistieren 
sollte,  war  die  von  1,50  Fr.  pro  hl  für  Wein  und  0,80  Fr. 
für  Obstwein.  Ferner  ist  die  Verbrauchsabgabe  für  Brannt- 
wein von  156  auf  220  Fr.  erhöht.  Die  Frage  der  Eigen-  und 
der  Berufsbrenner  ist  neu  geregelt,  und  zwar  in  sehr  kompli- 
zierter Weise,  welche  aber  auf  eine  Begünstigung  des  Südens 
hinausging,  indem  die  Brennerei  von  eigenem  Wein,  Obst- 
wein etc.  für  eigenen  Bedarf  bis  20  1  von  jeder  Steuer  befreit 
werden  sollte.  Weiter  sollte  es  der  Regierung  überlassen  werden, 
jeden  gefährlichen  Wein  zu  verbieten,  und  endlich  sollte  die 
Denaturierungsabgabe  für  Branntwein  von  1,50  Fr.  abgeschafft 
und  das  Maximum  derselben  auf  0,25  Fr.  festgesetzt  werden. 
Das  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen. 

Sieht  man  von  der  letzten  Bestimmung,  welche  die  indu- 
strielle Verwendung  von  Branntwein  begünstigen  sollte,  ab, 
so  haben  wir  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  eine  Er- 
weiterung des  Weinabsatzes  im  Inlande  und  zwar  hauptsächlich 
auf  Kosten  der  Branntweinproduktion  herbeiführen  sollten.  Es 
konnte  also  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  die  Vertreter  des 
Nordens  grossen  Widerstand  leisteten.  Insbesondere  zwei  Be- 
stimmungen: jene  bezüglich  der  Steuererhöhung  auf  Brannt- 
wein und  bezüglich  der  Eigenbrenner  wurden  heftig  angegriffen. 
Die  Auseinandersetzung  darüber  füllte  den  grössten  Teil  der 
Diskussion  aus.  Die  Befreiung  der  Eigenbrenner,  welche  den 
Bauern  eine  neue  Verwendung  des  unverkauften  schwachen 
Weines  bietet,  wird  als  ein  verwerfliches  Privileg  angesehen, 
weil  der  Norden  von  ihr  keinen  Gebrauch  machen  kann.  Nicht 
die  Tatsache,  dass  die  ohnehin  starke  Produktion  von  Brannt- 
wein dadurch  noch  stärker  würde,  sondern  der  Umstand,  dass 
die  Bestimmung  den  ganzen  Norden  in  schwerbelastete  Be- 
rufs- und  den  Süden  in  privilegierte  Eigenbrenner  umwandelt, 
dient  als  Hauptargument. 

Diese  Opposition  hat  die  Annahme  des  Gesetzentwurfes 
nicht  verhindern  können.  So  kam  die  schwierige  Reform  des 
Getränkeregimes  zu  stände,  welche  dem  Branntwein  neue  un- 
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geheure  Lasten  (in  Paris  beträgt  z,  B.  die  Gesamtbelastung 
415  Fr.  pro  hl)  auferlegte  und  einen  mächtigen  Versuch  zur 
Erweiterung  des  Weinkonsumes  darstellt.  In  dieser  Tatsache 
spiegeln  sich  die  Machtverhältnisse  der  beiden  daran  interessier- 
ten Gruppen  wieder.  Die  Weinbauer,  welche  einmal  dem 
Freihandel  mächtigen  Vorschub  leisteten,  sind  als  jüngste 
Schutzzöllner  dem  ältesten  Teil  der  agrarischen  Schutzzöllner 
über  den  Kopf  gewachsen. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  durch  Zustandekommen 
dieses  Gesetzes  der  Gegensatz  zwischen  beiden  Gruppen  und 
somit  auch  die  Quelle  der  Zwistigkeiten  dauernd  gemacht 
wurde. 


III.  Der  Fiskus  soll  Weinkonsument  werden 

Da  die  geschilderte  Reform  begreiflicherweise  das  üebel 
nicht  sofort  aus  der  Welt  schaffen  konnte,  so  musste  man  an 
andere  Mittel  denken.  Und  unter  solchen  finden  wir  den 
Antrag  Narbonne,  der  anlässlich  der  Beratung  des  Budgets 
des  Kriegsministeriums  eingebracht  wurde,  und  dahin  ging, 
den  Soldaten  ein  Quart  Wein  täglich  zu  erteilen.  Zur  Be- 
gründung des  Antrags  wurde  folgendes  ausgeführt:  ,Es  scheint 
in  einer  Zeit,  in  der  die  Entlastung  des  hygienischen  Getränkes 
beschlossen  ist,  wo  die  gemeindlichen  Verbrauchsabgaben  ab- 
geschafft werden,  wo  sich  der  Weinbau  wieder  vollständig 
erholt,  der  Augenblick  gekommen  zu  sein,  wo  den  Soldaten 
alle  drei  nötigen  Elemente:  Brot,  Fleisch  und  Wein  gewährt 
werden  können.  Es  sei  überflüssig,  führte  Narbonne  weiter 
aus,  auf  die  Bedeutung  des  Weines  als  Nahrung  (!)  einzu- 
gehen. Für  die  Weinbauer  sei  dieser  Absatz  von  200  bis 
250000  hl  ohne  Bedeutung;  der  Vorteil,  den  sie  daraus  ziehen 
könnten,  liege  vielmehr  darin,  dass  die  Soldaten  innerhalb  drei 
Jahren  zum  Genuss  der  natürlichen  Weine  erzogen  werden  ^). 
Der  Kriegsminister  sprach  dagegen,  weil  der  dazu  notwendige 
Kredit  weit  über  die  dazu  geforderte  Summe  (317  000  Fr.) 
hinausgehe.    Wenn  die  Kammer  geneigt  sei,  eine  höhere  Summe 


1)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1900,  p.  8072/73. 
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bei  dieser  Position  zu  bewilligen,  fügte  er  hinzu,  so  wäre  es 
dringender,  sie  zur  Erhöhung  der  Fleischportion  zu  verwenden  ^), 
Narbonne  will  wissen,  dass  die  Soldaten  genug  Fleisch  haben, 
und  beschränkt  seine  Bestrebungen  darauf,  dass  Versuche  nach 
Massgabe  der  Mittel  mit  Einbürgerung  der  Weinration  statt- 
finden, und  dass  die  Nahrung  Wein  sich  vom  Fleisch  sehr 
unterscheide,  indem  der  letztere  den  Soldaten  die  notwendige 
gute  Laune  verleiht.  Alle  bösen  Leute  seien  Wassertrinker  ^). 
Den  Antrag  unterstützte  Lechevallier  mit  der  Aenderung,  dass 
die  Bestimmung  auch  auf  Obstwein  und  Bier  erweitert  werden 
solle  ^).  In  solcher  Form  wurde  er  von  der  Kammer  mit  284 
gegen  23G  (definitiv  263  gegen  198)  Stimmen  angenommen. 

Diese  Bestimmung  wurde  vom  Senat  gestrichen.  Da  aber 
die  Krisis  inzwischen  noch  stärker  geworden  war,  so  wurde 
derselbe  Antrag  abermals  eingebracht  und  rief  eine  längere 
und  noch  lebhaftere  Diskussion  hervor.  Die  Regierung  und 
die  Budgetkommission  beschuldigten  die  Antragsteller  einer 
für  das  Gleichgewicht  des  Staatshaushaltes  gefährlichen  Inter- 
essentenpolitik. Auch  als  Präzedenzfall  sei  der  Antrag  ver- 
werflich, denn  wie  solle  man  dann  die  Ablehnung  eines  sol- 
chen betreffs  Käse-  und  Sardinenverbrauchs  begründen?  Das 
Budget  des  Kriegsministeriums  sei  nicht  dazu  da,  um  der  Land- 
wirtschaft als  Prämie  zu  dienen,  sondern  um  eine  solide  Armee 
zu  erhalten.  Der  Eifer  der  Antragsteller  wurde  dadurch  um 
nichts  vermindert,  im  Gegenteil,  sie  bestiegen  nacheinander 
die  Tribüne  und  suchten  mit  aller  Kraft  den  Antrag  durch- 
zusetzen. Die  Meinung  der  Aerzte  sei  unmassgeblich,  wo  es 
sich  um  gesunde  Leute  handele,  im  übrigen  gingen  sie  selbst 
in  ihren  Meinungen  auseinander.  Es  sei  daher  am  besten,  den 
Wünschen  der  Soldaten  Folge  zu  leisten.  Der  Antrag  sei  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Soldaten  eingebracht  und  erleichtere  die 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  (? !)  etc.  Eine  Mehrheit  von  423 
gegen  138  Stimmen  nahm  den  Antrag  an.  Der  Beschluss  fand 
jedoch  wieder  Widerstand  im  Senat.  Schliesslich  wurde  der 
Gedanke  in  sehr  harmloser  Weise  in  den  Budgets  seit  1901 
verwirklicht.      Die   Militärverwaltung   erhielt   eine  Geldsumme, 


^)  Debats  parlem.,  compte  rendu  1900,  p.  3072/73. 
Bajkiö,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  23 
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die  sie  nach  Ermessen  für  Fleisch  und  Wein  der  Soldaten 
verwenden  kann. 

Der  „karitative"  Charakter  der  französischen  ökonomischen 
Politik  hat  in  diesen  Bestrebungen  immerhin  sich  charakteri- 
siert. Man  kann  sagen,  dass  sich  dann  prinzipiell  jedes  Ein- 
greifen des  Staates  ins  Wirtschaftsleben  rechtfertigen  lässt. 
Wenn  man  den  Hauptgedanken  vor  Augen  hat,  nämlich  dass 
der  Staat  auch  zum  Abnehmer  der  Produkte  eines  von  der 
Gesetzgebung  bevorzugten  und  an  Ueberproduktion  leidenden 
Produktionszweiges  gemacht  werden  sollte  —  und  das  geht 
aus  der  Schilderung  der  Lage  des  Weinbaus  und  der  parla- 
mentarischen Verhandlungen  mit  zwingender  Notwendigkeit 
hervor  — ,  so  ist  es  ganz  klar,  dass  zwischen  der  merkan- 
tilistischen  Politik  derjenigen  absoluten  Fürsten,  welche  nicht 
dem  Fiskus,  wie  es  Frankreich  tut,  sondern  gewissen  Ständen 
und  Juden  den  Ankauf  von  Produkten  bevorzugter  Produktions- 
zweige aufzwang,  und  diesen  Bestrebungen  gar  kein  prinzipieller 
Unterschied  besteht,  und  sogar  dass  sie  denselben  Gesichts- 
punkten entsprechen  und  dieselben  Zwecke  verfolgen.  Auf  dem 
Gebiete  der  ökonomischen  Politik  befände  sich  schliesslich  die 
mit  so  viel  Opfern  erkämpfte  Republik  auf  demselben  Stand- 
punkt, auf  dem  der  preussische  Absolutismus  zur  Zeit  seiner 
Blüte  stand.  Damit  ist  aber  die  prinzipielle  Bedeutung  dieser 
Bestrebungen  nicht  erschöpft.  Stellt  ein  Eingreifen  des  Staates 
zwecks  Erleichterung  des  Absatzes  eines  Produktes  nicht  eine 
Einmischung  im  Sinne  des  Sozialismus,  d.  h.  der  planmässigen 
Regelung  des  Absatzes  par  excellence  dar?  Gibt  es  einen 
denkenden  Menschen,  der  das  Verlangen  eines  Unternehmers, 
welcher  seine  Arbeiter  doppelt  so  hoch  bezahlt,  wie  sein  Nach- 
bar, nach  einer  doppelt  so  hohen  Bezahlung  der  von  ihm  an  den 
Staat  gelieferten  Produkte  bei  solchem  Sachverhalt  ablehnen 
könnte?  Oder  gar  wenn  die  vereinigten  Arbeiter  ein  unab- 
setzbares Produkt  herstellen  und  dann  vom  Staate  verlangen, 
er  solle  dasselbe  abnehmen  ? 

Nein,  zwischen  dem  Merkantilismus,  dem  Protektionismus 
in  diesem  Sinne  und  dem  Kollektivismus  besteht  in  Bezug  auf 
das  Problem  der  staatlichen  Einmischung  in  das  Wirtschafts- 
leben kein  prinzipieller  Unterschied.     Der  Unterschied  besteht 
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nur  darin,  dass  der  erstere  bewusst  der  Industrie  auf  Kosten 
der  Gesamtheit  Vorteile  verschaffen  wollte  und  bisweilen  konnte ; 
der  zweite  dies  für  die  Landwirtschaft  erstrebt,  aber  erfolglos, 
und  dass  der  dritte  nicht  nur  keinem  nützen,  sondern  allen 
schaden  würde. 

Darauf  würde  man  vielleicht  einwenden:  es  sei  die  Summe 
minimal  und  ohne  Bedeutung  auf  die  Lage  des  Weinbaus, 
Allerdings;  allein  hier  handelt  es  sich  darum,  dass  dieses 
Prinzip  eine  Mehrheit  finden  konnte.  Eine  Erhöhung  dieser 
Summe  ^)  —  vielleicht  für  ein  anderes  Produkt  —  wird  nicht 
nur  sicher  kommen ,  sondern  sie  ist  auch  nicht  mehr  zu  ver- 
hindern. Brauchen  wir  Beweise  dafür?  Haben  Meline  und 
Viger  bei  der  Generaldiskussion  1891  nicht  geschworen,  dass 
eine  weitere  Erhöhung  der  Weizen-  und  Viehzölle  ausgeschlossen 
sei?  Und  beide  sehen  wir  1894  die  Erhöhung  der  Weizen- 
zölle befürworten.  Weiter,  hat  Viger  nicht  die  Erhöhung  der 
Zölle  auf  Schweine  und  Schweinefleisch  bei  grossem  Wider- 
stand M^lines  durchgesetzt?  Gerade  die  eben  geschilderte 
Haltung  Melines  in  der  Frage  der  Zollerhöhung  für  Wein  zeigt 
uns  dies  am  deutlichsten.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  dass 
in  der  ganzen  Besprechung  dieses  Antrags  kein  Mensch  der 
Behauptung,  der  Wein  sei  ein  Nahrungsmittel,  entgegentrat, 
Ist  es  möglich,  dass  unter  beinahe  600  Erwählten  kein  einziger 
von  diesem  Irrtum  frei  war?  Nein,  der  Grund  wird  vielmehr 
darin  liegen,  dass  eine  solche  Rede  recht  unpopulär  ist  und  ein 
Abgeordneter,  der  unpopuläre  Reden  in  Frankreich  hält,  be- 
geht einen  politischen  Selbstmord.  Dieselbe  Erscheinung  haben 
wir  1891  konstatieren  können,  als  Millerand  unwidersprochen 
das  Bier  als  Nahrung  des  armen  Volkes  pries.  Entsprechend 
dem  allgemeinen  Fortschritt,  der  in  Bezug  auf  Handelspolitik 
seit  dieser  Zeit  gemacht  wurde,  ist  auch  diesmal  der  Wein  un- 
widersprochen zum  Gegner  des  Alkoholismus  ausgerufen  worden. 

1902  erklärte  bei  der  Beratung  desselben  Gegenstandes 
der  Abgeordnete  Vigouraux,  dass  er  für  diese  Massregel  als 
sehr  populär  und  demokratisch  seine  Stimme  abgebe. 


^)  Bereits  im  Budget  für    1902   bat   die  Kammer   den  Betrag   von 
300  000  Fr.  auf  4680000  Fr.  erhöht,  was  aber  vom  Senat  verworfen  wurde. 
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IV.  Die  Interpellation  über  die  Not  der  Weinkultur 

Wie  schon  erwähnt,  ist  die  Unverkäuflichkeit  durch  die 
reiche  Ernte  im  Jahre  1901  bedeutend  verschärft  worden.  Eine 
gesteigerte  Aufregung  machte  sich  in  den  Kreisen  der  Wein- 
bauer bemerkbar  und  gleich  nachdem  das  Ergebnis  der  Ernte, 
auch  jener  in  Algerien,  festgestellt  worden  war,  wurde  eine 
Anzahl  von  Interpellationen  an  die  Regierung  gerichtet,  in 
welchen  man  deren  Ansichten  in  Bezug  auf  die  Weinkrisis 
verlangte.  Die  Interpellationen,  in  eine  einzige  vereint, 
wurden  für  den  15.  November  1901  auf  die  Tagesordnung 
der  Abgeordnetenkammer  gesetzt  und,  nachdem  sie  in  vier 
grossen,  nach  ziemlich  langen  Zeiträumen  aufeinanderfolgenden 
Sitzungen  besprochen  worden  waren,  am  6.  Dezember  erledigt. 
Sie  erinnern  sehr  an  jene  von  Jaures  von  1897,  insbesondere 
dadurch,  dass  sie  am  Ausgange  einer  Legislaturperiode  (im 
Frühjahr  1902  sollten  allgemeine  Kammerwahlen  stattfinden), 
also  zur  Zeit,  wo  die  Deputierten  etwas  rühriger  wurden  und 
wo  sie  ihre  Tätigkeit  hauptsächlich  den  den  Wählern  angenehmen 
Fragen  widmen,  besprochen  wurden.  Umso  interessanter  sind 
sie  für  unsere  Betrachtung,  weil  dieses  Stück  der  parlamen- 
tarischen Tätigkeit  entschieden  die  Auslese  aller  Ansichten 
über  diese  Frage,  und  zwar  am  Ende  der  zehnjährigen  Herr- 
schaft des  Doppeltarifs  enthält.  Der  Süden  sterbe  vor  Hunger, 
war  das  Leitmotiv  aller  Reden,  der  Wein  sei  auch  nicht  ein- 
mal für  20  Fr.  unterzubringen.  Und  die  nächste  Frage, 
welche  kein  Redner  umgehen  konnte,  lautete: 

a)  Worin  liegt  die  Ursache  dieser  noch  nie  da- 
gewesenen Krisis? 

Es  stimmten  alle  darin  überein,  dass  die  zur  Verfügung 
stehende  Menge  den  Konsum  beträchtlich  übersteigt;  welche 
Erscheinungen  haben  das  bewirkt? 

Die  Mehrzahl  bezeichnete  die  Ueberproduktion  ^)  (eine 
unbestreitbare    ökonomische    Wahrheit)  ^)    entweder    als    aus- 


^)  Debats  parlem.  1901:  Auge  p.  2455—2460,  Narbonne  p.  2488 
bis  2492,  Minister  Dupuy  p.  2311— 2315,  Doumergue  p.  2561— 2565 
Plichon  p.  2570— 2575. 

»)  Ib.:  Laferre  p.  2198— 2200. 
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schliessliche  oder  als  Hauptursache.  Man  habe  in  der  letzten 
Zeit  zu  viel  Weinberge  bebaut,  und  zwar  nicht  nur  den 
zur  Weinkultur  geeigneten  Boden,  sondern  auch  anderen, 
den  man  durch  grosse  Kapitalien  melioriert  habe.  Dieser 
Boden  liefere  die  Weine  schlechter  Qualität  —  „petits  vins"  — 
welche  den  Markt  der  guten  Weine  verderben.  An  zweiter 
Stelle  wurde  von  vielen  die  Fälschung  als  Ursache  der  Unver- 
käuflichkeit bezeichnet.  Dieser  Ausdruck  ist  in  der  Weinfrage 
ein  allgemeines  Schlagwort  geworden,  unter  dem  man  sich 
alles  mögliche,  oft  nichts  Bestimmtes,  vorstellte.  Die  einen 
verstanden  darunter  die  Möglichkeit  der  geheimen  Herstellung 
von  Branntwein,  die  anderen  wiederum  die  verschiedenen 
Operationen  am  Wein,  die  angeblich  der  Handel  in  Paris  vor- 
nimmt, die  dritten  sahen  überall,  wo  der  Wein  hinkommt  — 
vom  Bauer  bis  zum  Schanker  —  lauter  Weinfälscher.  Es  gab 
aber  Abgeordnete,  welche  das  Vorhandensein  jeder  Fälschung 
entschieden  verneinten.  Darunter  finden  wir  den  bereits  aus 
früheren  Debatten  bekannten  Weinagrarier  und  vielleicht  besten 
Kenner  des  Weinhandels,  Auge,  der  sein  Lebenlang  mitten  in 
demselben  stand.  Bei  so  niedrigen  Preisen  sei  keine  Fälschung 
lohnend,  sagte  er. 

Weiter  wurde  von  einigen  Abgeordneten  die  bereits  er- 
wähnte Einfuhr  von  Likörwein  als  Hauptursache  bezeichnet. 
Der  Abg.  Morinaud  ^)  sprach  nur  von  dieser  Ursache  und 
tadelte  die  Regierung  sehr,  dass  sie  der  Resolution  vom 
29.  März  bezüglich  der  zollpolitischen  Behandlung  von  Wein- 
likören nicht  Folge  geleistet  habe,  sondern  das  Land  vom 
Auslande  berauben  lasse  ^).  Die  Vertreter  des  Nordens  be- 
zeichneten als  Hauptursache  das  Getränkesteuergesetz  von  1900. 
Die  aus  Charente  sagten  dasselbe:  Die  hohen  Lasten  auf 
Alkohol  bewirkten,  dass  dem  aus  Wein  und  Obstwein  her- 
gestellten Kognak  in  dem  billigen  Schnaps  aus  Rüben,  der 
infolgedessen  die  Lasten  ertragen  könne,  ein  mächtiger  Kon- 
kurrent erwachsen  sei. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Brenner  mit  Kesseln  über  5  hl 


1)  Debats  parlem.  1901:  Morinaud  p.  2317—2319. 
^)  Ib.:  Etienne  p.  2566—2568. 
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zu  den  Berufsbrennern  zu  zählen  sind,  habe  die  Lage  der 
Brenner  aus  beiden  Charentes  und  Armagnac  sehr  erschwert, 
weil  ihre  Kessel  grösser  seien  als  jene  des  Südens,  welche 
infolgedessen  zu  Eigenbrennern  gerechnet  werden.  Die  bereits 
an  tägliche  Zänkereien  mit  dem  Norden  gewöhnten  Südländer 
traten  dagegen  auf  und  beschuldigten  ihre  Gegner  (welche 
den  Norden  gegen  das  Gesetz  1900  mobilisieren  wollten)  der 
politischen  Treibereien  gegen  die  Regierung.  Von  allen  Rednern 
wich  der  Abg.  Lasies  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Ursachen 
der  Weinkrisis  ab.  Sie  sei  bloss  ein  Reflex  der  allgemeinen 
landwirtschaftlichen  Krisis,  welche  nun  ihren  Höhepunkt  er- 
reicht, allein  schon  1876  begonnen  habe.  Sie  komme  vom 
ununterbrochenem  Sinken  der  Bodenpreise,  welches  wiederum 
eine  allgemeine  Baisse  für  alle  landwirtschaftlichen  Produkte 
zur  Folge  hätte.  Die  Steuern  seien  anderseits  sehr  gestiegen. 
Die  übrigen  kleineren  Ursachen  lassen  wir  beiseite,  umso  eh€r, 
als  sie  aus  den  zur  Linderung  empfohlenen  Mitteln  zu  ersehen 
sind.     Die  zweite  Frage  ist: 

b)  Was  ist  zu  tun?  In  den  Ursachen  der  Not  sind 
zum  Teil  auch  die  Mittel,  die  zu  ergreifen  sind,  implicite  ge- 
geben.    So  verlangte  man: 

a)  Den  Weinkonsum  in  der  Armee  zur  dauernden  Ein- 
richtung zu  machen. 

b)  Die  Erteilung  von  Subvention  für  Neupflanzung  ein- 
zustellen. 

c)  Den  Kataster  zu  revidieren,  um  die  Böden,  welche 
erst  in  der  letzten  Zeit  der  Weinkultur  unterworfen  seien  und 
vorher  als  Brache  verzeichnet  waren,  entsprechend  zu  be- 
lasten. 

d)  Den  Verkauf  und  überhaupt  den  Handel  mit  Wein  zu 
organisieren,  wie  es  bei  Getreide,  Zucker  etc.  der  Fall  ist 
(Errichtung  von  Weinbörsen). 

e)  Zunächst  eine  dem  Weintransport  günstige  Reform  der 
Eisenbahntarife,  um  dann  überhaupt  eine  Verstaatlichungs- 
aktion einzuleiten. 

f)  Die  Ausführung  der  grossen  Kanalisierungs-  und  Be- 
wässerungsarbeiten, um  den  Gegenden,  welche  an  einer  Dürre 
leiden,    den  Uebergang   zu   anderen  Kulturen    zu   ermöglichen 
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(Lasies  ruft  dabei:  „Kann  das  das  bestehende  üebel  be- 
seitigen?"). 

g)  Den  landwirtschaftlichen  Kredit  sofort  zu  organisieren 
und  zwar  die  40  Millionen  von  der  Banque  de  France  sofort 
den  landwirtschaftlichen  Kreditvereinen  zukommen  zu  lassen. 
Da  dies  jedoch  ungenügend  sei,  so  sollten  noch  50  Millionen 
aus  der  „Caisse  des  Depots  et  consignations"  den  Weinbauern 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Auch  andere  Gelder,  wo  sie 
zu  haben  wären,  müssten  dem  notleidenden  Weinbau  auch  in 
Algerien  zugeführt  werden. 

h)  Das  Zustandekommen  des  Gesetzes  betreffend  Unter- 
drückung jedweder  Fälschung  und  Unredlichkeit  im  Handel 
mit  landwirtschaftlichen  Produkten  sei  zu  beschleunigen. 

i)  Sofortige  Ausführung  der  Resolution  vom  29.  März 
betreffend  ausländische  Weinliköre. 

k)  Die  Abschaffung  der  Grundsteuer. 

1)  Die  Abschaffung  aller  Steuern  auf  Besitzwechsel. 

m)  Einführung  von  Heimstätten. 

n)  Erklärung  eines  einjährigen  Moratoriums  aller  von  Wein- 
bauern kontrahierten  Schulden. 

o)  Anweisung  an  die  Gerichte,  die  verklagten  Schuldner 
milder  zu  behandeln. 

p)  Die  Steuerexekution  und  die  Steuereintreibung  für  ge- 
wisse Zeit  einzustellen. 

r)  Die  Spekulation  einzudämmen. 

s)  Den  Brennereien,  welche  Wein  verwenden,  Prämien  zu 
erteilen,  ebenso  wie  dem  von  der  Industrie  verwendeten 
Branntwein  vorigen  Jahrs  eine  Prämie  erteilt  worden  ist.  Ein 
Hektoliter  Branntwein,  hiess  es,  sei  gleich  12  hl  Wein,  also 
genau  so  viel  wie  der  Produktionsüberschuss  betrage.  Man 
habe  die  Festsetzung  des  Minimalpreises  für  Wein  vorgeschlagen; 
derselbe  Effekt  werde  durch  Einführung  einer  Prämie  auf  aus 
Wein  hergestellten  Branntwein  erzielt.  Wenn  sie  z.  B.  auf 
50  Cts.  pro  hl  und  Grad  festgesetzt  würde,  so  macht  dies 
5  Fr.  pro  hl  Wein  und  10  Grad,  der  jetzt  mit  1,80  Fr.  ver- 
kauft wird;  somit  würde  sich  dann  der  Preis  auf  6,80  Fr. 
belaufen. 

u)  Die  Hebung  des  industriellen  Verbrauchs  von  Brannt- 
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wein,  weshalb  der  Gesetzentwurf,  der  einen  Preis  von 
20000  Fr.  für  das  beste  Denaturationsmittel  statuiert,  baldigst 
zu  erledigen  sei;  weiter  sollen  alle  Formalitäten,  welche  in 
Bezug  auf  Herstellung,  Vertrieb  und  Verbrauch  von  Brannt- 
wein bestehen,  beseitigt  werden  und  dieser  in  dieser  Beziehung 
dem  Petroleum  gleichstehen.  Das  letztere  solle  vollständig 
durch  Branntwein  ersetzt  werden  (Plichon).  Zu  diesem  Zwecke 
seien  auch  die  Steuern  zu  differenzieren  und  zwar  solle  die 
Steuer  auf  Branntwein  aus  Wein  und  Früchten  fortbestehen 
und  Branntwein  aus  anderen  Stoffen,  falls  er  als  Getränke  ver- 
braucht wird,  mit  500  Fr.  belastet  werden  (Lauraine). 

v)  Vollständige  Unterdrückung  jeder  Weineinfuhr. 

w)  Die  „Loi  Turrel"  sei  insofern  zu  reformieren,  als  die 
Herstellung  von  künstlichem  Wein  auch  für  Eigenbedarf  ver- 
boten würde. 

x)  Die  Frage  des  Absatzes  ist  nur  von  drei  Rednern 
berührt  worden;  zwei  von  ihnen  sprachen  rückhaltslos  ihren 
Zweifel  darüber  aus,  dass  auf  diesem  Gebiete  irgend  eine  Er- 
leichterung zu  erlangen  sei.  Es  wäre  allerdings  wünschens- 
wert, dass  die  Ausfuhr  nach  Russland  zunehme,  da  aber  dies  nur 
durch  Ermässigung  französicher  Zölle  auf  Weizen,  Petroleum  etc. 
erreicht  werden  könne,  so  sei  daran  nicht  zu  denken,  weil  man 
keinen  Zweig  der  nationalen  Arbeit  zu  opfern  gewillt  sei. 
Nur  nach  Kolonien  lasse  sich  eine  Erweiterung  der  Ausfuhr 
erreichen  (Narbonne,  Auge).  Der  einzige,  der  etwas  mehr 
Wert  auf  Ausfuhr  legte,  war  der  Abg.  Lauraine,  der  den 
Wunsch  aussprach,  bei  der  Revision  der  Handelsverträge  etwas 
liberaler,  nicht  so  protektionistisch  vorzugehen,  um  die  Türe 
des  Raumes,  in  dem  man  ersticke,  zu  öffnen.  Mit  den  Ländern, 
mit  denen  keine  Handelsverträge  bestehen,  seien  solche  zu 
schliessen. 

y)  Die  Steuererleichterung  für  die  Melasse,  welche  in 
den  Brennereien  verwendet  werde,  sei  abzuschaffen.  Es  ist 
merkwürdig,  dass  von  keiner  Seite  die  Forderung  einiger 
Weinsyndikate,  die  Zugabe  von  2  1  Alkohol  auf  1  hl  schwachen 
Weines  durch  Befreiung  von  allen  Steuern  auf  denselben  zu 
erleichtern ,  unterstützt  wurde.  Dann  wäre  wenigstens  der 
Gegensatz  zwischen  dem  Standpunkt,  den  man  im  Jahre  1891 
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annahm  und  wonach  die  höheren  Zölle  hauptsächlich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gefahr  der  Volksernährung,  welche  von  den 
alkoholisierten  spanischen  Weinen  kommt,  verlangt  wurden, 
und  dem  jetzigen  vollständig.  Nachdem  noch  der  Abg. 
Dussaussoy  im  Namen  des  Nordens  gegen  die  Mehrzahl  der 
empfohlenen  Massregeln,  welche  dem  Süden  auf  Kosten  des 
Nordens  Vorteile  bringen  sollten,  Einspruch  erhob,  ging  man 
zur  Beratung  verschiedener  Tagesordnungen  über.  Drei  von 
denselben  enthielten  die  Forderung,  eine  Enquete  über  die 
Lage  der  Weinproduktion  zu  veranstalten.  Diesem  Verlangen 
wurde  von  der  Kammer  Folge  geleistet  und  die  Bildung  einer 
Kommission  für  die  Weinkrisis  von  22  Mitgliedern  wurde  be- 
schlossen. Dann  gelang  es  der  Regierung,  die  üeberweisung 
sämtlicher  Tagesordnungen    an   die  Kommission   zu   erreichen. 


T.  Erhöhung  des  Zolles  auf  Weinlikörweine 

Dass  die  Lage  des  Weinmarktes  durch  die  bisherigen 
Massregeln  nicht  geändert  sein  konnte,  liegt  auf  der  Hand. 
Die  Vertreter  des  Südens  wurden  von  ihren  Wählern  immer 
heftiger  zu  einer  Aktion  aufgefordert,  welche  der  Unverkäuf- 
lichkeit ein  Ende  machen  sollte. 

Der  nächste  Schritt  bestand  in  einem  aus  der  Mitte 
der  Abgeordnetenkammer  eingebrachten  Vorschlag,  die  zoll- 
politische Behandlung  der  ausländischen  Weinlikörweine  auf 
bestimmte  Weise  zu  regeln  und  zwar  dieselben  nicht  nur  dem 
Regime,  das  für  Branntwein  gilt,  sondern  auch  dem  Zoll  auf 
frischen  Traubenmost  zu  unterwerfen.  Im  Inlande  soll  der 
Weinlikörwein,  insofern  er  nicht  vom  Fabrikanten  von  Likören 
oder  Wermut  verbraucht  wird,  dem  Branntwein  gleichgestellt 
werden.  Die  Resolution,  in  welcher  die  Regierung  aufgefor- 
dert wurde,  diese  Behandlung  als  dem  Geiste  des  Zolltarifs 
von  1899  entsprechend  anzuordnen  i) ,  ist  am  29.  März  1901 
angenommen  worden. 

Dieser  Weinlikörwein  ist  eine  Art  Wein  (Malaga,  Xeres, 
Samos),  der  an  Zucker  sehr  reich  ist.    Er  wird  aus  der  Türkei 


1)  Debats  parlem.  1901,  p.  2691—2698. 
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und  Griechenland  bezogen  und  zur  Herstellung  von  Likör- 
weinen verwendet.  Nach  einer  glaubwürdigen  Berechnung 
beträgt  die  jährliche  Produktion  derartiger  Weine  in  Frank- 
reich 563  000  hl,  die  Einfuhr  82000  hl  (14».  Trotzdem 
wollte  man  die  Einfuhr  verhindern.  Dieser  Wunsch  ist  am 
13.  Dezember  1901  auch  verwirklicht  worden.  Es  wurde 
ein  Gesetz  angenommen ,  wonach  dieser  Weinlikörwein  dem 
Zoll  auf  Branntwein,  plus  jenem  auf  Traubenmost  unter- 
worfen wird. 


Fünftes  Kapitel 

Zusammenfassende  Schlussbetrachtung  über  die 
Weinzölle  und  Weinkultur 

Mit  dem  Abschluss  dieser  Interpellation  war  die  zehn- 
jährige Periode  des  Doppeltarifs  zu  Ende.  Ein  Ueberblick 
über  die  Entwicklung  der  Weinkultur  in  dieser  Zeit  und  über 
die  Wirtschafts-  und  finanzpolitischen  Massnahmen,  insofern 
sie  auf  die  Lage  der  Weinproduktion  und  der  Weinproduzenten 
Bezug  haben,  zeigt  uns  folgendes  Bild: 

Auch  für  die  Weinkultur  ist  das  zweite  und  dritte  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  die  Zeit  der  höchsten  Blüte.  Im  Jahre  1875 
erlebte  man  die  reichste  Ernte  des  Jahrhunderts  (83  Mill.  hl). 
Von  da  an  beginnt  die  jährliche  Weinproduktion  abzunehmen. 
Bereits  im  Jahre  1886  fiel  sie  auf  25  Mill.  hl  und  erreichte  im 
Jahre  1887  den  tiefsten  Punkt  mit  24,3  Mill.  hl.  Die  Ursache 
des  Rückganges  lag  in  der  verheerenden  Wirkung  der  Reblaus 
und  Mildew.  Dies  bestritt  kein  Mensch.  Die  Lage  der  Wein- 
bauern wurde  dadurch  natürlicherweise  eine  sehr  missliche.  Dies 
erklärt  uns,  dass  es  dem  Agitator  für  den  Schutzzoll,  Meline, 
gelang,  in  kürzester  Zeit  die  Weinbauern  in  enragierte  Schutz- 
zöllner umzuwandeln.  Er  überzeugte  sie  alle,  dass  die  einzige 
Rettung  in  der  Verhinderung  der  Einfuhr  von  Wein  und 
Rosinen  liege,  und  so  sehen  wir  die  Bevölkerung  der  wein- 
produzierenden Gegenden  eine  in  diesem  Sinne  formulierte 
Forderung  an  die  Regierung  richten.  Drei  aufeinanderfolgende 
Gesetze  über  Rosinen  und  Rosinenwein,  ein  Gesetz  über  die 
Erhöhung  der  spanischen  Branntweinsteuer  und  die  strengste 
Kontrolle  der  aus  Spanien  eingeführten  Weine  gingen  der  Zoll- 
erhöhung voraus.  Trotzdem  ging  der  Weinpreis  stets  zurück. 
Noch  zur  Zeit,  in  der  die  Weinkultur  sich  selbst  überlassen,  all- 
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mählich  vom  Freihandel  zum  Schutzzoll  überging,  betrug  der 
Durchschnittspreis  40  Fr.  (1886).  Die  Einfuhr  in  diesem 
Jahre  belief  sich  auf  11  Mill.  hl.  Im  Jahre  1891,  in  dem  die 
Ernte  um  einen  geringen  Betrag  den  Durchschnitt  der  Jahre 
1885—1890  überstieg  und  die  Einfuhr  12,2  Mill.  hl  betrug, 
war  der  Preis  30,6  Fr.  Dann  kam  der  neue  Zolltarif  mit 
hohem  Schutz;  trotzdem  die  Einfuhr  um  25*^/0  zurückging  und 
die  Ernte  die  gleiche  blieb,  wie  im  Vorjahre,  sank  der  Preis 
auf  28,63  Fr.  Ende  1893  brach  im  Weinbau  die  unter  dem 
Namen  „mevente  de  vin"  bekannte  Krisis  aus,  als  Folge  der 
in  diesem  Jahre  ausserordentlich  reichen  Ernte  (50  Mill.  hl). 
Im  Jahre  1894  folgte  eine  ebenfalls  verhältnismässig  reiche 
Ernte  (39  Mill.  hl).  Die  Weineinfuhr  ging  auf  4,4  Mill.  hl 
(1894),  also  um  70*^/0  gegenüber  1891,  die  Rosineneinfuhr 
von  105  Mill.  1890  auf  36  Mill.  kg  1894  zurück.  Die  jähr- 
liche Produktion  von  gezuckertem  und  Rosinenwein  nahm  eben- 
falls stark  ab.  Dementsprechend  sank  auch  der  Preis  auf 
23,25  Fr.  1893  und  23,05  Fr.  1894.  Dieser  Preis  ist  weit 
niedriger  als  jener ,  der  verursachte ,  dass  die  Weinbauer  zu 
Schutzzöllnern  wurden,  und  den  man  durch  den  Schutzzoll 
heben  wollte.  Die  geringe  Ernte  von  1895  rief  eine  Steige- 
rung der  Einfuhr  und  eine  kleine  Produktionszunahme  der 
gezuckerten  Weine  und  der  Rosinenweine  hervor.  Infolge- 
dessen stieg  der  Preis  wieder  auf  30,12  Fr.  Die  reiche  Ernte- 
von  1896  drückte  den  Preis  abermals  auf  23,63  Fr,  herab. 
Das  war  bereits  die  zweite  Krisis  seit  1892,  die  ein  nach  der 
Meinung  der  Weinbauern  unendlich  niederer  Preis  hervorrief. 
Die  zwei  aufeinanderfolgenden  ärmeren  Ernten  1897  — 189& 
(ä  32  Mill.  hl)  haben  eine  Steigerung  des  Preises  um  2  Fr. 
herbeigeführt  und  mit  den  drei  ungemein  reichen  Ernten  1899,. 
1900  und  1901  brach  die  dritte  und  zugleich  stärkste  Krisis 
aus.  Im  Jahre  1900  betrug  der  Durchschnittspreis  nur  noch 
17,96  Fr.,  war  also  mehr  als  die  Hälfte  niedriger  als  jener 
von  1896  und  bedeutend  niedriger,  als  jener  aus  dem  Jahre  1875 
(21  Fr.),  dem  Jahre  der  grössten  Ernte  des  Jahrhunderts 
(83  Mill.  hl).  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  Einfluss  aller 
jener  Weine,  die  man  in  den  Achtzigerjahren  für  die  Krisis 
verantwortlich    machte,    insbesondere    mit   Rücksicht    auf  die 
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Grösse  der  letzen  Ernten,  nunmehr  verschwunden  ist.  Die 
Einfuhr  ausländischer  Weine,  welche  bekanntlich  1891 
12,2  Mill.  hl  betrug,  belief  sich  1901  nur  auf  2  Mill.  hl.  Die 
Einfuhr  von  zur  Weinfabrikation  bestimmten  Rosinen  betrug 
1900  nur  noch  1,371  Mill.  kg.  Die  Konkurrenz,  die  von  den 
künstlichen  Weinen  ausging,  ist  gleich  Null  geworden.  Die 
Fabrikation  von  gezuckerten  Weinen  war  nur  noch  0,9  Mill.  hl 
und  jene  von  Rosinenweiu  0,09  Mill.  hl.  Der  letztere  war 
also  ganz  im  Aussterben  begriffen.  Das  ist  das  Ergebnis  der 
zehnjährigen  Entwicklung  jenes  Produktionszweiges,  der  sich 
mehr  als  irgend  ein  anderer  die  ganze  Zeit  hindurch  der  staat- 
lichen Fürsorge  erfreut  hat.  Im  Jahre  1891  hat  das  Parlament 
im  Tarif  die  extremen  Forderungen  bewilligt.  Den  hohen 
Schutzzoll  bezeichnete  die  Mehrheit  damals  als  Ersatz  für  die 
hohen  Verbrauchsabgaben  auf  Wein. 

Man  erklärte  sich  bereit,  jeden  Zoll  fallen  zu  lassen,  wenn 
diese  Steuern  abgeschafft  werden.  Dieser  Tarif  sollte  die  Blüte 
des  Weinbaues  bringen.  An  Stelle  dessen  erlebte  man  bereits 
1893  eine  —  nach  den  Worten  des  Berichterstatters  Jamais  — 
ausserordentliche  Krisis,  Die  parlamentarischen  Vertreter  der 
Weininteressenten  verlangten  Abhilfe,  ebenso  wie  es  zu  gleicher 
Zeit  die  Vertreter  der  Weizenbauern  taten.  In  ihren  Forderungen 
aber  unterschieden  sie  sich  wesentlich;  die  ersteren  verlangten 
den  Schutz  des  inneren  Marktes,  die  letzteren  die  Sicherheit  des 
auswärtigen.  Sie  haben  also  bedeutend  eher  als  die  Weizenbauer, 
nicht  einmal  drei  Jabre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs, 
einsehen  müssen,  dass  eine  Politik,  welche  in  ununterbrochener 
Zollerhöhung  das  einzige  Heilmittel  erblickt  (Turrel),  sehr  oft 
falsch  ist;  und  gerade  so,  wie  die  Weizenbauer  im  Jahre  1900, 
stellten  nun  sie  ein  Verzeichnis  der  Mittel  auf,  die  der  Staat 
zur  Linderung  der  Not  zu  ergreifen  habe.  Eines  tat  man 
sofort,  nämlich  man  erhöhte  abermals  den  Rosinenzoll.  Die 
nächste  Krisis,  die  derselben  Natur  war,  zwang  die  Regierung 
zu  dem  Versuch,  die  im  Jahre  1893 — 94  ausgesprochenen 
Wünsche  zu  verwirklichen.  Und  so  wurde  der  erste  Wunsch, 
die  Unterdrückung  künstlicher  Weine  durch  das  Gesetz  von  1897 
gänzlich  und  der  zweite,  die  Erleichterung  der  Steuern,  durch 
das  Gesetz    von  1896   zum  Teil  erfüllt.     Mit   der  Abschaffung 
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der  speziellen  Entrepots  war  auch  das  Programm  von  1894 
erschöpfend  verwirklicht.  Ebenso  eine  spezielle  Forderung  des 
Abg.  Turrel,  die  Erhöhung  des  Weinzolles,  die  keineswegs 
von  der  ganzen  Kammer  unterstützt  wurde.  Im  Jahre  1900 
wurde  auch  die  Steuererleichterung  beendigt.  Die  dritte  Krisis 
brachte  ein  neues  Programm  mit  sich,  das  wir  oben  kurz 
wiedergegeben  haben  und  von  dem  zwei  Forderungen:  Wein- 
verbrauch in  der  Armee  und  Zoll  auf  Weinliköre  bereits  ver- 
wirklicht werden. 

Es  ist  qualitativ  und  quantitativ  sehr  bemerkenswert,  denn 
es  enthält  eine  Menge  Forderungen,  deren  Verwirklichung 
vom  privatwirtschaftlichen  und  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt aus  äusserst  gefahrvoll  wäre.  Als  ganzes  ist  das  Pro- 
gramm typisch  für  die  verzweifelte  Stimmung  innerhalb  der 
Interessentenkreise.  Das  ist  die  Bilanz  jener  Schutzzollpolitik: 
an  Stelle  der  versprochenen  Blüte  die  Notlage  des  geschützten 
Produktionszweiges.  Sie  hatte  sich  schon  1893  unfähig  er- 
wiesen und  musste  durch  andere  Massnahmen  (nicht  zoll- 
politischer Natur)  ergänzt  worden. 

Allein  das  hinderte  die  Weinbauer  nicht,  dem  Schutzzoll 
treu  zu  bleiben,  trotzdem  —  und  das  ist  das  merkwürdige  — 
die  Begeisterung  für  den  Schutzzoll  schon  nach  1892  ziemlich 
nachgelassen  hat.  Im  übrigen  hielten  sie  auch  besonders  an 
dem  Weinzoll  fest.  Zum  Freihandel  zeigten  sie  gar  keine 
Neigung  mehr,  nur  ein  einziges  Mal  —  1894  —  bezeichneten 
sie  die  Sicherung  des  auswärtigen  Marktes  als  Heilmittel  gegen 
die  Krisis ,  und  in  keiner  von  beiden  folgenden  Krisen  wurde 
mehr  eine  solche  Forderung  gestellt.  Am  Schutzzoll  hielt 
man  fest,  weil  für  eine  grössere  Ausfuhr  keine  Aussichten 
vorhanden  waren.  Die  Weinausfuhr  Frankreichs  ist  sehr 
zurückgegangen  und  das  aus  vielen  Gründen:  zunächst  weil 
sich  die  zurückgehende  Weinkultur  vom  Ausland  zurückzog, 
und  den  Platz  allmählich  Spanien  und  Italien  abtrat,  dann 
infolge  hoher  und  zum  Teil  differenzieller  Zölle  (Wein- 
klausel im  Österreich-ungarisch-italienischen  Vertrag)  des  Aus- 
lands und  drittens  wegen  Verschlechterung  der  Weinqualität. 
Frankreich  führte  nur  Qualitätsweine  aus,  was  sich  im  grossen 
Wertunterschiede  zwischen  den  ein-  und  ausgeführten  Weinen 


—     367     — 

wiederspiegelte.  Die  Sachverständigen  haben  sehr  oft  auf  die 
Verschlechterung  der  Weinqualität  hingewiesen.  In  allen  Be- 
richten, und  auch  in  der  Kammer  selbst,  wird  behauptet,  dass 
die  Qualität  der  Ernte  1900  sehr  schlecht  ist.  Wenn  wir  das 
vor  Augen  haben,  dann  ist  uns  begreiflich,  warum  an  die 
Möglichkeit  der  Ausfuhr  keiner  glaubte.  So  wird  uns  aber 
auch  begreiflich,  warum  eine  Erleichterung  der  Herstellung 
des  Branntweins  aus  Wein  so  dringend  verlangt  und  im  Ge- 
setz von  1900  auch  zum  Teil  durchgesetzt  wurde.  Es  ist 
allbekannt,  dass  nur  diejenigen  Weine,  welche  als  solche  bei- 
nahe ungeniessbar  sind,  in  Form  von  Branntwein  zum 
Genuss  verwendet  werden.  Im  Finanz ge setze  von 
1900  hat  man  sogar  eine  Prämie  von  9  Fr.  für  1  hl 
in  der  Industrie  verwendeten  Branntweins  votiert. 
Bordeaux  ist  ununterbrochen  freihändlerisch  gewesen,  weil  es 
an  der  Weinausfuhr  interessiert  ist.  Allein  der  übrige  Süden 
ist  noch  immer  schutzzöllnerisch  und  besteht  auch  weiter  auf 
den  Reformen,  die  den  inneren  Markt  zu  erweitern  geeignet 
erscheinen.  Wie  gesagt,  nicht  weil  man  von  solchen  Mitteln 
eine  wirkliche  Hilfe  erwartet,  sondern  weil  sie  augenblicklich 
im  stände  sind,  am  meisten  abzuwerfen.  Die  Unwirksamkeit 
der  Schutzzollpolitik  ist,  wie  gesagt,  schon  vor  sieben  Jahren 
allen  klar  geworden.  Man  hat  aber  seit  dieser  Zeit  auch  mit 
anderen  Mitteln,  welche  mit  der  Unterdrückung  der  künstlichen 
Weine  aufgezehrt  waren,  manche  Erfahrung  gemacht,  so  dass 
an  deren  Wirksamkeit  niemand  mehr  glauben  kann. 

Im  Jahre  1900  ist  auch  die  letzte  Forderung  der  In- 
teressenten in  Erfüllung  gegangen  und  in  demselben  Augen- 
blicke war  die  Krisis  beispiellos.  Mit  dem  Fortschreiten  dieser 
Gesetzgebung  ging  Hand  in  Hand  das  Sinken  der  Preise. 
Zwischen  diesen  beiden  Erscheinungen  besteht  allerdings  kein 
Zusammenhang,  aber  die  Parallele,  die  wir  zwischen  Zollpolitik 
und  Preisbewegung  beobachtet  haben,  ist  die  vernichtende 
Kritik  dieser  Politik.  Wenn  man  bedenkt,  dass  bei  einem 
Preis  von  35  Fr.  die  agrarische  Agitation  begonnen  hat,  und 
bei  einem  solchen  von  28,63  Fr.  die  erste  Zollerhöhung  zu 
stände  kam,  dass  der  Preis  1901  nur  17  Fr.  und  weniger 
betrug,    und    dass    ein    grosser    Teil    des    Weines    zu    diesem 
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Preis  sogar  unverkäuflich  war,  so  kommt  man  notgedrungen 
zu  dem  Schluss,  dass  diese  Politik,  welche  mit  dem  Schutz- 
zoll begonnen  hat,  bald  danach  aber  sich  auch  auf  die  anderen 
Gebiete  der  Wirtschaftspolitik,  insbesondere  auf  die  Finanz- 
politik ausgedehnt  hat,  in  ihrem  Hauptbestreben,  Preissicherung, 
eine  furchtbare  Niederlage  erlitten  hat.  Wenn  man  daran  und 
an  die  Enttäuschungen  der  Weinbauern  denkt,  so  drängt  sich 
einem  die  Frage  auf,  wäre  es  nicht  für  die  Landwirte  selbst 
besser,  wenn  man  gar  nichts  getan  hätte?  Eines  ist  sicher: 
schlimmer  als  es  jetzt  ist,  könnte  es  nicht  sein.  Und  wenn 
man  an  die  ununterbrochene  Tätigkeit  der  Staatsgewalt  zu 
Gunsten  der  Weinkultur  und  an  die  im  oben  besprochenen 
Programm  enthaltenen  Forderungen  der  Interessenten  und  an 
die  Heftigkeit  denkt,  mit  welcher  sie  vertreten  wurden  (der 
Abg.  Narbonne  drohte  mit  Revolution),  so  wird  man  ent- 
schieden die  obige  Frage  bejahen  müssen,  insbesondere,  weil 
es  jetzt  der  Regierung  beinahe  unmöglich  ist,  die  geforderte 
Hilfe  zu  verweigern.  Die  schutzzöUnerische  Agitation  hat  die 
Meinung  verbreitet,  dass  der  Staat  bei  jeder  Krisis  hilfreich  ein- 
greifen muss,  und  durch  die  erste  Zollerhöhung  hat  die  Republik 
dies  zum  obersten  Prinzip  aller  Weisheit  gemacht.  Das  ist 
der  äussere  Zusammenhang  zwischen  den  Schutzzöllen  und 
dem  Programm  von  1900.  Es  besteht  aber  auch  ein  innerer 
Zusammenhang.  Was  haben  die  Politiker  anlässlich  der 
Zollerhöhung  1891  der  Weinkultur  versprochen?  Dasselbe 
wie  dem  Weizenbau ,  und  dies  hat  der  Berichterstatter  über 
die  Weinzölle,  Abg.  Jaraais,  folgendermassen  formuliert:  „Sie 
werden  jedem  wenigstens  einen  Teil  des  ihm  gehörenden 
Schutzes  gewähren.  Die  Weinbauer  werden  die  Wiederher- 
stellung von  Weinbergen  beschleunigen  können.  In  einigen 
Jahren  wird  die  Produktion  wieder  ihre  normale  Höhe  erreichen, 
dann  wird  zwar  eine  vermehrte  Konkurrenz  im  Inlande  ent- 
stehen und  infolgedessen  wird  der  Preis  sinken.  Trotzdem  aber 
wird  der  Bauer  auf  seine  Rechnung  kommen,  da  er  auf  der- 
selben Fläche  bedeutend  mehr  ernten  wird.  Das  wird,  meines 
Erachtens,  die  logisch  zu  erwartende  Wirkung  der  Tarife  sein, 
die  wir  Ihnen  zur  Annahme  empfehlen.  Tun  wir  unser  mög- 
lichstes, meine  Herren,  um  den  Reichtum  Frankreichs  zu  ver- 
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mehren.  Dieser  liegt  nicht  in  den  mit  Wein  beladen en  und 
den  Grenzen  Frankreichs  zusegelnden  Schiffen,  sondern  in  jenen 
3  Mill.  ha,  welche  wiederbebaut  werden  sollen"  ^).  Nun,  die  Pro- 
duktion hat  seit  1899  bereits  dreimal  diese  Höhe  erreicht  (ohne 
dass  diese  3  Mill.  ha  wiederbebaut  wurden),  aber  die  Zölle  haben 
statt  des  Reichtums  stete  Klagen  gebracht.  Es  ist  also  denjenigen 
Weinagrariern,  welche  zur  Zeit  der  Tarifreform  die  Rolle  des 
stillen  Beobachters  spielten,  möglich,  die  Schutzzollpolitik  für 
die  Krisis  verantwortlich  zu  machen  ^)  und  vom  Staat  Abhilfe  zu 
verlangen,  nicht  auf  Grund  einer  Angehörigkeit  zum  Schutz- 
zöllnerverband, sondern  indem  sie  den  Staat  beschuldigen,  mit 
Bewusstsein  den  jetzt  herrschenden  Zustand  geschaffen  zu  haben. 
Kurzum,  sie  können  alle  Schuld  der  Melineschen  Politik  zu- 
schieben. Darin  liegt  also  der  Zusammenhang  zwischen  beiden 
Programmen;  das  ist  die  Ursache,  warum  Meline  die  Wein- 
agrarier, trotzdem  er  sie  anmassend  findet,  nicht  zu  bekämpfen 
wagt,  und  sogar  mit  ihnen  abstimmen  muss.  Dasselbe,  w^as 
man  1897  zu  erreichen  gesucht  hat,  nämlich  die  Sicherung 
eines  rentablen  Verkaufs,  wird  auch  jetzt  und  sogar  mit 
grösserer  Berechtigung  (wegen  zu  niedriger  Preise)  erstrebt. 
Da  die  Politik  der  Sicherung  des  inneren  Marktes  und  der 
Steigerung  der  Produktion  ä  tout  prix  gerade  zum  Gegenteil 
geführt  hat,  so  musste  man  sich  nach  anderen  Mitteln  umsehen. 
Und  gerade  in  diesen  neuen  Mitteln  finden  wir  die  vernichtende 
Kritik  der  Schutzzollpolitik.  Was  bedeutet  denn  eigentlich 
die  Forderung  Auges,  die  Subventionserteilung  für  neubebaute 
Weinberge  einzustellen?  Was  bedeuten  die  Zurufe,  die  von 
allen  Seiten,  darunter  auch  von  seiten  der  Regierung  (Land- 
wirtschaftsminister) fielen.  „Schränkt  eure  Produktion  ein, 
produziert  nur  Qualitätsweine ! "  Nichts  anderes,  als  dass  man 
mit  einander  entgegenwirkenden  Massnahmen  dasselbe  Ziel  zu 
erreichen  sucht.     Allein  es   ist   den  Menschen   bisher   nie  ge- 


>)  Debats  parlem.  1891,  p.  1493. 

*)  In  der  Generaldiskussion  über  das  Budget  1902  sagte  der  Ab- 
geordnete Q  u  i  b  e  u  f  folgendes :  „Man  hat  aber  vergessen,  dass  infolge  der 
steigenden  Produktion  der  Preis  zurückgeht,  so  dass  der  Landwirt  zum 
Schluss  ans  der  schlechten  Lage  nicht  herauskommt."  Debats  parlem. 
1902,  p.  316. 
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lungen,  die  Preisgestaltung  nach  Belieben  zu  beeinflussen. 
Dafür  liegt  zu  viel  Erfahrung  vor.  Und  gerade  die  Wein- 
gesetzgebung seit  1891  hat  schlagende  Beweise  dafür  geliefert. 
Wieso?  Weil  man  die  Hauptfaktoren  der  Weinpreisbildung, 
und  in  Frankreich  sind  diese,  wie  wir  sahen.  Ernte  und 
Konsum,  frei  walten  lassen  muss.  Im  übrigen  steht  man  vor 
der  Entscheidung,  ob  man  nach  kleinen  Versuchen  eine  mäch- 
tige Aktion  ins  Werk  setzen  soll.  Das  Programm  enthält 
Forderungen,  deren  Verwirklichung  verhängnisvoll  für  die  Re- 
publik wäre.     Allein  wie  kann  man  sie  ablehnen? 

Dieses  Programm  wird  von  den  Weinbauern  und  ihren 
Vertretern  einstimmig  befürwortet.  Als  bei  der  Tarif  reform 
von  1892  die  Regierung  den  von  der  Zollkommission  beantragten 
Weinzoll  von  0,70  Fr.  pro  Grad  und  Hektoliter  als  unannehmbar 
erklärte,  ergriff  Meline  das  Wort  und  sagte  unter  anderem  auch 
folgendes:  „Ist  es  klug,  die  Bevölkerung,  welche  der  Republik 
so  ergeben  ist,  unzufrieden  zu  machen  und  in  ihr  hiermit  den 
Glauben  zu  erwecken,  dass  die  Republik  nicht  für  sie  tut,  was 
sie  kann?  .  .  .  Wenn  die  Weinfrage  unerledigt  bleibt,  d.  h. 
wenn  der  vorgeschlagene  Teil  nicht  angenommen  wird,  dann 
wird  das  auch  für  die  Regierung  grosse  Gefahr  bedeuten*  ^). 
Wenn  das  vor  zehn  Jahren  als  Argument  gelten  konnte,  warum 
denn  nicht  auch  in  der  Gegenwart? 


0  Debats  parlem.  1891,  p.  1536. 


Sechstes  Kapitel 

Entwicklung  der  übrigen  Zweige  der 

landwirtschaftlichen  Produktion  unter  der  Herrschaft 

des  Doppeltarifs 

I.   Branntwein 

Die  Branntweinindustrie  ist  das  grösste  Schmerzenskind 
der  modernen  Sammlungspolitik,  weil  die  Sammlung  aller  mit 
ihr  zusammenhängenden  Interessen  der  Politik  grosse  Schwierig- 
keiten bereitet.  Die  Geschichte  dieser  Industrie  in  den  schutz- 
zöllnerischen  Staaten  ist  nichts  anderes  als  die  Geschichte  eines 
Kampfes  aller  gegen  alle  (d.  h.  der  an  ihr  interessierten)  und 
die  Gestaltung  der  Branntweinpolitik  ist  nur  der  Ausdruck 
dieses  Kampfes.  Die  grosse  Aufmerksamkeit,  welche  seitens 
der  Staatsgewalt  den  Brennereien  zu  teil  wird,  gilt  nicht  der 
Branntweinindustrie  als  solcher,  sondern  der  Brennerei  als 
wichtigem  landwirtschaftlichen  Nebengewerbe.  Nur  dem  Um- 
stand, dass  die  Landwirtschaft  sehr  am  Gedeihen  dieser  Indu- 
strie interessiert  ist,  hat  man  zu  verdanken,  dass  sie  in  manchen 
Ländern  reichlich  mit  Liebesgaben  ausgestattet  wurde.  Wie 
gesagt,  von  einer  Branntweinindustrie  schlechthin  zu  sprechen, 
würde  zu  einer  Aufklärung  nichts  beitragen;  es  ist  vielmehr 
die  Melassebrennerei  von  der  Kornbrennerei  etc.  zu  unter- 
scheiden. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird  uns  die  Be- 
trachtung wesentlich  erleichtert.  Bevor  wir  darauf  eingehen, 
mag  über  die  Brennereiindustrie  ganz  allgemein  folgendes 
bemerkt  werden :  Unter  dem  ausgiebigen  Schutz,  der  ihr  1887 
auch  unter  dem  Hinweis  auf  die  deutsche  Zollerhöhung  zu 
teil  wurde,  hat  sie  keine  grossen  Fortschritte  gemacht.  Die 
jährliche  Produktion  ist  im  grossen  und  ganzen  gestiegen  (von 
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2,162  Mill.  hl  1888  auf  2,600  Mill.  1900).  Allein  innerhalb 
dieser  Periode  hat  sie  grosse  Schwankungen  erfahren,  und  im 
Jahre  1896  ist  sie  sogar  unter  die  Ziffer  von  1888  gesunken. 
Der  Preis  des  Branntweins,  der  ebenfalls  grossen  Schwankungen 
unterworfen  war,  ist  stark  gesunken.  Von  68  Fr.  1880  ging 
er  auf  50  Fr.  1886,  auf  34,62  Fr.  1895  zurück,  dann  stieg  er 
allmählich  wieder  auf  51  Fr.  1898  und  ging  von  da  an  zurück, 
so  dass  er  1901  nur  noch  33,11  Fr.  betrug. 

A.  Der  Wettbewerb  zwischen  den  einzelnen  land- 
wirtschaftlichen    Produkten     als     Rohmaterial     der 

Brennerei 

ist  die  erste  Form  des  Kampfes  zwischen  verschiedenen  ent- 
gegengesetzten Interessen.  Da  dabei  hauptsächlich  die  land- 
wirtschaftlichen Interessen  in  Betracht  kommen,  so  hat  der 
Gesetzgeber  in  diesen  Kampf  recht  wenig  eingreifen  können. 
Umso  energischere  Anstrengungen  hat  er  dagegen  gemacht, 
um  die  Konkurrenz  auswärtiger  Branntweinmaterialien  auszu- 
schliessen. 

Der  erste  Angriff  wurde  bekanntlich  gegen  den  ausländi- 
schen Mais  gerichtet;  infolge  der  hohen  Schutzzölle,  welche 
noch  vor  1891  zu  stände  kamen,  ging  die  Einfuhr  desselben 
von  6,483  Mill.  hl  1890  auf  0,629  1891  zurück.  Später  hat 
sie  sich  wieder  etwas  gehoben.  Allein  die  dadurch  schwer 
geschädigten  Maisbrennereien  in  Marseille^)  konnten  sich  nicht 
mehr  erholen.  Wenn  man  noch  bedenkt,  dass  diese  Massregel 
auf  Wunsch  der  Rübenbrennereien  erfolgte,  so  hat  man  darin 
einen  schlagenden  Beweis  für  unsere  obige  Behauptung,  dass  die 
Branntweinbrennerei  als  solche  sogar  ein  „hassens wertes"  Ge- 
werbe sein  kann,  je  nach  dem  Rohstoff,  der  verbraucht  wird^). 


^)  lo  der  Abgeordnetenkammer  ist  1891  behauptet  worden,  dass  in 
Marseille  fünfzehn  Mais-Grossbrennereien  ihren  Betrieb  eingestellt  haben. 

^)  Es  liegen  bereits  zwei  Vorschläge  vor:  der  eine  der  Zollkommis- 
sion, welcher  auf  eine  Erhöhung  des  Maiszolles  von  2  und  3  Fr.  auf  5  Fr. 
hinausgeht,  der  andere  der  Kommission  für  die  Weinkrisis,  welcher  eine 
Akzise  von  4  Fr.  auf  den  in  den  Brennereien  verbrauchten  Mais  in  Vor- 
schlag bringt.  Das  letztere  haben  die  Rübenvertreter  warm  unterstützt. 
Debats  parlem.  1902,  p.  1241. 
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Die  zweite  Einmischung  der  Staatsgewalt  zwecks  Ausschliessung 
der  ausländischen  Konkurrenz  haben  wir  in  der  bekannten 
Melassezollpolitik.  Der  Zoll  auf  die  bis  1891  zollfreie  soge- 
nannte magere  Melasse  ist  bekanntlich  dreimal  erhöht  worden 
(1891,  1894,  1896).  Diese  energische  und  rücksichtslose  Unter- 
drückung der  Melasse  spiegelt  sich  am  deutlichsten  wieder  in 
der  Abnahme  der  Einfuhr.  Sie  betrug  1892  114  Mill.  kg, 
1894  95  Mill.,  1897  23  Mill,  1898  2  Mill.  und  1900  nur  noch 
6000  kg. 

Der  Kampf,  der  hier  zwischen  der  inländischen  Melasse 
und  der  inländischen  Rübe  besteht,  war  der  erste  Anlass  der 
Einmischung  der  Gesetzgebung.  Noch  im  Jahre  1894  ist  bei 
der  Reform  der  Zuckergesetzgebung  mit  Rücksicht  auf  die 
Zuckerproduzenten  die  bekannte  Erleichterung  für  die  in 
Brennereien  verwendete  Melasse  gewährt  worden.  Dies  war 
den  Rübenbauern  sehr  unangenehm,  und  daher  kam  der  Versuch, 
die  Melasse  von  den  Brennereien  ab-  und  dem  Ausland  oder 
dem  landwirtschaftlichen  Verbrauch  zuzulenken.  Die  zu  diesem 
Zweck  gewährte  Steuererleichterung  hat  sich  aber  keineswegs 
bewährt.  Die  Ausfuhr  der  Melasse  ist  stets  zurückgegangen 
und  zwar  von  509  000  kg  im  Jahre  1890  auf  384000  kg  in  1895 
und  130  000  kg  in  1900.  Der  Anteil  der  Melasse  an  den 
Brennereien  ist  gegenüber  der  Periode  1880 — 1890  gestiegen, 
in  den  Jahren  1891/92  aber  etwas  zurückgegangen,  was  auf  die 
Einfuhrerschwerung  der  ausländischen  Melasse  zurückzuführen 
ist.  Bis  zum  Jahre  1897  war  die  aus  Melasse  hergestellte 
Menge  Branntweins  etwas  grösser  als  jene  aus  Rüben  (siehe 
Tabelle  IV),  seit  1897  aber  ist  das  Umgekehrte  der  Fall.  Diese 
zwei  Produkte  liefern  die  Hauptmenge  des  in  Frankreich  her- 
gestellten Branntweins.  Der  Anteil  der  mehligen  Stoffe  ist 
gegenüber  der  Periode  1880 — 1890  etwas  zurückgegangen  (wegen 
Maiszoll),  aber  gegenüber  den  Jahren  1891/92  gestiegen.  Der 
Anteil  der  Kartoffel  ist  minimal.  Die  Anstrengungen,  die 
seitens  der  Schutzzöllner,  insbesondere  Melines,  zwecks  Steige- 
rung des  Kartoffelverbrauchs  in  den  Brennereien  gemacht  worden 
sind,  blieben  erfolglos.  Die  aus  Kartoffeln  hergestellte  Menge 
betrug  z.  B.  im  Jahre  1897  5122  hl,  1899  773  hl  und  1900 
245  hl. 
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B.  Der  Kampf  zwischen  Branntwein,  Wein  und 
Obstwein. 

Dass  in  Frankreich  eine  Ueberproduktion  an  Branntwein 
besteht,  ist  notorisch,  und  bisher  hat  es  niemand  versucht,  das 
zu  bestreiten.  Die  Ein-  und  Ausfuhr  spielen  gar  keine  Rolle. 
Die  beiden  sind  fast  unverändert  geblieben.  Die  Einfuhr  betrug 
1891  33000  hl  und  1900  112000,  die  Ausfuhr  337  000  hl  und 
345  000.  Um  200000  hl  ist  die  Produktion  jährlich  höher  als 
der  Bedarf.  Durch  den  Rückgang  der  Weinproduktion  in  den 
Achtzigerjahren  hat  der  Branntwein  in  den  breiten  Schichten 
der  Bevölkerung  als  Genussmittel  Eingang  gefunden,  aber  als 
im  Jahre  1893 — 94  die  Weinproduktion  wieder  auf  ihre  frühere 
Höhe  stieg,  wurde  die  Konkurrenz  des  wegen  der  Mevente 
billigen  Weines  sehr  empfindlich.  Die  Konkun*enz,  die  vom 
Wein  kommt,  ist  zweifach:  1.  Der  Wein  an  und  für  sich  als 
Getränke,  und  2.  insofern  aus  ihm  ein  von  den  Franzosen  be- 
gehrter Schnaps  hergestellt  wird.  Dieser  Wettbewerb  wurde 
zur  Zeit  der  Weinüberproduktion  sehr  verschärft.  Wir  haben 
bereits  mehrere  Male  den  Kampf,  der  zwischen  beiden  Pro- 
dukten 1899  bestand,  besprochen.  Das  Getränkesteuergesetz  des 
Jahres  1900  wurde  dadurch  hervorgerufen.  Und  da  beginnt 
auch  die  Begünstigung  der  Weine  auf  Kosten  des  Branntweins. 
Es  wurde  zunächst  die  Abschaffung  der  gemeindlichen  Ver- 
brauchsabgaben auf  Wein  angebahnt,  sodann  wurde  die  staat- 
liche Steuer  auf  Weine  auf  1,50  Fr.  pro  Hektoliter  herabgesetzt 
und  jene  auf  Branntwein  auf  220  Fr.  erhöht  (wodurch  die 
Gesamtlast  pro  Hektoliter  in  Paris  auf  415  Fr.  gestiegen  ist). 
Die  Folge  der  zweiten  Massregel  spiegelt  sich  im  Rückgang 
des  Branntweinkonsums  wider.  Weiter  wurde  durch  die  be- 
kannte Regelung  des  Eigenbrennens  die  Produktion  von  Brannt- 
wein aus  Wein  und  Obst  sehr  begünstigt.  Neben  diesen  Mass- 
regeln, gegen  welche  die  Vertreter  der  Branntweinproduzenten 
noch  immer  protestierten,  wurden  von  den  Weininteressenten 
noch  eine  Menge  anderer,  welche  der  Branntweinindustrie  neue 
Opfer  auferlegt  hätten,  gefordert.  Man  sehe  sich  nur  das 
Programm  der  Weinagrarier  an,  so  finden  wir  beispielsweise  in 
demselben  die  Forderung,  die  Branntweinbrennereien,  welche 
Wein  verwenden,  mit  Prämien  auszustatten.    Weiter  verlangte 
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man,  die  14*^/oige  Sieuerentlastung  für  die  in  den  Brennereien 
verwendete  Melasse  aufzuheben  ^).  Diese  Forderung  geht  auf 
eine  direkte  Einschränkung  der  Branntweinproduktion  hinaus. 
Ja  man  ist  so  weit  gegangen,  dem  Branntwein  als  Genussmittel 
die  Existenzberechtigung  abzusprechen  und  den  Wein  als  einzig 
hygienisch  zulässiges  Getränk  zu  erklären.  So  hat  man  das 
Bedürfnis  nach  Weinkonsum  in  der  Armee  auch  dadurch  zu  be- 
gründen gesucht,  dass  man  die  Verbreitung  desselben  als  bestes 
Mittel  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  bezeichnete. 

Man  zögerte  nicht,  die  äussersten  Konsequenzen  aus  dieser 
Behauptung  zu  ^ehen.  Man  verlangte  zunächst,  dass  Brannt- 
wein als  Genussmittel  einer  Abgabe  von  500  Fr.  zu  unterwerfen 
sei.  Dann  aber  brachte  man  einen  Antrag  ein,  der  folgender- 
massen  lautete:  „Von  1893  ab  ist  die  Abgabe  auf  Schnaps 
und  Liköre  auf  165,25  Fr,  zu  ermässigen.  Der  Branntwein 
aus  Rübe,  Melasse  und  mehligen  Stoffen  muss  denaturiert  und 
so  nur  zu  industriellen  Zwecken  verbraucht  werden.  Ein 
Verbrauch  des  Branntweins  aus  diesen  Stoffen  zum  Genuss  ist 
bei  einer  Strafe  von  1500—5000  Fr.  verboten"  2).  Man  hat 
auch  verschiedene  Schritte  getan,  um  den  industriellen  Ver- 
brauch von  Branntwein  zu  fördern  (so  wird  beispielsweise  eine 
Prämie  von  9  Fr.  pro  Hektoliter  des  in  der  Industrie  verwen- 
deten Branntweins  gewährt) ;  weiter  ist  die  Denaturierungs- 
abgabe  ermässigt  worden.  Das  Landwirtschaftsministerium  hat 
einen  Preis  von  20000  Fr.  für  die  Entdeckung  der  besten 
Verwendungsart  ausgeschrieben,  und  schliesslich  wurde  auch 
eine  Zollerhöhung  auf  Petroleum  von  6  Fr.  beantragt.  Allein 
es  ist  nicht  schwer,  zu  erraten,  dass  alle  diese  Palliativmittel 
weit  davon  entfernt  sind,  die  Verluste,  welche  die  Branntwein- 
industrie durch  den  Ausschluss  vom  Konsum  (als  Genussmittel) 
zu  erleiden  hätte,  ausgleichen  zu  können.  Und  so  sehen  wir 
die  Branntweinindustrie  durch  den  Weinbau  in  ihren  „be- 
rechtigten" Interessen  bedroht.  Es  ist  also  ein  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  zwischen  zwei  bevorzugten  Produktionszweigen 
entstanden.      Beiden   ist    durch  übermässig   hohen    Schutz   der 


*)  Am  22.  Januar  1902  von  der  Abgeordnetenkammer  angenommen. 
^)  Debats  parlem.  1901,  annexes  p.  890. 
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innere  Markt  gesichert  worden  und  beide  haben  ihre  Produktion 
mit  aller  Macht  zu  steigern  gesucht.  Jetzt  werden  sie  plötz- 
4ich  von  der  Tatsache  überrascht,  dass  es  für  sie  nicht  genug 
Platz  an  der  Sonne  gibt.  Dabei  ist  nicht  zu  vergessen,  dass 
die  beiden  als  Getränke  noch  das  Bier  und  den  Obstwein  zum 
Konkurrenten  haben,  und  zwar  geht  die  Produktion  des  letz- 
teren Hand  in  Hand  mit  jener  des  Weins.  Ein  Blick  auf  die 
Tabellen  HI  und  IV  genügt,  um  uns  deren  Kampf  zu  veranschau- 
lichen. So  sehen  wir  in  den  Jahren  1893/94  eine  übermässige 
Produktionssteigerung  bei  allen  drei  Produkten  (bei  Branntwein, 
Wein  und  Obstwein)  und  infolgedessen  einen  grossen  Preisfall. 
Dann  ging  die  Produktion  bei  allen  dreien  zurück,  und  da- 
durch erholten  sich  auch  die  Preise.  Mit  dem  Jahre  1899  trat 
wiederum  eine  grosse  Produktionssteigerung  und  infolgedessen 
ein  grosser  Preisfall  ein,  der  zu  dem  eben  besprochenen  Kampf 
geführt  hat.  So  hat  die  Schutzzollpolitik,  welche  die  Ver- 
körperung der  Solidarität  aller  Produktionszweige  sein  will,  zu 
einem  heftigen  Kampf  geführt,  der  allem  Anschein  nach  mit 
dem  Ruin  des  Schwächeren  —  und  die  Branntweinindustrie  ist 
entschieden  die  schwächere,  und  zwar  nicht,  weil  sie  Gewerbe 
ist,  sondern  weil  sie  der  Weinproduktion  gegenüber  politisch 
schwächer  ist  —  endigen  wird.  Gerade  dasjenige,  was  man 
den  geschützten  Produktionszweigen  versprochen  hat,  fehlt 
ihnen,  nämlich  der  Absatz.  Der  innere  Markt  hat  also  in  dem 
Augenblick  versagt,  in  dem  er  dazu  berufen  war,  die  gewünschte 
Aufgabe  zu  erfüllen. 

II.  Viehzucht 

Wenn  man  jemand,  dem  die  französische  Handelspolitik 
seit  1885  vollständig  unbekannt  ist,  die  Ziffern  der  französischen 
Aus-  und  Einfuhr  von  Vieh  und  tierischen  Produkten  vorlegen 
würde  mit  dem  Ansinnen,  er  solle  aus  derselben  die  Gestaltung 
der  französischen  Zollpolitik  in  diesem  Zeitabschnitt  erraten, 
so  würde  der  Betreffende  zu  dem  Schlüsse  kommen,  Frankreich 
liesse  die  Vieheinfuhr  frei  und  belege  die  Ausfuhr  mit  Zöllen. 
Bei  allen  wichtigen,  zu  dieser  Gruppe  gehörigen  Objekten  des 
Aussenhandels  ist  unter  der  Herrschaft  der  Schutzzölle  ein  be- 
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trächtlicher  Rückgang  eingetreten.  Die  Einfuhr  ist  zum  Teil 
zurückgegangen,  zum  Teil  hat  sie  auch  zugenommen.  Es  muss 
dabei  vorausgeschickt  werden,  dass  hier,  im  Gegensatz  zum 
Getreide  und  Wein,  auch  die  Ausfuhr  für  die  betreffenden 
Artikel  eine  wichtige  Rolle  spielt.  Bei  einigen  ist  die  Ausfuhr 
bedeutend  grösser  als  die  Einfuhr  (wie  z.  B.  bei  Schweinen, 
Kühen,  Eseln,  Maultieren  und  Butter).  Weiter  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  Massregeln,  welche  man  mit  der  Gefahr 
der  V^iehseuchenverschleppung  zu  begründen  pflegt,  auf  die 
Einfuhr  ebenfalls  einen  grossen  Einfluss  ausüben,  und  solche 
partielle  Einfuhrverbote  sind  in  Frankreich  eine  ständige  Ein- 
richtung. Und  schliesslich  ist  noch  zu  bemerken ,  dass  ein 
grosser  Teil  des  eingeführten  Viehs  aus  Algerien  stammt  (siehe 
Tabelle  II 2).  Da  aber  noch  am  Ende  der  Achtzigerjahre  Algerien 
mit  Frankreich  im  grossen  und  ganzen  zu  einem  einheitlichen 
Zollgebiet  verbunden  wurde,  so  ist  es  unverständlich,  wie 
man  sich  von  der  rücksichtslosen  Handhabung  der  Viehzölle 
irgend  welchen  Erfolg  versprechen  konnte.  Ist  einmal  die 
Vieheinfuhr  die  Ursache  der  misslichen  Lage  der  Viehzucht,  so 
muss  auch  das  für  jenen  grossen  Teil  (bei  Schweinen  80*^/0, 
bei  Rindern  70  ^jo  etc.)  der  Einfuhr,  der  aus  Algerien  kommt, 
gelten.  Im  übrigen  ist  die  Einfuhrbewegung  sehr  wenig  durch 
die  Zölle  beeinflusst,  sie  hängt  vielmehr,  wie  wir  aus  der  bis- 
herigen Betrachtung  gesehen  haben,  mit  der  Produktion  und  dem 
Preis  im  Inlande  zusammen.  Man  hat  mit  Rücksicht  auf  diese 
Erscheinung,  ohne  sie  genau  geprüft  zu  haben,  noch  neue  Er- 
höhungen der  ohnehin  hohen  Schutzzölle  vorgenommen  (Pferde, 
Schweine).  Erst  durch  diese  exorbitanten  Zölle  —  und  das 
sind  die  Zölle  auf  Pferde  und  Schweine  —  wird  der  steigen- 
den Tendenz  der  Einfuhr  Halt  geboten.  Gerade  aber  darin  ist 
die  schärfste  Kritik  der  Zölle  zu  erblicken. 

Was  die  quantitative  Entwicklung  der  Viehzucht  seit  1885 
anbelangt,  so  ist  sie  absolut  nicht  als  günstig  zu  bezeichnen. 
Die  Zahl  der  Pferde,  welche  1885  2  911392  betrug,  ging  seit 
1886  zurück,  und  erst  seit  1894  begann  sie  wiederum  in  die 
Höhe  zu  gehen,  ohne  jedoch  den  Stand  von  1885  bisher  wieder 
erreicht  zu  haben.  Die  Zahl  der  Esel  und  Maultiere  ist  seit 
1885    beträchtlich    zurückgegangen    (von   625  847     1885    auf 
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561241  1900).  Die  Zahl  der  Rinder  ist  von  13104970  1885 
auf  14520  832  1900  gestiegen,  hatte  aber  1893  und  1894  einen 
beträchtlichen  Rückgang  zu  verzeichnen.  Die  Zahl  der  Hammel 
und  Schafe,  welche  von  21996  736  1885  auf  22  616  547  1889 
stieg,  ging  von  da  ab  zurück  und  betrug  im  Jahre  1900 
20179  561.  Die  Zahl  der  Schweine  ist  von  5  881088  1885 
auf  6  740  465  1900  gestiegen.  Der  Viehstand  ist  sich  also  im 
grossen  und  ganzen  gleich  geblieben.  Die  Verschlechterung 
der  Lage  der  Viehzucht  ist  aus  dem  Rückgang  der  Ausfuhr  zu 
ersehen.     So  betrug  die  Ausfuhr: 


1891 

1896 

1901 

von  Pferden 

24  103 

20  945 

23  288 

„     Rindern 

16  340 

9  225 

13  382 

„     Kühen  

17  245 

4  864 

11097 

„     Schweinen     .... 

45  382 

41016 

31342 

,     Eseln  und  Maultieren 

14  380 

7  846 

— 

Bedeutend  grösser  sind  die  Ausfuhrverluste  bei  tierischen 
Produkten.  Trotzdem  Butter  ein  Ausfuhrartikel  par  excellence 
war,  hat  man  sie  doch  durch  hohe  Zölle  zu  schützen  gesucht. 
Allein  es  trat  gerade  das  Umgekehrte  ein.  Die  Einfuhr  blieb 
stationär;  die  Ausfuhr  aber  sank  von  39  Mill.  kg  1890  auf 
28  Mill.  1894  und  19,6  Mill.  1901.  Die  Verluste  fallen  haupt- 
sächlich auf  die  Ausfuhr  nach  England,  weil  die  teure  fran- 
zösische Butter  die  Konkurrenz  der  kolonialen  nicht  aushalten 
kann  und  weil  England  auch  schlechtere  Butter  konsumiert. 
In  diesem  grossen  Verlust  der  französischen  Landwirtschaft 
liegt  eine  ganze  Lehre,  von  der  die  französischen  Schutzzöllner 
absolut  nichts  wissen  wollen.  Wir  haben  bereits  beim  Getreide 
und  Wein  gesehen,  dass  eine  genügende  Produktion  nicht  die 
einzige  Vorbedingung  für  die  Möglichkeit  der  Ausfuhr  ist,  es 
muss  auch  der  Preis  den  Verhältnissen  am  Weltmarkte  ent- 
sprechen. Da  die  Kolonialländer  diesen  Artikel  billiger  pro- 
duzieren, so  muss  man  sich  auch  einmal  eine  Ausfuhrabnahme 
gefallen  lassen,  wenn  sie  eine  Naturnotwendigkeit  ist,  da 
man  gegen  sie  nichts  tun  kann.  Noch  unbegreiflicher  als 
dieser  Gedankengang  der  französischen  Agrarier  sind  die 
Massregeln,  die  sie  in  solchen  Fällen  ergreifen.  Man  zog 
die  Zollschraube   immer   fester   an.      Zollerhöhung    aber  kann 
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weder  einen  Ausfuhrrückgang  hindern,  wie  wir  dies  hier  an 
der  Butterausfuhr  sehen,  noch  irgend  einem  Artikel  den  aus- 
ländischen Markt  eröffnen,  wie  uns  die  Ausfuhr  von  Schweinen 
zeigt.  Anlässlich  der  Beratung  der  Zollerhöhung  auf  Schweine 
(1898)  hat  bekanntlich  der  Abgeordnete  Graux  erklärt,  dass  er 
von  dieser  Massregel  eine  Steigerung  der  Produktion  und  in- 
folgedessen eine  solche  der  Ausfuhr  erwarte.  Es  ist  gerade 
bei  Schweinen  die  grösste  Produktionszunahme  zu  beobachten. 
Das  hat  auch  die  Einfuhr  —  auch  aus  Algerien  —  verlang- 
samt, trotzdem  aber  ist  die  Ausfuhr  zurückgegangen.  Bei 
Schweinen  ist  also  dasselbe  eingetreten,  was  wir  bereits  bei 
Weizen  und  Wein  festgestellt  haben,  nämlich,  dass  der  Ueber- 
schuss  über  den  Bedarf  im  Lande  bleibt  und  die  Preise  herab- 
drückt. Dies  finden  wir  doppelt  bestätigt:  1.  In  der  amtlichen 
Statistik,  welche  einen  grossen  Preisrückgang  aufweist  (von 
1,55  Fr.  pro  Kilogramm  1899  auf  1,42  Fr.  1901),  2.  durch 
die  bitteren  Klagen  der  Agrarier  über  die  niedrigen  Preise, 
welche  anlässlich  der  Beratung  des  Budgets  des  Landwirt- 
schaftsministeriums vorgebracht  wurden.  Es  wurde  von  der 
Militärverwaltung  dringend  verlangt,  durch  Fleischeinkauf  zu 
Konservierungszwecken  den  Markt  zu  erleichtern^).  Der  Aus- 
druck „mävente"  ist  nicht  sehr  häufig  gebraucht  worden, 
aber  umso  öfter  ist  von  „le  bas  prix"  gesprochen  worden. 
Dabei  dachte  man  nicht  nur  an  Schweinefleisch,  sondern  auch 
an  anderes  Fleisch.  Noch  grösser  war  der  Preisrückgang  bei 
Kuhfleisch  (1899  1,45  Fr.,  1901  1,16  Fr.).  Nicht  unbeträcht- 
lich ist  derselbe  auch  bei  Rindfleisch  (1899  1,55  Fr.,  1900 
1,38  Fr.)  und  bei  Hammelfleisch  (1899  1,81  Fr.,  1900  1,54  Fr.). 
Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  1900  die  Ausstellung  stattfand. 
Hiemit  kommen  wir  zu  der  Frage  der  Preisgestaltung  unter 
der  Herrschaft  der  Schutzzölle.  Ist  es  den  Schutzzöllnern  hier 
gelungen,  einen  rentablen  Preis  zu  sichern?  Auf  Grund  der 
Tabelle  II  2  ist  diese  Frage  zu  verneinen.  Sowohl  bei  allen 
Arten  Fleisch  wie  auch  bei  anderen  tierischen  Produkten  sind 
die  Preise  am  Ende  der  Periode  niedriger  als  am  Anfang  der- 


^)  Debats  parlem.  1901,  p.  279  ff.  —  Während  z.  B.  gleichzeitig  die 
Schweinepreise  in  Deutschland  stiegen. 
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selben.  Wenn  man  dabei  die  Schwankungen  innerhalb  dieser 
Periode  in  Betracht  zieht,  so  kommt  man  zu  dem  Resultat, 
dass  die  Schutzzollpolitik  auch  hier  eine  gewaltige  Niederlage 
erlitten   und   dem  Volke  grosse  Enttäuschungen  gebracht   hat. 

in.  Seidenbau,  Seidenspinnerei,  Hanf-  und  Flachsbau 

Wir  haben  bereits  im  vorigen  Abschnitt  die  Wirkung  der 
Prämien  auf  Seiden-,  Hanf-  und  Flachsbau  näher  untersucht. 
An  dieser  Stelle  soll  die  Entwicklung  dieser  Produktionszweige 
innerhalb  der  von  uns  betrachteten  Periode  kurz  zusammengefasst 
werden.  Die  jährliche  Produktion  der  Seidenkokons  weist  grosse 
Schwankungen  auf,  aber  der  Durchschnitt  der  zweiten  Hälfte 
ist  geringer  als  jener  der  ersten  und  gleich  jenen  1885 — 1891; 
es  besteht  also  eine  sinkende  Tendenz.  Die  Zahl  der  Seiden- 
züchter ist  zurückgegangen;  sie  betrug  142  711  1888,  von  da 
stieg  sie  fortdauernd  bis  auf  154  733  1894,  dann  aber  ging  sie 
zurück  und  betrug  im  Jahre  1900  136214.  Dieser  absolute 
Rückgang  ist  im  Verhältnis  zur  jährlichen  Produktion  noch 
stärker.  Es  besteht  also  eine  Tendenz  zur  Konzentration.  Im 
übrigen  soll  an  dieser  Stelle  hervorgehoben  werden,  dass  in 
der  Besprechung  der  Interpellation  über  die  Lage  der  Seiden- 
weber seitens  der  Vertreter  der  Seidenbauer  bitter  darüber 
geklagt  wurde,  dass  die  Prämien  nicht  den  Bauern,  sondern 
ihren  Abnehmern  zu  gute  kämen.  Wir  sind  nicht  im  stände, 
diese  Behauptung  zu  kontrollieren.  Es  ist  gar  nicht  aus- 
geschlossen, dass  die  Prämien,  insbesondere  jene  auf  Seiden- 
spinnereien, das  mobile  Kapital  angelockt  haben.  Wenn  man 
eine,  wenn  auch  technisch  nur  mittelmässig  eingerichtete 
Spinnerei  mit  Seidenbau  im  grösseren  Betrieb  vereint,  so  lässt 
sich  ein  anständiger  Ertrag  nur  von  Prämien  erzielen.  Ist  das 
der  Fall,  so  ist  die  Wirkung  der  Prämie  gerade  das  Gegenteil 
von  dem,  was  man  sich  von  ihr  erwartet  hat,  was  übrigens 
bei  der  Schutzzollpolitik  dieser  Art  nicht  das  erste  Mal  zu 
beobachten  ist.  Der  Preis  der  Seidenkokons  hat  grosse  Schwan- 
kungen erfahren,  aber  der  Durchschnitt  1892 — 1900  ist  niedriger 
als  jener  1885 — 1891.  Es  fehlte  also  jene  Voraussetzung, 
welche    nach   der  Meinung    der  Schutzzöllner  zu  einer  grossen 
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Produktionssteigerung  führt.  Infolgedessen  sind  die  Prämien 
auch  nach  Ansicht  der  Schutzzöllner  ohne  jede  günstige  Wirkung 
auf  die  Volkswirtschaft  gewesen.  Dabei  haben  sie  den  Fiskus 
über  40  Mill.  Fr.  gekostet.  Es  ist  auch  nicht  schwer  zu  er- 
klären, warum  die  Prämien  keine  Produktionssteigerung  herbei- 
führen konnten.  Aus  Tabelle  IV  lässt  sich  ersehen,  dass  zwischen 
der  Produktion  und  den  Preisen  ein  Abhängigkeitsverhältnis 
besteht  und  zwar,  indem  infolge  hoher  Preise  im  Vorjahre  eine 
grössere  Menge  Eier  im  folgenden  Jahre  zur  Ausbrütung  ge- 
setzt wurden.  Der  Preis  aber  wird  durch  die  Weltproduktion 
beeinflusst.  Und  so  ist  es  klar,  dass  es  ausser  der  Macht  der 
Regierung  liegt,  den  Preis  zu  beeinflussen,  wenigstens  so  lange 
die  Einfuhr  von  Seidenkokons  zollfrei  ist.  Weiter  ist  zu  be- 
denken, dass  die  Ausdehnung  der  Produktion  von  der  Menge 
und  Fruchtbarkeit  der  vorhandenen  Maulbeerbäume  abhängig 
ist.  Und  deren  Zahl  ist  durch  die  Krankheit  sehr  zurückge- 
gangen.    Das  ist  von  allen  Seiten  zugegeben  worden. 

In  jenem  Vorschlag  Mälines,  wonach  die  —  ausländische 
Kokons  verbrauchenden  —  Spinnereien  erst  dann  prämiert  wer- 
den sollten,  wenn  die  inländische  Produktion  10,5  Mill.  kg  über- 
steige —  was  übrigens  von  keiner  Seite  bestritten  wurde  — 
liegt  ein  schlagender  Beweis  dafür.  Die  Tabelle  V  zeigt,  dass 
die  Produktion  nur  1894  diese  Höhe  erreichte.  Da  dieses  bei 
den  bestehenden  Verhältnissen  von  vielen  Seiten  als  Maximum 
bei  der  Maulbeerbaumkultur  bezeichnet  wurde,  so  ist  unsere 
obige  Behauptung  statistisch  genügend  bestätigt.  Dann  aber 
ist  es  sonnenklar,  dass  die  Prämien,  mögen  sie  noch  so  hoch 
sein,  solange  sie  ohne  Wirkung  auf  die  Steigerung  der  Maul- 
beerbaumproduktion bleiben,  keine  Produktionssteigerung  der 
Seidenkokons  herbeiführen  können.  Und  dies  zeigt  uns  wiederum, 
wie  richtig  der  Gedanke  des  Ministers  Develle  war,  der  1892 
Massregeln  vorschlug,  die  dahin  gingen,  und  wie  gross  der 
Widerspruch  ist  zwischen  dem  Wunsche ,  die  Produktion  zu 
steigern,  und  den  Mitteln,  die  zu  diesem  Zweck  ergriffen  wurden. 
Weiter  sind  die  atmosphärischen  Einflüsse  von  grösster  Be- 
deutung, sowohl  für  die  Seidenwürmer  wie  auch  für  den  Maul- 
beerbaum. Es  ist  auch  seitens  der  Kommission  für  Zollwerte 
oft  hervorgehoben  worden,  dass  die  Bauern,  die  sich  bis  dahin 
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mit  Seidenbau  beschäftigten,  allmählich  zur  Wein-,  Hülsen- 
früchtenkultur etc.  übergingen ,  da  sie  für  den  ersteren  nicht 
genug  Zeit  haben.  Im  Zusammenhang  damit  steht  auch  die 
Klage  über  Arbeitermangel,  die  man  auch  bei  der  Seiden- 
spinnerei vernommen  hat. 

Die  Entwicklung  des  Flachs-  und  Hanfbaues  liegt  noch 
ungünstiger.  Sowohl  die  Grösse  der  bebauten  Fläche  wie  auch 
die  Grösse  der  Produktion  hat  bei  beiden  beträchtlich  ab- 
genommen. Die  Einfuhr  von  Flachs  ist,  je  nach  der  Ernte  im 
Auslande,  schwankend;  die  Einfuhr  von  Hanf  hat  sehr  zu- 
genommen ^).  Die  Ursache  des  Misserfolges  der  Prämien  ist 
dreierlei:  An  erster  Stelle  kommt  die  Konkurrenz  Russlands, 
welches  bedeutend  billiger  produziert.  Dann  aber  wird  Flachs 
im  Norden,  wo  er  hauptsächlich  produziert  wird,  durch  die 
sich  der  grossen  Fürsorge  der  Staatsgewalt  erfreuende  Zucker- 
rübe verdrängt.  Die  Kommission  für  Zollwerte  behauptet,  dass 
die  Ausfuhrprämie  die  Prämien  für  Flachsbau  aufgewogen  habe. 
Drittens  hat  der  bekannte  Zug  in  der  Demokratisierung  der 
industriellen  Artikel  eine  ungünstige  Wirkung  auf  die  Flachs- 
kultur ausgeübt.  Die  feine  Leinwand  ist  zum  Luxus  geworden 
und  der  Massenkonsum  wendet  sich  hauptsächlich  den  Geweben 
aus  Baumwolle  zu.  Es  ist  also  ganz  begreiflich,  dass  die 
Prämien,  welche  den  Fiskus  über  20  Mill.  Fr.  kosteten,  die  ge- 
wünschten Wirkungen  —  und  darunter  ist  an  zweiter  Stelle 
die  Beschränkung  der  Landflucht  zu  erwähnen  —  nicht  haben 
konnten^).  Bevor  wir  von  diesen  Betrachtungen  scheiden,  mag 
noch  einiges  über  die  allgemeine  Bedeutung  der  Prämien  ge- 
sagt werden.  Was  sind  die  Prämien  auf  Seiden-,  Flachs-  und 
Hanfbau  ?  Ersatz  für  die  Zölle,  die  ihnen  nicht  gewährt  werden 
konnten.  Was  ist  der  Zweck  der  Zölle?  Sie  sollen,  wie  wir 
gesehen  haben,  einen  wichtigen  Einfluss  auf  die  Preise  ausüben. 


^)  In  allen  Kulturländern  nimmt  der  Flachsbau  ab. 

^)  ,Die  Verhinderung  des  Zuzugs  nach  der  Stadt  kann  nur  dadurch 
erfolgen,  dass  dem  Arbeiter  auf  dem  Land  genügend  Arbeit  gesichert 
wird.  Um  dies  zu  erreichen,  ist  die  Kultur  von  jenen  Pflanzen,  welche 
recht  viel  Arbeit  erheischen  (und  solche  sind  Flachs  und  Hanf)  zu  be- 
günstigen." Berichterstatter  G alpin,  Debats  parlem.  9.  novembre  1897, 
annexes  p.  109. 
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Das  ist  also  auch  das  Ziel  der  Prämien.  Das  haben  auch  die 
Schutzzöllner  selbst  sehr  oft  zugestanden^),  sie  haben  aber  auch 
als  Endzweck  der  Zölle  und  Prämien  die  Steigerung  der  Pro- 
duktion bezeichnet.  Da  dies  bei  den  wichtigsten  Zweigen  der 
Landwirtschaft,  Weizen  und  Wein,  im  reichen  Masse  eingetreten 
ist,  so  haben  sie  durch  weiteres  Festhalten  an  der  Schutzzoll- 
politik den  Schein  erwecken  können,  als  ob  ihnen  wirklich  an 
der  Steigerung  der  Produktion  gelegen  wäre.  Nun,  hier  haben 
wir  eine  beträchtliche  Abnahme  der  Produktion.  Trotzdem  hat 
man  die  Prämien  nicht  fallen  lassen,  sondern  auf  weitere  zehn 
Jahre  verlängert.  Wenn  man  noch  weiter  bedenkt,  dass  die- 
jenigen Mittel,  welche  Develle  und  Meline  (1898  Zentralisation 
des  Kokonankaufs)  empfohlen  haben  und  welche  unstreitbar 
zu  einer  Begünstigung  der  Produktion  geführt  hätten,  abgelehnt 
wurden,  so  wird  man  daraus  den  einen  Schluss  ziehen  können, 
dass  den  Schutzzöllnern  nicht  an  der  Steigerung  der  Produktion 
gelegen  ist,  sondern  dass  sie  mit  diesem  Scheinargument  nur 
den  Geschützten  einen  Gewinn  sichern  wollten.  Man  soll  nur 
den  Grund  der  Unzufriedenheit  der  Flachs-  und  Hanfbaaer  am 
Anfang  dieser  Periode  mit  jenem,  welcher  in  der  Beratung 
über  das  Budget  des  Landwirtschaftsministeriums  in  letzter  Zeit 
hervorgebracht  wurde,  vergleichen,  um  diesen  gewaltigen  Unter- 
schied gleich  zu  bemerken.  So  z.  B.  waren  die  niedrigen  Preise 
das  Leitmotiv  aller  Reden  1901 ,  und  von  manchen  Seiten 
wurde  die  mdvente  als  allgemeines  Hauptübel  der  Landwirt- 
schaft 1902  bezeichnet. 

Der  Hauptfehler  der  agrarischen  Schutzzollpolitik  liegt 
darin,  dass  sie  über  die  jeweiligen  Ursachen  der  misslichen 
Lage  hinweggeht  und   daher   die  Wahl   geeigneter  Mittel  un- 


^)  „Die  Seidenspinner  konnten  bei  den  schwankenden  Prämien  nie 
mit  sicheren  Produktionskosten  ,'rechnen,  Sie  müssen  aber  mit  einem 
bestimmten  Minimum  von  Prämien  rechnen.  Das  wird  auf  die  heimischen 
Kokons  rückwirken."  Berichterstatter,  Debats  parlem.  18.  fevrier  1898, 
annexes  p.  694.  —  „Man  soll  den  Seidenbau  rentabel  machen,  um  die 
Züchter  nicht  dem  Verlust  an  Zeit  und  Geld  auszusetzen."  Debats  parlem., 
compte  rendu  1898,  p.  904.  —  „Die  Prämien  müssen  höher  sein,  damit 
die  Züchter  etwas  Nutzen  haben  und  damit  sie  die  Verluste  der  Missemte 
ertragen  können."     Ib.  p.  905. 
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möglich  macht.  Die  Entwicklung  seit  1885  lehrt  uns  in  erster 
Linie,  dass  die  Zollpolitik  nicht  nur  nicht  im  stände  ist,  auf 
den  Gang  der  Dinge  einen  bestimmenden,  systematisch  durch- 
führenden Einfluss  auszuüben,  sondern  dass  die  natürliche  Ent- 
wicklung mit  der  Zollpolitik  Fangball  spielt.  Bodenqualität 
und  Klima  sind  mächtigere  Faktoren  als  die  Zollpolitik,  und 
die  Einwirkungen  der  Zollpolitik  auf  die  Bodenqualität  sind 
relativ  gering. 

Eine  eingehende  Untersuchung  der  Ursachen  des  jeweiligen 
Standes  der  französischen  Volkswirtschaft  würde  das  Resultat 
ergeben,  dass  die  Produktionssteigerung  von  Getreide  und  Wein 
nur  zum  geringsten  Teil  der  Zollpolitik  zu  verdanken  ist.  Das 
geht  schon  daraus  hervor,  dass  die  Preise  nicht  besonders 
hoch  über  dem  Weltmarktpreis  standen.  Und  an  dieser  Stelle 
sollen  diese  Ursachen  nur  kurz  skizziert  werden. 

1.  Die  allgemeine  Ursache  ist  das  Fehlen  schädlicher, 
meteorologischer  Einflüsse. 

2.  Für  den  Wein  speziell  liegt  die  Ursache  in  der  syste- 
matischen Eraanzipierung  der  Weinberge  von  der  Wirkung  der 
Reblaus.  Erklären  doch  selbst  die  Interessenten  die  Unter- 
stützung für  Neuanbau  für  überflüssig.  Es  wird  allmählich 
der  Zustand,  der  vor  Verbreitung  der  Reblaus  herrschte,  wieder 
hergestellt. 
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Fünfter  Abschnitt 

Die  französische  Industrie 


Erstes  Kapitel 

Die  Entwicklung  der  französischen  Industrie  seit  1892 

I.  Die  Wollindustrie 

Die  Wollindustrie  ist  die  wichtigste  Industrie  Frankreichs. 
Der  Wert  ihrer  jährlichen  Produktion  beträgt  ungefähr  1  Milliarde 
Franken,  wovon  die  Hälfte  bis  ein  Viertel  ausgeführt  wird.  Für 
Löhne  gibt  sie  jährlich  250  Mill.  Fr.,  doppelt  so  viel  als  die 
Bergwerksindustrie  aus.  Ein  Zwölftel  der  gesamten  mechani- 
schen Kraft  und  ein  Drittel  derjenigen  der  Textilindustrie  fällt 
auf  die  Wollindustrie.  Geschichtlich  betrachtet  kann  man  sie 
eine  rein  französische  Industrie  nennen,  weil  sie  bis  zu  Anfang 
der  Achtziger  jähre  hauptsächlich  in  Frankreich  ihren  Sitz  hatte 
und  von  da  ihre  Produkte  nach  allen  Ländern  vertrieb.  Man 
kann  sagen,  dass  sie  für  Frankreich  dasselbe  war,  was  die  Baum- 
wollindustrie in  England  ist.  In  den  Achtzigerjahren  begann 
sich  auf  dem  Weltmarkte  die  Konkurrenz  deutscher  und  ameri- 
kanischer Wollprodukte  fühlbar  zu  machen.  Die  kolossalen 
und  raschen  Fortschritte,  die  diese  Industrie  in  beiden  Ländern 
machte,  hatten  bald  eine  grosse  Verschiebung  auf  dem  Welt- 
markt zur  Folge.  Im  Jahre  1882  erreichte  die  französische 
Ausfuhr  von  Wollgeweben  ihren  Höhepunkt;  sie  belief  sich 
auf  401  Mill.  Fr.  Von  da  ab  begann  sie  allmählich,  mit  grossen 
Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr,  zurückzugehen,  so  dass  man 
die  Mitte   der  Achtzigerjahre    mit  Recht   als   den  Anfang  der 
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schweren  Zeiten  der  französischen  Wollindustrie  bezeichnet. 
In  den  Jahren  unmittelbar  vor  der  Tarifreform  war  sie  fast 
notleidend,  was  die  Interessenten  damals  auf  eine  Ueber- 
produktion  auf  dem  Weltmarkte  zurückführten.  Die  Ausfuhr 
von  Geweben  aus  Wolle,  welche  im  Jahre  1890  361  Mill.  Fr. 
betrug,  sank  im  nächsten  Jahre  auf  327  Mill.  und  blieb  1892 
auf  derselben  Höhe.  Im  Abschnitt  II  haben  wir  bereits  er- 
wähnt, dass  die  Jahre,  welche  der  Zolltarifreform  unmittelbar 
folgten,  die  Periode  der  grossen  Krisis  in  der  Wollindustrie 
waren,  die  im  Jahre  1894  ihren  Höhepunkt  erreichte.  Das 
Charakteristische  derselben  ist  eine  ungeheure  Preisbaisse,  welche 
durch  die  Enttäuschungen  bezüglich  des  Inkrafttretens  der  Ding- 
ley  Bill  noch  bedeutend  verschärft  wurde. 

Die  weitere  Entwicklung  der  französischen  Wollindustrie 
zeigt  uns  die  Tabelle  VIII.  Es  genügt  ein  Blick  darauf,  um 
feststellen  zu  können,  dass  die  Periode  1892 — 1900  für  die  für 
die  französische  Volkswirtschaft  wichtigste  Industrie,  welche 
an  der  Spitze  der  französischen  Ausfuhrgewerbe  steht,  eine 
äusserst  unglückliche  war.  So  ist  zunächst  ein  weiterer 
Rückgang  der  Ausfuhr  von  Wollgeweben  zu  beobachten;  ihr 
Wert  sank  von  328  im  Jahre  1892  auf  278  Mill.  Fr.  im 
Jahre  1893  und  erreichte  1898  den  seit  Jahrzehnten  niedrigsten 
Punkt  (222  Mill.  Fr.).  Der  ungeheure  Rückgang  des  Aus- 
fuhrwertes ist  allerdings  auch  zum  Teil  auf  das  Sinken  der 
Preise  der  Wollprodukte  zurückzuführen ;  allein  die  Verluste 
sind  auch  der  Menge  der  ausgeführten  Produkte  nach  gross. 
Die  Höhe  von  28  Mill.  kg  wurde  zum  letzten  Male  im  Jahre 
1892  erreicht;  dann  traten  einige  Schwankungen  ein  und  mit 
dem  Jahre  1896  begann  ein  ununterbrochener  Rückgang,  der 
1900,  im  Jahre  der  grössten  Krisis  für  die  Wollindustrie,  mit 
einer  Ausfuhr  von  18,7  Mill.  kg  seinen  tiefsten  Punkt  er- 
reichte. In  diesen  acht  Jahren  betrug  der  Ausfuhrrückgang 
35,5*^/0.  Die  Abnahme  traf  ausschliesslich  die  sogenannten 
„klassischen"  Gewebe,  Tuch  und  tuchartigen  Gewebe  (für  Kleider 
und  Mäntel),  welche  die  Spezialität  der  französischen  Webereien 
darstellten  und  das  Brot  der  französischen  Industrie  genannt  zu 
werden  pflegten.  Die  Ausfuhr  derselben  ging  von  13,72  Mill.  kg 
1892  auf  6,65  Mill.  kg  1900,  um  54  >,  zurück.    Auch  die  Ein- 
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fuhr  von  Wollgeweben  weist  einen  kleinen  Rückgang  auf;  die 
Interessenten  sind  aber  weit  davon  entfernt,  darin  ein  Glück  zu 
erblicken,  im  Gegenteil,  sie  sehen  darin  nur  einen  Verlust  für 
den  französischen  Handel,  weil  die  Pariser  Häuser  aufgehört 
haben,  ihre  Kunden  auch  mit  englischen  Stoffen  zu  versorgen. 
Was  die  Lage  der  Spinnereien  anbetrifft,  so  war  sie  um  nichts 
besser,  was  sich  im  Rückgang  an  Gespinsten  am  deutlichsten 
widerspiegelt.  Die  Versorgung  der  Spinnereien  ist  nicht  genau 
aus  unserer  Statistik  zu  ersehen,  da  die  in  einem  Jahre 
zur  Verfügung  stehende  Menge  nicht  notwendig  in  demselben 
Jahre  verbraucht  werden  muss.  Vergleicht  man  aber  die 
Durchschnitte  der  dreijährigen  Perioden ,  so  kommt  man  zu 
dem  Resultate,  dass  die  Spinnereien  immer  weniger  Wolle 
verbraucht  haben.  Die  Einfuhr  von  Wollgarnen  weist  eine 
Abnahme  auf,  die  von  den  Kompetenten  ebenfalls  als  ein 
Zeichen  angesehen  wird,  dass  gewisse  Webereien,  welche  ge- 
wisse nur  in  England  hergestellte  Garne  (Mohair)  verwenden, 
zurückgehen.  Die  Wollkämmer  haben  sich  ebenfalls  bitter 
über  Mangel  an  Bestellungen  beklagt,  da  sie  mindestens  jähr- 
lich zwei  Monate  ihren  Betrieb  einstellen  mussten.  Die  Klagen 
der  Wollindustriellen  bezogen  sich  bekanntlich  hauptsächlich 
auf  die  niedrigen  Preise  ihrer  Produkte.  Im  Jahre  1895 
gingen  die  Preise  dem  Vorjahre  gegenüber  ziemlich  in  die 
Höhe  und  man  glaubte,  dass  endlich  wieder  eine  bessere  Zeit 
anbreche.  Das  nächste  Jahr  brachte  aber  die  grössten  Ent- 
täuschungen. Die  Ursache  der  abermaligen  Preisbaisse  wurde 
diesmal  im  Rückgang  der  Ausfuhr  nach  Amerika  erblickt. 
Diese  traurigen  Zustände  bestanden  bis  zum  Jahre  1899  un- 
unterbrochen. Die  Spinner  (insbesondere  die  der  klassischen 
Garne),  denen  es  am  schlechtesten  ging,  haben  mit  Wehmut 
konstatiert,  dass  Deutschland,  dessen  Produktion  an  Woll- 
garnen um  10  o/o  geringer  ist  als  die  Frankreichs,  eine  steigende 
und  bedeutend  grössere  Ausfuhr  an  Wollgarnen  wie  Frank- 
reich zu  verzeichnen  hatte.  Der  Weber  sah  sich  genötigt,  die 
Wolle  vollständig  zu  verlassen  und  an  ihrer  Stelle  Baumwolle 
zu  verwenden,  obwohl  die  technische  Ausrüstung  dazu  nicht  gut 
geeignet  ist.  Als  aber  im  Jahre  1899  eine  lebhafte  Nachfrage 
nach  Wollprodukten    Gelegenheit    zu    regerer    Tätigkeit    bot. 
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beklagten  sich  die  Weber,  dass  sie  die  günstige  Konjunktur 
nicht  voll  ausnützen  könnten,  weil  es  ihnen  an  Arbeitskraft 
mangele.  Das  jahrelange  Darniederliegen  der  Wollindustrie 
habe  die  Arbeiter  veranlasst,  sich  den  anderen  blühenden  In- 
dustrien, wie  z.  B.  der  Metallurgie,  zuzuwenden  ^).  Dieser 
Rückgang  kam  sogar  in  der  Zahl  der  Spindeln  zum  Ausdruck. 
Sie  betrug: 

1886  1890  1892 

8  283  580  3  329  188  3  135  150 

Das  Jahr  1900  brachte  bekanntlich  eine  nie  dagewesene 
Krisis  auf  dem  Wollmarkte,  welche  aber  am  stärksten  in  Frank- 
reich war.  Das  Uebel,  über  welches  die  Industriellen  bereits 
15  Jahre  hindurch  stets  klagten,  nämlich  das  ununterbrochene 
Preissinken  für  Wollfabrikate,  wurde  in  diesem  Jahre  un- 
geheuer. Man  machte  dafür  vornehmlich  die  Spekulation  mit 
gekämmter  Wolle  verantwortlich.  Tatsächlich  aber  haben  die 
Preisbaisse  gerade  die  Spinner,  welche  sich  für  das  Jahr  1900 
schon  im  Oktober  1899  genügend  gedeckt  haben,  verursacht, 
indem  sie  ihren  eigenen  Vorrat  auf  den  Markt  brachten  und 
so  statt  Käufer  Verkäufer  waren  ^).  5000  Webstühle  blieben 
das  ganze  Jahr  hindurch  ohne  Beschäftigung.  Worin  liegt 
also  die  Ursache  der  Not  der  Wollindustrie?  Wie  wir  gesehen, 
in  den  niedrigen  Preisen.  Dieselben  sind  aber  nur  die  Folge 
der  Abnahme  der  Ausfuhr  von  Wollgeweben,  welche  bereits 
1860  die  Hälfte  der  Gesamtproduktion  betrug  und  seit  den 
Achtzigerjahren  stets  abnimmt.  Die  Ausfuhrabnahme  ist  wieder- 
um auf  zweierlei  Ursachen  zurückzuführen:  auf  die  zollpoli- 
tischen Massregeln  anderer  Staaten,  welche  für  die  französische 
Wollindustrie  bis  dahin  einen  so  flotten  Absatz  boten  (ins- 
besondere die  Vereinigten  Staaten)  und  auf  die  sehr  verschärfte 
Konkurrenz  seitens  Englands  und  Deutschlands  auf  dem  Welt- 
markt. Man  stimmte  darin  überein,  dass  die  Konkurrenzfähigkeit 
Deutschlands,  welches  dieselben  Arten  von  Garn  und  Geweben 
wie  Frankreich  herstellte,  in  seiner  industriellen  und 
Handelsorganisation  wurzelt.    Die  technische  Ausrüstung 


*)  Siehe  Annales  du  commerce  exterieur  1901,  fasc.  11p.  200. 
2)  Ib.  p.  190. 
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der  fremden  Spinnereien  und  Webereien  ist  bedeutend  besser  wie 
jene  Frankreichs,  weil  sie  bedeutend  jüngeren  Datums  ist.  Die 
französischen  Spinnereien  sind  hauptsächlich  nach  den  Modellen 
der  Fünfzigerjahre  des  vorigen  Jahrhunderts  ausgerüstet^);  zu 
dieser  Zeit  sind  bloss  einige  Arten  von  reinwollenen  Geweben 
im  mechanischen  Betriebe  hergestellt  worden.  Die  technischen 
Fortschritte  haben  es  ermöglicht,  einen  immer  weiteren  Kreis 
von  Geweben  auf  mechanischem  Betriebe  herzustellen.  Dies 
haben  die  neu  entstehenden  Industrien  Englands  und  Deutsch- 
lands ausgenützt,  um  ihre  Konkurrenzfähigkeit  zu  steigern. 
Auch  die  Trennung  von  Spinnereien  und  Webereien,  welche  im 
Gegensatz  zu  Frankreich  in  Deutschland  und  England  üblich  ist, 
hat  eine  fortgeschrittene  Technik  ermöglicht,  indem  eine  weitere 
Arbeitsteilung  zwischen  den  Spinnereien  eingetreten  ist.  Der 
französische  Spinner,  der  alle  Arten  von  Garnen,  und  zwar 
meistens  für  eigene  Webereien,  herstellt,  ist  nicht  mehr  im 
stände,  gewisse  bevorzugte  Arten  so  billig  und  so  gut  herzu- 
stellen. In  Frankreich  haben  die  Webereien  auf  die  Spinne- 
reien einen  Einfluss  ausgeübt,  in  Deutschland  und  England  ist 
das  Umgekehrte  der  Fall.  In  den  niedrigen  Geueralkosten 
liegt  also  die  Konkurrenzfähigkeit  Deutschlands  und  Englands 
auch  bei  niedrigen  Preisen  für  Wollprodukte. 

Was  die  Organisation  des  Handels  anbelangt,  so  wird  jene 
Deutschlands  als  eine  vorzügliche  betrachtet,  während  sie  in 
Frankreich  vollständig  fehlt.  Hier  kümmert  man  sich  nicht 
um  den  auswärtigen  Absatz  und  man  verkauft  mit  Vorliebe 
an  kleine  Häuser  („dispersion"  des  Handels),  wodurch  die 
Einheit  der  Bestellungen  ausgeschlossen  ist.  In  Deutschland 
ist  der  Grossverkauf  konzentriert. 

Eine  auf  diese  Weise  hervorgerufene  Ausfuhrabnahme  hat 
zu  einer  Ueberproduktion  im  Inlande,  daher  zu  einer  weiteren 
Preisbaisse  geführt.  Die  unter  den  Kosten  und  zwangsweise 
verkauften  Fabriken  haben  ebenfalls  den  anderen  grosse  Kon- 
kurrenz gemacht. 

So  sehen  wir  also  die  sowohl  in  Bezug  auf  den  inneren  wie 
auch  auf  den  auswärtigen  Markt  wichtigste  Industrie  unter  der 


*)  Annales  du  commerce  exterieur  1901,  fasc.  11  p.  254. 
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Herrschaft  des  Doppeltarifs  nicht  nur  nicht  sich  heben,  sondern 
noch  rascher  zurückgehen,  so  dass  es  nicht  an  Stimmen  fehlt, 
welche  ihren  baldigen  gänzlichen  Ruin  prophezeien. 


n.  Die  Seiden-  und  Bänderindustrie 

Die  Seidenindustrie  Frankreichs  ist  sowohl  geschichtlich 
wie  auch  ihrer  Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft  nach  das 
zweitnationalste  Gewerbe.  Zur  Zeit  der  Tarifreform  waren 
der  französische  Handel  mit  Seide  und  die  französische  Pro- 
duktion von  seidenen  Geweben,  beide  in  Lyon,  die  grössten 
der  Welt.  Bis  zum  Jahre  1865  hatte  England  das  Monopol 
des  Handels  mit  ostasiatischer  Seide.  Die  Bemühungen  der 
Lyoner  Kaufleute,  welche  junge  Leute  zwecks  Orientierung 
nach  Ostasien  schickten  und  überhaupt  kein  Opfer  scheuten, 
London  den  Rang  abzugewinnen,  sind  erst  nach  Durchbruch 
des  Suezkanals  mit  Erfolg  gekrönt  worden.  Obwohl  seit  An- 
fang der  Achtziger] ahre  eine  Dezentralisation  dieses  Handels  und 
eine  stärkere  Beteiligung  der  Schweiz  und  Italiens  an  dem- 
selben eintrat,  so  hat  Lyon  zur  Zeit  der  Tarifreform,  wenn 
nicht  sein  Monopol  beibehalten,  so  doch  den  ersten  Platz  im 
Handel  mit  Seide,  insbesondere  seinem  ernstesten  Konkur- 
renten, Mailand,  gegenüber,  behauptet.  Der  Mailänder  Seiden- 
markt ist  ebenso,  wie  früher  der  Lyoner,  durch  einen  gross- 
artigen Umschwung  in  den  Verkehrsmitteln  begünstigt  worden. 
Die  Eröffnung  der  St.  Gotthardbahn  ermöglichte  den  aus  Ost- 
asien kommenden  Schiffen,  ihre  Ware  noch  vor  Marseille  — 
in  Genua  —  abzuladen,  was  besonders  die  deutsche  ostasia- 
tische Linie  praktiziert  hat.  Erst  der  infolge  des  Zollkriegs 
mit  Italien  1888  eingeführte  Zoll  von  2  Fr.  auf  Grezseide  hat 
das  bis  dahin  bestehende  Verhältnis  zwischen  Lyon  und  Mai- 
land verschoben.  So  rückte  bereits  im  Jahre  1889  Mailand 
(4,538  Mill.  kg)  Lyon  (5,183  Mill.  kg)  sehr  nahe.  Die  Lyoner 
Seidenindustrie  hatte  bis  zu  Anfang  der  Achtziger  jähre  das  Mo- 
nopol auf  dem  Weltmarkte.  Die  rasch  emporblühende  Industrie 
in  der  Schweiz,  in  Deutschland  und  später  in  Amerika  sind 
ziemlich   rasch   als   ernste   Konkurrenten   auf   den    Weltmarkt 
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getreten.  Schon  vor  der  Tarifreform  ist  es  ihnen  gelungen, 
das  Monopol  Frankreichs  ins  Schwanken  zu  bringen;  aber  die 
französische  Produktion  von  Seidengeweben  war  noch  immer 
die  grösste  der  Welt.  Obwohl  eine  Exportindustrie  par  exel- 
lence^  war  sie  von  der  Mehrheit  im  Doppeltarif  mit  einem 
Schutz  bedacht.  Trotz  grösstem  Widerspruch  der  Lyoner 
Fabrikanten,  vertreten  durch  den  Vorsitzenden  der  Lyoner 
Handelskammer,  Abg.  Aynard,  hat  man  bekanntlich  die  Grez- 
und  moulinierte  Seide  mit  einem  Zoll  von  300  Fr.,  die  ge- 
kämmte Flockseide  mit  einem  solchen  von  10  Fr.  und  die 
reinseidenen  Gewebe  mit  einem  solchen  von  400  Fr.  belegt. 
Auch  die  bereits  bestehenden  Zölle  sind  zum  Teil  erhöht 
worden. 

Die  Entwicklung  des  französischen  Seidenhandels  unter 
der  Herrschaft  des  Doppeltarifs  war  nichts  weniger  als  günstig. 
Diese  kurze  Periode  kann  die  unglücklichste  für  den  franzö- 
sischen Handel  genannt  werden.  Schon  im  Jahre  1895  hat 
man  erlebt,  dass  die  Menge  der  in  Mailand  konditionierten 
Seide  jene  in  Lyon  übertraf  und  in  demselben  Tempo  stieg 
sie  weiter  von  5,981  Mill.  kg  1892  auf  7,233  Mill.  kg  1900 
und  in  Lyon  betrug  sie  1892  6,002  Mill.  kg  und  1900 
6,041  Mill.  kg.  Diesem  Triumph  Mailands  über  Lyon  folgte 
jener  Italiens  über  Frankreich:  die  in  Italien  konditionierte 
Seide  betrug  44  Mill.  kg  und  jene  in  Frankreich  41  Mill.  kg. 
Der  Anteil  Frankreichs  am  Welthandel  betrug  1892  5P/o, 
1893  43 >,  1900  nur  noch  37 >. 

Bevor  wir  auf  die  Betrachtung  der  Seidenindustrie  Frank- 
reichs eingehen,  möchten  wir  eines  erwähnen:  unter  den  Fak- 
toren, welche  auf  die  Gestaltung  der  Seidenindustrie  im  all- 
gemeinen einen  Einfluss  ausüben,  ist  ein  ungemein  wichtiger 
die  Mode.  Ihre  Wirkung  spiegelt  sich  besonders  in  den 
Schwankungen  wider,  die  in  der  Seidenindustrie  in  kürzeren 
Zeitabschnitten  zu  beobachten  sind.  Beinahe  für  die  ganze 
französische  Textilindustrie,  welche  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
nur  feine  Produkte  herstellte,  ist  die  Gestaltung  der  Mode  von 
Einfluss  gewesen.  So  z.  B.  waren  unmittelbar  vor  der  Tarif- 
reform die  engen  Kleider  in  Mode,  für  welche  sich  nur  wollene 
Stoffe  eignen,  so  dass  infolgedessen  die  Zustände  der  Seiden- 
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Industrie  beinahe  krisenhaft  waren.  Nach  der  Tarifreform  aber 
wurde  der  weite  Rock  der  Restauration,  der  in  der  Regel 
aus  Seide  hergestellt  wird,  Mode.  Und  diesem  Umschwung 
in  der  Mode  ist  es  zu  verdanken,  dass  die  Seidenindustrie 
eine  beträchtliche  Besserung  und  die  schon  in  schwerer  Lage 
befindliche  Wollindustrie  noch  eine  Verschlimmerung  erfuhr. 
Eine  abermalige  Verschiebung  zwischen  Seide  und  Wolle  ist 
seit  dem  Jahre  1898  eingetreten,  indem  infolge  der  Anglomanie 
und  des  Sportes  (Bicyclismus ,  Automobilismus  etc.)  die  Seide 
von  den  höheren  Klassen  beinahe  vollständig  verlassen  und  die 
wollenen  Stoffe  bevorzugt  wurden  ^).  Wir  befinden  uns  noch 
heute  im  Zeichen  dieser  letzten  Aenderung,  die  sogar  noch 
immer  mehr  Oberhand  gewinnt.  Sie  ist  nicht  nur  die  Ur- 
sache, dass  die  französische  Seidenindustrie  in  den  letzten 
Jahren  so  sehr  leidet,  sondern  es  scheint,  als  ob  die  in  den 
letzten  Jahren  eingetretene  Verlangsamung  der  Entwicklung 
der  Seidenindustrie  in  der  ganzen  Welt  diesem  Umstände  zu 
verdanken  wäre. 

Aus  der  Tabelle  IX  geht  es  hervor,  dass  die  französische 
Seidenindustrie  seit  dem  Jahre  1892  zwar  keine  Verluste,  wie 
dies  mit  der  Wollindustrie  der  Fall  ist,  aber  auch  keinen 
richtigen  Fortschritt  erfahren  hat.  Grosse  Schwankungen  von 
Jahr  zu  Jahr  sind  das  Charakteristische  für  die  ganze  Periode. 
Die  Menge  der  der  Industrie  zur  Verfügung  gestellten  Seide 
betrug  im  Jahre  1892  3,611  Mill.  kg,  bloss  zweimal  stieg 
sie  über  4  Mill.,  sonst  schwankte  sie  innerhalb  dieser  Grenze 
und  im  Jahre  1900  sank  sie  auf  3,323  Mill.  kg.  Die  rasch 
emporsteigende  Seidenindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten  hat 
im  Jahre  1897  Frankreich  bezüglich  der  Menge  der  ver- 
brauchten Seide  den  Rang  abgelaufen.  Die  Lyoner  Seiden- 
produktion hat  ebenfalls  grosse  Schwankungen  gehabt,  aber 
doch  eine  kleine  Zunahme  zu  verzeichnen.  Die  Ausfuhr  von 
Seidengeweben  ist  stationär  geblieben.  Dass  der  Stillstand  der 
Seidenindustrie  in  Frankreich  nicht  allein  auf  die  oben  er- 
wähnte Ursache  der  allgemeinen  langsameren  Entwicklung 
zurückzuführen  ist,  geht  daraus    hervor,    dass   die  Lage   der- 


^)  Annales  du  commerce  exterieur  1900,  fasc.  11  p.  170. 
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selben  in  Italien  und  der  Schweiz  günstiger  war  als  in  Frank- 
reich. So  lange  die  Ausfuhr  in  Frankreich  stationär  blieb, 
stieg  sie  in  den  drei  erwähnten  Ländern. 

Die  missliche  Lage  der  Seidenindustrie  in  Frankreich  hat 
ihre  spezielle  Ursache  in  der  sogenannten  Demokratisie- 
rung der  Seide,  Es  ist  von  den  Gegnern  des  Schutzes  für 
die  Seidenindustrie  bereits  in  der  General-  und  auch  Spezial- 
diskussion  hervorgehoben  worden,  dass  sich  der  Verbrauch  von 
Seidenstoffen  im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  immer 
mehr  erweitert  und  aus  dem  engen  Kreise  der  Reichen  all- 
mählich in  die  breite  Masse  eindringt.  Das  sei  dadurch  er- 
möglicht, dass  es  der  Technik  gelungen  ist,  ungemein  billige 
Stoffe  herzustellen.  Gerade  die  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Doppeltarifs  kann  die  Periode  der  Demokratisierung  der 
Seide  genannt  werden.  Das  Bedürfnis  nach  einem  Kleid  aus 
glänzendem  Stoff  hat  sich  bei  den  ärmeren  Klassen  und  auf 
dem  Lande  plötzlich  fühlbar  gemacht  und  als  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts  die  Damenkleidung  „vermännlicht"  wurde,  d.h.  als 
die  Wollkostüme  bei  den  Reicheren  eine  Bevorzugung  fanden 
und  daher  die  Seide  von  ihnen  fast  vollständig  verlassen  wurde, 
hat  der  Konsum  der  billigeren  Gewebe  die  Seidenindustrie  ge- 
nährt. Wie  die  Nachfrage  nach  diesen  sehr  billigen  Stoffen 
rasch  stieg,  zeigt  uns  die  ungemein  rasche  Zunahme  der  Pro- 
duktion derselben.  So  wurde  produziert  an  Mousseline,  Foulard 
und  Crepe  de  Chine  im  Jahre: 

1897  1898  1899 

für  84,2  Mill.  Fr.  96,5  Mill.  Fr.  129,7  Mill.  Fr. 

Dieser  Umschwung  hatte  eine  ungeheure  Wirkung  auf  die 
Lage  der  französischen,  namentlich  der  Lyoner  Seidenindustrie. 
Vergegenwärtigen  wir  uns  diese  Entwicklung.  Die  im  mecha- 
nischen Betriebe  hergestellten  billigen  Seidenstoffe  unter- 
scheiden sich  in  hohem  Masse  von  jenen,  welche  als  Spezialität 
der  französischen  Seidenindustrie  galten ;  das  sind  die  schweren, 
feinen,  reinseidenen  Gewebe,  die  sogenannten  „grands  fa^onnes", 
welche  auf  der  Handarbeit  der  in  der  Umgebung  von  Lyon 
wohnenden  Weber  beruhen.  Folgende  zwei  Zahlen  vermögen 
uns  diese  allmähliche  Aenderung  zu  veranschaulichen:  Die  Zahl 
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der  mit  menschlicher  Kraft  betriebenen  Webstühle  betrug  in 
Lyon  und  Umgebung  im  Jahre  1840:  27450  und  im  Jahre 
1870:  35  216.  Das  war  die  Zeit  der  Blüte  der  Lyoner  Seiden- 
industrie. Als  aber  später  der  mechanische  Betrieb  die  Hand- 
arbeit zu  verdrängen  begann,  kam  dies  in  einem  raschen  Rück- 
gang der  Webstühle  der  Handarbeiter  zum  Ausdruck.  Ihre 
Zahl  sank  im  Jahre  1889  auf  17  000  und  1898  auf  10000. 
Der  gegenüber  dieser  Hausindustrie  bis  dahin  bedeutungs- 
lose fabrikmässige  Betrieb  und  auch  die  mit  mechanischer 
Kraft  betriebene  Hausindustrie  kamen  nun  in  Blüte.  Die  Zahl 
der  mechanischen  Webstühle,  die  im  Jahre  1893  22  000  be- 
trug, stieg  im  Jahre  1894  auf  25000  und  im  Jahre  1898  auf 
30000.  Die  neuen  mechanischen  Webstühle  wurden  nicht 
nur  in  den  Fabriken,  sondern  sehr  oft  auch  auf  dem  Lande 
seitens  der  Arbeiter  und  mit  elektrischem  oder  Gasmotoren- 
betrieb errichtet.  (Annales  d.  comm.  etc.  1900  fasc.  11  p.  270  ff.) 
Diese  Verschiebung  der  Verhältnisse  in  der  Seidenindustrie 
war,  wie  aus  den  obigen  Zahlen  deutlich  hervorgeht,  gerade 
in  den  letzten  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in  vollem 
Gange.  Dass  den  armen  Weber,  den  Urtypus  (canut)  des 
hausindustriellen  Arbeiters,  dieser  Uebergang  sehr  schmerzte, 
liegt  auf  der  Hand.  An'gesichts  des  begreiflichen  Konser- 
vatismus, der  innerhalb  solcher  Kreise  herrscht,  ist  die  stärkere 
Verbreitung  des  mechanischen  Betriebs  bloss  ein  Beweis  da- 
für, dass  sie  im  letzten  Dezennium  des  19.  Jahrhunderts  viel 
und  besonders  an  Arbeitslosigkeit,  gelitten  haben.  Das  erklärt 
uns  auch  jenen  unermüdlichen  Protest  einer  Anzahl  Abgeord- 
neter gegen  die  Ermässigung  des  Zolles  auf  reinseidene  Ge- 
webe, die  sie  für  „das  Leiden*  der  Industrie  von  Reinseide 
verantwortlich  machen.  Das  sind  dieselben  Leute,  die  sie  auch 
zur  Zeit  der  Tarifreform  als  notleidend  hinstellten  und  auch 
Schutz  für  sie  erlangten.  Sie  haben  die  Seidenindustrie  mit 
den  Handwebern  schlechtweg  identifiziert.  Auch  die  Stellung 
der  Lyoner  Seidenindustriellen,  welche  von  den  ersteren 
Spekulanten  genannt  wurden,  wird  uns  jetzt  klar,  jetzt  ver- 
stehen wir,  warum  der  Abg.  Aynard  die  Behauptung  von  der 
Not  der  Seidenindustrie  sowohl  im  Jahre  1891  wie  auch  später 
bestritt.     Er   schied   sogar  anlässlich    der   oben    besprochenen 
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Interpellation  über  die  Not  der  Seidenindustrie  diese  ganz 
genau  von  den  Handwebern,  erblickte  in  der  Errichtung  der 
mechanischen  Webstühle  die  einzige  Rettung.  Am  18.  und 
25,  Januar  1901  wurde  eine  ähnliche  Interpellation  besprochen. 
Man  verlangte  von  der  Regierung  dringend,  die  wachsende  Not 
der  Seidenweber  zu  lindern.  Der  Interpellant  Morel  verlangte 
die  Wiederherstellung  des  Zollsatzes  von  4  Fr.  mit  der  Be- 
hauptung, dass  die  Lage  der  Industrie  von  reinseidenen  Ge- 
weben 1892 — 1895  eine  blühende  war  ^).  Der  Abg.  Krauss, 
der  den  Zustand  als  furchtbare  Ungerechtigkeit  bezeichnete, 
verlangte  auch  Sicherung  des  Lohnes,  nachdem  Fleisch  und 
Brot  verteuert  waren  ^).  Der  Minister  Millerand  legte  der 
Zollerhöhung  keine  Bedeutung  bei,  da  die  Einfuhr  nur  12°/o 
der  Inlandsprodnktion  betrage.  Die  Mehrzahl  der  Redner  ver- 
langte die  Zollerhöhung,  um  zunächst  die  Arbeitsgelegenheit 
zu  sichern.  Erst  dann  seien  die  geplanten  Reformen,  insbe- 
sondere in  der  Technik,  möglich  ^).  Interessant  ist  der  Schluss 
dieser  Diskussion:  die  vom  Abg.  Morel  eingebrachte  Tages- 
ordnung, die  eine  gleiche  Behandlung  der  nationalen  Arbeit 
und  das  Wiedergutmachen  des  zollpolitischen  Fehlers  von  1895 
bezüglich  der  reinseidenen  Gewebe  verlangte,  wurde  mit  einer 
grossen  Mehrheit  abgelehnt  und  jene  des  regierungsfreund- 
lichen Schutzzöllners  Debussy  angenommen.  Diese  lautete: 
„Die  Regierung  soll  bei  der  nächsten  Erneuerung  der  Handels- 
verträge der  zentraleuropäischen  Staaten  der  Seidenindustrie 
dieselben  Vorteile  sichern,  die  in  anderen  Konventionen  ent- 
halten sind." 

Auch  die  Erhöhung  des  Zolles  auf  reinseidene  Gewebe 
orientalischen  Ursprungs  (auf  15,  bezw.  9  Fr.),  die  bekannt- 
lich beim  Abschluss  des  französisch-japanischen  Handelsvertrags 
derselben  Gruppe  der  Schutzzöllner  versprochen  wurde  und  die 
am  23.  Dezember  1898  auch  zu  stände  kam,  hatte  den  Zweck, 
der  traurigen  Lage  der  Seidenweber  abzuhelfen. 


')^Debats  parlem.,  compte  rendu  1901,  p.  84 — 89. 
Vb.  p.  92—96.  ^)  Ib.  p.  170—181. 
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An  diese  Ausführung  möchten  wir  noch  folgende  Be- 
trachtung knüpfen:  Der  Doppeltarif  hat  bekanntlich  in  der 
Annahme,  dass  von  allen  Arten  Seidengeweben  bloss  die  rein- 
seidenen notleidend  sind,  die  bis  dahin  herrschende  Zollfreiheit 
aufgehoben  und  einen  hohen  Zoll  von  600,  bezw.  400  Fr.  ein- 
geführt. Hat  dieser  Schutz  eine  Besserung  gebracht?  Nicht 
im  geringsten.  Ganz  im  Gregenteil:  die  Zeit  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Doppeltarifs  ist  unter  anderem  auch 
die  Periode  der  bis  dahin  unbekannten  Leiden  der 
Industrie  von  reinseidenen  Geweben.  Wollte  man  sich 
der  politischen  Methode  bedienen ,  so  könnte  man  daraus  ein 
Hauptargument  gegen  den  Schutzzoll  ableiten.  Die  wissen- 
schaftliche Untersuchung  hat  uns  dargetan,  dass  die  Ursache 
des  Leidens  in  der  rückständigen  Technik  liegt.  Es  gab 
im  französischen  Parlament  auch  solche  Schutzzöllner,  welche 
in  den  Schutzzöllen  ein  Heilmittel  auch  gegen  solche  Zustände 
erblickten.  Auf  welche  Weise  das  vor  sich  gehen  sollte,  ist 
uns  nie  klar  geworden;  dass  aber  diese  Behauptung  grund- 
falsch ist,  zeigt  uns  die  eben  geschilderte  Geschichte  der 
Seidenindustrie. 

Das  Schicksal  der  Seiden weber  führt  uns  zu  einem  Punkt, 
der  in  der  Generaldiskussion  eine  grosse  Rolle  gespielt  hat, 
nämlich  zur  Frage  nach  der  Wirkung  der  Schutzzölle  auf  die 
Lage  der  Arbeiter.  Meline  hat  einstimmig  mit  seiner  schutz- 
zöllnerischen  Armee  ein  allgemeines  Aufsteigen  des  Arbeiter- 
standes in  den  geschützten  Industrien  als  sich«r  in  Aussicht 
gestellt.  Die  Tatsachen  haben  ihren  Gegnern,  Say  und  Lockroy, 
Recht  gegeben. 

Die  in  St.  Etienne  konstatierte  Produktion  von  seidenen 
Bändern  ist  ein  Zweig  der  Seidenindustrie,  der  für  die  franzö- 
sische Volkswirtschaft  von  grosser  Bedeutung  ist.  Sie  ist 
ebenfalls  eine  Spezialität  der  industriellen  Produktion  Frank- 
reichs und  übertrifft  weit  die  anderer  Länder.  Ihre  Entwick- 
lung im  Jahre  1892  war  sehr  ungünstig.  Die  jährliche  Pro- 
duktion sank  von  92  Mill.  Fr.  1892  auf  77  Mill.  Fr.  1900. 
Die  Ausfuhr  weist  eine  kleine  Zunahme  der  Menge  und  eine 
kleine  Abnahme  dem  Werte  nach  auf.  Trotzdem  bei  dieser 
Industrie  die  Mode  die  grösste  Rolle  spielt  und   diese  in   den 


—     397     — 

Neunzigerjahren  für  sie  ziemlich  ungünstig  war,  ist  doch  der 
Rückgang  auf  dieselbe  Ursache  wie  bei  der  Seidenindustrie 
zurückzuführen.  Auch  hier  hat  sich  der  Zug  der  Demokrati- 
sierung fühlbar  gemacht.  Das  Streben  nach  Herstellen  billiger 
Ware,  welche  von  den  Mittelklassen  zur  Garnierung  der 
Kleider  verwendet  wird,  ist  das  Typische  für  diese  Periode. 
Dabei  beruht  diese  Industrie  noch  mehr  auf  der  Handarbeit 
als  die  Seidenindustrie.  Der  „posamentier"  von  der  Umgebung 
von  St.  Etienne  teilte  das  Schicksal  des  Webers  von  Lyon. 
Denselben  Erscheinungen,  die  wir  bei  der  Seidenindustrie  be- 
trachtet haben,  wie  z.  B.  Errichtung  von  mechanischen  Web- 
stühlen mit  elektrischem  Betrieb,  auch  sehr  häufig  seitens  der 
Arbeiter  auf  dem  Lande ,  begegnen  wir  auch  hier  ^).  Hier 
kam  der  Zorn  der  Handarbeiter  gegen  die  auf  dem  Lande 
entstehenden  Fabriken  in  einem  monatelang  dauernden  Streik 
zum  Ausdruck  ^).  Das  war  der  Höhepunkt  des  Leidens  dieser 
Industrie  unter  dem  segenreichen  Schutz  des  Doppeltarifs. 

Die  Interessenten  haben  sich  ebenfalls  über  die  Abnahme 
der  Ausfuhr  bitter  beklagt.  Die  Ausfuhr  nach  England  zeigte 
ungemein  grosse  Schwankungen  und  betrug  1890  117  und 
1900  115  Mill.  Fr.  Die  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten 
ging  aber  beinahe  um  50  ^/o  zurück.  Von  91  Mill.  Fr.  1890 
sank  sie  auf  51  Mill.  Fr.  im  Jahre  1900.  Auch  nach  anderen 
Ländern,  welche  sich  allmählich  von  der  französischen  Einfuhr 
ausschlössen,  erfuhr  die  Ausfuhr  eine  Abnahme.  Hier  haben 
wir  es  aber  mit  einer  Ursache  zu  tun,  welche  nunmehr  nicht 
von  der  französischen  Politik  beseitigt  werden  kann,  obwohl 
daran  auch  Frankreich  mit  seiner  Politik  schuld  ist. 


1)  Es  ist  interessant,  dass  1896  von  4475  neuen  mechanischen 
Webstühlen  3994  auf  dem  Lande  errichtet  worden  sind,  darunter  viele 
im  Fabrikbetrieb.  Dies  soll  die  Wirkung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung sein. 

^  Es  handelt  sich  hier  also  um  die  Erscheinung,  die  in  der  eng- 
lischen Baumwollin dustrie  zur  Zeit  der  Einführung  des  mechanischen 
Webstuhles  beobachtet  wurde. 
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III.  Die  BaumwoUindustrie 

Ein  ganz  anderes  Bild  bietet  uns  die  Geschichte  der 
französischen  Baumwollindustrie  unter  der  Herrschaft  des 
Doppeltarifs.  Sie  wurde  von  Meline,  der  auffälligerweise  in 
einem  an  Baumwollspinnereien  reichen  Wahlkreise  gewählt 
wird,  während  seiner  ganzen  öffentlichen  Tätigkeit  als  not- 
leidend hingestellt.  Der  Doppeltarif  brachte  eine  allgemeine 
und  kräftige  Verstärkung  des  Schutzes  für  alle  Produkte  dieser 
Industrie.  Aus  der  Tabelle  und  auch  aus  den  Stimmen  der 
Interessenten  ist  zu  entnehmen,  dass  ihre  Lage  in  dem  von  uns 
zu  betrachtenden  Zeitabschnitt  befriedigend  war.  Die  Ausfuhr 
von  Geweben  aus  Baumwolle  ist  gestiegen  von  12  (1891)  auf 
27  Mill.  Fr.  (1900),  die  Einfuhr  dagegen  ist  etwas  zurück- 
gegangen (von  5,6  Mill.  Fr.  1891  auf  4,15  Mill.  Fr.  1900). 
Die  Ausfuhr  von  Gespinsten  ist  minimal,  die  Einfuhr  hat  eine 
noch  stärkere  Abnahme  (von  10,3  Mill.  Fr.  1891  auf  4,5  Mill.  Fr. 
1900)  erfahren,  als  jene  von  Geweben.  Dass  die  Einfuhr  in 
beiden  Fällen  zurückgegangen  ist,  ist  einfach  durch  die  hohen 
Schutzzölle  zu  erklären.  Um  aber  die  ganze  Bewegung  dieser 
Industrie  verstehen  zu  können,  müssen  wir  zunächst  die  wich- 
tigsten Momente,  von  denen  ihre  Gestaltung  abhängt,  ins  Auge 
fassen.  Der  jährliche  Verbrauch  der  Baumwollspinnereien  be- 
trägt ungefähr  150  Mill.  kg  und  daraus  werden  125  Mill.  kg 
Gespinste  hergestellt,  wovon  30  Mill.  kg  zur  Herstellung  von 
Nähzwirn,  von  Tüll  und  Spitzen,  von  Posamenterien  und  von 
gemischten  Geweben  verwendet  werden.  Wenn  man  vom 
fernen  Osten,  Amerika  und  England  absieht  und  nur  das 
europäische  Festland  in  Betracht  zieht,  so  findet  man,  dass 
Deutschland  und  Russland  im  jährlichen  Verbrauche  an  Baum- 
wolle Frankreich  sehr  überlegen  sind.  Die  Ueberlegenheit 
der  beiden  Länder  Frankreich  gegenüber  ergibt  sich  auch  aus 
dem  Vergleich  der  Ausfuhr  Ziffern.  Die  geringe  Summe  von 
30  Mill.  Fr.,  die  im  Jahre  1900  den  Wert  der  Ausfuhr  von  Ge- 
weben und  Gespinsten  darstellt,  ist  250  Mill.  gegenüber,  um 
welche  Summe  Deutschland  in  demselben  Jahre  ausgeführt  hat, 
verschwindend  klein.    Zieht  man  weiter  in  Betracht  einerseits, 
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dass  der  Wert  der  jährlichen  Produktion  der  französischen 
Baumwollindustrie  nach  der  Schätzung  1892:  500 — 550  Mill.  Fr. 
betrug,  und  anderseits,  dass  mehr  als  die  Hälfte  der  Ausfuhr 
nach  den  Kolonien,  namentlich  nach  Algier  geht,  so  ergibt 
sich  daraus,  dass  die  Beteiligung  dieser  Industrie  Frankreichs 
im  Gegensatz  zur  Woll-  und  Seidenindustrie  am  Weltmarkt 
gleich  Null  und  dass  dieselbe  beinahe  ausschliesslich  auf  den 
inneren  Markt  angewiesen  ist. 

Dass  die  Zölle  auf  ihre  Entwicklung  eine  günstige 
Wirkung  ausüben  müssen,  ist  verständlich.  Und  gerade  in 
der  Zunahme  der  Ausfuhr  nach  den  Kolonien  finden  wir  die 
Hauptursache  der  günstigen  Lage  dieser  Industrie;  dies  kam 
aber  daher,  dass  man  die  ausländische  Einfuhr  äusserst  er- 
schwert und  jene  des  Mutterlandes  sehr  erleichtert  hat.  Die 
günstige  Lage  der  Spinnerei  kam  ebenfalls  von  der  Abnahme 
der  Einfuhr  von  Garnen.  Im  übrigen,  dieses  Moment  des 
Angewiesenseins  auf  den  inneren  Markt  ist  nicht  das  einzige, 
was  diese  Industrie  von  den  beiden  ersten  unterscheidet.  Sie 
ist  auch  bedeutend  jüngeren  Datums  als  die  beiden  ersten, 
infolgedessen  ist  sie  nach  der  fortgeschrittenen  Technik  aus- 
gerüstet worden.  Folgende  Tatsachen  genügen,  um  uns  den 
kolossalen  Unterschied  zwischen  der  Technik  der  beiden  ersten 
Industrien  und  jener  der  letzteren  zu  veranschaulichen:  Von 
95  Mill.  kg  Garnen,  welche  in  Frankreich  jährlich  von  den 
Webereien  Frankreichs  verbraucht  werden,  gehen  nur 
10  Mill.  kg  in  die  Webstühle,  welche  mit  mensch- 
licher Kraft  betrieben  werden,  die  übrigen  85  Mill.  kg 
werden  im  mechanischen  Betri  eb  verwebt^).  Dasjenige 
also,  was  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Woll-  und  Seiden- 
industrie auf  dem  Weltmarkte  beeinträchtigt,  fehlt  hier.  Und 
gerade  in  den  letzten  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Doppeltarifs  entwickelte  sich  eine  rege  Tätigkeit  behufs  Ein- 
richtung neuer  Fabriken.  Die  Zahl  der  mechanischen  Web- 
stühle stieg  von  86  000  im  Jahre  1893  auf  97000  im  Jahre 
1896.  Wenn  diese  Fabriken  nach  den  Erfordernissen  der 
neuesten  Technik  eingerichtet  wurden,  so  war  zu  erwarten. 


')  Annales  du  commerce  exterieur  1900,  fasc.  11  p.  212. 


—     400     — 

dass  Frankreich  auch  als  Konkurrent  auf  den  Weltmarkt  tritt. 
Dies  geschah  aber  nicht.  Warum  ?  Um  die  Antwort  auf  diese 
Frage  zu  bekommen,  müssen  wir  hervorheben,  dass  seit  dem 
Jahre  1893  von  keiner  Seite  eine  Hoffnung  auf  Beteiligung 
der  französischen  Baumwollindustrie  am  Weltmarkte  ausge- 
sprochen wurde;  man  hat  vielmehr  auch  in  den  Kreisen  der 
überaus  „Wohlwollenden"  den  Höhepunkt  ihrer  Entwicklung 
in  der  Beherrschung  des  kolonialen  Marktes  erblickt.  Worin 
kann  die  Ursache  liegen?  Welche  Position  der  Produktions- 
kosten wird  wohl  England  gegenüber  die  Konkurrenzfähigkeit 
beeinträchtigen^)?  Entweder  höhere  Löhne  oder  —  schlechtere 
Technik.  Das  erstere  trifft  nicht  zu,  wie  später  nachgewiesen 
wird.  Das  zweite  konnten  wir  nicht  kontrollieren;  allein  es 
ist  gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  neueste  Ausrüstung  tech- 
nisch nicht  die  beste  ist.  Jedenfalls  war  die  Gefahr  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  neue  Ausrüstung  der  Fabriken  nicht 
mit  Rücksicht  auf  die  englische  Konkurrenz,  sondern  bloss 
zur  Ausnützung  der  durch  den  Schutz  auf  dem  heimischen 
Markt  geschaffenen  Absatzgelegenheit  erfolgte.  Hierbei  wird 
leicht  die  Konjunktur  überschätzt.  Man  ist  lediglich  für  Kon- 
kurrenz im  Inland,  nicht  auf  dem  Weltmarkt  vorbereitet. 
Sobald  dann  die  Vermehrung  der  Produktionsmittel  über  die 
Grenze,  die  durch  das  Maximum  des  inländischen  Verbrauchs 
gegeben  ist,  hinausgeht,  tritt  eine  Ueberproduktion  ein,  Dass 
eine  solche  nicht  weit  in  der  Zukunft  liegt,  sondern  sehr  bald 
eintreten  kann,  ist  daraus  zu  schliessen,  dass  von  vielen  Seiten 
Mahnungen  an  die  Industriellen  ergehen,  mit  Gründung  neuer 
Fabriken  zurückzuhalten,  weil  der  Markt  endgültig  beschränkt 
sei.  Eine  geringe  und  vorübergehende  Ueberproduktion  hat 
man  sogar  schon  erlebt;  so  machte  sich  z.  B.  eine  solche  an 
gedruckten  Stoffen  bereits  1895  fühlbar.  Im  Jahre  1897  ist 
ein  Syndikat  gegründet  worden  zum  Zwecke  der  Erleichterung 
des   inneren  Marktes;   sein  ganzer  Erfolg   bestand   aber   nach 

^)  Hier  kommt  England  allein  in  Betracht,  weil  die  französische 
Baumwoliindustrie  —  im  Gegensatz  zu  jener  Deutschlands,  welches  nur 
spezielle  Artikel,  insbesondere  gefärbte  applizierte  Gewebe  für  den  Welt- 
markt herstellt  —  dieselben  Artikel  wie  die  englische  produziert.  (Siehe 
Annales  du  commerce  exterieur  1898,  fasc.  11p.  240  f.) 
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Aussage  der  Kommission  für  Zollwerte  darin,  dass  die  Verluste 
gleichmässig  verteilt  wurden.  Auch  im  nächsten  Jahre  wurde 
die  Ausfuhr  mit  grossen  Opfern  forciert^).  Dies  dient  zum 
Beweise,  dass  die  Produktionskosten  Frankreichs  bei  dieser 
Industrie  nicht  niedrig  genug  sind. 

Es  soll  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  gerade  die- 
jenigen Spinnereien,  welche  am  stärksten  geschützte  Nummern, 
d.  h.  jene  bis  400  herstellen,  am  meisten  gelitten  haben. 

Die  anfänglich  günstige  Wirkung  der  Schutzzölle  auf  die 
Baumwollindustrie  kann  also  für  dieselbe  auf  die  Dauer  ins 
Gegenteil  umschlagen. 


IV.  Die  Leinen-,  Hanf-  und  Juteindustrie 

Der  Schutz  ist  diesen  Industrien,  deren  Bedeutung  gegen- 
über den  ersten  zwei  Zweigen  der  Textilindustrie  verschwin- 
dend klein  ist,  ausgiebig  erteilt  worden.  Da  dieselben  noch 
mehr  wie  die  Baumwollindustrie  für  den  inneren  Konsum  ar- 
beiten, so  ist  auch  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  der  Schutz- 
zoll eine  günstige  Wirkung  auf  sie  ausübt.  Die  Lage  der- 
selben war  eine  Zeitlang  ziemlich  befriedigend.  Ihre  Produkte 
fanden  flotten  Absatz  im  Inlande.  Allein  schon  im  Jahre  1898 
verschlechterte  sich  die  Lage  der  Flachsspinnereien  infolge  der 
Stockung  des  Absatzes. 

Es  wurde  berichtet,  dass  ein  Syndikat  zwecks  Erleichterung 
der  Ausfuhr  gebildet  worden  ist.  Im  Jahre  1900  sind  die  Zu- 
stände in  der  Flachsindustrie  sehr  unbefriedigend  gewesen. 
Eine  umfangreiche  Beschäftigungslosigkeit  herrschte  insbeson- 
dere in  den  Spinnereien:  13000  Spindeln  waren  unbeschäftigt. 
Die  Ursache  dessen  lag  in  Mangel  an  Rohstoff,  den  man  zum 
grössten  Teil  aus  Russland  bezog.  Zwei  aufeinanderfolgende 
Missernten  haben  Uebelstände  geschaffen,  an  denen  weder  der 
begünstigste  einheimische  Flachsbau  noch  die  ganze  Schutzzoll- 
politik etwas  ändern  konnten. 


')  Annales  1897,  fasc,  11  p.  220. 
Bajkid,  Die  französische  Handelspolitik  1892-1902  26 
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y.  Yerschiedene  Gewebe,   Kleider  und  konfektionierte 

Gegenstände 

Im  Anschluss  an  die  eben  besprochenen  Textilindustrien 
möchten  wir  an  dieser  Stelle  einige  Produktionszweige  be- 
trachten, welche  entweder  Gespinste  oder  Gewebe  als  , Roh- 
stoff" haben  und  infolgedessen  mit  der  Textilindustrie  eng 
verknüpft  sind  und  sehr  oft  zur  Textilindustrie  gezählt  werden. 
Wenn  man  das  technische  Moment  ins  Auge  fasst,  so  lassen 
sich  dieselben  in  zwei  grosse  Gruppen  teilen;  die  eine  umfasst 
vier  verschiedene  Arten  von  gewebeartigen  Gebilden  und  zwar: 
Strurapfwirkerei,  Posamenterie,  Tüll  und  Spitzen  und  Stickerei, 
die  andere:  genähte  Leibwäsche,  Damen-  und  Herrenkonfektion, 
Korsetts,  Krawatten  etc.  Wenn  man  die  Zahl  dieser  Industrien 
etwas  genauer  untersuchen  wollte,  so  müsste  man  auch  der 
weiteren  Gliederung,  je  nachdem,  ob  sie  aus  Baumwolle,  Wolle 
oder  aus  gemischten  Stoffen  hergestellt  werden,  Rechnung 
tragen.  Das  würde  uns  aber  zu  weit  führen;  daher  müssen 
wir  uns  mit  einem  summarischen  üeberblick  begnügen.  Aus 
der  Gegenüberstellung  der  Ein-  und  Ausfuhrziffern  ersehen 
wir,  dass  diese  Gruppen  von  „nationaler  Arbeit"  vorzugsweise 
Exportindustrien  sind,  da  die  Ausfuhr  die  Einfuhr  um  mehr 
als  das  Achtfache  übersteigt.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die 
Ausfuhrziffern  unmöglich  genau  festzustellen  sind,  da  die  Aus- 
fuhr vielfach  in  Postpaketen  oder  mit  den  Reisenden  selbst 
als  Gepäck  erfolgt.  Weiter  ergibt  sich  aus  dem  Vergleich 
dieser  Grösse  (240  Mill.  Fr.)  mit  dem  Werte  der  Gesamt- 
ausfuhr Frankreichs  (1800  Mill.  Fr.)  von  Fabrikaten  anfangs 
der  Neunzigerjahre,  dass  der  siebente  Teil  derselben  auf  diese 
Industrien  fällt. 

Es  mag  noch  einiges  über  die  einzelnen  Arten  erwähnt 
werden.  Ueber  die  Bedeutung  der  wichtigsten  dieser  Indu- 
strien, der  Damenkonfektion,  hat  der  Pariser  Schneider  Worth 
auf  Verlangen  der  Kommission  für  Zollwerte  folgendes  aus- 
geführt: „Diese  Industrie  existiert  in  Frankreich  erst  seit  1840. 
Im  Jahre  1840  gab  es  in  Paris  158  Damenschneider  und 
67  Geschäfte  mit  konfektionierten  Damenkleidern,  zusammen 
also  225.    Im  Jahre  1895  gab  es  1636  Schneider  und  296  Ge- 
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Schäfte,  zusammen  1932.  Sie  beschäftigten  63050  Arbeite- 
rinnen. Dies  gilt  für  Paris.  In  ganz  Frankreich  gibt  es 
225054  Schneider,  die  135997  männliche  und  564824  weib- 
liche, zusammen  700  801  Arbeiter  beschäftigen.  Mit  den  Arbeit- 
gebern zusammen  macht  dies  nahezu  1  Million.  Von  diesen 
700000  Arbeitern  sind  300000  für  männliche  und  400000  für 
weibliche  Konfektion.  Die  jährlich  an  sie  bezahlten  Löhne 
beziffert  Worth  auf  160  Millionen  Fr.  und  den  Wert  der  jähr- 
lichen Produktion  auf  1  Milliarde  163  Millionen.  Seiner  Be- 
rechnung nach  wird  63  °/o  der  Gesamtproduktion  ausgeführt, 
was  zugleich  bedeutet,  dass  60  °/o  der  Ausfuhr  der  Statistik  ent- 
gehen. "  Die  äusserst  interessanten  Ausführungen  Worths  über 
die  innere  Organisation  der  Werkstätten  und  die  Organisation 
des  Vertriebs  können  wir  an  dieser  Stelle  nicht  wiedergeben. 
Es  ist  aber  interessant,  dass  er  auch  von  der  Gefahr  der 
deutschen  Konkurrenz  spricht.  In  Deutschland  würden  bloss 
die  billigen  Produkte,  die  in  die  dritte  Gruppe  fallen  und 
„Serie"  genannt  werden  (4 — 20  Fr.),  hergestellt  und  mit  Erfolg 
auf  den  Weltmarkt  gebracht.  Dieser  Erfolg  sei  der  Industrie 
und  dem  Handel  zu  danken.  In  Frankreich  würden  diese 
Artikel  in  einer,  um  uns  kurz  auszudrücken,  äusserst  z~er- 
splitterten  Hausindustrie  und  oft  von  Personen,  deren  Ver- 
dienst nur  Nebenerwerb  für  die  Familie  ist,  hergestellt.  In 
Deutschland  dagegen  würden  sie  in  den  ganz  modern  ein- 
gerichteten, sich  durch  alle  Vorzüge  des  mechanischen  Gross- 
betriebs auszeichnenden  Werkstätten  verfertigt.  Daher  könne 
Deutschland  sie  bedeutend  billiger  feilbieten. 

Was  die  Herrenkonfektion  anbelangt,  so  wurden  die  an 
300  000  Arbeiter  ausbezahlten  Löhne  auf  210  Mill.  Fr.  be- 
rechnet. Von  fast  noch  grösserer  Bedeutung  ist  die  Spitzen- 
industrie. In  der  Normandie  werden  die  schönsten  Spitzen  der 
Welt  hergestellt.  Auvergnes  ist  der  Mittelpunkt  dieser  In- 
dustrie, die  fast  ausschliesslich  auf  Handarbeit  beruht.  Die 
Spitzenindustrie  Frankreichs  beschäftigt  127000  Arbeiterinnen, 
zahlt  an  Löhnen  jährlich  25  Mill.  und  der  Wert  der  Produktion 
ist  35  Mill.  Fr.  Die  Zentren  der  mechanischen  Herstellung  von 
Tüll  und  Spitzen  sind  Calais  und  Lyon,  die  in  Nottingham  einen 
alten  und  in  Plauen  und  St.  Gallen  neue  und  gefährliche  Kon- 
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kurrenten  besitzen.  In  Lyon  gibt  es  235  Webstühle  für  Spitzen 
und  900  für  Tülle.  Sie  produzieren  zusammen  für  15  Mill.  und 
beschäftigen  1050  männliche  und  8000  weibliche  Arbeiter.  In 
Calais  gibt  es  1800  Webstühle  und  52  Werkstätten.  Sie  be- 
schäftigen 3500  männliche  Arbeiter,  deren  täglicher  Lohn 
6—7  Fr.  ist,  4500  Frauen  mit  2  Fr.  täglich  und  1500  Kinder 
mit  1,25  Fr.  Dazu  kommen  1800  verschiedene  Beamte,  Zeich- 
ner, Kassierer  u.  s.  w.  und  15000  Abschneiderinnen  auf  dem 
Lande  ^). 

Die  bis  zur  Zolltarifreform  bestehenden  ohnehin  schon 
hohen  Zollsätze  auf  Artikel  dieser  Industrien,  welche  lange 
Zeit  als  Monopol  des  französischen  Geistes  galten,  und  zum 
Teil,  wie  z.  B.  in  der  Damenkonfektion,  noch  heute  gelten, 
wurden  im  Doppeltarif  noch  beträchtlich  erhöht ;  teilweise  weil 
die  zu  ihrer  Herstellung  dienenden  Halb-  und  Ganzfabrikate 
stärker  belastet  worden  sind,  zum  Teil  direkt  zwecks  Schutzes 
gegen  das  Ausland,  wie  z.  B.  bei  Strumpfwirkerei  und  Stickerei. 
Trotzdem  ist  unter  der  Herrschaft  der  neuen  Zollpolitik  kein 
Aufblühen  bei  diesen  Zweigen  —  wie  uns  die  Tabelle  zeigt  — 
zu  verzeichnen.  Das  Gesamtergebnis  ist  eine  nach  grossen 
Schwankungen  erzielte  geringe  Zunahme  der  Ausfuhr  und  zu 
gleicher  Zeit  ein  viel  stärkerer  Zuwachs  der  Einfuhr.  Es  muss 
allerdings  vorausgeschickt  werden ,  dass  die  Mode  hier  die 
grösste  Rolle  spielt,  insbesondere  bei  Posamenteriewaren  und 
Damenkonfektion,  wie  dies  auch  in  der  schwankenden  Ausfuhr 
der  letzteren  zum  Ausdruck  kommt.  Die  Spitzen-  und  Tüll- 
fabrikationen haben  eine  wirkliche  Ausfuhrzunahme  zu  ver- 
zeichnen. Es  ist  beobachtet  worden,  dass  an  Stelle  der  kost- 
baren allmählich  die  billigeren,  im  mechanischen  Betriebe 
hergestellten  „chemischen  Spitzen"  treten,*  wodurch  auch  die 
Steigerung  der  Einfuhr  zu  erklären  ist.  Es  ist  nur  dem  Um- 
stand, dass  die  französische  Handarbeit  allen  anderen  weit 
überlegen  ist,  zu  verdanken,  dass  der  Zug  der  Demokratisierung, 
der  sich  auch  durch  Verdrängung  der  Spitzen  durch  Sticke- 
reien fühlbar  machte,  keinen  Schaden  hervorgerufen  hat.  Die 
Nachfrage   nach    feinen   Spitzen   wird    noch    lange    Zeit   diese 


»)  Annales  1894,  fasc.  11  p.  260. 
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ebenfalls  auf  Handarbeit  beruhende  Industrie  ernähren,  ja  sogar 
fördern. 

Für  Strumpfwirkerei  und  Leibwäsche  gilt  dies  aber  nicht 
mehr;  da  sehen  wir  einen  beträchtlichen  Rückgang  der  Aus- 
fuhr, der  beide  Industrien  in  eine  sehr  schwere  Lage  versetzt 
hat.  Die  Vertreter  der  ersteren  haben  erklärt,  mit  der  deutschen 
den  Kampf  auf  dem  Weltmarkt  nicht  aufnehmen  zu  können; 
die  Handschuhfabrikation  hat  sogar  im  Inlande  vor  der  deutschen 
Konkurrenz  kapituliert.  In  dieser  Industrie  und  in  der  Stickerei 
hat  der  mechanische  Betrieb  das  ganze  Gebiet  für  sich  erobert. 
Infolgedessen  ist  die  Handarbeit  nach  langem  Leiden  im  Ver- 
schwinden begriffen  und  es  werden  in  der  Umgebung  von 
St.  Etienne  immer  mehr  mit  Gasmotoren  betriebene  Webstühle 
errichtet.  Hier  haben  wir  aber  noch  einen  Fall,  bei  dem  der 
Rückgang  auf  die  technische  Umwälzung  in  der  Fabrikation 
zurückzuführen  ist.  Die  Ausfuhr  von  Leibwäsche  ist  z.  B. 
nur  auf  die  feinsten,  kostbarsten  Artikel  beschränkt  und  die 
stark  gewachsene  fabrikmässige  Produktion  hat  die  französische 
einfache  Handarbeit  vom  Weltmarkt  vollständig  verdrängt. 
Hier  sehen  wir  abermals  den  Rückgang  gerade  bei  denjenigen 
Industrien,  die  man  am  wirksamsten  schützen  wollte. 

Die  Posamentierfabrikation  beklagte  sich  bitter  über  das 
schlechte  Funktionieren  der  Rückzölle  auf  Baumwollgarne ;  sie 
hat  ebenfalls  einen  starken  Ausfuhrrückgang  zu  verzeichnen. 
An  ihre  Stelle  tritt  Deutschland  auf  den  Weltmarkt.  Die  Leib- 
wäschefabrikation hat  auch  den  Zoll  auf  irische  Leinwand  für 
den  Rückgang  verantwortlich  gemacht.  Die  Herrenkonfektion, 
die  weniger  an  der  Gestaltung  des  Weltmarktes  interessiert 
ist,  hat  im  Jahre  1896  die  Einwanderung  ausländischer,  nament- 
lich englischer  und  belgischer  Geschäfte  und  ihre  Niederlassung 
in  Paris  erlebt.  Es  ist  berichtet  worden,  dass  es  ihnen  ge- 
lungen ist,  die  in  ihrer  Heimat  hergestellten  Herrenkleider 
mit  Erfolg  zu  verkaufen.  Dies  hat  sogar  die  unbefangeneren 
Leute  veranlasst,  über  den  Snobbismus  der  Pariser  zu  schimpfen. 
Diese  Erscheinung  hat  wiederum  einen  Sturm  gegen  die  Or- 
ganisation des  französischen  Aussenhandels  hervorgerufen.  Es 
wurde  die  Tätigkeit  der  deutschen  Kaufleute  als  musterhaft 
geschildert  und  wiederum   eine  Mahnung  an  die  Fabrikanten : 
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nach  dem  Auslände  zu  gehen  und  dasselbe  kennen  zu  lernen, 
prompt  und  richtig  die  Bestellungen  auszuführen,  die  Muster 
gut  auszuarbeiten  und  durch  tüchtige  Agenten  zu  präsen- 
tieren etc.,  ausgesprochen. 


Wenn  wir  das  Charakteristische  für  die  Entwicklung  der 
hier  besprochenen  Industrien  seit  1892  festzustellen  suchen,  so 
ist  unzweifelhaft  die  Demokratisierung,  die  Nachahmung  von 
kostbaren  Artikeln  und  die  im  mechanischen  Betrieb  hergestell- 
ten billigen  Produkte  dasjenige,  was  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  ist.  Dem  stärkereu  und  schwächeren  Vordringen  des 
mechanischen  Betriebs  entspricht  genau  die  mehr  oder  weniger 
befriedigende  Lage  dieser  Industrien.  Dort,  wo  die  Handarbeit 
ihren  Platz  behaupten  konnte  —  und  das  sind  feine  Spitzen 
und  Damenkonfektion  —  ist  auch  das  Gedeihen;  wo  dagegen 
der  mechanische  Betrieb  überwiegt,  wie  z.  B.  bei  Strumpf- 
wirkerei, Posamenterie  und  einfacher  Leibwäsche,  da  herrscht 
die  Krisis,  die  umso  schärfer  ist,  als  diese  Industrien  eine 
hausindustrielle  Organisation  haben  und  nach  alter  Erfahrung, 
die  man  in  Frankreich  täglich  macht,  die  Not  nur  die  Arbeiter 
heimsucht.  Man  muss  natürlicherweise  immer  vor  Augen  haben, 
dass  dieser  Kampf  auf  dem  Weltmarkte  stattfindet  und  dass  sich 
sein  Ergebnis  in  der  Bewegung  der  Ausfuhr  widerspiegelt.  Der 
innere  Markt  ist  hier  mit  hohen  Schutzzöllen,  welche  je  nach  der 
Qualität  der  Ware  zwischen  100 — 1500  Fr.  pro  Doppelzentner 
schwanken,  gegen  das  Ausland  gesichert;  die  etwaigen  Klagen 
bezogen  sich  nur  auf  die  Verhältnisse  auf  dem  Weltmarkt. 

Dem  gegenüber  sind  die  Schutzzölle  —  um  uns  eines  Aus- 
drucks Says  zu  bedienen  —  ein  „Papierdeich  gegen  einen 
mächtigen  Strom". 

Tl.   Kohlen-  und  Eisenindustrie 

Die  Kohlen-  und  Eisenindustrie,  wie  das  Bergwerkwesen 
überhaupt  sind  in  Frankreich  ihrer  Bedeutung  nach  ein  Gewerbe 
zweiten  Ranges.  Der  Wert  der  jährlichen  Produktion  steht 
weit    hinter    jenem    der    WoU-    und    Seidenindustrie    zurück. 
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Ihre  geringfügige  Bedeutung  wird  uns  durch  folgende  Zahlen 
illustriert;  es  betrug  die  Kohlengewinnung  1899  in  Gross- 
britannien 220  Mill.  Tonnen,  in  Deutschland  101,6  Mill.,  in  den 
Vereinigten  Staaten  218  Mill.  und  in  Prankreich  33,3  Mill. 
Tonnen.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  Kohlenbergbau  alle 
anderen  Zweige  des  Bergwesens  weit  übertrifft.  Und  gerade 
in  diesem  Artikel  ist  die  französische  Produktion  weit  davon 
entfernt,  den  Inlandsbedarf  decken  zu  können.  Wie  uns  die 
Tabelle  zeigt,  wird  der  innere  Bedarf  durch  33,3  Mill.  Tonnen 
inländischer  Kohle  und  12,6  Mill.  ausländischer  gedeckt,  also 
mehr  als  ein  Viertel  des  Bedarfs  muss  von  auswärts  bezogen 
werden.  Wenn  man  bedenkt,  dass  der  Transport  von  Kohlen 
auf  grössere  Entfernungen  dieselben  beträchtlich  verteuert,  so 
wird  man  wohl  zugeben,  dass  diese  das  Schmerzenskind  der 
französischen  Volkswirtschaft  sind.  Es  ist  daher  auch  be- 
greiflich, dass  man  alles  aufbietet,  um  die  inländischen  Berg- 
werke möglichst  auszunutzen,  und  so  sehen  wir,  dass  der 
wachsende  Bedarf  seit  1892  mehr  durch  die  innere  Produktion 
als  durch  die  Einfuhr  gedeckt  worden  ist.  Die  Einfuhr  betrug 
1892  11,5  Mill.  und  1899  12,6  Mill.  Tonnen;  die  Produktion 
1892  26,1  Mill.  und  1899   33,3  Mill.  Tonnen. 

In  dem  von  uns  betrachteten  Zeitabschnitt  ist  die  Kohlen- 
produktion fast  überall  gestiegen,  jedoch  in  den  verschiedenen 
Ländern  in  sehr  verschiedenem  Masse.  So  stieg  sie:  von  1889 
bis  1899  in  Grossbritannien  von  176,9  auf  220  Mill.  Tonnen, 
in  Deutschland  von  67,3  auf  101,6  Mill.  Tonnen,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  126  auf  218  Mill.  ^),  in  Frankreich  von 
24,3  auf  33,3  Mill.  Tonnen.  Wenn  wir  die  jährliche  Produktion 
und  jährliche  Einfuhr  addieren,  so  bekommen  wir  den  jähr- 
lichen Verbrauch  Frankreichs  (da  die  Ausfuhr  nur  1  Mill.  Tonnen 
beträgt) ,  und  dieser  betrug  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1881—1885  805  kg,  im  Jahre  1899 
1193  kg.  Wenn  man  diese  Ziffern  mit  jenen  Deutschlands, 
das  in  dieser  Beziehung  durchaus  nicht  an  der  Spitze  steht, 
und  dessen  Verbrauch  im  Durchschnitt  1881 — 1885   1445  kg, 


^)  Lotz,  Handelspolitik  seit  1892,  S.  200.   Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  Bd.  92. 
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im  Jahre  1899  2470  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung  Ijetrug, 
vergleicht,  so  erscheint  die  industrielle  Tätigkeit  Frankreichs 
in  diesem  Zeitabschnitt  nichts  weniger  als  befriedigend. 

Als  im  Jahre  1900  eine  Verteuerung  der  Kohlen  eintrat, 
brachte  der  Abgeordnete  Breton  einen  Antrag  ein,  der  die 
Abschaffung  des  Zolles  auf  Kohle,  der  12  Cent,  pro  Tonne 
beträgt,  bezweckte. 

Die  Zollkommission,  welcher  der  Antrag  überwiesen  worden 
war,  äusserte  sich  gegen  denselben  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen:  Die  Preissteigerung  sei  in  der  ganzen  Welt  zu  be- 
obachten, weil  der  Bedarf,  insbesondere  an  Koks,  grösser  sei 
als  die  Produktion.  Die  Zollaufhebung  würde  keine  Ver- 
billigung  herbeiführen,  weil  die  kohlenproduzierenden  Länder 
im  Gegensatz  zu  der  sonst  bestehenden  Praxis  jetzt  nach  dem 
Auslande  teurer  verkaufen  als  im  Inlande,  so  zum  Beispiel 
schlage  Deutschland  bereits  2  Mark  pro  Tonne  auf.  Dem 
Berichte  entnehmen  wir  noch  folgende  interessante  Aus- 
führungen: „Die  einheimische  Produktion  wäre  im  stände, 
den  Inlandsbedarf  zu  decken,  wenn  sie  überall  im  Lande  der 
ausländischen  Kohle  Konkurrenz  machen  könnte.  Der  be- 
stehende Schutzzoll  wird  bereits  bei  einem  Transport  von 
50  km  aufgehoben.  Es  ist  aber  sehr  wünschenswert,  dass 
unsere  Industrie  von  der  ungünstigen  Wirkung,  die  vom  Aus- 
lande kommt  und  welche  auch  zur  Zeit  zu  beobachten  ist, 
unabhängig  gemacht  wird.  Das  kann  nur  dann  geschehen, 
wenn  unsere  Produktion  den  Inlandsbedarf  vollständig  decken 
kann.  Unsere  Industrie  soll  auch  in  den  Küstenstädten  kon- 
kurrieren können.  Dazu  wäre  es  notwendig,  die  unter  der  Fahne 
stehenden  Soldaten  zu  beurlauben,  da  zur  Zeit  ein  Arbeiter- 
mangel besteht*  i). 

Diese  Ausführung  ist  nichts  Neues;  wie  wir  gesehen,  haben 
die  Schutzzöllner  bei  allen  wichtigen  Landwirtschaftsprodukten 
eine  Steigerung  der  Produktion  bis  auf  die  Grösse  des  Inland- 
bedarfes als  ihr  höchstes  Ziel  bezeichnet.  Merkwürdig  ist,  dass 
sie  nicht  auch  hier  eine  Zollerhöhung  vorgeschlagen  haben, 
insbesondere,    weil   die  Zollkommission   selbst,    wie    aus    dem 


^)  Debats  parlem.  1900,  p.  471—480. 
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obigen  Bericht  hervorgeht,  den  bestehenden  Zoll  als  eine  Art 
Schutz  betrachtet.  Wenn  einmal  die  Kohlenproduktion  als 
Zweck  an  sich  und  nicht  imit  Rücksicht  auf  den  Einfluss,  den 
sie  auf  die  Industrie  des  Landes  ausübt,  betrachtet  wird  —  und 
das  hat  die  Zollkommission  getan  —  so  wäre  es  ganz  konse- 
quent, auch  einen  so  hohen  Zoll  vorzuschlagen,  bei  welchem 
die  inländische  Kohle  mit  der  englischen  selbst  in  Bordeaux 
konkurrieren  könnte.  Angenommen,  dass  in  Frankreich  so  viel 
jährlich  an  Kohlen  gewonnen  werden  kann,  so  ist  das  nicht 
anders  denkbar,  als  bei  einem  bedeutend  höheren  Preise.  Eine 
solche  Politik  wäre  wenigstens  konsequent;  allein  konsequent 
wollen  und  können  die  Schutzzöllner  nicht  sein  und  gerade 
bei  der  Besprechung  der  Kohlen  sollen  wir  uns  erinnern,  dass 
der  zweite  Redner  in  der  Generaldiskussion  über  den  Doppel- 
tarif, der  Abgeordnete  Viger,  sämtliche  Industriezölle  nur  als 
Ausgleichszölle  hingestellt  hat,  da  keine  französische  Industrie 
im  stände  sei,  mit  der  ausländischen  zu  konkurrieren,  weil  sie 
viel  höhere  Produktionskosten  hätten.  Um  dies  nachzuweisen, 
hat  er  bekanntlich  einen  ganzen  Preiskurant  von  Kohle  in  den 
verschiedenen  Ländern  vorgelesen.  Dadurch  glaubte  er  die 
Schutzzölle  genügend  zu  begründen.  Diesmal  haben  die  Schutz- 
zöllner die  Kohlenproduktion  nicht  als  Zweck  an  sich,  sondern 
nach  ihrer  Bedeutung  für  die  ganze  französische  Industrie  be- 
trachtet. Dass  der  Wechsel  in  der  Betrachtungsweise  nicht 
zufällig,  sondern  immer  absichtlich  war,  ist  daraus  zu  ent- 
nehmen, dass  sie  immer  auf  Begründung  irgend  eines  Schutz- 
zolles hinausging. 


Der  Eisenbergbau  ist  in  Frankreich,  wie  gesagt,  von  ge- 
ringer Bedeutung.  Die  Gewinnung  von  Eisenerzen,  welche  in 
der  letzten  Zeit  grosse  Fortschritte  gemacht  hat  (von  3,7  Mill. 
Tonnen  1892  auf  5,4  Mill.  1900),  ist  doch  nicht  im  stände,  den 
Inlandsbedarf  zu  decken.  Infolge  des  zunehmenden  Verbrauchs 
stieg  auch  die  Einfuhr  und  betrug  1900  2,1  Mill.,  wovon  drei 
Viertel  aus  Deutschland  und  ein  Viertel  aus  Spanien  bezogen 
wird.  Von  grösserer  Bedeutung  ist  die  Eisenproduktion;  sie 
betrug   1892   3,5  Mill.  Tonnen  und    1900    4,6  Mill.   Tonnen. 
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Ein  klares  Bild  sowohl  über  den  Aufschwung,  den  sie  gegen 
Ende  des  Jahrhunderts  hatte,  wie  über  ihre  Bedeutung  in  der 
Weltwirtschaft  bekommen  wir  aus  der  folgenden  Uebersicht  der 
Eisenproduktion  in  verschiedenen  Ländern: 

1880  1890  1899 

Tonnen         Tonnen  Tonnen 

Vereinigte  Staaten 8  896  554  9  349  943  13  838  634 

Grossbritannien 7  800  266  8  030  374  9  454  000 

Deutschland  (inkl.  Luxemburg)  2  729  038  4  658  451  8  142  017 

Frankreich 2  691044  2  787  565  3  412  257 

Die  Stahlproduktion  betrug: 

1880  1895  1899 

Tonnen         Tonnen  Tonnen 

In  den  Vereinigten  Staaten      .  1  287  983  6  312  074  10  709  200 

in  Grossbritannien 1  341  690  3  365  109        4  933  010 

in  Deutschland 624  418  2  830  468        6  290  434  ') 

in  Frankreich 359  921  581  998         1  239  660 

Interessant  ist  bei  der  Eisenindustrie,  dass  ein  grosser 
Veredlungsverkehr  stattfindet.  Die  Ausfuhr  im  Veredlungs- 
verkehr betrug: 

1895  ...  '83  300  Tonnen       1898  ...  161 850  Tonnen 

1896  .  .  .  103  500   ,         1899  .  .  .  138  529 

1897  .  .  .  136  500   „         1900  .  .  .  139  499 

und  zwar  die  Ware  aus  Eisen  69,9  °/o,  der  Rest  als  Eisen. 

Im  übrigen  ist  die  Ware  aus  Eisen  die  einzige  Position 
im  Aussenhandel  der  Metallurgie,  welche  stets  einen  Ausfuhr- 
überschuss  aufweist.     Es  betrug: 

die  Einfuhr  derselben                1893  1900 

im  Generalhandel  .  .       20  966  49 123  Tonnen 

im  Spezialhandel  .  .       15  811  35  743 

die  Ausfuhr  derselben 

im  Generalhandel  .  .110  728  140  362  Tonnen 

im  Spezialhandel  .  .      43  486  57  955 

Dies  gilt  nicht  für  die  Maschinen  und  Mechanismen,  bei 
welchen  die  Ausfuhr  weit  hinter  der  Einfuhr  steht.  Sowohl 
bei  der  Eisenproduktion  wie  auch  bei  den  Waren  aus  Me- 
tallen einschliesslich  der  Maschinen  und  Mechanismen,  welche 


^)  Siehe  Lotz  a.  a.  0.  S.  200. 
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sich  auch  vor  1891  eines  hohen  Schutzes  erfreuten,  wurde  bei 
der  Aufstellung  des  Doppeltarifs  der  Schutz  noch  verstärkt. 
Infolgedessen  bildete  sich  1894  ein  Syndikat  von  Eisenprodu- 
zenten, welches  sowohl  die  Produktion  wie  auch  den  Preis 
regelte.  Wir  beobachten,  dass  die  Einfuhr  von  Eisen  nach 
dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs  zurückging,  allein  sie  stieg  in 
den  letzten  Jahren  weit  über  diese  Ziffern.  Dies  ist  dem 
grossen  Aufschwünge  der  Eisenindustrie,  der  seit  1895  auf 
dem  Weltmarkt  Platz  griff,  zu  verdanken.  Der  Aussenhandel 
mit  Eisenwaren  zeigt  dasselbe  Bild,  und  es  ist  wirklich  ein 
Glück  für  die  französische  Volkswirtschaft,  dass  die  hohen 
Zölle  die  Fühlung  der  französischen  Eisenproduktion  —  das- 
selbe gilt  auch  für  die  Kohlenindustrie  —  mit  dem  Weltmarkt 
nicht  abgeschnitten  haben.  Gerade  die  Einfuhr  zeigt  eine  grössere 
Steigerung,  auch  die  Interessenten  haben  sich  keineswegs  be- 
droht oder  beschädigt  erklärt.  Im  Gegenteil,  in  der  grossen 
Steigerung  der  Einfuhr  der  Maschinen  und  Mechanismen  —  und 
sie  beträgt  100  °/n  —  ist  nur  ein  Zeichen  des  Fortschritts  in 
der  industriellen  Ausrüstung  zu  erblicken.  Die  Konjunktur 
des  Weltmarktes  kann  Frankreich  recht  viel  Nutzen  und  nie 
grossen  Schaden  verursachen,  weil  seine  Eisenindustrie  keine 
Ausfuhrindustrie  ist.  Dies  beweist  uns  auch  die  Lage  dieser 
Industrie  seit  Ende  1901.  Sie  ist  bedeutend  günstiger  als  jene 
Deutschlands,  Englands  und  Amerikas. 

TU.  Die  übrigen  wichtigeren  Industrien 

Was  die  Entwicklung  der  übrigen  Industrien  in  diesem 
Zeitabschnitte  anbelangt,  so  ist  eine  ausführlichere  Besprechung 
derselben  an  dieser  Stelle  unmöglich.  Dies  ist  für  unsere  Be- 
trachtung auch  nicht  so  sehr  notwendig,  da  ihre  quantitative 
Bedeutung  für  die  französische  Volkswirtschaft  weit  hinter 
jener  der  vorher  besprochenen  steht.  Wir  werden  hier  kurz 
auf  die  Ein-  und  Ausfuhrziffern  jener  Industrien,  welche  dar- 
unter entweder  die  wichtigsten  sind,  oder  als  französische 
Spezialitäten  gelten,  hinweisen. 

Die  wichtigste  unter  diesen  ist  die  Lederindustrie. 
Sie  ist  zur  Zeit  der  Tarifreform  eine  der  ersten  französischen 
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Exportindustrien   gewesen;    so   betrug  der 

Wert 

(in  Millionen 

Franken) : 

der  Einfuhr                                   1892 

1895 

1901 

des  bearbeiteten  Leders  .      24,0 

28,0 

30,9 

der  Waren  aus  Leder .     .         8,7 

8,5 

9,1 

der  Ausfuhr 

des  bearbeiteten  Leders  .     114,0 

104,9 

105,1 

der  Waren  aus  Leder.     .     111,7 

82,8 

67,4 

Diese  Industrie,  deren  Ausfuhr  noch  1892  die  Einfuhr  um 
das  Achtfache  überstieg,  ging  seit  dem  Inkrafttreten  des  Zoll- 
tarifs so  rasch  zurück,  dass  der  Rückgang  dem  Ruin  ähnlich 
sieht.  So  grosse  Verluste  hat  keine  französische  Industrie  in 
dieser  Periode  zu  verzeichnen  gehabt.  Und  gerade  in  den- 
jenigen Artikeln,  welche  am  meisten  nationale  Arbeit  enthalten, 
bei  den  Waren  aus  Leder,  sind  die  Verluste  die  grössten.  So 
ist  z.  B.  die  Ausfuhr  der  Lederhandschuhe,  der  Sattlerwaren 
und  der  Schuhwaren  auf  ein  Nichts  herabgesunken.  Ander- 
seits aber  sehen  wir,  dass  die  Ausfuhr  des  bearbeiteten  Leders 
sehr  geringe  Verluste  erlitten  hat.  Diese  Erscheinung  lehrt 
uns,  dass  die  früheren  Abnehmer  der  fertigen  Lederwaren  jetzt 
das  bearbeitete  Leder  kaufen  und  selbst  Waren  daraus  machen. 
Dies  wird  durch  die  hohen  Zölle,  welche  die  Abnehmerländer 
für  diese  Fabrikate  eingeführt  haben  (Amerika,  die  Schweiz  etc.) 
noch  sehr  begünstigt.  So  weit  wird  Frankreich  —  und  das 
ist  bereits,  wie  die  ZiflFern  zeigen,  reichlich  geschehen  —  von 
der  Höhe  eines  geschmackvollen  Fabrikanten  der  feinen  Leder- 
waren, welche  auf  dem  Weltmarkt  mit  hohem  Gewinne  ab- 
gesetzt wurden,  zu  dem  einfachen  Gerber  der  Länder,  welche 
mit  französischem  Kapital  ihre  Industrie  heben,  herabgesetzt. 
Und  das  heisst  Schutz  der  nationalen  Arbeit!  Dieses  Bild  soll 
durch  die  ZiflFern  des  Aussenhandels  mit  rohen  Fellen  und 
Häuten  ergänzt  werden. 

Es  betrug  der  Wert  (in  Millionen  Franken): 

1892  1895  1901 
der  ausgeführten  rohen  Häute  und  Felle  73,6  93,5  132,9 
der  eingeführten  rohen  Häute  und  Felle     146,0     134,0     142,0 

Dass  die  Einfuhr  zurückgeht,  ist  durch  den  Rückgang  der 
Fabrikation  zu  erklären.     Dass  aber  die  Ausfuhr   so   kolossal 
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gestiegen  ist  und  sich  der  Einfuhr  immer  mehr  nähert,  ist 
eine  Erscheinung,  welche  nicht  nur  keinen  Trost  für  die  Ver- 
luste der  Industrie  leisten  kann,  sondern  welche  sogar  den 
ökonomisch  denkenden  Franzosen  sehr  betrüben  kann,  denn 
die  Verschiebungen,  die  dabei  zum  Vorschein  kommen,  können 
kurz  als  eine  Umwandlung  der  Wirtschaftsverfassung  in  eine 
mehr  und  mehr  agrarische,  bezeichnet  werden. 

Der  normale  Fortschritt,  dem  wir  bei  der  keramischen 
und  Glasindustrie  begegnen,  ist  auf  eine  Erscheinung,  welche 
von  der  Kommission  für  Zollwerte  immer  wieder  hervorgehoben 
wird,  nämlich  auf  die  unermüdliche  Neuausrüstung  derselben 
(im  Gegensatz  zur  Lederfarbstoffindustrie)  zurückzuführen.  An 
derselben  Stelle  wird  berichtet,  dass  die  Glasindustrie  grosse 
Fihalen  im  Ausland  errichtet  habe,  was  als  deutlicher  Beweis 
der  Unternehmungslust  derselben  dienen  kann.  Die  steigende 
Ausfuhr  der  Parfümerieartikel  ist  nicht  nur  der  vorzüglichen 
Qualität,  sondern  auch  der  grossartigen  Organisation  der  Ver- 
tretung der  betreffenden  Fabrikanten  im  Auslande  zu  ver- 
danken. 

Wie  aus  Tabelle  XV  deutlich  hervorgeht,  sind  viele  dieser 
Industrien  nur  Luxusindustrien,  ein  grosser  Teil  derselben  stellt 
nur  Artikel  her,  welche  der  Mode  stark  unterworfen  sind.  So 
z.  B.  sind  die  Industrien  der  Schmuckfedern  und  der  künst- 
lichen Blumen  solche,  welche  sich  nur  an  das  sehr  reiche 
Publikum  wenden.  Bei  beiden  ist  eine  Steigerung  der  Aus- 
fuhren (und  beide  haben  grosse  Ausfuhrüberschüsse)  zu  ver- 
zeichnen, trotzdem  diese  in  Amerika  sehr  hohen  Zöllen  unter- 
worfen sind.  Bei  solchen  Industrien  ist  also  die  Lage  sehr 
befriedigend.  Aber  auch  die  anderen  Industrien  aus  dieser 
Gruppe,  welche  nicht  zu  der  Luxusindustrie  gezählt  zu  werden 
pflegen,  produzieren  zum  Teil  die  feinsten  Qualitäten  der  be- 
treffenden Artikel.  Solche  Produkte  sind  in  der  Regel  sehr 
teuer.  Allein  auch  sie  haben  in  den  billigen  Artikeln  der- 
selben Art,  welche  den  Weltmarkt  überschwemmen,  grosse 
Konkurrenten.  Und  in  der  Regel  tragen  zum  Schluss  —  so 
auch  bei  der  Fabrikation  der  Lederwaren  —  die  billigen  Pro- 
dukte den  Sieg  davon.  Das  gilt  sowohl  für  die  Seife,  wie  für 
fast  alle  übrigen  Industrien  ausser  der  Glas-  und  der  kerami- 
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sehen  Industrie.  Und  in  den  Augen  der  Kommission  für  Zoll- 
werte ist  dies  punctum  saliens  in  der  Frage  der  französischen 
industriellen  Entwicklung. 

VIII.  Prämien  auf  Mineralöle  für  Beleuchtungszwecke 

Die  Prämien,  welche  als  Ersatz  für  die  Ermässigung  der 
Zölle  auf  rohe  und  raffinierte  Mineralöle  ins  Leben  gerufen 
wurden,  haben  den  gewünschten  Erfolg  nicht  gehabt,  ganz  im 
Gegenteil  zeichnet  sich  die  Periode  1893 — 1900  durch  eine 
starke  Steigerung  der  Einfuhr  von  rohen  Mineralölen  aus. 
So  betrug  die  Einfuhr  derselben:  1892  194  Mill.  kg,  1893 
215  Mill.  kg,  1897  298  Mill.  kg,  1899  319  Mill.  kg  und  1900 
333  Mill.  kg.  Eine  noch  verhängnisvollere  Wirkung  hatte  die 
Ermässigung  des  Schutzes,  der  den  raffinierten  Oelen  einge- 
räumt wurde.  Derselbe  betrug  1871  12  Fr.  (d.  h.  um  12  Fr. 
war  der  Zoll  auf  raffinierte  Oele  höher  als  auf  rohe),  seit  1873 
7  Fr.  und  seit  1893  3,50  Fr.  pro  Dz.  Infolgedessen  ging  die 
Produktion  von  raffinierten  Oelen  von  45  Mill.  kg  1893  auf 
20  Mill.  kg  zurück.  Im  Motivenbericht  der  Zollkommission 
vom  9.  Mai  1899  über  den  Vorschlag  der  Regierung,  diese 
Prämien  auf  weitere  6  Jahre  zu  verlängern,  ist  zugegeben 
worden,  dass  auch  in  der  Technik  keine  Fortschritte  gemacht 
worden  sind.  In  dem  Zeitabschnitt  1890 — 1898  haben  bloss 
zwei  Raffinerien  ihre  Ausrüstung  ganz  renoviert  und  das 
„schottische"  Verfahren  eingeführt,  vier  sind  stationär  geblieben 
und  drei  haben  ihren  Betrieb  eingestellt  ^).  Trotzdem  hat  die 
Kommission  den  Vorschlag  der  Regierung  zur  Annahme  emp- 
fohlen. Sie  ist  der  Meinung,  dass  die  Prämien  den  voll- 
ständigen Ruin  der  Raffinerien  verhindert  haben.  Diesem  Be- 
richt entnehmen  wir  folgenden  interessanten  Passus:  „Prämie 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Zoll,  sie  ist  eine  Last  für  das 
Budget  und  wird  von  der  Gesamtheit  getragen,  der  Zoll  da- 
gegen ist  eine  Einnahmequelle  und  wird  vom  Produkt  selbst 
getragen  (!).  Die  Prämie  aber  ist  als  Ermutigung  und  Schutz 
anzusehen,  sie  soll,  so  wie  sie  jetzt  geschaffen  wird,  eine  An- 
spornung für  die  Fabrikanten  sein,  vervollkommnete  Werkzeuge 


*)  D^bats  parlem.,  annexes  1899,  p.  1561. 
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einzuführen,  zum  Fortschritt  zwingen  und  jene  Industriellen, 
welche  sich  derselben  nur  bedienen,  um  entweder  eine  nicht 
lebensfähige  Industrie  fortzufristen  oder  die  Prämien  einfach 
als  baren  Gewinn  in  die  Tasche  zu  stecken,  vom  Genuss  der- 
selben ausschliessen"  ^).  Das  soll  dadurch  erreicht  werden, 
dass  die  Prämien  alle  zwei  Jahre  um  ein  Drittel  reduziert 
werden.  Darin  liegt  ein  deutliches  Zugeständnis,  dass  die  Prä- 
mien das  Gegenteil  von  Fortschritt  bedeuten.  Das  haben  aber 
die  Schutzzöllner  bloss  für  diese  Industrie  zugegeben  und  zwar 
nicht,  weil  ihnen  gerade  hier  recht  viel  am  Fortschritt  lag, 
sondern  weil  die  Raffinerien  bereits  so  weit  geschwächt  waren, 
dass  sie  keinen  mächtigen  Widerstand  mehr  leisten  konnten. 
So  geschah  es,  dass  diese  Industrie  in  ein  paar  Jahren  bei- 
nahe „ein  hassenswertes  Gewerbe"  geworden  ist.  Im  Vor- 
schlag der  Regierung  von  1900,  eine  Raffinierungstaxe  von 
1,50  Fr.  pro  Dz.  einzuführen,  und  in  jenem  der  ZoUkoramission, 
sie  in  ein  staatliches  Monopol  umzuwandeln,  kommt  dies  am 
deutlichsten  zum  Ausdruck. 


IX.    Schlussbetrachtung  über  die  Entwicklung  der 
Industrie  Frankreichs  seit  1892 

Wenn  wir  auf  Grund  der  bisherigen  Untersuchung  der 
einzelnen  Industrien  Frankreichs  ein  klares,  zusammenfassendes 
Bild  über  die  Faktoren,  welche  auf  die  Gestaltung  der  Lage 
den  grössten  Einfluss  ausgeübt,  haben  wollen,  so  müssen  wir 
alle  Industriezweige  nach  folgenden  Gesichtspunkten  unter- 
scheiden: 

In  Bezug  auf  den  Absatz:  a)  diejenigen,  welche  aus- 
schliesslich für  den  Inlandsmarkt  arbeiten;  b)  jene,  welche 
auch  auf  dem  Weltmarkt  ihre  Produkte  absetzen.  Da  sämt- 
liche Industrien  Frankreichs  geschützt  sind  und  zwar  oft  — 
insbesondere  diejenigen,  welche  nur  für  den  Inlandsmarkt  ar- 
beiten —  so  stark,  dass  die  ausländische  Konkurrenz  aus- 
geschlossen ist,  so  ist  den  letzteren  ein  Monopol  auf  den 
Inlandsmarkt  gesichert.    Und  solange  die  Produktion  derselben 


^)  Debats  parlem.,  annexes  1899,  p.  1558 — 15G7. 
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den  Inlandsbedarf  nicht  übersteigt,  ist  die  Hauptbedingung 
für  günstigen  Geschäftsgang  vorhanden.  Als  bestes  Beispiel 
dafür  dient  uns  die  Baumwollindustrie,  welche  1892  das  Mo- 
nopol auch  für  die  Kolonien  bekommen  hat.  Ein  weiteres 
Beispiel  ist  die  Wirkerei  u.  s.  w. 

Ganz  andere  Momente  kommen  in  Betracht  für  diejenigen 
Industrien,  welche  auch  fürs  Ausland  arbeiten.  Diese  sind  in 
zwei  grosse  Gruppen  zu  teilen  und  zwar: 

Mit  Rücksicht  auf  die  Technik:  Es  ist  von  tief- 
gehender Bedeutung  für  die  Konkurrenzfähigkeit  einer  Export- 
industrie, ob  sie  auf  Handarbeit  oder  auf  mechanischem  Be- 
trieb beruht.  Die  ersteren  sind  in  der  Regel  notleidend,  wie 
uns  die  Lage  eines  grossen  Teils  der  Seidenindustrie  und  der 
Bänderfabrikation  am  deutlichsten  zeigt;  die  zweiten  dagegen 
haben  mit  Erfolg  auf  dem  Weltmarkt  konkurrieren  können, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  keramischen  Industrie  der  Fall  ist. 

Gruppe  2  ist  wieder  in  zwei  Untergruppen  zu  teilen,  je 
nachdem,  ob  die  industrielle  Ausrüstung  der  Werkstätte  nach 
dem  neuesten  Stand  der  Technik  ist  oder  nicht.  Bei  der 
keramischen  Industrie  ist  das  erstere  der  Fall,  bei  der  Leder- 
industrie und  Wollindustrie,  insbesondere  anfangs  der  Neunziger- 
jahre, aber  ist  die  veraltete  Ausrüstung  sehr  häufig  gewesen,  das 
hat  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  sehr  ungünstig  gewirkt.  Diese 
Unterscheidung  genügt  noch  nicht,  um  alle  Erscheinungen  in 
der  Exportindustrie  Frankreichs  in  der  von  uns  beobachteten 
Periode  zu  erklären.  Es  muss  daher  eine  weitere  Unter- 
scheidung gemacht  werden  und  zwar:  Ob  und  in  welchem 
Masse  sich  die  einzelnen  Industrien  für  den  mecha- 
nischen Betrieb  eignen  und  inwiefern  sie  ausschliesslich 
auf  Handarbeit  angewiesen  sind.  Es  gibt  Industriezweige, 
bei  denen  der  mechanische  Betrieb  absolut  ausgeschlossen  ist. 
Diese  stellen  hauptsächlich  Luxusartikel  her,  bei  denen  Ge- 
schmack und  Mode  die  wichtigste  Rolle  spielen;  hiezu  ist  in 
erster  Linie  die  feinere  Damenkonfektion  zu  rechnen.  Die 
Lage  dieser  Industrie  ist  immer  eine  sehr  günstige  gewesen, 
weil  Frankreich  durch  die  traditionelle  Ausbildung  der  Arbeiter 
sowohl  in  der  Ausarbeitung  der  Modelle,  wie  auch  in  der 
Herstellung  des  Artikels  von  keinem  Lande  erreicht  wird  und 
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infolgedessen  eine  Monopolstellung  hat.  Allein  es  soll  an  dieser 
Stelle  daraufhingewiesen  werden,  dass  ebenso,  wie  dies  heute  bei 
der  Damenkonfektion  der  Fall  ist,  vor  30  Jahren  die  Herren- 
konfektion und  alle  anderen  Geschmacks-  und  Modeartikel  ein 
Monopol  der  französischen  Industrie  darstellten.  Für  die  Herren- 
kleider z.  B.  hat  London  schon  lange  die  Vorherrschaft  für  die 
ganze  Welt,  Frankreich  eingeschlossen.  Die  Zeitungsnotizen 
über  einen  amerikanischen  Damenmodetrust,  welchen  man  in  der 
letzten  Zeit  häufig  begegnet,  sind  nur  auf  das  unermüdliche 
Bestreben  der  Amerikaner,  Frankreich  auch  die  ihm  hier  ver- 
bliebene Führerstellung  zu  entreissen,  zurückzuführen.  Es  gibt 
in  der  Kultur  nichts,  was  nur  einer  Rasse  gegeben  ist. 

Neben  diesen  Industriezweigen,  bei  denen  der  mechani- 
sche Betrieb  noch  nicht  sehr  vordringt,  gibt  es  auch  solche, 
bei  denen  beide  Arten  der  Technik  nebeneinander  und  unab- 
hängig voneinander  bestehen.  Die  eine  stellt  feine  Luxus- 
artikel, die  andere  billige  Massenartikel  her.  Ursprünglich 
war  die  Handarbeit  die  einzige  Technik;  allein  das  Wachsen 
des  Reichtums  und  die  Ausbreitung  desselben  auf  weitere 
Schichten  einerseits,  und  die  grossen  Fortschritte  der  Wissen- 
schaft anderseits,  haben  durch  Schaffung  einer  Technik,  bei 
welcher  dieselben  Artikel  billig  produziert  werden  können, 
das  Streben  der  unteren  Klassen,  den  oberen  nachzuahmen,  so 
mächtig  unterstützt,  dass  diese  Luxusartikel  der  oberen  Klassen 
stark  demokratisiert  worden  sind.  Die  Industrien,  bei  denen 
das  in  hohem  Masse  eingetreten  ist,  sind  Seidenindustrie, 
Spitzenfabrikation,  Herrenwäschefabrikation  etc.  Bei  den 
Spitzen  haben  wir  die  echten  und  die  „mechanischen*  Spitzen 
im  Handelsverkehr,  Die  Konkurrenzfähigkeit  Frankreichs  hat 
sich  hier  nur  noch  bei  den  Luxus-  und  Modeartikeln  dieser 
Art  erhalten  können  und  infolgedessen  müssen  diese  Industrien 
mit  einem  beschränkten  Kreise  des  wohlhabenden  Publikums 
rechnen.  Je  nachdem  die  Nachfrage  ausreichend  ist  oder  nicht, 
ist  auch  die  Lage  dieser  Industrien  befriedigend  oder  nicht.  Das 
Zurückstehen  Frankreichs  in  der  Technik  der  Massenartikel- 
produktion ist  nicht  zu  unterschätzen;  denn  heute  ist  es  klar, 
dass  diese  Luxusindustrien  sowohl  volkswirtschaftlich  wie  auch 
sozialpolitisch  nicht  mehr  den  ersten  Rang  einnehmen,  im 
Bajkid,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1908  27 
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Gegenteil  ist  die  Massenartikelindustrie  eine  ausgiebigere  Reich- 
tumsquelle und  bietet  bessere  Arbeitsbedingungen. 

Zuletzt  haben  wir  einige  Industrien,  bei  denen  nur  mecha- 
nischer Betrieb  möglich  ist.  Wenn  die  Technik  keine  grossen 
Neuerungen  gehabt  hat,  oder  wenn  die  Betriebe  in  Frankreich 
ganz  modern  ausgestattet  sind,  dann  sind  die  Vorbedingungen 
für  die  Prosperität  reichlich  gegeben.  Und  wir  haben  ge- 
sehen, dass  diese  Industrien  —  mögen  sie  nun  für  den  In- 
landsmarkt arbeiten,  wie  z.  B.  die  Bergwerkindustrie,  oder 
auch  für  das  Ausland,  wie  z.  B.  die  Metallwarenindustrie  — 
grosse  Fortschritte  gemacht  haben.  Gerade  das  letzte  Beispiel 
zeigt  uns  am  deutlichsten,  von  welch  durchschlagender  Be- 
deutung die  Technik  ist,  denn  die  Produktion  der  Waren  aus 
Metallen,  welche  stets  einen  Ausfuhrtiberschuss  aufweist,  hat 
grosse  Fortschritte  gemacht,  obwohl  das  Halbfabrikat,  das  sie 
verwendet,  zum  Teil  vom  Auslande  bezogen  wird. 


Zweites  Kapitel 

Einfluss  der  Zollpolitik  auf  die  Entwicklung 
Frankreichs 

I.  Der  Einfluss  der  Zölle  auf  die  industrielle  Organisation 

Hier  handelt  es  sich,  wie  gesagt,  um  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Industrie.  Wir  können  uns  hier  nicht  auf  eine 
eingehende  Untersuchung  des  Einflusses  der  Zölle  auf  alle 
Faktoren,  von  welchen  die  Konkurrenzfähigkeit  abhängt,  ein- 
lassen; umsomehr,  als  wir  bloss  das  Prinzipielle  darstellen 
wollen.  Aus  dem  vorigen  Kapitel  geht  deutlich  hervor,  dass 
der  wichtigste  Faktor,  von  dem  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
französischen  Industrie  abhängt,  die  Technik  ist.  Wie  haben 
also  die  Zölle  auf  die  industrielle  Technik  gewirkt?  Ist  die 
diesbezügliche  Hoffnung,  welche  bei  jeder  Schutzpolitik  ge- 
hegt wird,  in  Erfüllung  gegangen?  Den  Fortschritt  in  der 
industriellen  Technik  haben  wir  bei  folgenden  Industrien 
festgestellt:  bei  der  Wollindustrie,  bei  der  keramischen  und 
Glasindustrie  und  bei  der  Baumwollindustrie.  Was  die  Baum- 
wollindustrie anbelangt,  so  ist  zu  betonen,  dass  ihr  1892  ein 
bedeutend  verstärkter  Schutz  zu  teil  geworden  ist,  und  dass 
ihre  ganze  Ausrüstung  noch  nicht  die  Probe  der  Konkurrenz 
auf  dem  Weltmarkt  bestanden  hat.  Wir  haben  früher  auch 
die  Möglichkeit,  dass  die  technische  Ausrüstung  dieser  In- 
dustrie vielleicht  nicht  nach  den  neuesten  Errungenschaften 
erfolgt  ist,  hervorgehoben.  Eines  ist  dabei  klar,  nämlich,  so- 
lange diese  Industrie  ihre  Macht  nicht  auf  dem  Weltmarkt 
erprobt,  bleibt  Behauptung  gegen  Behauptung.  Dass  aber 
bei  den  drei  übrigen  Industrien  der  technische  Fortschritt 
nicht  im  geringsten  den  Zöllen  zu  verdanken  ist,  geht  bereits 
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daraus  hervor,  dass  die  Wollindustrie  im  Jahr  1892  gar  keinen 
verstärkten  Schutz  bekommen  hat,  und  dass  der  Schutz  für 
die  wichtigsten  Produkte  der  keramischen  Industrie  —  dabei 
ist  allerdings  von  den  Verschiebungen  sowohl  nach  oben  wie 
nach  unten,  welche  infolge  der  grösseren  Spezialisierung  ein- 
getreten sind,  abzusehen  —  seit  1882  fast  unverändert  ge- 
blieben ist.  Die  Umgestaltung  fällt  vielmehr  mit  einer  anderen 
Erscheinung  zusammen :  mit  der  Verschärfung  der  Konkurrenz 
auf  dem  Weltmärkte.  Hiemit  ist  auch  gesagt,  dass  das  Gegen- 
teil von  Schutzzöllen,  die  freie  Konkurrenz,  auf  die  Technik 
einen  günstigen  Einfluss  ausüben  kann. 

Auf  Grund  ähnlicher  Erscheinungen  hat  die  National- 
ökonomie schon  lange  den  Satz  aufgestellt,  dass  die  Schutz- 
zölle zur  Routine  und  zum  Schlendrian  führen.  Dagegen  wurde 
seitens  der  französischen  Schutzzöllner  Protest  erhoben.  Protest 
ohne  Begründung  ist  ein  Mittel,  das  in  der  Wissenschaft  keine 
Beweiskraft  hat.  Mit  einem  puren  Protest  lassen  sich  nicht 
die  Tatsachen  aus  der  Welt  schaffen,  und  eine  solche  Tatsache 
ist  folgendes: 

Die  Maschinen  und  Mechanismen  sind  im  Doppeltarif  von 
1892  mit  sehr  hohen  Zöllen  belegt.  Wenn  man  darauf  be- 
dacht ist,  die  industrielle  Organisation  des  Landes  zu  heben 
—  und  dass  die  Verbesserung  der  industriellen  Organisation 
die  Lebensfrage  der  französischen  Industrie  bildet,  darin  stim- 
men alle  Akten  und  Sachverständigen,  ohne  Rücksicht  auf 
handelspolitische  Ansichten  völlig  überein  — ,  so  ist  es  die 
erste  Pflicht,  den  Verbrauch  dieser  Artikel  möglichst  zu  er- 
leichtern. Dass  die  Zölle  diesen  Verbrauch  zum  mindesten 
durch  teuereren  Bezug  erschweren,  kann  kein  Mensch  leugnen, 
da  die  Versorgung  Frankreichs  grossenteils  vom  Auslande  ge- 
schieht. Wozu  wären  denn  sonst  die  Zölle  da?  Wenn  dem 
so  ist,  dann  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Zölle  einen 
ungünstigen  Einfluss  auf  die  industrielle  Organisation  und  hie- 
mit auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Industrie  ausüben. 

n.   Die  Zollpolitik  und  der  Absatz  im  Auslande 

Die  Zollpolitik  hat  die  unbestreitbare  Aufgabe:  Auf  die 
wichtigste  Grundbedingung  des  Wirtschaftslebens,  den  Absatz, 
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durch  Einwirkung  auf  die  Preise  einen  Einfluss  auszuüben. 
Bei  den  heutigen  Zuständen  der  Volkswirtschaft,  wo  der 
nationale  Charakter  so  stark  ausgeprägt  ist,  müssen  wir  zwei 
Arten  Absatz  unterscheiden:  im  Inland  und  im  Ausland.  Die 
Zollpolitik  kann  daher  die  Aufgabe  haben,  entweder  eines  von 
beiden  Absatzgebieten,  oder  beide  zu  gleicher  Zeit  zu  sichern. 
Die  englische  Zollpolitik  z.  B.  hat  vor  allem  die  Aufgabe  — 
insofern  sie  überhaupt  aktiv  ist  —  das  auswärtige  Absatzgebiet 
zu  sichern.  Der  umgekehrte  Fall  ist  heute  ausgeschlossen; 
sobald  ein  Staat  bestimmte  ökonomische  Politik  treibt,  ist  auch 
das  Streben  nach  Sicherung  des  auswärtigen  Absatzes  da. 
Die  erste  staatliche  zielbewusste  Zollpolitik  war  das  Streben 
nach  Verkaufsgelegenheit  auswärts.  In  der  Regel  verfolgt  die 
moderne  Schutzpolitik  beide  Aufgaben  zugleich  und  der  ganze 
Unterschied  liegt  in  dem,  ob  auf  die  eine  oder  auf  die  andere 
mehr  Wert  gelegt  wird.  So  hat  die  europäische  Zollpolitik 
seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  bis  zum  Ausgang  desselben 
auf  die  Sicherung  des  ausländischen  Absatzes  mehr  Wert  ge- 
legt. Heute  dagegen  macht  sich  ein  Wunsch  nach  Sicherung 
des  inländischen  Marktes  sehr  stark  fühlbar;  ja  er  ist  zum 
grossen  Teil  bereits  verwirklicht  worden.  Schutz  der  natio- 
nalen Arbeit  ist  bekanntlich  das  Losungswort  dieser  Zollpolitik, 
welche  zur  Grundlage  des  französischen  Doppeltarifs  von  1892 
dient.  Wir  haben  bereits  gesehen,  was  für  eine  verhängnis- 
volle Wirkung  dieser  Schutz  auf  die  Volkswirtschaft  Frank- 
reichs hat.  Hier  kommt  es  darauf  an,  speziell  die  Mittel, 
deren  sich  die  französische  Zollpolitik  bedient  hat,  um  den 
auswärtigen  Absatz  zu  sichern,  und  ihre  Wirkung  zu  unter- 
suchen. 

Die  Sicherung  des  auswärtigen  Marktes  geschieht  in  der 
Weise,  dass  man  versucht,  das  Ausland  für  eine  möglichst 
milde  zollpolitische  Behandlung  eigener  Provenienzen  zu  ge- 
winnen. Da  dies  jeder  Staat  für  seine  Ausfuhr  erstrebt,  so 
erfolgt  zunächst  die  Begegnung,  hierauf  Austausch  der  Wünsche, 
dann  eventuell  gegenseitige  Zugeständnisse,  dann  bindende 
Vereinbarung.  Je  mehr  Wert  ein  Staat  auf  den  Schutz  der 
nationalen  Arbeit  legt,  umsoweniger  ist  er  bereit,  Zuge- 
ständnisse zu  machen  und   um  so  schwerer  kommt   eine  Ver- 
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einbarung  zu  stände  und  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Zoll- 
krieges ist  dadurch  eine  grössere.  Diese  Perspektive  glaubte 
die  französische  Zollpolitik  durch  den  Doppeltarif  beseitigen 
zu  können.  Hat  sie  dies  erreicht?  Die  Antwort  darauf  ist  in 
einzelnen  Abschnitten  unserer  Arbeit  bereits  enthalten.  Sie  ist 
negativ.  Erinnern  wir  uns  nur  an  die  Klagen  der  wichtigsten 
Industriezweige,  der  Woll-  und  Lederindustrie,  welche  mit 
ungemein  hohen  Sätzen  des  Auslandes  zu  kämpfen  hatten. 
Welch  grosse  Verluste  haben  diese  Industrien  infolge  der  Zoll- 
politik der  Vereinigten  Staaten  erlitten.  Man  wird  darauf 
vielleicht  einwenden,  dass  es  nicht  in  der  Macht  Frankreichs 
liegt,  die  ausländische  Zollpolitik  zu  ändern.  Und  doch  kann 
man  zum  Teil  sagen,  ja,  sie  ist  zu  ändern:  a)  weil  es  viele 
Länder  gibt,  von  welchen  Frankreich  grosse  Zugeständnisse 
erlangen  könnte,  wenn  es  selbst  nicht  solche  rundweg  ver- 
weigert hätte  (das  gilt  für  Spanien);  b)  weil  es  hier  nicht- 
darauf  ankommt,  den  ganzen  Zolltarif  des  Gegenkontrahenten 
und  im  ganzen  Betrage  der  Zollsätze  als  Zugeständnis  zu  er- 
reichen, sondern  vor  allem  eine  bestimmte  Anzahl  Artikel  und 
einen  Bruchteil  der  Sätze.  Allein  auch  das  hat  Frankreich  nicht 
ernstlich  angestrebt  und  als  glänzender  Beweis  dafür  dient  uns 
gerade  die  Handelskonvention  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  1893,  wodurch  der  Zustand  des  Zollkrieges  aufgehoben 
worden  ist.  Die  Gesamtausfuhr  Frankreichs  nach  den 
Vereinigten  Staaten  betrug  1892  240  Mill.  Fr.  und 
die  Vereinbarung  bezog  sich  auf  10  Mill.  Fr.  Da  sich 
beide  Länder  nicht  Meistbegünstigung  einräumten,  so  blieb 
die  ganze  übrige  Ausfuhr  von  230  Mill.  dem  Generaltarif 
unterworfen,  d.  h.  demselben  Tarif,  dem  sie  zur  Zeit  des  Zoll- 
kriegs unterlag. 

Wenn  also  für  230  Mill.  Fr.  der  Zustand  unverändert 
bleibt,  und  nur  für  10  Mill.  Zugeständnisse  erreicht  werden, 
so  ist  es  unendlich  euphemistisch,  den  neuen  Zustand  »ver- 
tragsmässig"  zu  nennen;  es  besteht  vielmehr  eher  das  Gegen- 
teil. Und  gerade  diese  Politik  mit  den  Vereinigten  Staaten 
hat  der  Volkswirtschaft  Frankreichs  ungeheure  Verluste  ver- 
ursacht. 

So  ist  z.  B.  die  Ausfuhr  Frankreichs  nach  den  Vereinigten 
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Staaten  von  328  Mill.  Fr.  1890  auf  239,5  Mill.  Fr.  1901  zu- 
rückgegangen. 

Der  Rückgang  betrifft  die  Stapelartikel  der  französischen 
Exportindustrie;  so  ging  die  Ausfuhr  zurück  bei 

Geweben   und  Posamentierwaren   aus   Seide  von   62,5  Mill.  Fr.  1891 
auf  51,5  Mill.  Fr.  1901 ; 

Geweben   und  Posaraentierwaren  aus  Wolle  von   31,9  Mill,  Fr.  1891 
auf  19,1  Mill.  Fr.  1901; 

bearbeiteten  Häuten,  Lederwaren  von  31  Mill.  Fr.  1891  auf  12  Mill.  Fr. 
1901  etc. 
Diese  Erscheinung  ist  nur  die  natürliche  Folge  einer  ver- 
kehrten Zollpolitik;  verkehrt  ist  sie,  weil  diejenigen  wenigen 
Artikel,  betreffs  welcher  eine  Vereinbarung  geschaffen  worden 
ist,  nicht  zu  den  wichtigsten  Ausfuhrartikeln  Frankreichs  ge- 
hören (rohe  Häute,  Melasse  und  Zucker),  sie  sind  überhaupt 
keine  Industrieartikel,  sondern  Produkte  der  Land- 
wirtschaft. Die  Verluste  der  Vereinigten  Staaten  sind  be- 
deutend geringer  aus  dem  einfachen  Grund,  weil  die  Artikel, 
die  sie  nach  Frankreich  ausführen,  zum  Teil  zollfrei  eingeführt 
werden.  Sie  haben  sich  eine  solche  Zollpolitik  also  eher  leisten 
können;  Frankreich  dagegen  hat  dadurch  sein  vitales  Interesse 
verletzt. 

So  wie  die  Zustände  jetzt  sind,  kann  man  diese  Kon- 
vention als  Muster  unbrauchbarer  Handelsvereinbarungen  be- 
zeichnen. 

Wir  haben  diesen  Vertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten,  den 
wir  ebenfalls  wie  alle  anderen  an  entsprechender  Stelle  aus- 
führlicher behandelt  haben,  beispielsweise  angeführt.  Hier  soll 
aber  die  Gesamtheit  der  Handelsbeziehungen  zum  Auslande 
betrachtet  werden.  Und  da  müssen  wir  uns  fragen,  welches 
Prinzip  hat  Frankreich  seiner  Zollpolitik,  insofern  sie  die 
Sicherung  des  auswärtigen  Absatzes  zur  Aufgabe  hat,  zu 
Grunde  gelegt  ?  Autonomie  oder  Handelsverträge,  Tarifverträge 
oder  nur  Meistbegünstigung  oder  Reziprozität?  Auf  Grund 
unserer  Untersuchung  müssen  wir  antworten:  Frankreich  hat 
kein  bestimmtes  Prinzip  vor  Augen  gehabt.  Das  System  seiner 
Zollpolitik  nach  aussen  ist:  das  Fehlen  jeden  Systems. 
Fast  alle  Formen,  die  bisher  in  der  Zollpolitik  vorkamen,  sind 
in  der  französischen  Zollpolitik  seit  1892  vertreten. 
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Diese  sind  folgende: 

a)  Zollkrieg.  Der  Zollkrieg  ist  in  der  französischen 
Zollpolitik  seit  1892  eine  so  geläufige  Erscheinung,  dass  man 
ihn  zu  den  Formen,  welche  am  häufigsten  vorkommen,  rechnen 
muss.  Man  wird  vielleicht  einwenden,  dass  der  Zollkrieg  nicht 
zielbewusst  von  Frankreich  angestrebt  worden  ist,  dass  er  wo- 
möglich  gerade   im  Interesse  Frankreichs    unvermeidlich  war. 

Darauf  ist  zu  erwidern : 

1.  Wir  beurteilen  die  Zollpolitik  eines  Staates  nicht  nach 
den  oft  nicht  einmal  nachgewiesenen  Zielen  der  jeweiligen 
Machthaber,  sondern  nach  deren  Resultaten.  Und  die  Re- 
sultate sind  folgende:  Kein  Staat  hat  innerhalb  so  kurzer 
Zeit  so  viele  Zollkriege  durchgemacht  wie  Frankreich  seit 
1892.  So  hat  es  Zollkriege  gehabt  mit  Spanien,  Rumänien, 
der  Schweiz,  Italien,  den  Vereinigten  Staaten  und  einer  An- 
zahl aussereuropäischer  Staaten;  mit  Portugal  besteht  er  noch 
heute. 

Es  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass  wir  unter  Zollkrieg 
den  Zustand  verstehen,  bei  welchem  Frankreich  seinen  General- 
tarif anwendet.  Die  Schutzzöllner  bezeichnen  ihn  als  normal, 
allein  sie  widersprechen  sich,  da  sie  selbst  denselben  Zustand, 
der  seit  1893  bis  Mitte  1895  der  Schweiz  gegenüber  herrschte, 
Zollkrieg  nennen.  Wenn  man  sich  die  Ergebnisse  dieser  Zoll- 
kriege etwas  präziser  zu  vergegenwärtigen  wünscht,  so  blicke 
man  auf  die  nachstehende  Tabelle : 

Die  Wirkung  der  Zollkriege  auf  den  Aussen handel 

Frankreichs 


Einfuhr 

(in  1000  Franken) 

aus: 

1887 

1892 

1894 

1900 

1901 

Spanien  .... 

356  711 

278  129 

174  662 

220  000 

156  900 

Italien 

307  709 

132  404 

121  631 

148  700 

140  100 

Schweiz  .... 

104  828 

91958 

66  650 

107  200 

104  000 

Portugal  .... 

38  260 

8  057 

8  314 

11300 

— 

Rumänien .... 

35  461 

36118 

29  938 

26  100 

— 
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nach: 

1887 

1892 

1894 

1900 

1901 

Spanien  .... 

149  273 

134  574 

108  721 

135  300 

121  800 

Italien 

192  132 

132  654 

98108 

155  700 

155  300 

Schweiz  .... 

216  625 

227  885 

129  871 

211  500 

216  600 

Portugal  .... 

22100 

13  808 

12  285 

22  100 

20  200 

Rumänien.  .  .  . 

5  211 

8  542 

7  429 

3  700 

4  600 

Es  ist  einleuchtend,  dass  keine  Massregel  von  so  grosser 
Bedeutung   für   die  Volkswirtschaft   war,    wie    die   Zollkriege. 

2.  Man  kann  schliesslich  sagen,  dass  Frankreich  Zollkriege 
indirekt  gewollt  hat.  Es  hat  eine  Politik  inauguriert,  welche 
in  der  Regel  zu  Zollkriegen  führt.  Mit  der  Schweiz  hätte  man 
den  Zollkrieg  vermeiden  können;  man  hat  zwischen  der  vor- 
gelegten Vereinbarung   und  dem  Zollkrieg  zu  wählen  gehabt. 

3.  Wenn  wir  die  Vorgänge,  welche  in  der  letzten  Zeit 
anlässlich  der  parlamentarischen  Beratungen  einzelner  Handels- 
konventionen zu  beobachten  waren,  ins  Auge  fassen,  so  werden 
wir  auch  behaupten  können,  dass  das  französische  Parlament 
den  Zustand  des  Zollkrieges  den  Handelskonventionen  vorzieht. 
Erinnern  wir  uns  der  Opposition  gegen  die  Konvention  mit 
Kanada,  Japan,  Italien.  Alle  diese  Konventionen  sind  ent- 
sprechend dem  Art.  1  des  Zolltarifgesetzes,  wonach  der  Mini- 
maltarif in  Austausch  gegen  die  Meistbegünstigung  zu  ge- 
währen ist,  abgeschlossen  worden;  ja  noch  mehr,  man  hat 
sogar  nicht  einmal  den  ganzen  Minimaltarif  eingeräumt  und 
das  Parlament  hätte  doch  die  Konvention  beinahe  abgelehnt. 
Heute  wäre  eine  solche  Konvention  überhaupt  aussichtslos. 
Der  Zollkrieg,  d.  h.  die  Anwendung  des  Generaltarifs,  ist  nichts 
weniger  als  vermieden  worden. 

b)  Vollständige  Autonomie.  Diese  Form  finden  wir 
in  den  Beziehungen  zu  Belgien  und  den  Niederlanden.  Man 
hat  sich  gegenseitig  ganz  autonom,  ohne  jegliche  Vereinbarung, 
geschweige  denn  Bindung,  den  niedrigsten  Tarif  eingeräumt. 
Diese  Form,  vom  Standpunkt  Frankreichs  aus  betrachtet,  kann 
als  „Zollpolitik  mit  autonomem  dreifachen  Zolltarif"  bezeichnet 
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werden.  Das  Charakteristische  bei  dieser  Form  ist,  dass  sie 
zu  jeder  Zeit  —  ohne  dass  der  daran  interessierte  Staat  irgend 
einen  Einspruch  erheben  kann  —  aufgehoben  werden  kann. 
Diese  Form  ist  also  ein  Provisorium,  das  nur  einen  Schritt 
vom  Zollkrieg  entfernt  ist  und  jeden  Augenblick  in  diesen 
verwandelt  werden  kann.  In  der  Generaldiskussion,  in  der 
Meline  so  kompetent  über  die  möglichen  Formen  der  Gewäh- 
rung des  Minimaltarifs  sprach,  finden  wir,  dass  er  auch  diese 
Form  erwähnte,  aber  zugleich  für  unbrauchbar  erklärte.  Diese 
Form  kam  also  gegen  die  Absicht  und  gegen  den  Willen 
Frankreichs  zu  stände. 

c)  Die  Meistbegünstigungsverträge.  Ein  Teil  dieser 
Verträge  stammt  aus  der  Zeit  vor  1892,  so  mit  Deutschland, 
England,  Oesterreich-Ungarn  etc.  Die  andere  Gruppe  ist  auf 
Grund  des  Doppeltarifs  geschlossen  worden,  wie  z.  B.  mit 
Japan,  Schweden  und  Norwegen  etc.  Die  Zahl  der  nach  1892 
geschlossenen  Meistbegünstigungskonventionen  ist  sehr  gering, 
obwohl  die  französische  Regierung  sich  ernstlich  bemühte, 
solche  zu  stände  zu  bringen.  Es  ist  wohl  zu  bemerken,  dass 
unter  einer  Meistbegünstigungskonvention  eine  Vereinbarung 
zu  verstehen  ist,  nach  welcher  die  beiden  Kontrahenten  sich 
gegenseitig  eine  dem  meistbegünstigsten  Staate  gleiche  Be- 
handlung sichern;  die  Kontrahenten  behalten  sich  allerdings 
Freiheit  in  der  Festsetzung  der  Zollsätze  vor.  Als  klassischer 
Typus  solcher  Konventionen  sind  diejenigen  Englands  mit  dem 
Ausland  zu  bezeichnen. 

d)  Die  Reziprozitätsverträge.  Solche  Verträge  hat 
Frankreich  mit  Amerika  und  Kanada  geschlossen.  Es  muss 
vorausgeschickt  werden,  dass  man  heute  unter  dem  Ausdruck 
Reziprozität  in  der  Zollpolitik  verschiedenerlei  versteht,  so 
z.  B.  wird  das  System,  bei  dem  die  Kontrahenten  gleiche  Zoll- 
sätze für  dieselben  Artikel  haben,  darunter  verstanden.  Andere 
verstehen  darunter  die  Gewährung  ebenso  günstiger  Behand- 
lung, als  sie  dem  Gegenkontrahenten  zu  teil  wird.  Am  ver- 
breitetsten  ist  die  Auffassung,  dass  ein  Reziprozitätsvertrag  die 
Meistbegünstigung  ganz  oder  zum  Teil  ausschliesst.  Das  ist 
das  System,  an  dem  die  Vereinigten  Staaten  festhalten.  Zu 
diesen  Verträgen   sind   die   erwähnten   zwei  zu  rechnen.     Der 
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Minimaltarif  wird  gewährt  für  eine  bestimmte  Auswahl  Artikel, 
die  übrigen  bleiben  dem  Generaltarif  unterworfen. 

e)  Die  Handelsverträge  mit  Bindung  der  Zoll- 
sätze. Diese  letzte  Form,  in  der  Frankreich  seine  Handels- 
beziehungen zum  Auslande  geregelt  hat,  ist  bekanntlich  von 
Meline  scharf  kritisiert  und  als  sehr  schädlich  hingestellt 
worden.  Man  kann  sagen,  dass  in  der  schutzzöllnerischen  Be- 
wegung, welche  auch  die  Tarifreform  1892  herbeigeführt  hat, 
das  Ausgesprochenste  das  Verlangen  nach  Beseitigung  dieser 
„Tarifverträge*  —  wie  man  sie  nannte  —  war  ^).  Der  Doppel- 
tarif war  der  Stein  der  Weisen,  der  diese  Verträge  ersetzen 
sollte. 

Die  Art  und  Weise,  wie  das  geschehen  sollte,  war  das 
Lieblingsthema  Melines  ^).  Es  ist  am  Platze,  hier  seine  Aus- 
führungen darüber  kurz  wiederzugeben.  Wenn  man  von  der 
autonomen  Handelspolitik  absehe,  so  gebe  es  zunächst  zweierlei 
Möglichkeiten,  dem  Auslande  den  Minimaltarif  zu  gewähren: 
Gesetz  oder  Dekret  einerseits  oder  Konvention  anderseits.  Die 
erste  Form  sei  ungeeignet.  Was  die  Konvention  anbelangt, 
so  gebe  es  ebenfalls  zwei  Formen:  man  räume  entweder  den 
Minimaltarif  ein  und  binde  die  Sätze  desselben,  das  sei  gleich 
einem  Tarifvertrag,  oder  man  räume  den  Minimaltarif  ein, 
behalte  sich  aber  die  Freiheit  der  Aenderung  desselben  vor. 
Die  letzte  Form  sei  die  wünschenswerte^).  Diese  kam,  wie 
gesagt,  zu  selten  vor.     Insofern  sie  vorhanden  ist,  ist  sie  die 


^)  Man  hat  bekanntlicli  das  Wort  traite  (Vertrag)  aus  der  amt- 
lichen Terminologie  vollständig  verbannt  und  es  durch  „Convention", 
„Arrangement"  etc.  ersetzt.  Der  Vertrag  wurde  terminus  technicus  für 
den  Tarifverti'ag.  Allein  gerade  unter  dem  Ministerium  Meline  ist  der 
Vertrag  mit  Japan  unterzeichnet  worden,  der  auch  unter  dem  Namen 
traite  der  Kammer  vorgelegt  wurde.  Wenn  man  dieses  Stück  ob 
seinem  Umfange  Vertrag  nannte,  so  ist  dagegen  nichts  einzuwenden. 
Allein  von  M  e  1  i  n  es  Standpunkt  aus  ist  dies  unrichtig,  weil  dieser  Ver- 
trag keine  französischen  Zollsätze  enthält.  Wenn  man  nur  die  handels- 
politische Seite  vor  Augen  hat,  so  gibt  es  zwischen  dem  „Vertrag"  mit 
Japan  und  der  „Convention"  mit  Bulgarien  gar  keinen  Unterschied. 

2)  Siehe  Debats  parlem.,  deputes,  compte  rendu  1891,  22.  Mai  und 
17.  Juli. 

^)  Siehe  Debats  parlem,,  compte  rendu  1891,  p.  1826/27. 
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Errungenschaft  der  Handelspolitik  vor  1892^).  Dagegen  sind 
die  Tarifverträge,  die  man  aus  der  Handelspolitik  ausschliessen 
wollte,  seit  1892  die  weitaus  häufigste  Form.  Es  ist  aller- 
dings nicht  jeder  solcher  Tarifvertrag  von  einer  Ermässigung 
der  Zollsätze  begleitet  worden,  wie  dies  mit  jenen  mit 
Russland  und  der  Schweiz  der  Fall  war;  das  ist  aber  auch 
nicht  notwendig,  In  den  französischen  Tarifverträgen  sind  die 
Zölle,  welche  gebunden  waren,  nicht  dem  Vertrag  einverleibt; 
die  Bindung  bezog  sich  auf  die  Sätze  des  Minimaltarifs.  Auch 
die  Ermässigung  der  Sätze,  welche  der  Schweiz  als  Gegen- 
konzession gemacht  wurde,  ist  unabhängig  vom  Vertrag  — 
durch  ein  Gesetz  —  zu  stände  gekommen.  Allein  alle  diese 
Abweichungen  vom  gewöhnlichen  Typus  der  Tarifverträge 
ändern  gar  nichts  an  der  Sache.  Sobald  die  Sätze  des  Zoll- 
tarifs gebunden  sind,  liegt  ein  Tarifvertrag  vor.  Und  Frank- 
reich hat  sich  in  der  Mehrzahl  der  Verträge  verpflichtet,  die 
Aenderung  des  Zolltarifs  mindestens  6  Monate  oder  1  Jahr 
vorher  anzukündigen,  wodurch  auch  der  Gegenkontrahent  volle 
Freiheit  erlangt. 

Die  wichtigste  Abweichung  aber  vom  normalen  Typus 
der  Handelsverträge  liegt  in  der  Klausel,  welche  sich  auf  die 
Dauer  derselben  bezieht.  Die  längste  Frist,  welche  bei  den 
wichtigeren  französischen  Verträgen  vorkommt,  ist  1  Jahr. 
Diese  Kurzfristigkeit  ist  die  Haupteigenschaft  der  französischen 
Handelspolitik,  sofern  sie  vertragsmässig  geregelt  ist.  Wenn 
man  vom  Frankfurter  Friedensvertrag  und  noch  einigen  Ver- 
trägen mit  unbestimmter  Zeitdauer  absieht,  so  sind  alle  Ver- 
träge längstens  in  einem  Jahre  auflösbar. 

Wenn  man  also  noch  einmal   die    sämtlichen  Formen,   in 


■  ')  Meline  hat  1891,  als  er  darüber  sprach  (Debats  parlem.  p.  1827),. 
den  Handelsvertrag  mit  England  im  Gegensatz  zu  der  vertragsmässigen 
Regelung  als  eine  autonome  Regelung  aufgefasst,  weil  die 
Meistbegünstigung  durch  das  Gesetz  gewährt  worden  sei.  Diese  Auf- 
fassung ist  falsch,  die  Grundlage  der  Beziehungen  zu  England  bildet 
die  Vereinbarung  betreffs  Meistbegünstigung,  und  erst  innerhalb 
dieser  hat  Frankreich  Autonomie.  Es  kann  Zollsätze  ändern,  nicht  aber 
die  Meistbegünstigung  verweigern.  Im  übrigen  war  gerade  diese  Form 
das  Ideal  Melines. 
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welchen  Frankreich  seine  Beziehungen  zum  Ausland  geregelt 
hat,  übersieht,  so  kann  man  ruhig  die  Behauptung  eines 
Schriftstellers ,  welche  vor  der  Anwendung  des  Doppeltarifs 
aufgestellt  wurde  und  welche  lautet:  Das  Projekt  eines  Doppel- 
tarifs ist  nicht  im  stände,  das  Zollregime,  das  in  Anwendung 
kommen  wird,  anzuzeigen  —  unterzeichnen  ^), 

Weiter  kann  man  sagen,  dass  die  französische  Handels- 
politik keine  dauernde  Grundlage  hat  und  daher  keinen 
Schutz  gegen  die  eventuellen  Umwälzungen  in  der  Handels- 
politik des  Auslandes  bietet.  Von  einer  Stabilität,  die  sowohl 
von  den  Freihändlern  wie  von  den  Schutzzöllnern  als  unent- 
behrliche Grundlage  des  Gedeihens  des  Aussenhandels  bezeichnet 
wird,  kann  hier  keine  Rede  sein. 

Im  Anschluss  an  diese  Betrachtungen  über  die  formelle 
Seite  der  französischen  Handelspolitik  soll  auf  noch  einige, 
mit  derselben  zusammenhängende  Erscheinungen  hingewiesen 
werden.  Wenn  man  bei  der  Betrachtung  der  formellen  Grund- 
lage der  Beziehungen  zu  den  einzelnen  Staaten  auch  die 
Grösse  des  Handelsverkehrs  mit  denselben  vor  Augen  hat,  so 
wird  uns  gleich  auffallen,  dass  die  Beziehungen  mit  den  für 
die  französische  Volkswirtschaft  bedeutungslosesten  Staaten  am 
besten  geregelt  sind.  Wenn  man  von  England  und  Deutsch- 
land, mit  welchen  die  Beziehungen  vor  1892  geregelt  worden 
sind,  absieht,  so  ist  der  grösste  Handelsverkehr  derjenige  mit 
Belgien,  und  das  ist  der  Staat,  mit  dem  gar  keine  Verein- 
barung besteht.  Dann  kommen  die  Vereinigten  Staaten,  mit 
welchen  Frankreich  eine  Zeitlang  im  Zollkrieg  stand.  Die 
nächsten  drei  Stellen  nehmen  nach  der  Reihenfolge  die  Schweiz, 
Italien  und  Spanien  ein.  Das  sind  die  Staaten,  mit  denen 
Frankreich  den  heftigsten  Zollkrieg  führte.  Und  umgekehrt 
finden  wir,  dass  die  Beziehungen  zu  Bulgarien  und  Montenegro, 
Staaten,  welche  der  französischen  Statistik  des  Aussenhandels 
gänzlich  unbekannt  sind,  am  besten  geregelt  sind.  Die  Kon- 
vention mit  Bulgarien  enthält  sogar  eine  Klausel,  welche  als 
ein  Versuch  der  langfristigen  Verträge  anzusehen  ist.  Die 
Dauer  des  Handelsvertrags  mit  Japan  ist  endlich  auf  10  Jahre 


^)  Dr.  V.  Veillkowitsch,  Les  traites  de  commerce  p.  372. 
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festgesetzt  worden.  Portugal  gegenüber  dagegen,  das  Mitte 
der  Achtzigerjahre  eine  doppelt  so  grosse  Bedeutung  hatte  wie 
Japan,  liess  man  ungeniert  den  Zollkrieg  fortbestehen.  Wenn 
man  an  die  Ruhmredigkeit  der  Regierung  denkt,  mit  welcher 
sie  nach  Abschluss  jedes  neuen  Vertrags  mit  irgend  einem 
kleinen,  exotischen  Staate  vor  die  Kammer  trat,  so  kann  man 
sich  über  die  verkehrten  Ansichten  gar  nicht  genug  wundern. 
Die  Tabelle  18  zeigt  uns,  wie  diese  Politik  verkehrt  war. 
Die  grössten  Verluste,  die  Frankreich  in  dieser  Beziehung  zu 
verzeichnen  hat,  fallen  auf  Italien  (von  501  Mill.  Fr.  1886 
auf  280  Mill.  Fr.  1898  und  295  Mill.  Fr.  1901),  Spanien  (von 
570  Mill.  Fr.  im  Jahre  1891  auf  297  Mill.  Fr.  1901),  die 
Schweiz  (von  318  Mill.  Fr.  1891  auf  313  Mill.  Fr.  1901),  die 
Vereinigten  Staaten  u.  s.  w. 

Noch  mehr  ist  diese  Politik  zu  verurteilen,  wenn  man 
daran  denkt,  dass  die  Industrie  Frankreichs  hauptsächlich 
Luxusartikel  (keine  Massenartikel)  herstellt  und  ausführt.  Es 
genügt  ein  Blick  auf  das  Verzeichnis  der  Ausfuhrartikel,  um 
dies  zu  sehen  (so  sind  diese :  Seidengewebe,  feine  Wollgewebe, 
Schmuckfedern,  Damenkonfektion,  feine  Herrenwäsche  etc.). 

Auch  in  unseren  Ausführungen  über  die  Entwicklung  der 
französischen  Industrie  ist  dies  deutlich  nachgewiesen  worden. 
Eine  solche  Industrie  wendet  sich  vergeblich  an  die  Bevölke- 
rung exotischer  Länder;  dort  kann  sie  keinen  Absatz  finden. 
Die  wohlhabenden  oberen  Schichten  der  kulturell  hochstehenden 
Staaten  sind  das  Publikum,  an  das  sich  eine  solche  Industrie 
wenden  muss.  Die  Statistik  des  Aussenhandels  liefert  einen 
schlagenden  Beweis  dafür  ^).  Der  Schwerpunkt  dieser  Industrien 
Frankreichs,  insofern  die  Ausfuhr  in  Betracht  kommt,  liegt  in 
England,  den  Vereinigten  Staaten  und  Deutschland.  Von  sämt- 
lichen Industriestaaten  ist  Frankreich  am  wenigsten  auf  die 
überseeischen  Gebiete  angewiesen.  Mit  Rücksicht  darauf  nur 
lässt  sich  auch  die  Bedeutung  der  Kolonien  beurteilen,  worauf 
wir  bald  zurückkommen  werden. 

Wenn    man    anderseits    die   Höhe    der    Zollsätze,   welche 


^)  Nach   der   Statistik    des  Aussenhandels    beträgt    der  Wert   einer 
Tonne  eingeführter  Fabrikate  3928  Fr.  und  ausgeführter  7048  Fr. 
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Frankreich  auf  eingeführte  Ware  anwendete,  in  Betracht  zieht, 
so  ist  es  klar,  dass  für  eine  günstige  Entwicklung  des  Aussen- 
handels  keine  Vorbedingungen  geschaffen  worden  sind.  Dies 
geht  aus  der  Statistik  des  Aussenhandels  deutlich  hervor.  Der 
Wert  des  Aussenhandels  (Spezial)  betrug  1891:  8,337  Milliarden, 
1894:  6,928  Milliarden,  1899:  8,670  Milliarden,  1901:  8,880 
Milliarden  Fr.  Er  hat  allerdings  die  Höhe  von  1891  wieder 
erreicht,  und  diese  Erscheinung  ist  von  vielen  Seiten  dazu 
benutzt  worden ,  den  Protektionismus  der  Verantwortung  für 
die  grossen  Verluste,  welche  der  französische  Aussenhandel 
seit  1891  erlitten  hat,  zu  entheben  und  diese  auf  die  ungünstige 
Konjunktur,  welche  sich  auch  in  anderen  Ländern  fühlbar 
gemacht  hat,  zu  schieben.  Dies  beweist  aber  nichts,  und  es 
ist  unbegreiflich,  dass  man  den  Mut  hat,  in  Anknüpfung  an 
die  einfache  Tatsache,  dass  der  Wert  oder  auch  die  Menge  des 
Aussenhandels  8  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifs 
etwas  grösser  sind  als  8  Jahre  vorher,  von  einer  günstigen 
Entwicklung  desselben  zu  sprechen.  Wenn  man  den  Aussen- 
handel Frankreichs  mit  jenem  anderer  Länder  in  derselben 
Periode  vergleicht,  so  ergibt  sich,  dass  in  sämtlichen  Kultur- 
staaten ausser  Spanien  der  Aussenhandel  seit  1891  gestiegen 
ist  und  zwar  überall  mehr  als  in  Frankreich. 
Das  ist  genug,  um  über  die  Wirkung  der  Handelspolitik 
urteilen  zu  können.  Der  Vergleich  mit  anderen  Ländern 
sagt  uns  auch,  dass  die  Konjunktur  bloss  zum  kleinsten  Teil 
verantwortlich  gemacht  werden  kann.  So  gibt  es  eine  An- 
zahl Staaten,  deren  Aussenhandel  auch  zur  Zeit  der  nieder- 
gehenden Konjunktur  1891 — 1895  entweder  auf  der  gleichen 
Höhe  blieb  oder  sogar  stieg  (Oesterreich-Ungarn,  Italien, 
Niederlande,  Russland,  Vereinigte  Staaten,  Japan).  Weiter  zeigt 
uns  der  Vergleich,  dass  sich  jene  Staaten,  welche  von  der 
Krisis  heimgesucht  worden  sind,  rascher  von  derselben  erholt 
haben,  als  Frankreich.  So  hat  der  Wert  des  Aussenhandels 
jenes  von  1891  überschritten:  in  Deutschland  1895,  in  der 
Schweiz  1896,  in  Belgien  und  England  1897  und  Frankreich 
erst  1899.  Dann  ist  noch  hinzuzufügen,  dass  in  der  Mehrzahl 
der  Industriestaaten  der  Zeit  der  ungünstigen  Konjunktur  eine 
Periode  des  zum  Teil  beispiellosen,  zum  Teil  lange  nicht  da- 
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» 
gewesenen  Aufschwunges  folgte.    In  Frankreich  dagegen  trat 
nur  eine  teilweise  Besserung  ein  (wir  sehen,  dass  die  wichtig- 
sten Exportindustrien  ununterbrochen  litten)   und   machte  nur 
sehr  langsame  Fortschritte, 

Obwohl  die  Periode  der  Herrschaft  des  Doppeltarifs  mit 
den  früheren  nicht  zu  vergleichen  ist,  weil  diese  sowohl  zoll- 
politisch wie  auch  volkswirtschaftlich  sehr  von  einander  ab- 
weichen, so  ist  doch  der  Vergleich  des  Aussenhandels  der  Pe- 
rioden 1881—1891  und  1891—1901  sehr  lehrreich.  Die  erste 
Periode  hat  bekanntlich  einen  Rückgang  des  Aussenhandels  zu 
verzeichnen,  und  diese  Tatsache  ist  von  den  Schutzzöllnern  mit 
grossem  Erfolg  als  Argument  gegen  die  Handelsverträge  ge- 
braucht worden.  Der  Wert  des  Aussenhandels  ging  in  dieser 
Periode  von  8,4  Milliarden  Fr.  1881  auf  8,3  Milliarden  1891 
zurück,  und  der  Tiefpunkt  wurde  im  Jahre  1885  mit  7  Milliar- 
den erreicht  (Rückgang  gegenüber  1881  1,4  Milliarden).  In 
der  nächsten  Periode  ist  der  Rückgang,  der  im  Jahre  1894  den 
Tiefpunkt   erreichte,    ebenso   stark   gewesen   (1,4  Milliarden). 

Was  den  Aussenhandel  Frankreichs  mit  den  Kolonien  an- 
belangt, so  hat  er  allerdings  eine  bedeutende  Zunahme  erfahren. 
So  betrug: 

Die  Ausfuhr  (nach  den  Kolonien): 

1891  1900 

nach  Algerien 207  100  000  259  000  000  Fr. 

nach  den  übrigen  Kolonien  .      76  700  000  183  700  000  , 

nach  Tunis 35  100  000  25  100  000  , 

Die  Einfuhr  (nach  Frankreich): 

1891  1900 

aus  Algerien 186  700  000  165  900  000  Fr. 

aus  den  übrigen  Kolonien     .     140  000  000  172  700  000  , 

aus  Tunis 19  300  000  84  700  000  „ ») 

Es  ist  gerade  vom  handelspolitischen  Standpunkt  aus  not- 
wendig, Algerien  und  die  anderen  Kolonien  von  einander  ge- 
trennt zu  beobachten.  Die  Reform  von  1892  hat  bekanntlich 
dadurch  in  der  Zollpolitik  der  Kolonien  eine  grosse  Aenderung 
gebracht,  indem  man  den  neuen  Zolltarif  auch  für  die  Kolonien 
geltend    erklärt   und    den  Verkehr    zwischen   dem   Mutterland 


^)  Annales  du  commerce  ext.  1902,  fasc.  11  p.  2545. 
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und  den  Kolonien  freigegeben  hat.  Auf  diese  Bestimmung 
haben  die  Schutzzöllner  einen  sehr  grossen  Wert  gelegt;  die 
Kolonien  hätten  die  Verluste  des  Handels  mit  dem  Auslande 
wettmachen  sollen.  Die  Statistik  zeigt  uns,  dass  auch  die 
Kolonien  1891 — 1895  fast  in  demselben  Masse  wie  das  Aus- 
land versagt  haben.  Auch  in  der  Zunahme  des  Aussenhandels 
selbst  ist  kein  Beweis  für  die  Vortrefflichkeit  dieser  Kolonial- 
politik. Es  soll  uns  nicht  wundernehmen,  dass  nach  einer  solch 
drakonischen  Bestimmung,  wonach  die  entferntesten  Kolonien 
vom  Auslande  so  sehr  abgeschlossen  und  mit  dem  Mutterlande 
so  eng  verbunden  sind,  der  Verkehr  zwischen  beiden  zunimmt. 
Man  könnte  eher  sagen,  dass  die  Zunahme  zu  gering  ist.  Im 
übrigen  ist  zu  bemerken ,  dass  die  Hauptzunahme  nicht  auf 
Algerien,  sondern  auf  die  übrigen  Kolonien  fällt  (bei  Algerien 
ist  sie  gering).  Die  Ursache  dessen  liegt  in  der  Tatsache, 
dass  Algerien  schon  im  Jahre  1888  mit  dem  Mutterlande  zu 
einem  einheitlichen  Zollgebiete  vereint  wurde.  Das  beweist, 
dass  der  Verkehr  auch  mit  den  anderen  Kolonien  bald  seinen 
Höhepunkt  erreicht  hat.  Ist  dem  so,  dann  lässt  sich  allerdings 
das  Endergebnis  dieser  Kolonialpolitik  als  höchst  unbefriedigend 
bezeichnen.  Was  sind  denn  940  Mill.  gegenüber  dem  Gesamt- 
aussenhandel  von  8,880  Milliarden?  Von  diesen  940  Mill.  sind 
425,3,  welche  auf  Algerien  fallen,  auszuscheiden,  weil  erstens 
diese  Kolonie  schon  vor  1888  aus  wirtschaftlich  gut  begreif- 
lichen Gründen  einen  ziemlich  starken  Verkehr  mit  dem  Mutter- 
lande hatte,  und  zweitens,  weil  ihr  durch  die  Vereinigung  in 
ein  Zollgebiet  mit  demselben  wegen  ihrer  geographischen  Lage 
kein  so  grosses  Opfer  auferlegt  wird.  Und  so  bleiben  150  Mill. 
als  Errungenschaft  der  neuen  Kolonialpolitik  und  366  Mill.  ist 
der  Wert  des  Aussenhandels  Frankreichs  mit  allen  anderen 
Kolonien.  Diese  Summe  ist  weit  davon  entfernt,  die  Verluste 
des  Aussenhandels  mit  Italien  und  Spanien  allein  (483  Mill.  Fr.) 
zu  ersetzen. 

Zum  Schluss  möchten  wir  auf  eine  Erscheinung  hinweisen, 
welche  von  grosser  Bedeutung  für  die  Handelspolitik  Frank- 
reichs ist.  Aus  der  Tabelle  des  Aussenhandels  ist  ersichtlich, 
dass    der  Anteil    Englands    an    demselben    unverhältnismässig 

Bajki6,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  28 
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grösser  ist  als  jener  anderer  Staaten.  Noch  grösser  erscheint 
die  Verflechtung  der  französischen  Volkswirtschaft  in  die  eng- 
lische, wenn  man  bloss  die  Ausfuhr  Frankreichs  ins  Auge 
fasst.  So  betrug  sie  im  Jahre  1901  1,264  Milliarden  Fr. 
(gegenüber  596  Mill.  nach  Belgien  und  461,3  nach  Deutsch- 
land), also  nahezu  30  ^/o  der  Gesamtausfuhr  und  doppelt  so  viel 
wie  die  nächstgrösste.  Eine  solche  Erscheinung  ist  in  der 
heutigen  Weltwirtschaft  nicht  unbekannt  (so  z.  B.  steht  Oester- 
reich-Ungarn  in  ähnlichem  Verhältnis  zu  Deutschland),  sie  ist 
aber  doch  ziemlich  selten  und  man  pflegt  in  solchen  Fällen 
bisweilen  von  ökonomischer  Abhängigkeit  eines  Landes  vom 
anderen  zu  sprechen.  Wir  wollen  nicht  von  einer  Abhängig- 
keit Frankreichs  von  England  sprechen,  da  sie  angesichts 
der  englischen  Handelspolitik  höchstens  latent  vorhanden  sein 
könnte.  In  der  letzten  Zeit  sind  allerdings  die  Strömungen, 
mit  deren  Sieg  ein  Umschwung  in  der  englischen  Zollpolitik 
eintreten  würde,  ziemlich  stark  geworden,  was  in  Deutschland 
nicht  unbegründete  Befürchtungen  hervorgerufen  hat  und  in 
Frankreich  ohne  jegliches  Echo  geblieben  ist.  Diese  Strömungen 
kommen  aber  erst  für  die  Zukunft  in  Betracht.  Trotzdem  ist 
das  erwähnte  Verhältnis  Frankreichs  zu  England  nicht  ohne 
Bedeutung  für  die  Vergangenheit.  Das  können  wir  uns  am 
besten  veranschaulichen,  wenn  wir  uns  fragen,  wie  würde  der 
Aussenhandel  Frankreichs  aussehen,  wenn  etwa  England  1892 
abgelehnt  hätte,  den  Minimaltarif  in  Tausch  für  die  Meist- 
begünstigungsklausel anzunehmen?  Aus  folgenden  paar  Zahlen 
ergibt  sich  die  Antwort  von  selbst. 

Im  Jahre  1901  betrug: 
Die  Gesamtausfuhr 

von  Wollgeweben 234  Mill.  Fr. 

,     Seidengeweben 280      „       , 

„     Butter       69      ,       , 

,     Zucker       116      ,       , 

„     Modeartikeln  und  künstlichen  Blumen     129      „       „ 
Die  Ausfuhr  nach  England 

von  Wollgeweben 115,0  Mill.  Fr. 

,     Seidengeweben 137,9      ,       , 

,     Butter 48,5      ,       , 

„     Zucker 97,8      „       „ 

„     Modeartikeln  und  künstlichen  Blumen      107,9      „       , 
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Dasselbe  gilt  mehr  oder  weniger  für  Wein,  Branntwein 
und  Likör,  Kleider  und  Wäsche,  Kupfer,  raffinierten  Zucker, 
bearbeitete  Häute  und  Felle,  Schmuckfedern  und  Waren  aus 
Leder  etc. 

Man  kann  also  kurz  sagen,  dass  das  Verhalten  Englands 
ein  Moment  ist,  das  —  angesichts  des  erwähnten  Verhältnisses 
zwischen  beiden  Ländern  —  die  schädliche  Wirkung  des  Doppel- 
tarifs bedeutend  abgeschwächt  hat. 


Sechster  Abschnitt 

Allgemeine  Schlussbetraclitung 


I.  Was  ist  das  Hauptziel  der  französischen  Handelspolitik? 

Vor  uns  liegt  ein  Abschnitt  aus  der  Wirtschaftsgeschichte 
Frankreichs.  Wenn  wir  die  Wirtschaftspolitik,  d.  h.  die  plan- 
mässige  und  zielbewusste  Tätigkeit  des  Staates  zwecks  Aus- 
übung eines  bestimmten  Einflusses  auf  die  Gestaltung  der 
Volkswirtschaft  ins  Auge  fassen,  so  ist  die  erste  Frage,  die 
sich  uns  aufdrängt:  Welche  Ziele  hat  die  Wirtschaftspolitik, 
insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Handelspolitik,  verfolgt? 
Wie  aus  der  bisherigen  Betrachtung  mit  zwingender  Not- 
wendigkeit hervorgeht,  ist  diese  Wirtschaftspolitik  nichts  anderes 
als  eine  Preispolitik.  Hochhaltung  der  Preise  gewisser  Pro- 
dukte ist  das  Hauptziel  —  was  man  zum  Teil  auch  zugibt. 

11.  Welches  sind  die  Mittel  der  Preispolitik? 

§  1 
Die   Zölle 

Durch  dieselben  soll  die  ausländische  Konkurrenz,  welche 
natürlich  auf  die  Preise  ungünstig  wirkt,  ferngehalten  werden. 
Von  diesem  Mittel  hat  bekanntlich  die  französische  Wirtschafts- 
politik ausgiebig  Gebrauch  gemacht.  Trotzdem  es  viele  Ent- 
täuschungen gebracht  hat,  ist  das  Festhalten  an  demselben  um 
nichts  geringer  geworden.  Im  Gegenteil,  dasjenige,  was  die 
französische  Handelspolitik  seit  1885  am  meisten  charakterisiert, 
ist   eine  Verbreitung  und  Befestigung   dieses  Protektionismus. 
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Wie  sehr  derselbe  in  Frankreich  Boden  gefasst  hat,  wird  uns 
dadurch  am  besten  nachgewiesen,  dass  die  grossen  Schwankungen 
und  Wechsel,  welche  in  der  allgemeinen  Politik  Frankreichs 
Platz  gegriffen  haben,  ohne  jeglichen  Einfluss  auf  ihn  geblieben 
sind.  Zur  Zeit  der  Ausarbeitung  und  des  Zustandekommens 
des  Doppeltarifes  herrschte  in  Frankreich  ein  politisches  System, 
das  unter  dem  Namen  „concentration  politique"  bekannt  ist. 
Etwas  später,  in  der  zweiten  Hälfte  1893,  wurde  Frankreich 
nach  den  Prinzipien  der  konservativen  Partei  regiert,  ja  man 
versuchte  sogar  mit  Casimir  Perier  das  Grundprinzip  der  kon- 
servativen Parteien,  das  System  der  „Autorität"  zu  verwirk- 
lichen. Vom  Jahre  1896  an  wurde  dieses  System  etwas  klerikal 
gefärbt,  und  im  Jahre  1898  kam  die  Linke  an  die  Regierung. 
Es  haben  also  in  dieser  kurzen  Zeit  alle  in  Frankreich  gegen- 
wärtig und  in  der  nächsten  Zukunft  möglichen  politischen 
Regimes  der  Republik  gewechselt.  Die  Schutzzollpolitik  aber 
wies  keine  Schwankungen  auf,  im  Gegenteil,  sie  ward,  wie 
gesagt,  immer  stärker  und  stärker.  Man  denke  nur  an  den 
Widerstand,  der  in  der  Kammer  seit  1896  den  Handelskon- 
ventionen gegenüber  geleistet  worden  ist.  Diejenigen,  welche 
den  Anforderungen  des  SchutzzöUnertums  widersprachen,  wurden 
von  einer  grossen  Zahl  der  Abgeordneten  verhöhnt.  Man  denke 
nur  an  den  Fall  Beauregard.  Er  sprach  als  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Anhänger  der  liberalen  Schule  in  dem- 
selben Sinne,  in  dem  Say  bis  zum  Jahre  1896  so  oft  und  so 
laut  sprach.  Man  unterbrach  ihn  unzählige  Male,  und  als  er 
sagte,  dass  der  Schutzzoll  zur  Routine  führte,  verlangte  man 
vom  Kammerpräsidenten,  ihn  zur  Ordnung  zu  rufen.  Es  ist 
sogar  eine  nicht  zu  unterschätzende  Zahl  von  Abgeordneten 
vorhanden,  welche  die  Kündigung  des  Handelsvertrags  mit  der 
Schweiz,  durch  welche  nach  der  Meinung  Melines  der  Doppel- 
tarif die  Weihe  der  universellen  Zustimmung  erhalten  habe, 
befürworten  und  den  Zoll  auf  reinseidene  Gewebe  wieder  auf 
4  Fr.  erhöhen  wollen.  Ein  heftiger  Zusammenstoss  zwischen 
Schutzzöllnern  und  Freihändlern  und  ein  Wechsel  im  Redaktions- 
personal eines  freihändlerischen  Blattes  sind  Erscheinungen, 
welche  nichts  weniger  als  einen  bevorstehenden  Umschwung 
bedeuten,  wie  dies  kürzlich  viele  Zeitungen  ankündigten.    Der 
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Protektionismus  in  Frankreich  steht  momentan  vor  einer  Frage, 
welche  eine  tiefgreifende  Bedeutung  hat,  und  deren  Lösung  im 
Sinne  des  Vorschlags  der  Zollkommission  den  letzten  Triumph 
desselben  bedeuten  würde.  Es  handelt  sich  um  die  Einführung 
der  Zölle  auf  Oelkörner  und  Oelfrüchte.  Kommt  dies  zu  stände, 
so  ist  eine  grössere  Bresche  im  Prinzip  der  Zollfreiheit  der 
Rohstoffe  gemacht. 

Wir  haben  auch  gesehen,  dass  die  Zölle  als  Mittel  zur 
Hochhaltung  der  Preise  für  die  wichtigsten  landwirtschaftlichen 
Produkte  vollständig  versagt  haben,  und  dass  sie  infolgedessen 
stets  aufs  neue  in  die  Höhe  geschraubt  werden  mussten.  Die 
Haupteigenschaft  der  Agrarzölle  ist,  dass  sie  immer  wieder 
ungenügend  werden  und  infolgedessen  von  Zeit  zu  Zeit  immer 
wieder  erhöht  werden  müssen.  In  der  Greneraldiskussion  über 
den  Zolltarif  hat  Meline  mehrere  Male  darauf  hingewiesen,  dass 
die  Getreide-  und  Viehzölle  von  1885 — 1887  eine  Zunahme  der 
Produktion  und  einen  Rückgang  der  Preise  zur  Folge  hatten 
und  dass  deshalb  die  Wirkung  der  Schutzzölle  als  eine  auch 
der  Gesamtheit  vorteilhafte  anzusehen  sei.  Drei  Jahre  später 
kam  die  bekannte  Weizenzollerhöhung.  Anlässlich  der  General- 
diskussion über  diese  Erhöhung  sprach  man  von  einer  ausser- 
ordentlich günstigen  Wirkung  der  Schutzzölle  auf  die  Viehzucht. 
Vier  Jahre  später  sah  man  sich  genötigt,  die  Viehzölle  von 
neuem  zu  erhöhen.  Die  Schutzzöllner  selbst  konnten  über  diese 
für  sie  unangenehme  Tatsache  nicht  ohne  weiteres  hinweg- 
gehen. Bereits  im  Jahre  1891  sprachen  einige  Schutzzöllner 
von  „ungenügenden  Massregeln "  ^).  Im  Jahre  1894,  also  drei 
Jahre,  nachdem  die  sämtlichen  Wünsche  Melines  verwirklicht 
worden  sind,  nannte  er  seine  Gesinnungsgenossen  „des  pro- 
tectionnistes  insuffisants"  ^).  Diese  Erscheinung  ist  nicht  ohne 
•Bedeutung;  es  gibt  viele  Schriftsteller,  welche  sie  mit  „l'appetit 
vient  en  mangeant"  charakterisiert  haben.    Das  ist  falsch.    Die 


^)  „Meline  sagt,  es  gebe  in  den  ökonomischen  Fragen  kein  schlech- 
teres System  als  jenes  der  ungenügenden  Zölle.  Man  lässt  die  Produzenten 
glauben,  dass  sie  wirksam  geschützt  sind,  in  der  Tat  schafft  man  keine 
wirksamere  Massregel. "  Debats  parlem.  1891,  p.  1270,  Abgeordneter 
Thomson. 

2)  Meline  1894  bei  der  Besprechung  der  Lage  des  Weinbaus, 
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Erhöhung  der  jeweiligen  AgrarzöUe  wird  meistens  durch  die 
Tatsache,  dass  sie  das  versprochene  Ziel  nicht  erreicht  haben, 
hervorgerufen. 

Diese  Eigenschaft  der  AgrarzöUe  kann  man  gar  nicht 
genug  hervorheben,  denn  die  erste  Einführung  derselben  kommt 
in  der  Regel  dadurch  zu  stände,  dass  sie  als  „ausserordentlich 
massig  und  dadurch  nicht  schädlich"  auch  von  den  Politikern, 
die  sich  mit  den  Schutzzöllnern  nicht  identifizieren 
lassen^  befürwortet  werden.  Diese  massigen  Zollsätze 
sind  aber  nur  die  erste  Stufe  in  der  Skala,  welche  bald  danach 
folgt.  Ein  massiger  Getreidezoll  ist  stets  die  Einleitung  zu 
einer  verhängnisvollen  Getreidezollpolitik,  wie  uns  die  Wirt- 
schaftsgeschichte Deutschlands  und  Frankreichs  im  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  zeigt.  In  Deutschland  schlug  die  Regierung 
einen  Zollsatz  von  0,50  M.  vor,  der  aber  vom  Reichstag  auf  1  M. 
erhöht  wurde.  Und  dann  folgten  die  bekannten  Erhöhungen, 
wobei  der  kleinere  Teil  der  Abgeordneten  —  die  Agrarier 
—  den  vorgeschlagenen  Zoll  „zu  niedrig"  fand,  und  der 
grössere  Teil  —  die  politischen  Opportunisten  —  annahm,  dass 
die  in  Frage  stehende  Erhöhung  die  letzte  sei.  In  Frankreich 
kam  der  Zoll  von  3  Fr.  zu  stände,  indem  für  ihn  auch  viele 
Politiker  —  keine  ausgesprochenen  Schutzzöllner  —  ihre  Stimmen 
abgaben.  Es  ist  sehr  interessant,  wie  viele  Abgeordnete  sich 
damals  veranlasst  sahen,  ihre  Stellungnahme  besonders  zu 
motivieren.  Der  eine  gebe  seine  Stimme  nur  unter  der  Be- 
dingung ab,  dass  das  „Sicherheitsventil"  auch  angenommen 
werde  (der  spätere  Landwirtschaftsminister  Develle).  Im  Jahre 
1894  wurde  die  letzte  Zollerhöhung  gerade  wegen  der  „schäd- 
lichen Wirkung"  dieses  Ventils  beantragt.  Und  die  Motivierung, 
wonach  nur  für  einen  so  massigen  Satz  abgestimmt  wird,  ist 
sehr  zahlreich.  Das  hat  weitere  Zollerhöhungen  nicht  ver- 
hindert, sie  gingen  vielmehr  leichter  vor  sich,  weil  der  Haupt- 
kampf noch  vor  Einführung  des  ersten  Zolles,  solange  die 
Frage  prinzipiellen  Charakter  hatte,  stattfand.  Und  wenn  man 
einmal  .  seine  Stimme  für  den  Schutzzoll  überhaupt  gegeben 
hat,  so  ist  es  sehr  schwer,  bei  der  nächsten  „massigen"  Zoll- 
erhöhung dagegen  abzustimmen.  Da  die  Ansprüche  der  Agrarier 
unendlich  sind,  so  wird  die  Lage  der  ökonomischen  Opportunisten 
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immer  schwerer.  Wenn  sie  aber  einmal  diesen  Ansprüchen 
Opposition  zu  machen  versuchen,  so  bedeutet  das  in  der  Regel 
den  politischen  Selbstmord  der  Betreffenden.  Als  klassisches 
Beispiel  dafür  kann  uns  das  Schicksal  Melines  dienen.  Dieser 
Mann,  dem  es  nach  einer  mühevollen  Agitation  gelungen  ist, 
die  schutzzöllnerische  Bewegung  so  vorzüglich  zu  organisieren 
—  und  niemand  kann  bestreiten,  dass  sie,  hauptsächlich  auf 
agrarischem  Fundament  beruhend,  das  Werk  Melines  ist  — 
und  der  bis  zur  zweiten  Hälfte  der  Neunzigerjahre  in  der 
ökonomischen  Politik  Frankreichs  absoluter  Diktator  war,  der 
in  seiner  Gefolgschaft  eine  ausserordentlich  disziplinierte,  aus 
Deputierten  zusammengesetzte  Armee  hatte,  hat  die  bittersten 
Enttäuschungen  erleben  müssen.  Als  Ministerpräsident  trat  er 
den  übermässigen  Ansprüchen  der  Schutzzöllner  entgegen.  Da 
musste  er  sehr  oft  erleben,  dass  seine  treuesten  Soldaten,  Graux 
und  Viger,  gegen  ihn  auftraten.  Die  gleich  nach  seinem  Rücktritt 
gebildete  Zollkommission  wählte  Graux  zum  Präsidenten.  Meline 
musste  sich  mit  der  Rolle  eines  einfachen  Mitgliedes  begnügen ; 
er  passte  nicht  mehr  zum  Führer,  er  war  zu  gemässigt.  Wäh- 
rend derselben  Legislaturperiode  wurde  an  Stelle  von  Graux 
Trannoy  gewählt.  Und  als  nach  dem  Zusammentritt  der 
Kammer  (die  1902  gewählt  wurde)  die  Zollkommission  für  die 
jetzige  Legislaturperiode  gewählt  wurde ,  da  suchte  man  ver- 
gebens unter  den  Namen  der  33  Mitglieder  denjenigen  Melines. 
Nur  noch  bei  feierlichen  Anlässen,  bei  grossen  theoretischen 
Auseinandersetzungen  Hess  man  ihn  reden.  Aus  diesen  seinen 
Reden  ging  eine  Müdigkeit,  eine  Apathie  hervor.  Er  hat 
sich  seitdem  Unterkunft  im  Senat  gesichert.  Und  wenn  die 
Entwicklung  der  Zollpolitik  die  Pläne  und  Absichten  ihres 
Schöpfers  und  zeitweiligen  Beherrschers  so  rasch  übertroffen 
hat,  so  können  die  Politiker,  welche  in  der  ökonomischen 
Politik  die  Opportunisten  spielen,  sicher  den  einen  Schluss 
ziehen,  dass  der  Opportunismus,  der  in  der  eigentlichen  Politik 
hie  und  da  wünschenswert  erscheint,  in  der  ökonomischen 
Politik  unmöglich  ist.  Da  steht  man  vor  klaren  Prinzipien: 
entweder  —  oder. 
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§2 

Die  Zuschüsse    aus   der  Staatskasse   (Subventionen, 

Prämien) 

Unmittelbar  aus  dem  Protektionismus  ist  die  merkwürdige 
Politik  der  staatlichen  Dotierung  einzelner  Produktionszweige 
erwachsen.  Man  bediente  sich  dieses  Mittels,  obwohl  man  es 
allenthalben  palhativ  nannte,  zur  Verwirklichung  desselben 
Ziels,  das  auch  der  Protektionismus  verfolgte,  nämlich  zur 
Sicherung  möglichst  guter  Preise.  Das  haben  die  Schutzzölluer 
selbst  zugegeben.  So  heisst  es  beispielsweise  im  Motivenbericht 
der  Zollkommission  über  die  Prämien  für  Seidenbau,  dass  diese 
zur  Besserung  des  Preises  für  Seidenkokons  zu  dienen  haben. 
Die  ersten  Dotationen  solcher  Art  sind  unter  dem  Namen 
, Prämien"  der  Handelsmarine,  dem  Schiffbau  und  der  See- 
schiffahrt zu  teil  geworden.  Im  Artikel  1  des  betreffenden 
Gesetzes  sind  diese  Prämien  durch  die  Erhöhunsf  der  Zölle 
auf  die  dem  Schiffbau  dienenden  Produkte  begründet  worden. 
Das  gilt  für  Schiffbau.  Für  die  Prämien  für  Schiffahrt  aber 
hat  man  keine  Begründung  gegeben.  Dann  folgten  jene  für 
Seidenbau,  Seidenspinnerei,  Hanf-  und  Flachsbau.  Im  Jahre 
1893  bekam  die  Petroleumindustrie  Prämien.  Alle  diese  Prä- 
mien sollten  als  Ersatz  für  die  Schutzzölle,  welche  hier  entweder 
gar  nicht,  oder  nur  mangelhaft  einzuführen  sind,  dienen.  Im 
Jahre  1897  führte  man  Ausfuhrprämien  für  Zucker  ein,  und  die 
Krone  wären  die  Ausfuhrprämien  auf  Weizen,  wenn  sie  auch 
vom  Senat  angenommen  worden  wären. 

Wenn  man  im  Budget  Frankreichs  nachschlägt,  und 
namentlich  in  jenem  des  Landwirtschafts-  und  des  Handels- 
ministeriums, so  bemerkt  man,  dass  die  staatlichen  Zuschüsse 
in  diesen  zwei  Ressorts  dem  Fiskus  über  80  Mill.  Fr.  jährlich 
kosten.  Schon  dieser  grossen  finanziellen  Bedeutung  wegen 
ist  es  wünschenswert,  diese  Prämien  Wirtschaft  einer  unab- 
hängigen und  eingehenden  volks-  und  staatswirtschaftlichen 
Untersuchung  zu  unterwerfen.  Von  diesen  80  Mill.  Fr.  fällt 
ein  Teil  auf  verschiedene  Unternehmungen,  welche  sich  für 
die  Privatinitiative  nicht  eignen  oder  für  welche  diese  nicht 
ausreicht,  deren  Ziel  aber  einem  Kulturstaat  auch  im  Interesse 
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der  Allgemeinheit  als  sehr  wünschenswert  erscheint,  so  z.  B. 
Unterrichtsanstalten,  Ausstellungen,  kommerzielle  Missionen  etc. 
Alles  dies  zusammen  mit  den  Zuschüssen  sozialpolitischer  Natur 
kostet  den  Fiskus  etwas  über  10  Mill.  Fr.  jälirlich.  Das 
Schwergewicht  fällt  auf  die  andere  Gruppe  der  Subventionen; 
darunter  sind  die  wichtigsten: 

für  die  überseeischen  Postdampfer  27,228  Mill.  Fr. 

für  die  Handelsmarine       ....  21,040     „  „ 

für  Seidenbau  und  Seidenspinnerei      8,288     ,  „ 

■  für  Lein-  und  Hanfbau     ....       2,500     ,  „ 

für  die  Seefischerei 4,990     „  „ 

Hier  haben  wir  es  einfach  mit  der  Erscheinung  zu  tun, 
dass  aus  der  Volkswirtschaft  eine  Anzahl  Sonderwirtschaften 
bestimmter  beliebter  Produktionszweige  herausgeholt  und  aus 
der  Tasche  der  Gesamtheit  mit  Liebesgaben  reich  ausgestattet 
werden.  Wir  haben  an  anderer  Stelle  bereits  darauf  hin- 
gewiesen, dass  das  Ziel  des  Protektionismus  nicht  die  Deckung 
des  Inlandbedarfs  durch  die  inländische  Produktion,  sondern 
eine  günstige  Beeinflussung  der  Preise  ist.  Dies  erklärt  uns, 
woher  es  kommt,  dass  die  Prämien,  trotzdem  sie  als  Mittel 
zur  Förderung  der  inländischen  Produktion  eine  ungeheure 
Niederlage  erlitten  haben,  nach  Ablauf  der  ersten  Periode 
weiter  bewilligt  wurden.  Ja,  gerade  die  Tatsache,  dass  die 
Prämienpolitik  nur  ein  Mittel  der  Schutzzollpolitik  ist,  dient 
als  Beweis,  dass  die  letztere  nicht  die  Steigerung  der  inlän- 
dischen Produktion  als  Zweck  an  sich  verfolgt,  sondern  einfach 
eine  Preispolitik  ist.  Aus  den  Momenten,  welche  beim  Ins- 
lebenrufen  einzelner  Prämien  mitgewirkt  haben,  ist  ersichtlich, 
dass  die  französische  Schutzpolitik  eine  Prämienpolitik  als  un- 
vermeidliche Folge  hatte.  Will  man  den  Preis  sichern,  so 
muss  man  einmal  die  Einfuhr  verhindern,  ein  anderes  Mal  wieder 
die  Ausfuhr  erleichtern.  Daher  haben  diejenigen  Schutzzöllner, 
welche  gegen  die  Ausfuhrprämien  auf  Weizen  gestimmt  haben, 
inkonsequent  gehandelt.  Wenn  ein  jahrelang  geschützter  Pro- 
duktionszweig einen  Produktionsüberschuss  erzielt,  so  ist  ihm 
dieser  Zustand  unerträglicher  als  jener,  welcher  durch  die 
ausländische  Konkurrenz  geschaffen  wird.  Wird  ihm  durch 
die  Ausfuhrprämien  nicht  geholfen,    so   wird  er  genötigt  sein, 
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ins  Lager  der  Antischutzzöllner  überzugehen.  Das  aber  wird 
für  diejenigen,  welche  am  Schutzzoll  noch  immer  interessiert 
sind,  sehr  gefährlich  und  unter  dem  Druck  dieser  Gefahr  ent- 
schliesst  man  sich,  die  ersteren  für  das  weitere  Festhalten  am 
Protektionismus  durch  die  Prämien  zu  entschädigen.  Noch 
immer  sehen  wir  die  Wein-  und  Weizenbauer  auch  in  den 
letzten  Tagen  als  eifrige  Schutzzöllner.  Das  erklärt  uns,  dass 
trotz  den  grossen  Bemühungen  Melines  die  Prämien  für  Flachs- 
und Hanfbau  durchgesetzt  wurden.  Die  Prämienpolitik  befindet 
sich  also  nicht  am  Ende,  sondern  am  Anfang  ihrer  Entwicklung, 
deren  Höhepunkt  für  die  Volks-  und  Finanz  Wirtschaft  ver- 
hängnisvoll werden  wird. 

Von  diesen  beiden  Mitteln  der  Preispolitik  ist  der  Schutz- 
zoll das  weitaus  häufiger  Vorkommende  als  die  Prämie,  obwohl 
diese  unbestreitbar  das  Wirksamere  ist.  Die  Ursache  dieser 
Erscheinung  liegt  in  folgendem: 

a)  Die  Argumentation  dieser  Preispolitik  ist  derart,  dass 
eine  Schutzzollpolitik  als  erstes  Postulat  derselben  erscheint. 
Man  will  den  nationalen  Markt  vor  der  ausländischen  Kon- 
kurrenz schützen,  man  vermeidet  also  aus  begreiflichen  Grün- 
den möglichst,  die  Preispolitik  als  Hauptziel  anzugeben.  Eine 
solche  Behandlang  ausländischer  Produkte  stimmt  auch  mit 
den  Grundsätzen,  welche  für  die  heutige  auswärtige  Politik 
der  Kulturstaaten  massgebend  sind,  vollständig  überein.  Diese 
sogenannte  Realpolitik  hat  in  der  Rede  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers, mit  welchem  er  die  Generaldiskussion  über  die  Zoll- 
tarifvorlage im  Jahre  1902  eröfi'net  hat,  ihren  vollen  Ausdruck 
gefunden.  Er  empfahl  den  Abgeordneten,  bei  der  Beurteilung 
der  Vorlage  nur  vom  nationalen  Egoismus  auszugehen. 
Der  überhandnehmende  Nationalismus  (wir  erinnern  an  die 
Stellungnahme  der  Nationalisten  dem  Handelsvertrage  mit 
Italien  gegenüber)  und  der  Chauvinismus  (so  z.  B.  das  Ver- 
langen, dass  die  Militärverwaltung  nur  inländischen  Weizen 
verbrauchen  soll)  kommen  der  Politik  des  Schutzes  der  natio- 
nalen Arbeit  sehr  zu  statten. 

b)  Weil  die  Besteuerung  zu  Gunsten  einzelner  Gesell- 
schaftsklassen bei  den  Prämien  bedeutend  deutlicher  hervor- 
tritt.    Wenn  sie  in  Form  von  Schutzzöllen  stattfindet,    so   ist 
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sie  für  die  breiten  Massen  der  Bevölkerung  nicht  so  sichtbar; 
die  Sohutzzöllner  bemühen  sich  auch,  sie  zu  verschleiern,  indem 
sie  absichtlich  die  Schutzzölle  mit  Finanzzöllen  verwechseln 
oder  indem  sie  behaupten,  dass  die  Zölle  vom  Auslande  ge- 
tragen werden. 

§3 

Belastung,    Beschädigung   und  Unterdrückung 
einzelner  Produktionszweige 

Aus  unserer  früheren  Betrachtung  geht  zweierlei  deutlich 
hervor:  a)  dass  die  Sclmtzpolitik  die  Interessengegensätze 
zwischen  den  einzelnen  Produktionszweigen  bedeutend  ver- 
schärft hat,  b)  dass  sie  beliebte  und  hassenswerte  Produktions- 
zweige unterscheidet.  Solche  Interessengegensätze  sind  in  der 
heutigen  Volkswirtschaft  nicht  selten.  Einmal  kämpfen  zwei 
landwirtschaftliche  Produkte  gegeneinander,  ein  anderes  Mal 
sind  es  ein  landwirtschaftliches  und  ein  Industrieprodukt  etc.  etc. 
Wenn  ein  hassenswertes  Produkt  mit  einem  beliebten  in  Kon- 
flikt kommt,  und  auf  den  Preis  des  letzteren  ungünstig  wirkt, 
so  sucht  der  Protektionismus  durch  Belastung,  Beschädigung 
oder  gar  Unterdrückung  des  hassenswerten  Produktes  Abhilfe 
zu  schaffen.  Ein  Beispiel  einer  solchen  Belastung  haben  wir 
in  jener  Massregel,  welche  wir  unter  dem  Titel  „Verbrauchs- 
abgabe auf  Amidin"  (Stärkegurami)  an  entsprechender  Stelle 
besprochen  haben.  Dadurch  wollte  Meline  die  Konkurrenz, 
welche  für  die  von  ihm  hochgeschätzten  Kartoffeln  von  Mais  und 
Reis  ausgeht,  abschwächen.  Eine  Reihe  interessanter  Beispiele 
haben  wir  in  der  Gesetzgebung,  welche  den  Schutz  der  Natur- 
weine zum  Ziel  hat.  Wir  erinnern  nur  an  jene  beispiellose 
Unterdrückung  der  Rosinen weinfabrikation.  Dazu  ist  auch  der 
grosse  Kampf  zwischen  Wein  und  Branntwein,  der  dem  letzteren 
so  viele  Opfer  auferlegte,  zu  zählen.  Allein  am  rücksichts- 
losesten ist  der  Kampf  der  Schutzzöllner  gegen  den  Handel. 
Die  Gesetzgebung  hat  die  ganze  Periode  hindurch  Massregeln 
zur  Unterdrückung  des  Handels  erlassen;  so  z.  B.  die  Gesetze 
betreffs  Weinhandel,  Margarinehandel,  Getreidehandel  etc. 
Ueberhaupt  trägt  die  ganze  Gesetzgebung  einen  notorisch 
handelsfeindlichen  Charakter.     Man  hat  daraus  auch  gar  kein 
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Hehl  gemacht.  Meline  identifiziert  Handel  mit  Spekulation 
und  indem  er  das  billige  Kaufen  und  das  teure  Verkaufen 
verurteilt,  erklärt  er  die  Einschränkung  des  Handels  ä  des 
justes  proportions  als  Hauptziel  der  Gesetzgebung  i).  Ebenso 
der  Abgeordnete  Graux^). 

§4 

Die  übrigen  Mittel 

In  den  drei  ersten  Gruppen  sind  nicht  alle  Mittel,  welcher 
sich  die  Politik  bedient,  erschöpft.  Allerdings  sind  die  Mittel, 
welche  nicht  in  die  ersten  drei  Gruppen  fallen,  von  sehr  ge- 
ringer Bedeutung.  Manche  von  ihnen  sind  heutzutage  von 
der  Nationalökonomie  wärmstens  empfohlen.  So  beispielsweise 
Hebung  des  landwirtschaftlichen  Kredits,  Versicherungen  aller 
Art,  Hebung  der  Verkehrsmittel,  Fachunterricht  etc.  Wenn 
man  aber  die  Arbeit  der  Gesetzgebung,  welche  in  dieses  Ge- 
biet kommt,  betrachtet,  so  fällt  einem  sofort  das  negative 
Resultat  auf.  In  den  Reden  sind  diese  Mittel  allerdings  sehr 
beherzigt  worden,  durchgeführt  aber  wurden  nur  diejenigen, 
deren  Ausführung  keine  lange  Zeit  beanspruchte  oder  bei 
denen  die  Vorteile,  welche  sie  mit  sich  bringen,  mehr  oder 
weniger  die  Form  kostspieliger  Geschenke  haben.  Darunter 
ist  die  ganze  Gesetzgebung  betreffs  landwirtschaftlichen  Kre- 
dits (landwirtschaftliche  Warrants,  landwirtschaftliche  Kredit- 
vereine und  Zuschuss  der  Staatskasse:  40  Mill.  Fr.  einmaliger 
und  2  Mill.  Fr.  jährlicher)  zu  verstehen.  Unter  die  Parade- 
mittel ist  in  erster  Linie  der  Ausbau  der  Kanäle  zu  zählen.  Die 
französischen  Agrarier  sind  nicht  gegen  die  Kanäle,  und  mit 
Stolz  weisen  sie  auf  diesen  Gegensatz  zwischen  ihnen  und 
den  deutschen  Agrariern  hin.  Aus  diesem  Unterschied  einen 
für  die   französischen   Agrarier   günstigen    Schluss    zu    ziehen 


1)  Meline,  Debats  parlem.  1897,  vol.  III  p.  2514. 

^)  Graux:  «Uns  liegen  die  Zwischenhändler  nicht  so  sehr  am 
Herzen.  .  .  .  Wir  verursachen  dem  Handel  Störung,  allein  man  soll  es 
ihm  abgewöhnen,  mühelose  Gewinne  darin  zu  suchen,  dass  er  ausländi- 
schen Weizen  importiert  und  den  inländischen  Weizenmarkt  vernach» 
lässigt."     Debats  parlem.  1897,  p.  1572. 
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wäre  falsch.  Wenn  die  deutschen  Agrarier  die  Klinke  der 
Gesetzgebung  so  in  ihren  Händen  hätten,  wie  sie  die  franzö- 
sischen haben,  welche  die  Zölle  nach  Belieben  erhöhen  können, 
so  wären  sie  vielleicht  die  ersten,  welche  für  den  Kanal  ab- 
stimmen würden.  Im  übrigen  „blüht"  seit  dem  Ueberhand- 
nehmen  des  kanalfreundlichen  agrarischen  Protektionismus 
der  Kanalbau  ebenso  in  Frankreich  wie  in  Deutschland  in 
den  letzten  Jahren.  Man  kann  sagen,  dass  diese  Mehrheit 
eine  unüberwindliche  Abneigung  gegen  die  langsam  durchführ- 
baren Mittel  hat,  deren  günstige  Wirkung  nicht  so  leicht  in 
Geld  zu  veranschlagen  ist.  Als  Beweis  dafür  dient  uns  das 
Schicksal  der  Vorlagen  des  Landwirtschaftsministers  Develle, 
welche  aus  einem  Projekt  betreffs  Errichtung  von  Baumschulen 
und  Prämiierung  der  fleissigsten  und  erfolgreichsten  Seiden-, 
Flachs-  und  Hanfbauern  in  ein  Gesetz  betreffs  Prämien  für 
Seiden-,  Hanf-  und  Flachsbau  verwandelt  worden  sind.  An 
Stelle  eines  guten  Mittels  der  guten  Agrarpolitik  ist  ein  Mittel 
der  agrarischen  Preispolitik  gekommen  i). 

III.  Wer  macht  diese  Politik? 

Es  gibt  im  französischen  politischen  Leben  eine  Erschei- 
nung, welche  bei  den  konservativen  Politikern  eine  scharfe 
Kritik  hervorruft.  Das  ist  die  sogenannte  Allmacht  des  Parla- 
mentes, namentlich  der  Abgeordnetenkammer.  Auch  die  Ge- 
staltung der  ökonomischen  Politik  ist  nur  von  ihr  abhängig, 
wie  dies  aus  unserer  bisherigen  Betrachtung  hervorgeht.  Auch 
die  aufgeworfene  Frage;  wer  macht  die  ökonomische  Politik? 
lässt  sich  bloss  mit  Rücksicht  auf  die  Zustände  und  Verhält- 
nisse in  der  Abgeordnetenkammer  beantworten.  Zur  Zeit  der 
Ausarbeitung   des  Doppeltarifs   war   die  Abgeordnetenkammer 


')  Der  Protektionismus  wendet  sich  der  Güterproduktion  zu,  im 
Gegensatz  zum  Freihandel,  der  sich  mehr  mit  der  Zirkulation  der  Güter 
beschäftigt.  So  definierten  die  Leiter  der  ^Societe  d'economie  politique 
nationale"  den  Schutzzoll  und  Freihandel.  Aus  der  vorhergehenden  Aus- 
führung geht  deutlich  hervor,  dass  der  Protektionismus  weder  die  Güter- 
produktion, noch  die  Güterzirkulation,  sondern  den  Unternehmer  selbst 
zum  Gegenstand  der  Sorge  hat. 
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in  zwei  ungleiche  Teile  geteilt:  in  einen  grösseren,  schutz- 
zöllnerischen  unter  der  Führung  Melines  und  in  einen  kleineren, 
der  sich  im  grossen  und  ganzen  zum  Freihandel  bekannte. 
Ein  Blick  auf  die  Mitgliederlisten  dieser  beiden  Gruppen  zeigt 
uns,  dass  sie  aus  Angehörigen  verschiedener  grosser  politischer 
Parteien  zusammengesetzt  sind.  Diese  Erscheinung  tritt  uns 
schon  in  der  Liste  der  Redner  in  der  Generaldiskussion  über 
den  Doppeltarif  entgegen.  Von  vielen  Seiten  ist  der  Zustand 
als  eigentümlich  bezeichnet  worden^). 

Die  grossen  politischen  Parteien  Frankreichs  sind  keines- 
wegs in  wirtschaftlichen  Fragen  streng  von  einander  geschie- 
den. Im  Gegenteil,  jede  Partei  stellt  ein  Parlament  im  kleinen 
dar,  jede  hat  sozusagen  ihr  Zentrum,  ihre  Rechte  und  ihre 
Linke.  Die  Linke  einer  Partei  berührt  sich  in  der  Regel  in 
sehr  vielen  Punkten  mit  der  nächsten  rechtsstehenden  Partei. 
So  ist  beispielsweise  die  sozialistische  Partei  in  vier  Fraktionen 
gespalten  und  der  Führer  der  am  meisten  rechtsstehenden  Partei, 
Jaures,  steht  der  linken  Fraktion  der  Radikalsozialisten  be- 
deutend näher  als  den  Guesdisten.  Durch  die  rechtsstehende 
Fraktion  der  Radikalsozialisten  (Doumergue,  Pelletan)  ist  diese 
Partei  zum  Teil  mit  der  radikalen  Partei  verflochten.  Zwischen 
der  grossen  radikalen  Partei  und  den  anderen  rechtsstehenden 
Parteien  (Nationalisten,  Gemässigten  und  Progressisten)  ist  die 
Grenze  noch  weniger  erkennbar.  Von  der  radikalen  Seite 
sind  es  die  Abgeordneten  Doumer  und  Lockroy  und  von  den 
rechtsstehenden  Parteien  Jonnart  und  Barthou  etc.,  welche 
sich  auf  der  Grenze  befinden.  Die  Disziplin  der  grossen  poli- 
tischen Parteien  Frankreichs   ist   zu   locker,    sie   bezieht   sich 


')  „Die  politischen  Antipoden  der  Abgeordnetenkammer,  Clemen- 
c  eau  und  de  Ju  i  gn  e ,  verfolgen  in  ihren  Wahlreden  dieselben  politischen 
Doktrinen."  Abgeordneter  A.  Turrel,  Debats  parlem.  1891,  p.  789.  — 
, Unsere  Abgeordneten,  die  Progressisten  oder  Radikalen,  sind  in  gleichem 
Masse  Rückschrittler.  Diese  siamesischen  Zwillinge  weichen  voneinander 
so  wenig  ab,  dass  man  die  Gesetze,  welche  die  einen  oder  die  anderen 
machen,  gar  nicht  unterscheiden  kann."  P.  Leroy-Beaulieu,  Econ. 
fran9ai8  vom  2.  Juli  1898.  —  ,Wenn  es  sich  um  die  Interessen  der  Land- 
wirtschaft handelt,  sind  alle  Parteien,  Radikale,  Progressisten,  Gemässigte 
und  Konservative,  einig."  Abgeordneter  Viger,  Debats  parlem.  1897, 
p.  1628. 
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nur  auf  die  wichtigsten  Fragen  der  Politik,  z.  B.  Regierungs- 
form, kirchenpolitische  und  einige  persönliche  Fragen,  und 
damit  hört  nach  französischen  Begriffen  auch  die  Politik  auf. 
In  allen  anderen  Fragen  ist  den  Mitgliedern  volle  Freiheit 
gegeben.  Die  Parteien  vermeiden  oft  absichtlich,  in  vielen 
wichtigen  Fragen  Stellung  zu  nehmen.  So  hat  beispielsweise 
die  sozialistische  Gruppe  den  zollpolitischen  Fragen  gegenüber 
im  Jahre  1891  gar  keine  Stellung  und  hernach  wechselweise 
für  und  gegen  dieselbe  Stellung  genommen.  Wenn  die  Ge- 
treidepreise sehr  hoch  waren,  so  agitierten  die  Sozialisten  bei 
der  städtischen  Bevölkerung  gegen  die  Regierung  (1892  und 
1898) 5  standen  die  Preise  niedrig,  so  agitierten  sie  bei  der 
ländlichen  Bevölkerung  auch  hiergegen.  Diese  Unstetigkeit  hat 
Jaures  selbst  im  Jahre  1900  öffentlich  zugegeben^).  Gerade 
bei  den  Mitgliedern  der  sozialistischen  Partei  findet  sich  in 
zollpolitischen  Fragen  auch  die  Freiheit  der  Mitglieder  am 
meisten  verwirklicht.  Der  Abgeordnete  Basly  bekannte  sich 
öffentlich   und   ununterbrochen    zu    den  Schutzzöllnern  ^).     Die 


^)  „Das  agrarisclie  Problem  muss  einer  Revision  unterworfen  werden. 
Die  famose  Formel  der  allmählichen  Verelendung  der  Massen  soll  einer 
grossen  Kontrolle  unterzogen  werden.  In  dieser  Frage  ist  unsere  Pro- 
paganda äusserst  schwankend  und  unsicher.  Einmal  sprechen  wir  den 
Proletariern  von  den  Mitteln,  durch  welche  ihre  Lage  in  der  Zukunft 
gebessert  sein  kann,  ein  anderes  Mal  von  dem  wachsenden  Elend  als  un- 
vermeidliche Folge  des  kapitalistischen  Systems."  »Petite  Republique" 
vom  15.  August  1900.  —  Als  Beispiel  für  diese  Behauptung  mag  folgen- 
des, was  in  der  , Revue  Socialiste*  (November  1891)  gesagt  wurde,  an- 
geführt werden :  „Der  Schutzzoll  und  der  Freihandel  üben  in  Wirklichkeit 
gar  keinen  Einfluss  auf  die  Löhne  aus.  Die  Höhe  der  Löhne  wird  be- 
stimmt durch  den  Preis  der  Nahrungsmittel  und  anderer  zur  Befriedigung 
der  unentbehrlichen  Bedürfnisse  dienenden  Gegenstände,  was  auch  das 
Lohnminimum  darstellt.  Die  Revision  der  Zolltarife  also  ist  für  die 
Arbeiter  ohne  jegliches  Interesse,  da  ihre  Löhne  von  Erscheinungen  beein- 
flusst  werden,  welche  mit  den  vom  Auslande  bezahlten  Löhnen  nichts  zu 
tun  haben."     Journal  des  dconomistes  1892  Nr.  9  p.  225/26. 

^)  Ein  Passus  aus  der  Wahlrede  des  Abgeordneten  Basly  lautet: 
„Ich  habe  sowohl  für  den  5  Fr.-Zoll  wie  auch  für  das  Gesetz,  betreffend 
Ausfuhrprämien  auf  Zucker,  abgestimmt  und  in  der  Kommission  alle  der 
Landwirtschaft  günstigen  Massregeln  befürwortet.  Die  andauernde  Krisis 
macht  die  Abschaffung  der  Grundsteuern  und  der  Besitz  wechselabgaben 
und  die  Uebertragung  dieser  Lasten  auf  mobiles  Kapital  notwendig.   Ich 
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anderen  dagegen  bekannten  sich  zum  Freihandel  oder  sie 
blieben  neutral.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  im  Mai  1901 
auf  dem  sozialistischen  (parti  ouvrier)  Parteitag  beschlossen 
wurde,  gegen  die  Schutzzölle  Stellung  zu  nehmen^).  Dasselbe 
gilt  auch  für  andere  politische  Parteien.  Folgendes  Beispiel 
wird  uns  dies  veranschaulichen.  Es  haben  gegen  die  früher 
besprochenen  Ausfuhrprämien  für  Weizen  abgestimmt: 

gegenüber  der  Gesamtzahl 
der  Mitglieder 

Sozialisten 13  41 

Radikalsozialisten     ....     20  107 

Demokratische  Linke     ...     12  97 

Progressisten 50  135 

Vereinigung  der  Progressisten      9  92 

Die  Angehörigkeit  zu  den  einzelnen  politischen  Parteien 
kann  uns  also  keineswegs  die  Teilung  der  Abgeordneten  in 
zwei  grosse  Gruppen  bezüglich  der  handelspolitischen  Fragen 
erklären.  Ein  einziges  Merkmal,  das  uns  aber  auch  ausreichend 
die  Stellungnahme  einzelner  Abgeordneten  beleuchtet,  ist  fol- 
gendes: Die  der  antischutzzöUnerischen  Gruppe  angehörigen 
Abgeordneten  sind  hauptsächlich  in  den  Küstenstädten  und 
in  Paris  gewählt.  Darunter  sind  am  meisten  Sozialisten 
und  reiche  Industrielle.  Die  letzteren  sind  die  bekanntesten 
Typen  der  Gegner  der  Sozialpolitik  ^).  Dieses  Bild ,  das  uns 
1891  begegnet,  ist  im  Laufe  der  Zeit  ziemlich  geändert  wor- 
den.    Wir  sahen  bei  Mäline,    dass  dieser    seiner  Führerschaft 


werde  für  den  Zoll  auf  Kohlen  abstimmen,  da  dies  im  Interesse  unserer 
Gegend  liegt."  Wahlrede  1898.  —  Derselbe  Sozialist  hat  auch  für  die 
Erhöhung  der  Zölle  auf  Schweine  und  deren  Produkte  abgestimmt.  De- 
bats  parlem.  1897,  compte  rendu,  p.  800.  ,Die  Kammer  weiss,  dass  ich 
—  ich  verhehle  es  nicht  —  keine  Partei  gegen  die  Schutzzollpolitik  ge- 
nommen habe.  Ich  stelle  mich  jener  Politik,  welche  strebt,  den  Land- 
wirten einen  wirksamen  Schutz  zu  gewähren,  nicht  feindlich  gegenüber, 
unter  der  Bedingung,  dass  diese  durch  die  entsprechende  Erleichterung 
der  inneren  Steuern  ergänzt  und  korrigiert  wird." 

')  „Ich  muss  vorausschicken,  dass  wir  Sozialisten  in  der  Frage  des 
Schutzzolles  und  des  Freihandels  keine  Stellung  nehmen."  Görault- 
Richard,  Debats  parlem.  1897. 

^)  Aynard,  Charles-Roux,  Balsan. 
Bajkiö,  Die  tranzösische  Handelspolitik  1892— 1902  29 
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der  grossen  schutzzöllnerischen  Gruppe  verlustig  gegangen  ist. 
Eine  weitere  Aenderung,  welche  aus  derselben  Ursache  eintrat, 
ist  die  Spaltung  dieser  grossen  schutzzöllnerischen  Mehrheit 
in  eine  Anzahl  kleinerer  Gruppen.  An  Stelle  von  Meline, 
Viger  und  Graux  sehen  wir  jetzt  neue  Grössen  als  Träger  der 
Schutzpolitik,  und  zwar  für  jeden  wichtigen  Artikel 
einen  anderen:  z.  B.  bei  Wein  Auge  und  Lauraine,  bei 
Weizen  Plichon,  Rose,  Debussy,  bei  Seide  Morrel  und  Noel. 
Und  gerade  bei  den  Abstimmungen,  wobei  die  protektionistischen 
Wünsche  noch  immer  mit  grosser  Mehrheit  angenommen  zu 
werden  pflegen,  kommt  diese  Spaltung  zum  Ausdruck.  Es  gab 
nämlich  Abgeordnete,  welche  nur  für  einen  Teil  oder  gar  nur 
für -einen  einzigen  Artikel  schutzzöllnerisch  abstimmten.  So  ist 
beispielsweise  der  angesehenste  Weizenagrarier  Debussy  gegen 
die  Erhöhung  des  Seidenzolles  gewesen.  Bei  der  Opposition  ist 
eine  Stellungnahme,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  eine  Ausnahme  dul- 
dete, noch  öfter  beobachtet  worden.  Die  Vertreter  der  Küsten- 
städte und  von  Paris  waren  noch  immer  die  rücksichtslosesten 
Bekämpfer  der  Zölle  auf  Nahrungs-  und  Genussmittel.  Bei 
der  Abstimmung  über  die  Zollerhöhung  von  Wein  (1898) 
haben  die  Abgeordneten  von  Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux, 
Correze,  Cher  und  Nievre  dagegen  abgestimmt.  Der  eifrigste 
Gegner  des  Weizenzolles  ist  der  Marseiller  Müller  Thierry,  der 
Hauptredner  gegen  die  Erhöhung  des  Fleischzolles  1898  war 
der  Sozialist  Brindeau  aus  Havre  etc.  Allein  nicht  mit  Un- 
recht haben  die  Führer  der  Schutzzöllner  von  „geschützten 
Freihändlern"  gesprochen.  Wenige  sind  die  ganze  Zeit  hin- 
durch konsequent  gegen  die  Schutzzölle  gewesen.  Hie  und 
da  stimmte  man  auch  für  den  Schutz  jenes  Produktionszweiges, 
der  im  eigenen  Wahlkreise  vertreten  war  oder  den  der  Be- 
treffende selb.st  betrieb.  Das  Moment  also,  das  für  die  Stellung- 
nahme eines  Abgeordneten  in  zollpolitischen  Fragen  massgebend 
ist,  ist  das  Interesse  seines  Wahlkreises  oder  gar  sein  eigenes. 
DerEgoismus  einzelner  ist  das  leitende  Motiv  der 
ökonomischen  Politik   Frankreichs^).     Diese  Erschei- 


^)  Viger  war  Vorsitzender    des  Bundes    der   Landwirte,   Meline 
der  Association  der  Industrie  und  der  Landwirtschaft. 
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nung  ist  weder  in  Frankreich  noch  in  anderen  Staaten  un- 
bekannt. Allein  es  scheint,  dass  sie  nirgend  bisher  in  diesem 
Masse  und  so  unverhüllt  beobachtet  wurde.  Die  französischen 
Abgeordneten  geben  dies  offen  zu^).  Ja  man  ist  noch  weiter 
gegangen;  und  biemit  kommen  wir  zu  einem  ungemein  wichtigen 
Faktor  des  öffentlichen  Lebens  Frankreichs,  der  im  Auslande 
fast  unbekannt  ist,  im  Inlande  mehr  unterschätzt  wird  und 
dabei  für  die  weitere  Entwicklung  Frankreichs  verhängnisvoll 
werden  kann.  Bereits  im  Jahre  1896  sprach  Guyot  in  der 
„societe  d'economie  politique"  über  die  merkwürdige  Tatsache, 
dass  bei  den  französischen  Kammerwahlen  auch  die  Baumwoll-, 
Rüben-,  Wein-  und  Sardinen-  etc.  Kandidaten  vorkommen  und 
dass  es  im  französischen  Parlament  Gruppen  gibt,  welche  die 
Namen  „Zucker",  „Wein"  etc.  tragen  und  die  Sonderinteressen 
im  Gegensatze  zu  jenen  der  Gesamtheit  vertreten^).  Wenn 
wir  irgend  ein  Handbuch  des  französischen  Parlaments  nach- 
schlagen, so  werden  wir  bemerken,  dass  neben  den  bekannten 
politischen  Parteien  auch  folgende  bestehen:  eine  agrarische, 
eine  koloniale,  eine  Gruppe  für  die  Verteidigung  der  Interessen 
des  kleinen  und  mittleren  Besitzes,  eine  solche  für  Wahrung 
der  Interessen  des  Handels  und  der  Industrie,  eine  für  Prüfung 
der  Arbeiterforderungen,  eine  der  Seineabgeordneten,  eine  der 
Schiffahrt  und  der  Fischerei,  eine  Weingruppe  etc.^).  Welchen 
Zweck  verfolgen  diese  Gruppen?  Die  Antwort  darauf  haben 
wir  in  einer  Notiz  eines  französischen  Blattes,  in  der  Mit- 
teilung von  der  Gründung  einer  neuen  Alkohol-  und  Zucker- 
gruppe (bestehend  aus  100  Mitgliedern  unter  dem  Präsidium 
Ribots)  gemacht  wurde.  Es  heisst  da,  dass  die  in  der  letzten 
Zeit  so  häufige  Schädigung  der  Alkohol-  und  Zuckerinter- 
essenten eine  Organisation,  welche  diese  Interessen  wahren  wird, 
notwendig  macht^).  Die  Wahrung  der  Interessen  der  be- 
treffenden Sondergruppen  ist  der  einzige  Punkt  im  Programm 


*)  So  sagte  der  Führer  der  Weinagrarier  in  einer  Karamersitzung : 
„Es  handelt  sich  um  das  Interesse  meiner  Region  und  da  bin  ich  Oppor- 
tunist."    Auge,  Debats  parlem.  1901,  p.  2459. 

^)  Journal  des  economistes  1898,  vol.  35  p.  410 — 418. 

')  Annuaire  du  Parlement,  Paris  1902,  p.  528/29,  Georges  Roustan. 

*)  Figaro,  Juni  1902. 
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dieser  Vereinigungen,  und  ihre  Mitglieder  sind  entweder  die 
Interessenten  selbst,  oder  ihre  politischen  Vertreter  i).  Die  Ver- 
folgung der  egoistischen  Interessen  ist  also  in  Frankreich  der 
wissenschaftlichen  und  politischen  Ueberzeugung  gleichgestellt, 
und  auch  dort,  wo  die  Angelegenheiten  der  Gesamtheit  besorgt 
werden,  hat  sie  volles  Bürgerrecht  erlangt. 

Wie  gross  ist  der  Einfluss  dieser  Gruppen?  Man  kann 
sagen,  dass  seit  1897  alle  Beschlüsse  der  Abgeordnetenkammer 
in  den  handelspolitischen  Fragen  nichts  anderes  als  die 
Wünsche  dieser  Gruppen  darstellen.  So  ist  beispielsweise  an- 
lässlich  der  Interpellation  über  die  Weinkrisis  von  17  vor- 
geschlagenen Tagesordnungen  jene  der  Weingruppe  angenommen 
worden.  Der  Vorsitzende  der  Weingruppe  war  der  Bericht- 
erstatter über  die  Weinzollerhöhung  1898.  Diese  Gruppen 
können  als  grosse  Kommissionen  des  Parlaments  angesehen 
werden;  das  was  in  ihren  Sitzungen  beschlossen  wird,  wird 
sofort  auch  in  der  wirklichen  Parlamentskommission  und  auch 
im  Plenum  angenommen,  weil  ihre  Mitglieder  da  die  Haupt- 
rolle spielen.  Da  sitzen  die  verschiedensten  Parteien  bei- 
sammen und  sind  musterhaft  einig.  Die  Gruppen  haben  eine 
beispiellose  Disziplin.  Zwischen  den  einzelnen  Gruppen  wird 
von  Zeit  zu  Zeit  über  die  gemeinsame  Aktion,  welche  in  den 
Fragen  der  Zölle  als  selbstverständlich  gilt,  verhandelt.  Der 
alte  Regionalismus,  nur  bedeutend  heftiger,  ist  also  noch  heute 
für  die  Gestaltung  der  ökonomischen  Politik  massgebend,  allein 
mit  einem  Unterschied:  der  frühere  Zustand  war  Krieg  aller 
gegen  alle ;  heute  kämpfen  zwei  grosse  Gebiete  gegeneinander. 
Insofern  beschränkt,  gilt  noch  heute  der  Ausspruch  eines 
Politikers,  dass  die  Politik  Frankreichs  nichts  anderes  ist,  als 
ein  Krieg  (guerre  civile)  der  Regionen  und  Produkte^). 

IV.  Wie  wird  diese  Politik  begründet? 

Wenn  die  Menschen,  denen  die  Sorge  für  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  anvertraut  ist,   das  Interesse   der  Gesamtheit 


')  Vergleiche  die  interessanten  Vorgänge  im  österreichischen  Reichs- 
rat vom  30.  Januar  1903. 

*)  Journal  des  econoraistes  op.  c.  p.  421. 
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jenem  einer  Klasse  unterwerfen,  so  pflegen  sie  ihre  Handlungs- 
weise immer  als  im  Interesse  der  Gesamtheit  geboten  darzu- 
stellen. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  entweder  neue  Theorien  ge- 
schaffen oder  bereits  begrabene  wieder  belebt.  Dies  ist  am 
häufigsten  bei  denjenigen  Argumenten  zu  beobachten,  welche 
man  nationalökonomisch  nennen  kann.  Folgende  Beispiele 
werden  dies  genügend  beleuchten. 

1.  M^line  hat  bekanntlich  von  1885 — 1894  unermüdlich 
behauptet,  dass  die  Zölle  auf  landwirtschaftliche  Produkte  eine 
Verbilligung  —  infolge  der  Zunahme  der  Produktion  —  her- 
beiführen werden.  Anlässlich  der  Beratung  der  Zollerhöhung 
1894  ergänzte  er  diese  Theorie  dahin,  dass  er  eine  Preis- 
steigerung, welche  so  lange  dauern  müsse,  bis  die  inländische 
Produktion  im  stände  sei,  den  Inlandsbedarf  zu  decken,  als 
Vorbedingung  dieser  Entwicklung  bezeichnete^). 

Als  Ministerpräsident  aber  erklärte  Meline,  dass  die  auf 
diese  Weise  vermehrte  Produktion  zu  einem  Preissinken  und 
das  letztere  zu  einer  Abnahme  der  Produktion  führen  müsse ^). 
Hiemit  hat  er  die  ganze  Zollpolitik  ad  absurdum  geführt. 
Trotzdem  hat  er  stets  die  verteuernde  Wirkung  der  Zölle  aus- 
drücklich verneint.  Allein,  da  er  oft  seine  Politik  nicht  nur 
den  Freihändlern,  sondern  auch  den  extremen  Agrariern  gegen- 
über verteidigen  musste,  so  finden  wir  in  diesen  vielen  Reden 
auch  solche  Aeusserungen ,  welche  mit  der  erwähnten  Be- 
hauptung im  Widerspruch  stehen.  So  z.  B.  sagte  er  anlässlich 
der  Verteidigung  der  Rohstofffreiheit,  dass  die  Zölle  eine  für  die 
Industrie  verhängnisvolle  Verteuerung  herbeiführen  müssen^). 
In  der  Beratung  über  das  Sperrgesetz  erklärte  Viger,  dass 
dasselbe  in  den  Jahren  der  schwachen  Ernten,  wo  der  Zoll  voll 
verteuernd  wirkt,  nicht  angewendet  werde*).  Weiter  finden 
wir  im  Motivenbericht  der  Zollkommission  (1891)  eine  Stelle, 
welche  folgendermassen  lautet:   „Die  Erhöhung  des  Weizenzolles 


')  Debats  parlem.,  compte  rendu  1894,  p.  226. 

2)  Siehe  S.  258. 

3)  Debats  parlem.  1891  (17.  Juli),  vol.  II  p.  1828. 
*)  Ib.  1897,  p.  1678. 
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im  Generaltarif  würde  eine  Verteuerung  zur  Folge  haben"  ^). 
Bei  der  Beratung  des  Schweinezolles  verlangte  Graux  baldigste 
Erledigung  des  Gesetzes,  damit  es  seine  verteuernde  Wirkung 
sofort  —  es  war  Spätherbst  —  ausüben  könne.  Und  endlich, 
ist  das  „Sicherheitsventil"  nicht  ein  Zugeständnis,  dass  der 
Zoll  eine  unheimliche  Verteuerung  herbeiführen  kann?^)  Wie 
gesagt,  trotzdem  wird  noch  heute  in  der  französischen  Abgeord- 
netenkammer gegen  die  Behauptung,  der  Zoll  wirke  verteuernd, 
energisch  protestiert.  Die  Frage,  inwiefern  der  Weizenpreis 
eine  Wirkung  auf  den  Brotpreis  übt,  wurde  ebenfalls  bei 
verschiedenen  Gelegenheiten  verschieden  beantwortet.  Wenn 
es  darauf  ankam,  die  Zölle  zu  ermässigen,  wie  es  1891  und 
1898  der  Fall  war^),  so  gab  man  das  Korrelatverhältnis  zu. 
Wenn  aber  eine  Zollerhöhung  durchzuführen  war,  verneinte 
man  dies  rückhaltlos. 

2.  Ein  Argument,  das  eine  grosse  Rolle  gespielt  hat, 
lautet:  Frankreich  darf  in  seiner  Versorgung  nicht  vom  Aus- 
lande abhängig  sein,  denn  dies  würde  das  Ausland  benützen, 
um  die  Preise  sowohl  der  Nahrungsmittel  wie  auch  der  Roh- 
stoffe in  die  Höhe  zu  treiben  *).  Ein  anderes  Mal  aber  sprach 
man  von  kolossaler  Ueberproduktion  aller  möglichen  Artikel, 
welche  nach  Frankreich  abgestossen  werden.  Wiederum  ein 
anderes  Mal  sprach  man  von  Beständigkeit  des  Weltmarkt- 
preises (der  für  Weizen  15  Fr.  betrage),  woran  kein  Mensch 
etwas  ändern  könne  ^). 

3.  Die  Frage,  deren  Lösung  von  ausschlaggebender  Be- 
deutung für  die  Zollpolitik  in  Frankreich  sein  muss,  ist:  ob 
der  Zoll  den  Kleinbauern  zu  gute  kommt.  Die  Schutzzöllner 
sagten  ja.  Allein  im  Gesetz  betreffs  Prämien  für  Hanf-  und 
Flachsbau  von  1892  befindet  sich  die  Bestimmung,  dass  der- 
jenige, der  weniger  wie  10  Ar  kultiviert,  keine  Prämie  er- 
halten soll,  weil  er  für  eigenen  Bedarf  produziert.  Für  ihn 
sei  die  Preisgestaltung  ganz  gleichgültig^).    Wenn  in  Frank- 


1)  Siehe  S.  52. 

^)  Debats  parlem.  1897,  p.  3041—3045. 

')  Siehe  Debats  parlem.  2.  März  1891. 

*)  Ib.  1898,  p.  906.  ^)  Ib.  1894,  p.  200. 

«)  Ib.  1897,  annexes  p.  1455  (Meline). 
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reich  die  Zahl  der  Betriebe  unter  1ha  2167  667  beträgt,  so 
ist  es  klar,  dass  die  Mehrzahl  der  Bauern  von  der  Zollpolitik 
keinen  Nutzen  zieht. 

4.  Der  Schutz  der  nationalen  Arbeit  und  der  Landwirt- 
schaft, verkörpert  im  Doppeltarif,  ist  das  Postulat  des  Prinzips 
der  Solidarität,  so  lautete  der  Refrain  der  schutzzöllnerischen 
Agitation.  Im  Parlamente,  wo  dies  unzähligemale  wiederholt 
wurde,  hat  Meline  auch  folgende  Aeusserung  gemacht: 

„Wir  haben  unbestreitbar  eine  grosse  Arbeit  unternommen 
und  es  ist  unmöglich,  dabei  die  ganze  Welt  zu  befriedigen. 
Ich  werde  mich  aber  bemühen,  möglichst  wenige  unzufrieden 
zu  machen"  ^).  Ein  weiteres  Beispiel:  „Wahr  ist  es,  dass  die 
wirtschaftlichen  Interessen  miteinander  im  Widerspruch  stehen", 
M^liue. 

„Sehr  gut,"  Jaurös. 

„Selbstverständlich,  gerade  so  wie  die  anderen  Interessen. 
Das  ist  dasjenige,  was  die  Gesetze,  welche  die  Versöhnung 
und  die  Regelung  dieser  Interessen  zum  Zweck  haben,  so  sehr 
erschwert"  ^). 

5.  Wir  haben  bereits  betont,  dass  die  Schutzzöllner  die 
Depression,  welche  sich  in  der  französischen  Volkswirtschaft 
seit  Ende  der  Siebzigerjahre  fühlbar  machte,  ausnützten,  um 
die  Schädlichkeit  der  Vertragspolitik  nachzuweisen.  Gegen  Ende 
der  Neunzigerjahre,  als  die  Untersuchung  über  die  Wirkung 
des  Doppeltarifs  möglich  geworden  war,  schlug  dieser  Pessi- 
mismus um.  So  führte  man  folgendes  aus.  „Seit  1860  be- 
findet sich  Frankreich  im  grossen  industriellen  Aufschwung. 
Ueberall  werden  die  Produktionsmittel  vervollkommnet.  Der 
Krieg  hatte  einen  zweijährigen  Stillstand  zur  Folge  gehabt,  dann 
aber  (1874)  setzt  der  Aufschwung  wiederum  an"  ^).  Man  hat 
also  die  Ausführung  Melines  von  1891,  wonach  seit  1860  sämt- 
liche Industrien  ausser  den  Metallen  ununterbrochen  notlitten, 
ganz  vergessen. 

Das  haben  die  Schutzzöllner  selbst  gefühlt.  Diesem  Ver- 
legenheitsgefühl ist  es  zu  verdanken,  dass  die  „societe  d'economie 


^)  Debats  parlem.  1891,  p.  1586. 

2)  Ib.  1897,  p.  288.  _  ä)  Ib.  1900,  annexes  p.  471. 
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politique  nationale*  mit  der  Aufgabe,  die  Lehre  über  die 
Schutzzölle  auszuarbeiten  (zu  „kodifizieren"),  gebildet  wurde. 
Trotzdem  fehlte  es  an  Beifall  nie,  weil  sie  zum  Gefühl 
der  zahlreichen  schutzzöllnerischen  Zuhörer  sprechen.  Durch 
welche  Argumentation  wurde  die  grosse  Mehrheit,  insofern  sie 
an  den  Schutzzöllen  nicht  interessiert  ist,  geschaffen  ?  Die  der 
Nationalökonomie  entliehenen  Argumente,  und  wenn  sie  ganz 
richtig  wären,  könnten  einen  solchen  Erfolg  nicht  haben,  weil 
die  Franzosen  in  der  Nationalökonomie  nicht  sehr  zu  Hause 
sind.  Die  Argumente,  wenn  sie  wirksam  sein  sollten,  müssen 
dem  Durchschnittspolitiker  zugänglich  sein,  und  diese  werden 
wir  im  folgenden  betrachten. 

§1 

Das  Prinzip   der  Majorität 

Sowohl  von  den  Schutzzöllnern  wie  auch  von  ihren  Gegnern 
ist  die  Tatsache,  dass  die  Wähler  zu  irgend  einer  handels- 
politischen Frage  Stellung  genommen  haben,  als  Argument 
(„das  Volk  will  es  so"  oder  „die  Mehrheit  will  es")  gebraucht 
worden.  Von  den  ersteren  in  bedeutend  höherem  Masse.  So 
hat  beispielsweise  bei  der  Generaldiskussion  über  den  Doppel- 
tarif dieses  Argument  eine  sehr  grosse  und  bei  der  Ablehnung 
des  Handelsvertrags  mit  der  Schweiz  eine  ausschlaggebende 
Rolle  gespielt.  Weiter  haben  die  Schutzzöllner  für  den  Fall, 
dass  zwei  Produktionszweige  miteinander  in  Konflikt  kommen, 
bestimmt,  dass  das  Mehrheitsprinzip  zu  entscheiden  habe.  Der 
Mehrheitsbeschluss  muss  in  einer  Demokratie  respektiert  werden. 
Allein  in  einem  Lande,  in  welchem  bei  den  allgemeinen  Kammer- 
wahlen ein  Drittel  der  Abgeordneten  durch  die  Verschiebung 
der  Mehrheit  in  den  Wahlkreisen  in  Unannehmlichkeit,  ja 
sogar  in  Verlegenheit  kommt,  besteht  die  Gefahr,  dass  in 
dieser  Hinsicht  zu  viel  des  Guten  getan  wird.  Und  für  Frank- 
reich trifft  das  zu.  Am  besten  wird  uns  dies  illustriert  durch 
die  Haltung  dös  sonst  sehr  energischen  und  verhältnismässig 
ziemlich  prinzipientreuen  ^)  Ministers  Rouvier.    Er  hat  bekannt- 


^)   Das   Ministerium    Combe?   kairi   lange   nicht   zu   stände,  weil 
Rouvier,   den   man   unbedingt   zum  Finanzminister   haben  wollte,   die 
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lieh  ^)  den  Antrag  Melines  über  den  Grundsteuererlass  bloss 
deshalb  nicht  bekämpft,  weil  ihn  noch  144  Abgeordnete  unter- 
zeichnet haben.  Im  Jahre  1894  erklärte  er  als  einfacher  Ab- 
geordneter, dass  er  aus  Respekt  vor  dem  Willen  des  Volkes 
und  des  Parlaments    die  Doktrine  Melines   nicht   bekämpfte^). 

Mag  man  immerhin  unbedingter  Anhänger  der  Demokratie 
und  des  Mehrheitsprinzips  sein:  so  darf  man  doch  das  Mittel 
nicht  mit  dem  Zweck  verwechseln.  Respekt  vor  der  Mehrheit 
befreit  nicht  von  der  Pflicht,  selbst  Prinzipien  zu  haben,  und 
kann  nie  als  Ziel  an  und  für  sich  betrachtet  werden.  Es  ist 
nicht  einmal  ein  Mittel,  das  sicher  zur  Verwirklichung  der 
demokratischen  Ideale  führt,  es  ist  eigentlich  ein  Palliativmittel, 
ein  „Expediens",  und  ein  Mehrheitsprinzip  für  sich,  ohne  Zu- 
sammenhang mit  dem  System  der  Demokratie,  aufzustellen,  ist 
einer  der  grössten  Fehler  der  juristischen  Amateure. 

Somit  wurde  eine  klassische  Doktorfrage  geschaffen,  aus 
welcher  die  konservativen  Sophisten  die  wahnwitzigsten  Schlüsse 
gezogen  haben.  (Ein  solcher  lautet:  die  Mehrheit  ist  immer 
dumm.)  Gerade  der  agrarische  „Progres  de  la  Somme"  hat 
ein  ähnliches  Stück  geliefert,  indem  er  aus  folgenden  zwei 
Prämissen:  der  Staat  ist  die  Mehrheit  und  die  Mehrheit  ist 
schutzzöUnerisch ,  zu  einem  mit  dem  demokratischen  Prinzip, 
der  Freiheit  des  Gewissens,  im  Widerspruch  stehenden  Schluss, 
nämlich  dass  die  freihändlerischen  Professoren  abgesetzt  werden 
sollen,  kam.  Der  Wille  der  Mehrheit  ist  nur  ein  Notbehelf 
der  Geschäftsordnung,  durch  welche  die  Erledigung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  aufs  freisinnigste  ermöglicht  wird.  Ein 
Argument  war  er  nie,  am  wenigsten  in  den  nationalökonomischen 


allgemeine  Einkommensteuer  aus  üeberzeugung  ablehnte  und  zwar  so 
beharrlich,  dass  ihm  C  o  m  b  e  s  nachgeben  musste. 

»)  Siehe  S.  30. 

*)  „Meline  weiss  am  besten,  dass  ich,  trotzdem  ich  noch  immer 
eine  Doktrin  als  richtig  anerkenne,  welche  in  der  Nation,  so  wie  sie  hier 
in  der  Kammer  vertreten  ist,  keine  Gegenliebe  findet,  aus  Respekt  gegen- 
über dem  Willen  des  Volkes  und  der  Kammer  keinen  unnützen  Kampf 
gegen  ihn  führe.  Ich  bin  schon  lange  schweigsam  geworden,  und  wenn 
es  sich  hier  bloss  um  die  Erhöhung  des  Zolles  auf  Mais  handeln  würde, 
so  würde  ich  dagegen  abstimmen,  aber  kein  Wort  darüber  verlieren." 
Debats  parlem.  1894,  p.  2059. 
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Fragen.  Was  ist  die  Nationalökonomie?  Eine  Wissenschaft. 
Was  ist  eine  Wissenschaft?  Die  Erforschung  der  Wahrheit. 
Und  ausser  den  bisher  bekannten  Methoden  des  menschlichen 
Denkens  hat  sich  keine  dritte  bewährt.  Aus  den  Resultaten 
der  wissenschaftlichen  Untersuchung  werden  die  Argumente 
gebildet.  Der  Hinweis  auf  den  Willen  der  Mehrheit  hat  weder 
mit  der  Methode  noch  mit  den  Argumenten  etwas  zu  tun. 

Damit  soll  ja  nicht  gesagt  werden,  dass  die  Kandidaten 
unterlassen  sollen,  vor  den  Wählern  diesen  Fragen  gegenüber 
Stellung  zu  nehmen.  Im  Gegenteil,  das  muss  unbedingt  ge- 
schehen, allein  wenn  der  Kandidat  als  Abgeordneter  in  der 
Kammer  Stellung  nimmt,  so  geschieht  dies  nicht,  weil  er  nach 
seiner  Stellungnahme  von  den  Wählern  gewählt  worden  ist, 
sondern  weil  es  seine  Gewissensüberzeugung  ist.  Bis  zum  Be- 
ginn der  Abstimmung  sucht  man  durch  Argumente  auf  die 
anderen  einzuwirken  und  erst  nach  der  Abstimmung  kommt 
das  Mehrheitsprinzip  in  Anwendung.  Seine  Wirkung  ist  nicht 
überzeugend,  sondern  unterdrückend,  es  verlangt  Unterwerfung. 

Wenn  ein  Abgeordneter  trotzdem  den  Willen  der  Mehr- 
heit als  Argument  gelten  lassen  will,  so  verrät  er  damit  un- 
willkürlich den  Ursprung  seiner  Ueberzeugung.  In  diesem 
Falle  ist  nichts  naheliegender  als  der  Gedanke,  dass  der  be- 
treffende Abgeordnete  sich  in  seiner  Stellungnahme  nach  den 
Chancen  in  den  Wahlen  gerichtet  hat.  Und  weil  dies  in 
Frankreich  sehr  häufig  der  Fall  ist,  so  ist  diese  Voransetzung 
des  Mehrheitsprinzips  leicht  zu  erklären  ^).  Im  übrigen,  noch 
aus  anderen  Gründen  wird  dies  von  den  Schutzzöllnern  als 
Argument  gebraucht.  In  der  französischen  Kammer  ist  eine 
grosse  Anzahl  Abgeordneter,  welche  mangels  notwendiger  Vor- 
bildung und  Erfahrung  nicht  im  stände  sind,  den  Gedankengang 
in  einer  etwas  komplizierten,  nationalökonomischen  Ausführung 
mit  Verständnis  zu  verfolgen.  An  ihnen  geht  eine  lange 
Generaldiskussion  spurlos  vorüber,  und  so  sitzen  sie  auch  vor 
der    Abstimmung    noch    unentschlossen    da  ^).      Falls    sie    gar 


^)  Im  Kampfe  gegen  die  Monarchie  ist  dies  zum  Argument  gemacht 
worden. 

^)  Es  ist  allbekannt,  dass  bei  der  französischen  namentlichen  Ab- 
stimmung die  Zahl  der  endgültigen  („für*   und  „gegen")  Stimmen  von 
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keinen  anderen  Wink  bekommen,  so  wird  der  Hinweis  auf  den 
Willen  der  Mehrheit  bestimmend  auf  sie  wirken.  Ja,  man 
übt  dadurch  sogar  einen  Einfluss  auf  die  Stellungnahme  der- 
jenigen aus,  welche  sich  in  diesen  Fragen  noch  etwas  aus- 
kennen. Es  kann  für  einen  Abgeordneten,  der  in  der  Stich- 
wahl gewählt  wurde,  und  in  dessen  Wahlkreis  auch  die 
Weinkultur  getrieben  wird,  bei  der  Beratung  irgend  einer  die 
Interessen  der  Weinproduktion  berührenden  Frage  der  Hinweis 
auf  den  Willen  der  Mehrheit  als  memento  mori  klingen.  Und 
das  wird  sehr  oft  beobachtet. 

Als  der  Finanzminister  Caillaux  gegen  den  Antrag  Nar- 
bonne,  (dass  man  den  Soldaten  Wein  als  tägliches  Getränk 
geben  soll),  sprach,  sagte  er  unter  anderem:  „Ich  sage  hier 
dasjenige,  was  die  Mehi;heit  denkt,  und  vielleicht  nicht  aus- 
zusprechen wagt"  1).  Das  Mehrheitsprinzip  wird  also  auch  als 
Mittel  für  nichts  weniger  wie  freisinnige  und  demokratische 
Ziele  gebraucht.  Dabei  ist  zu  betonen,  dass  die  inkonsequenten 
Schutzzöllner  auch  dafür,  dass  sie  das  Mehrheitsprinzip  bloss 
als  Mittel  verwenden,  Beweise  geliefert  haben.  Selbst  Meline, 
der  von  diesem  Mittel  am  ausgiebigsten  Gebrauch  machte,  hat 
1891  eine  mit  dem  Mehrheitsprinzip  vollständig  im  Wider- 
spruch stehende  Aeusserung  gemacht,  welche  lautete:  „Wir 
machen  die  Tarife  in  voller  Freiheit  und  Unabhängig- 
keit; es  wird  aber  ein  Tag  kommen,  wo  das  Land 
selbst  (le  pays  lui-meme)  über  unsere  Tarife  urteilen 
und  sich  aussprechen  wird"  ^).  Und  zum  Schluss  sollen 
die  eifrigen  Demokraten,  welche  aus  Respekt  vor  der  Mehrheit 
die  Schutzzollpolitik  mitmachen,  über  folgende  Ausführung  eines 


denjenigen,  welche  unmittelbar  nach  der  Abstimmung  festgestellt  wird, 
ziemlich  abweicht.  Wir  haben  festgestellt,  dass  diese  Abweichung  bei 
der  Abstimmung  über  die  handelspolitischen  Fragen  am  grössten  ist. 
Das  erste  Resultat  der  Abstimmung  über  den  Grundsteuererlass  wies  mehr 
als  20  Stimmen  dagegen  auf,  bei  der  endgültigen  Festsetzung  war  keine 
Stimme  „gegen".  Dies  wird  dadurch  erklärt,  dass  manche  Abgeordnete 
zunächst  die  Wirkung  der  Abstimmung  auf  die  öffentliche  Meinung  fest- 
stellen und  dann  „korrigieren". 

')  Debats  parlem.  1902,  p.  974. 

*)  Ib.  1891,  p.  1536. 
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uragrarischen  deutschen  Blattes  nachdenken:  »Ueberhaupt  ist 
das  Mehrheitsprinzip,  welches  sich  auf  die  zufällige  und  meist 
verständnislose  Stimmung  der  Massen  stützt,  immer  eine  im- 
sichere  und  schwankende  Basis  der  Ordnung.  Die  bestehende 
Ordnung  bricht  vielmehr  dann  unfehlbar  zusammen,  wenn  die 
Machtfaktoren  dieser  Ordnung,  ihre  Hüter  und  Vertreter,  das 
Bewusstsein  ihrer  Verantwortung  und  ihres  Rechtes  verloren 
haben,  wenn  den  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  äusseren 
Machtmitteln  die  sittliche  Kraft  nicht  mehr  zur  Seite  steht"  ^). 
Sich  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  zu  richten,  schliesst 
nicht  eine  nachträgliche  Untersuchung  über  die  Bedeutung  und 
Wirkung  eines  derartigen  Schutzes  aus.  Und  die  erste  Frage, 
welche  sich  nicht  nur  einem  Nationalökonomen,  sondern  jedem 
objektiv  denkenden  Menschen  aufdrängt,  lautet:  Wer  ist  diese 
Mehrheit?  Aus  der  nachstehenden  Betrachtung  wird  sich  die 
Antwort  darauf  selbst  ergeben. 

§2 

Die  Bedeutung   der   Landwirtschaft   nach  der 
Auffassung  des  französischen  Durchschnittspolitikers 

Das  politische  Ideal  eines  französischen  Durchschnitts- 
politikers ist  die  Demokratie.  Er  stellt  sich  darunter  volle 
Verwirklichung  der  „liberte,  egalite  und  fraternite"  vor.  Seit 
der  Revolution  bemühen  sich  die  Politiker,  die  Verfassung  derart 
zu  gestalten ,  dass  sie  diesem  Ideal  möglichst  nahe  kommt. 
Diese  Stimmung  innerhalb  der  politischen  Kreise  Frankreichs 
ist  so  ausgesprochen,  dass  man  das  Festhalten  an  den  Prinzipien 
der  Revolution  als  charakteristisch  für  die  Politik  Frankreichs 
für  das  ganze  Jahrhundert  hindurch  bezeichnen  kann.  Es  ist 
inzwischen  noch  ein  viertes  Prinzip,  jenes  der  Solidarität  (vom 
Führer  der  radikalen  Partei  L.  Bourgeois)  aufgestellt  worden,  um 
einen  etwas  sozialpolitischen  Zug  ins  öffentliche  Leben  hinein- 
zubringen ;  auch  dieses  aber  ist  aus  der  französischen  Revolution 
abgeleitet.  Diese  Prinzipien  stellen  ein  Glaubensbekenntnis 
des  Durchschnittspolitikers   für  jede  öffentliche  Angelegenheit 


*)  Kreuzzeitung  vom  1.  Dezember  1902. 
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dar.  Jeder  neue  Gedanke,  der  in  diesem  Kreise  Boden  fassen 
will,  muss  mit  diesen  Prinzipien  in  Einklang  gebracht  werden. 
So  kämpfen  die  Gegner  der  Kongregationen  für  die  Freiheit 
des  Unterrichts,  so  hat  weiter  Meline  den  Protektionismus  als 
Verwirklichung  der  Gleichheit  und  der  Solidarität  hingestellt. 
Die  Demokratie  wird  also  zunächst  als  Verwirklichung 
gewisser  politischer  Postulate  dargestellt.  Sie  umfasst  aber 
auch  andere  Gebiete  des  öflPentlichen  Lebens.  Was  das  so- 
zialpolitische Ideal  eines  französischen  Durchschnittspolitikers 
anbelangt,  so  hält  dieser  auch  hierin  im  gleichen  Masse  an  den 
Prinzipien  der  Revolution  fest.  Die  Revolution  hat  die  Rechte 
des  dritten  Standes  zur  Geltung  gebracht,  und  dieser  dritte 
Stand  mit  allem,  was  sein  Erscheinen  zur  Zeit  der  Revolution 
begleitete,  ist  noch  heute  das  Ideal  und  das  ist  Kleinbürger 
und  Kleinbetrieb.  Der  Bauer,  der  Handwerker  und  der 
Krämer  sind  damals  als  Stützen  des  französischen  Staates  erklärt 
worden,  und  die  mehr  als  hundertjährige  Entwicklung,  welche 
aus  dem  Handwerker  den  industriellen  Arbeiter  und  aus  dem 
Krämer  den  Grosshändler  und  Grossindustriellen  gemacht  hat, 
hat  daran  gar  nichts  geändert.  Verständnislos,  ja  sogar  feind- 
lich, steht  der  Durchschnittsfranzose  diesen  neuen  Erscheinungen 
gegenüber.  Der  industrielle  Arbeiter,  die  Personifizierung  des 
Elends,  ist  ein  unheimlicher  Gast,  der  die  Harmonie  und  das 
Glück  des  gesegneten  Volkes  stört.  Der  Grosskapitalist,  die 
Personifizierung  des  mobilen  Kapitals,  der  grösste  Feind  des 
Kleinbetriebs,  ist  ebenfalls  ein  unerwünschter  Gast.  Beide  Er- 
scheinungen sind  für  den  Franzosen  fremdartig;  weder  der 
Arbeiter  noch  der  Grosskapitalist  sind  die  echten  Franzosen, 
und  man  hofil  noch  immer,  dass  sie  mit  der  Zeit  den  französi- 
schen Boden  verlassen  werden.  Und  ganz  im  Einklang  mit 
dieser  Auffassung  der  sozialpolitischen  Bedeutung  der  Arbeiter 
und  des  mobilen  Kapitals  hat  sich  auch  die  französische  Ge- 
setzgebung entwickelt.  Bis  vor  vier  Jahren  war  die  soziale 
Gesetzgebung  Frankreichs  sehr  rückständig.  Erst  nachdem  ein 
Sozialist  das  Portefeuille  des  Handelsministers  übernahm,  ging 
sie  etwas  vorwärts,  jedoch  nur  sehr  langsam.  Der  Gesetz- 
entwurf betrefi'end  die  Arbeitsdauer  (der  sogenannte  Millerand- 
Colliard-Entwurf)  ist  bereits  von  Millerands  Nachfolger,  Trouillot, 
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etwas  geändert  worden.  Auch  andererseits  wird  in  keinem 
Parlament  das  mobile  Kapital,  sofern  es  nicht  in  heimischen 
Staatspapieren  angelegt  wird,  so  oft  angegriffen  wie  im  fran- 
zösischen. Die  ganze  französische  Gesetzgebung  trägt  das 
Gepräge  dieses  —  wir  möchten  sagen  —  pathologischen  Fest- 
haltens am  alleinseligmachenden  Kleinbetrieb.  Darauf  ist  auch 
das  Schicksal  der  unzähligen  Gesetzentwürfe  betreffend  all- 
gemeine Einkommensteuer  zurückzuführen. 

Eine  allgemeine  Einkommensteuer  ist  die  gerechte  Be- 
steuerung in  einer  Volkswirtschaft,  wo  die  Betriebe  stark 
differenziert  sind.  Der  Franzose  will  von  einem  Grossbetrieb 
und  infolgedessen  auch  von  einer  Einkommensteuer,  die  man 
natürlich  auch  vom  politischen  Standpunkt  bekämpft,  nichts 
wissen.  Die  glänzendste  Illustration  dafür  finden  wir  in  einem 
Artikel  des  Univ. -Prof.  Worms,  in  welchem  die  progressive 
allgemeine  Einkommensteuer  bloss  deshalb  verurteilt  wird,  weil 
sie  den  Bruch  mit  der  Tradition  der  Revolution  bedeutet^). 
Und  diese  Meinung  wird  keineswegs  von  ihm  allein  vertreten; 
im  Gegenteil,  sie  wird  von  der  Mehrzahl  seiner  Kollegen,  sogar 
von  Beaulieu  selbst  geteilt. 

Auch  der  Bedeutung  der  Kooperation,  welche  in  der  letzten 
Zeit  vielfach  das  Schlagwort  der  Politiker  geworden  ist,  hat 
man  bisher  kein  richtiges  Verständnis  entgegengebracht.  Im 
Jahre  1897,  bei  der  Besprechung  der  Prämien  für  den  Hanf- 
und Flachsbau,  wurde  beantragt,  dass  diese  auch  denjenigen 
Bauern,  welche  weniger  wie  10  Ar  bestellen,  zu  gute  kommen 
sollen,  wenn  sie  sich  zu  diesem  Zwecke  in  eine  Genossen- 
schaft vereinigen.  Dagegen  trat  Mdline  auf  mit  der  Begrün- 
dung, dass  das  die  Bedeutung  der  Prämien  sehr  vermindern 
würde  ^).  In  Deutschland  wird  die  Kooperation  richtiger  ge- 
schätzt, was  insbesondere  in  der  Agrargesetzgebung  zum  Aus- 
druck kommt. 

Der  Kleinbetrieb  hat  sich  in  der  Landwirtschaft  erhalten, 


^)  Economiste  fran9ai8  1899  Nr.  20. 

*)  Meline:  „Ich  sage  nein,  dies  würde  die  Höhe  der  Prämien  sehr 
herabsetzen."  Abgeordneter  Rivet:  „Also  um  Prämien  erhalten  zu 
können,  muss  man  reich  sein."  Keine  Antwort.  (Döbats  parlem.  1898, 
p.  731. 
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ja  sogar  verstärkt  i).  Infolgedessen  ist  die  Landwirtschaft  in 
Frankreich  im  Gegensatz  zu  anderen  Produktionszweigen  so 
unendlich  hoch  geschätzt. 

Die  ganze  Handelspolitik  Frankreichs  seit  1885  ist  nichts 
anderes  als  ein  andauernder  Wettbewerb  der  politischen  Par- 
teien, sich  um  die  Landwirtschaft  möglichst  verdient  zu  machen^). 
Meline  begann  mit  dieser  Politik,  wurde  aber  von  anderen 
bald  darin  überboten.  Man  pflegt  die  französische  Wirtschafts- 
politik als  die  Verwirklichung  der  Wünsche  verschiedener  ver- 
bündeter Interessenten  zu  bezeichnen.  Dies  ist  auch  gar  nicht 
zu  leugnen,  allein  die  Verbündeten  sind  durchaus  nicht  gleich- 
berechtigt; ausschlaggebend  dabei  ist  die  Landwirtschaft  und 
die  anderen  Verbündeten  nützen  diese  Konjunktur  aus  und 
dienen  als  Hilfstruppen.  Wenn  einmal  das  Interesse  der  wich- 
tigsten Landwirtschaftszweige  eine  freihändlerische  Politik  not- 
wendig macht,  so  werden  die  jetzigen  BOndler  daran  nichts 
ändern  können.  Selbstverständlich,  dass  man  dann  die  frei- 
händlerisch interessierten  Produktionszweige  gerne  zum  Bundes- 
genossen haben  möchte.  Es  mögen  hiefür  einige  Beispiele 
angeführt  werden.  Die  Seidenindustrie  hat  mit  dem  Weizen- 
bau und  der  Zuckerindustrie  eine  Ueberproduktion  gemeinsam. 
Der  letzteren  wurden  1897  Ausfuhrprämien  gewährt.  Die  Ab- 
geordnetenkammer hat  sich  willig  gezeigt,  auch  dem  Weizen- 
bau auf  diese  Weise  zu  helfen.  Der  Antrag  aber,  auch  der 
übrigen  Seidenindustrie  neben  der  Seidenspinnerei  Prämien  zu 
gewähren,  konnte  keine  Mehrheit  vereinigen.  Ein  weiteres  Bei- 
spiel bietet  uns  der  an  seiner  Stelle  besprochene  Grundsteuer- 
erlass.  Diese  Massregel  hat  bekanntlich  den  Gedanken  der; 
Befreiung  des  Existenzminimums  zu  verwirklichen  gesucht. 
Sie  blieb  aber  nur  auf  die  Grundsteuer  beschränkt,  obwohl 
von  vielen  Abgeordneten  beantragt  wurde,  dieselbe  auch  auf 
die  Mobiliarsteuer,  welche  die  ärmere  städtische  Bevölkerung 


*)  Brentano,  Erbrechtspolitik. 

^)  Die  Landwirtschaftsminister  müssen  der  Kammer  die  Gerechtig- 
keit widerfahren  lassen,  dass  sie  durch  die  Annahme  sämtlicher  ihr  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  vorgelegten  Projekte  einen  deutlichen  Beweis 
ihrer  Sympathie  für  die  Landwirtschaft  gegeben  hat.  Debats  parlem., 
25.  juin  1897,  p.  1628. 
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so  schwer  belastet,  zu  erweitern.  Auch  im  Vertrag  mit  den 
Vereinigten  Staaten  von  1893  finden  wir  diese  landwirtschaft- 
freundliche Politik  verkörpert,  nur  dass  die  von  Amerika  er- 
langten Ermässigungen  sich  auf  drei  für  die  Ausfuhr  Frank- 
reichs (nach  Amerika)  ganz  belanglose  Produkte:  Zucker, 
Melasse  und  Häute,  beziehen.  Zum  Schluss  erinnern  wir  noch 
an  jene  energische  Verwahrung  des  Landwirtschaftsministers 
gegen  die  Insinuation,  er  hätte  im  Ministerium  an  Stelle  der 
Holzöfen  Kohlenöfen  eingeführt. 

Aus  der  bisherigen  Betrachtung  geht  ebenfalls  deutlich 
hervor,  dass  diese  Liebe  zur  Landwirtschaft  hauptsächlich  auf 
die  Vorliebe  für  den  dort  herrschenden  Kleinbetrieb  zurück- 
zuführen ist.  Dafür  mögen  nur  folgende  zwei  Beispiele  an- 
geführt werden.  Auf  die  Klage,  dass  der  Maiszoll  13  Gross- 
brennereien ruiniert  hat,  antwortete  bekanntlich  der  Bericht- 
erstatter Thomson,  dass  dieser  Verlust  durch  Erholung  von 
ein  paar  hundert  Kleinbrennereien  reichlich  ausgeglichen  sei. 
Das  ursprüngliche  Projekt  über  den  eben  erwähnten  Grund- 
steuererlass  umfasste  bloss  jene  Grundbesitzer,  welche  höchstens 
10  Fr.  an  Grundsteuer  zu  zahlen  haben.  In  der  Abgeordneten- 
kammer ist  eine  partielle  Befreiung  für  die  Grundbesitzer  bis 
25  Fr.  Grundsteuer  durchgesetzt  worden.  Diese  landwirt- 
schaftliche Mittelstandspolitik  wird  von  vielen  Abgeordneten 
öffentlich  als  Ideal  der  französischen  Politik  bezeichnet^). 


^)  „Der  Weizen,  die  edelste  Kornart,  ist  nicht  nur  ein  Nahrungs- 
mittel, sondern  enthält  auch  ein  Stück  der  Freiheit  und  der  Macht  des 
.Vaterlandes.  *     Deschanel  1894. 

„Die  Landwirtschaft  ist  die  Quelle  der  öffentlichen  Finanzen.  Eine 
blühende  Landwirtschaft  wird  uns  die  Mittel  geben,  uns  zu  verteidigen, 
um  abwarten  zu  können,  bis  die  schlechten  Tage  vorüber  sind."  Plichon, 
Döbats  parlem,  12.  juin  1900,  p.  1437. 

„Die  Landwirtschaft  ist  die  notwendigste  und  einträglichste  natio- 
nale Arbeit.'     Generalbericht  über  die  Ausfuhrprämien  auf  Weizen. 

„Die  landwirtschaftliche  Demokratie  ist  das  Hauptelement  der 
Macht,  des  Reichtums  und  der  Lebenskraft  Frankreichs."  Debats  parlem. 
1900,  p.  1402. 

„Wir  sind  weit  davon  entfernt,  für  die  Interessen  des  Grossgrund- 
besitzers einzutreten,  im  Gegenteil,  der  Gegenstand  unserer  Fürsorge  sind 
die  kleinen."   —   „Wenn  ein  Land  das  Glück  gehabt  hat,    durch  die  Ge- 
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Im  Mittelpunkt  steht  also  der  Bauer,  der  sozialpolitisch 
das  vollkommenste  Individuum  ist.  Er  ist  „unverletzlich",  und 
eine  Kritik  •  des  Bauern  in  der  französischen  Abgeordneten- 
kammer ruft  die  grösste  Entrüstung  hervor  (z.  B.  Fall  Beaure- 
gard).  Dem  Kaufmann  kann  man  nicht  genug  Schlechtes 
nachsagen,  er  macht  die  Geschäfte  nicht,  um  ein  Prinzip  als 
schlecht  hinzustellen,  sondern  um  etwas  zu  verdienen.  Der 
Bauer  dagegen  „unterzieht  sich  den  grössten  Anstrengungen 
im  Interesse  des  Vaterlandes"  ^).  Der  Kaufmann  lasse  sich  von 
dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  leiten  und  das  sei  eine 
Sünde.  Der  Bauer  dagegen  erfülle  nur  eine  öffentliche  Pflicht, 
er  strebe  keine  Gewinne  an.  Wenn  er  aber  Sicherung  des 
Minimalpreises  von  25  Fr,  verlangt,  so  geschieht  dies  eben- 
falls —  aus  Liebe  zur  Scholle. 

Diese  Romantik,  welche  die  ganze  Lebensanschauung  des 
französischen  Volkes  so  stark  beeinflusst,  ist  ein  Moment,  das 
der  Schutzzollpolitik  sehr  zu  statten  kam.  In  der  grossen 
schutzzöllnerischen  Armee  befinden  sich  eine  Menge  Menschen, 
welche  aus  dieser  unüberwindlichen  romantischen  Schwäche 
für  den   „paysan"   die  Schutzzollpolitik  mitmachen. 

Im  Gegensatz  zu  Frankreich  ist  in  England  das  Prinzip 
der  Wirtschaftlichkeit  voll  zur  Geltung  gebracht.  Dort  sind 
derartige  romantische  Schwärmer  weder  im  Parlament  noch 
in  der  Regierung  einflussreich,  und  das  erklärt  uns  zum  Teil 
den  grossen  Unterschied  in  der  Handelspolitik  der  beiden 
Länder. 

Die  Entwicklung  der  sozialistischen  Bewegung  Frankreichs 
ist   von    diesem  Standpunkte  aus   sehr  interessant.     Die  fran- 


setze  der  Revolution  den  Grund  und  Boden  so  parzelliert  zu  haben,  und 
wenn  das  die  Grundlage  seiner  politischen  Institutionen  bildet,  so  wäre 
es  töricht,  die  Landwirtschaft  zu  Grunde  gehen  zu  lassen."  E.  Jamais, 
D6bat8  parlem.  1891,  p.  1530  und  916. 

„Der  Wohlstand  des  Volkes  soll  unser  höchstes  Ziel  sein.  Das 
Patrimonium  des  Bauern  ist  Grund  und  Boden.  Beeilen  wir  uns,  den- 
selben zu  schützen.  Das  beste  Mittel  dafür  ist  die  Sicherung  eines  guten 
Preises  seiner  Produkte."  Delpech-Cantaloup,  Debats  parlem.  1900, 
p.  1868. 

1)  Debussy,  Debats  parlem.  1900,  p.  1866. 
Bajkic,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902  30 
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zösischen  Sozialisten  haben  lange  Zeit  vermieden,  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  gegenüber  Stellung  zu  nehmen. 
Im  Jahre  1897  aber  nahmen  sie  dieselbe  Stellung  ein,  welche 
alle  Parteien  einnehmen :  Der  Kleingrundbesitzer  zusammen 
mit  dem  landwirtschaftlichen  Arbeiter  wurde  auch  von  ihnen 
als  der  vollkommenste  Mensch  erklärt.  Damit  ist  auch  eine 
rein  freihändlerische  Politik  seitens  der  Sozialisten  unmöglich 
gemacht. 

Dieser  im  Gegensatz  zum  wirtschaftlichen  Prinzip  stehen- 
den Romantik  ist  es  zu  verdanken,  dass  das  Parlament  im 
Interesse  der  Lumpensammler  die  zur  Papierfabrikation  dienende 
Holzzellulose  mit  hohem  Zoll  belegte.  Gewisse  politische  Strö- 
mungen sind  ebenfalls  in  der  ökonomischen  Politik  massgebend 
gewesen.  So  ist  beispielsweise  von  einer  grossen  Partei  das 
Prinzip  vertreten,  dass  Frankreich  seinen  Eisenbedarf  ä  tout 
prix  selbst  decken  muss. 

T.  Wozu  führt  diese  Politik? 

In  der  Geschichte  der  französischen  Handelspolitik  sind 
drei  voneinander  getrennte  schutzzöUnerische  Perioden  zu  unter- 
scheiden. Die  erste  begann  unter  Colbert  und  wurde  erst 
unter  dem  Einfluss  der  Physiokratie  aufgegeben;  die  zweite 
dauerte  von  1793  bis  1853  und  die  dritte  begann  mit  1885. 
Was  die  Stimmung  des  Landes  anbelangt,  so  ist  sie  seit  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  unverändert  schutzzöllnerisch.  Die  frei- 
händlerische Politik  ist  dem  Franzosen  ebenso  wie  die  Mon- 
archie Napoleons  III.  aufoktroyiert  worden.  J.  B.  Say,  dann 
auch  der  grosse  Verehrer  Cobdens,  Bastiat,  haben  in  Frank- 
reich eine  freihändlerische  Agitation  entwickelt,  deren  Erfolge 
aber  im  Vergleich  zu  jenen  der  Schutzzöllner  dieser  Zeit  mini- 
mal sind. 

Die  erste  Periode  charakterisiert  das  zielbewusste  kon- 
sequente und  energische  Streben,  die  Industrie  zu  heben. 
Einmal  wurde  die  Einfuhr,  ein  andermal  die  Ausfuhr  verboten, 
immer  aber  mit  einseitiger  Berücksichtigung  der  Interessen 
der  Industrie,  oft  direkt  auf  Kosten  der  Landwirtschaft. 

Die  zweite  schutzzöUnerische  Periode  bekommt  erst  unter 
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der  Restauration  einen  typischen  Charakter.  Die  Monarchie 
suchte  zunächst  ihre  Stellung  zu  sichern,  und  um  dieses  Ziel 
zu  erreichen,  bediente  man  sich  auch  der  Handelspolitik.  Es 
sollte  eine  Aristokratie  begünstigt  werden,  welche  als  Stütze 
der  Monarchie  zu  dienen  hatte.  Die  Schutzzollpolitik  der 
ersten  Periode  hatte  ein  rein  wirtschaftliches  Ziel,  jene  der 
zweiten  Periode  primär  ein  politisches.  Die  Schutzzollpolitik 
der  zweiten  Periode  machte  keinen  Unterschied  zwischen  ein- 
zelnen Produktionszweigen,  sie  unterstützte  im  gleichen  Masse 
das  schutzzöUnerische  Kleeblatt:  Landwirtschaft,  Bergbau  und 
Baumwollspinnerei.  Sie  suchte  aber  nur  den  Grossbetrieb, 
der  in  den  zwei  letzteren  ohnehin  herrscht,  zu  heben. 

Die  dritte  Republik,  welche  mit  dem  bekannten  Gesetz 
betreffs  Rohstoffzölle  debütiert  hat,  ging  im  Jahre  1885  zur 
Verwirklichung  ihres  Ideals  über.  Ihre  schutzzöUnerische  Politik 
ist  ebenfalls  vorwiegende  Begünstigung  eines  Produktionszweiges 
und  zwar  der  Landwirtschaft.  Colbert  suchte  die  Industrie 
in  den  Stand  zu  setzen,  möglichst  billig  produzieren  zu  können; 
die  dritte  Republik  dagegen  will  die  Landwirtschaft  befähigen, 
möglichst  viel  zu  produzieren.  Colbert  suchte  im  Wirtschafts- 
leben das  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  möglichst  zur  Geltung 
zu  bringen;  die  dritte  Republik  dagegen  suchte  die  wirtschaft- 
liche Tätigkeit  der  Menschen  gewissen  politischen  Bedürfnissen 
unterzuordnen.  Die  Kolonialpolitik  Colberts  war  nur  ein  Postulat 
seiner  ökonomischen  Politik;  die  koloniale  Schwärmerei  der 
dritten  Republik  hat  ein  politisches  Bedürfnis  zu  befriedigen, 
sie  ist  aber  mit  ihrer  ökonomischen  Politik  unvereinbar. 

Die  Bedeutung  der  eben  besprochenen  ökonomischen  Politik 
der  dritten  Republik  kann  von  zweierlei  Standpunkten  aus  be- 
trachtet werden:  vom  nationalökonomischen  und  vom  sozial- 
politischen. Was  ihre  nationalökonoraische  Bedeutung  an- 
belangt, so  müssen  wir  zunächst  auf  die  Frage,  wie  Reichtum 
in  einem  Lande  entsteht,  Antwort  haben.  Auch  die  An- 
hänger der  landwirtschaftlichen  Rohertragslehre  können  nicht 
bestreiten,  dass  nur  aus  den  Ueberschüssen  der  nationalen 
Produktion  Reichtum  erlangt  wird.  Wenn  man  eine  Politik 
der  einseitigen  Bevorzugung  betreibt,  so  ist  die  Frage,  ob 
dieser    bevorzugte    Produktionszweig    besser    rentiert    als    die 
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anderen,  naheliegend.  Und  wenn  man  eine  diesbezügliche 
Antwort  für  die  Vergangenheit  Frankreichs  haben  könnte,  so 
wäre  dies  für  die  Gegenwart  doch  belanglos.  Es  ist  zunächst 
zu  bemerken,  dass  auch  heute  eine  Menge  Staaten  mit  ebenso 
grosser  Energie  die  umgekehrte  ökonomische  Politik,  d.  h, 
Hebung  der  Industrie  auf  Kosten  der  Landwirtschaft,  treiben. 
In  Russland,  Ungarn,  Rumänien,  Serbien  etc.  bestehen  be- 
sondere Industrieförderungsgesetze,  welche  auf  der  Erkenntnis 
beruhen,  dass  der  Ertrag  der  industriellen  Produktion  unter 
günstigen  Bedingungen  bedeutend  mehr  gesteigert  werden 
kann  als  jener  der  Landwirtschaft.  Die  dritte  Republik  ist 
anderer  Meinung.  Allein  wenn  wir  bedenken,  dass  diese  ganze 
ökonomische  Politik  Frankreichs  im  Zeichen  der  Not  und  der 
Unrentabilität  des  landwirtschaftlichen  Betriebs  steht,  so  ist 
hiemit  auch  die  Frage,  ob  diese  Politik  zur  grösseren  Schaffung 
des  Reichtums  führt,  verneinend  beantwortet.  Ein  Betrieb,  der 
nicht  rentiert  —  und  die  Mehrheit  behauptet,  dass  erst  ein 
Weizenpreis  von  25  Fr.  den  Weizenbau  rentabel  macht  — 
und  der  nur  durch  die  Zuschüsse  der  Gesamtheit  erhalten 
werden  kann,  kann  den  Unternehmer  nicht  reich  machen.  Die 
Mehrheit  wird  vielleicht  darauf  erwidern,  dass  ihr  Ziel  nichts 
anderes  ist  als  eine  Steigerung  der  Produktion  bis  zur  Höhe 
des  Inlandsbedarfs.  Dieses  Ziel  ist  für  die  wichtigsten  Pro- 
duktionszweige bereits  erreicht,  und  was  war  die  Folge  davon? 
Eine  beispiellose  Krisis  infolge  der  niedrigen  Preise.  Wie 
gering  der  Reinertrag  jener  reichen  Weinernte  im  Jahre  1900 
war,  geht  aus  den  zahlreichen  Steuerexekutionen,  welche  man 
gezwungen  war,  vorzunehmen,  hervor.  Die  Mehrheit  stellte 
sich  die  Sache  anders  vor,  sie  hoffte,  dass  die  Produktions- 
überschüsse gewinnbringend  nach  dem  Auslande  abgesetzt 
werden  könnten.  Es  ist  gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  dies 
vielen,  wie  auch  dem  Abgeordneten  Graux,  als  Endziel  ihrer 
ökonomischen  Politik  vorschwebte.  Die  Erfahrung  zeigt  aber, 
dass  sie  sich  stark  verrechnet  haben.  Frankreich  hat  aller- 
dings energisch  den  Weg  zum  Agrarstaat  betreten :  die  Periode 
der  Schutzzollpolitik  der  dritten  Republik  zeichnet  sich  durch 
eine  sehr  grosse  Produktionszunahme  der  wichtigsten  Land- 
wirtschaftszweige aus.    Dementsprechend  ist  auch  eine  Aende- 
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rung   in    den   Ziffern    des  Aussenhandels    zu   beobachten.     So 
betrug  die  Ausfuhr  der  landwirtschaftlichen  Produkte: 


die  Einfuhr: 


1891 

1  216  600  000  Fr. 

2  846  500  000  Fr. 


1901 

1  289  700  000  Fr. 

2  154  800  000  Fr. 


Aussenhandel  mit  landwirtschaftlichen  Produkten 
A.  Einfuhr  (in  Hill.  Fr.) 


Produkte 

1891 

! 

1901 

mehr 

weniger 

Getreide 

532 

177 

_ 

355 

Wein 

401 

104      i 

— 

297 

Zucker  

56 

29 

— 

27 

Vieh 

60 

35      i 

— 

25 

Tafelobst 

51 

27 

— 

24 

Frisches  und  gesalzenes  Fleisch 

■ 

und  Konserven 

72 

26 

— 

46 

Schmalz 

40 

20 

— 

20 

Käse  und  Butter 

31 

50      ! 

19 

— 

Häute  und  Felle,  roh      .     .     . 

214 

142 

— 

72 

Wolle 

356 

248 

.  580 
291 

224 
43 

Seide  und  Flockseide     ,     .     . 

— 

Bauholz 

160 

126      1 

— 

34 

Daubenholz 

75 

37      ^ 

— 

38 

Total     .... 

2  846,6 

2  154,8 

— 

691,7 

B.  AusCuhr  (in  Mill.  Fr.) 


Getreide 

43 

14 

_ 

29 

Rohrzucker,  inländischer     .     . 

57 

116 

59 

— 

Meerfische 

25 

37 

12 

— 

Wein 

245 

227 

— 

18 

Branntwein  und  Liköre .     .     . 

75 

52 

— 

23 

Butter 

84 

59 

— 

25 

Bauholz 

26 

46 

20 

— 

Häute  und  Felle,  roh      .     .     . 

78 

132 

78 

— 

Wolle 

109 

208 

99 

— 

Seide  und  Flockseide      .     .     . 

110 

127 

17 

— 

Total     .    . 

1  216,6 

1  289,7 

73 
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Die  Verschiebung  aber  hat  sich  nicht  so  glatt  vollzogen. 
Die  Einfuhr  ging  allerdings  rasch  zurück,  die  Ausfuhr  aber 
nahm  zu  langsam  und  ungenügend  zu  und  war  —  und  das 
ist  die  Hauptsache  —  nichts  weniger  als  gewinnbringend.  Sie 
wurde  zum  Teil  mit  Staatsunterstützung  poussiert,  was  nur  ein 
Beweis  ist,  dass  der  Absatz  nach  dem  Ausland  kein  gewinn- 
bringender ist.  Die  anderen  Industriestaaten  haben  dieselbe  Er- 
fahrung gemacht.  Ein  Industriestaat  kann  nicht  ohne  weiteres 
in  einen  Agrarstaat  verwandelt  werden,  weil  dies  zu  einer  un- 
geheuren Entwertung  vieler  Güter  führen  müsste.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, dass  diese  Umwandlung  technisch  vollständig  möglich 
ist,  gerade  so  wie  in  England  die  Weinkultur;  allein  wirtschaft- 
lich gibt's  nichts  Törichteres.  Solch  eine  Produktion  ist  kost- 
spielig, und  wenn  dem  Inlande  hohe  Preise  aufgezwungen  werden 
können,  kann  man  dies  nicht  auch  dem  Ausland  tun.  So  verhält 
es  sich  mit  der  nationalökonomischen  Bedeutung  dieser  Politik. 

Noch  interessanter  ist  sie  aber  vom  sozialpolitischen 
Standpunkt  aus.  Die  Verfolgung  gewisser  politischer  Ziele 
durch  die  Zollpolitik  hat  die  dritte  Republik  gemeinsam  mit 
der  Restauration,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  die  letztere 
den  Grossbetrieb  —  die  Grundlage  der  Aristokratie  — ,  die 
erstere  dagegen  den  Kleinbetrieb  —  den  Träger  der  Demo- 
kratie nach  der  Auffassung  der  Revolution  —  zum  höchsten 
Ideal  hatte.  Ist  diese  sozialpolitische  Auffassung  richtig? 
Dasjenige,  was  sie  charakterisiert,  ist  die  vollständige  Ignorie- 
rung des  vierten  Standes,  der  zur  Zeit  der  Revolution  nicht 
einmal  in  England  politisch  eine  ausschlaggebende  Rolle  spielte. 
Wen  schützt  der  Zolltarif?  Wem  kommen  die  Prämien  zu 
gute?  Demjenigen,  der  die  Produktionselemente  zwecks  Pro- 
duktion in  seiner  Hand  vereint,  d.  h.  dem  Unternehmer,  dem 
Besitzenden.  Die  Besitzenden  machen  diejenige  Mehr- 
heit aus,  welche  die  Anhänger  des  Majoritätsdogmas  mit  dem 
Staat  identifizieren.  Dieses  Dogma  sieht  also  sozialpolitisch 
ganz  anders  aus.  Der  dritte  Stand,  der  vor  der  Revolution, 
obwohl  Träger  der  Wehrkraft  und  des  nationalen  Reichtums, 
so  sehr  unterdrückt  war,  ist  mit  Hilfe  der  Staatsgewalt  von 
allen  Fesseln  befreit,  hat  sich  mit  der  Zeit  der  Staatsgewalt 
selbst  bemächtigt  und  treibt  eine  Klassenpolitik,  geradeso  wie 
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dies  die  privilegierten  Stände  taten.  Derjenige,  der  die  Kosten 
dieser  Politik  trägt,  ist  weder  der  kaufmännische  noch  der 
industrielle  Kapitalist.  Diese  Klassenpolitik  macht  zwar  den 
Eindruck,  als  ob  sie  gerade  gegen  diese  beiden  letzten  gerichtet 
wäre,  tatsächlich  aber  geht  ihr  Kapital  fast  nie  verloren,  oder 
wenn  dieser  Fall  wirklich  eintritt,  so  werden  sie  auch  entschä- 
digt. Derjenige,  der  die  Kosten  zu  tragen  hat,  ist  der  industrielle 
Arbeiter,  der  Träger  des  vierten  Standes,  der  Proletarier,  für 
den  die  französische  Bourgeoisie  gar  nichts  übrig  hat.  Die  paar 
sozialen  Gesetze  sind  nichts  anderes  als  eine  mangelhafte  Nach- 
ahmung dieser  Institutionen  anderer  Länder,  in  denen  dies  als 
notwendige  Erscheinung  in  der  Entwicklung  angesehen  wird. 
Wenn  man  die  Gesetzgebung  und  die  herr- 
schende politische  Stimmung  der  dritten  Republik 
übersieht,  so  tritt  uns  die  Tendenz  nach  Immobili- 
sierung des  sozialpolitischen  Zustandes  deutlich 
entgegen.  Die  dritte  Republik  wiederholt  also  den  grössten 
Fehler  der  Vergangenheit,  der  zu  dem  Zusammenbruch  von  1789 
führte.  Eine  solche  Politik  muss  für  das  Land  verhängnisvoll 
werden.  Der  industrielle  Arbeiter  ist  die  aufkommende  Klasse, 
welche  die  Entwicklung  mit  sich  bringt  und  welche  sich  nicht 
aus  der  Welt  schaffen  lässt.  Die  Politik  der  Bourgeoisie  dieser 
Klasse  gegenüber  ist  gleich  jener  der  Grundherren  den  Bauern 
gegenüber,  mit  dem  Unterschied,  dass  die  persönliche  Freiheit 
und  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  ehemals  vollständig  fehlten. 
Die  durch  die  schwere  Lage  hervorgerufene  Unzufriedenheit 
der  Arbeiterklasse  wird  durch  die  rücksichtslose  Klassenpolitik, 
welche  sogar  die  unverhüllte  Form  von  Zuschüssen  aus  der  Tasche 
der  Gesamtheit  angenommen  hat,  bedeutend  gesteigert.  Heute 
sind  alle  nicht  agrarisch  gesinnten  Gelehrten  und  Politiker, 
welche  keineswegs  auf  dem  Klassenstandpunkt  stehen,  darin 
einig,  dass  eine  auf  Garantie  der  Rente  gerichtete  Politik  die 
gesetzliche  Sicherung  des  Minimallohnes  und  gesetzliche  Er- 
zwingung des  Achtstundentages  schliesslich  auch  rechtfertigen 
würde  ^),  Und  das  erklärt  uns,  dass  gerade  in  Frankreich  schon 
mehrere  Jahre  hindurch  die  Bewegung  der  Arbeiter  nach  Siche- 


')  Vgl.  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Bd.  92,  S.  127. 
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rung  eines  Minimallohnes  und  Achtstundentages  jeden  Spätherbst 
so  anschwillt,   dass   sie  beinahe  eine  Störung  des  öffentlichen 
Lebens  bedeutet.   Das  ist  keineswegs  auf  einen  Mangel  an  „Au- 
torität" in  der  Republik  zurückzuführen.  Das  Fehlen  einer  solchen 
Autorität  hat  einem  Teil  der  sozialistischen  Partei  Frankreichs 
den  Uebergang  zum  Opportunismus  ermöglicht.    Es  gibt  keine 
Klasse   und   keine  Partei,    welche  prinzipiell  die  Anteilnahme 
an  die  Regierung  ablehnt.     Die  Macht  über  die  Staatsgewalt 
ist    seit    jeher    das  Hauptstreben    verschiedener    menschlicher 
Vereinigungen  gewesen.    Nicht  nur  die  Zünfte,  sondern  auch  die 
Kirche  und  manche  andere  Organisationen,  welche  ursprünglich 
fast  nihilistisch  waren,  haben  in  einem  gewissen  Stadium  ihrer 
Entwicklung  den  Besitz  der  öffentlichen  Gewalt  erstrebt,  imd 
dieselbe    Ordnung,    die    sie    früher    so    angegriffen,    mit  aller 
Energie  verteidigt.    Den  absolutistischen  Fürsten  war  die  Tat- 
sache geläufig,    dass   die  bestehende  Ordnung  um  so  sicherer 
ist,  je  mehr  Menschen  an  ihr  interessiert  sind.     Entsprechend 
wurde  in  der  Republik  ein  Teil    der  französischen  Sozialisten 
aus  einer  Umsturzpartei  zu  Hütern  der  bestehenden  Ordnung 
gegen  die  Parteien,  welche  die  „theorie  de  l'ordre"  geschaffen 
haben.  Und  bei  den  letzten  Kammerwahlen  sahen  die  Sozialisten 
ebenso  wie  bei  den  früheren  Ausweisungen  ausländischer  Arbeiter 
die  Hilfe   der   Polizeipräfekten   nicht    ungern.     Volle  Freiheit 
und  volle   politische    Gleichheit   sind    die   erste  Voraussetzung 
für   die  Umwandlung  der  Sozialisten   in  eine   Ordnungspartei. 
Die  Berufung  eines  sozialistischen  Führers   zum  Minister 
hat    die   sozialistische  Partei   gespalten,  wobei   der   eine   Teil 
beinahe  vollständig  ins  Fahrwasser  der  französischen  Bourgeoisie 
geriet,    und    nur   in    etwas   lebhafterer   Betonung  des    sozial- 
politischen Standpunktes  seinen  Ursprung  verrät.    Ein  anderer 
Teil  ist   aber    seinem  Programm   treu  geblieben,  und  obwohl 
die    Zeit    zu    kurz    ist,    um    die  Tendenzen   der   Entwicklung 
beobachten  zu  können,  so  liegen  doch  manche  Anzeichen  da- 
für vor,  dass  die  sozialistisch-revolutionäre  Bewegung  Frank- 
reichs zunimmt.     Das   ist   aber   auch   selbstverständlich,   denn 
die  zweite  Voraussetzung  für  eine  Umwandlung   derselben   in 
eine    Ordnungspartei,    die    auf    Hebung    des    Arbeiterstandes 
gerichtete  Sozialpolitik,  fehlt  noch  immer.     Solange  die  wirt- 
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schaftliche  Lage  der  Arbeiter  sehr  schlecht  ist,  ist  auch  der 
Sozialismus  nicht  auszurotten.  Das  wird  uns  am  besten  da- 
durch bewiesen,  dass  der  Sozialismus,  der  als  eine  Klassen- 
partei des  industriellen  Arbeiters  gedacht  und  geschaffen  wurde, 
auch  in  denjenigen  Ländern,  wo  es  nur  eine  junge  Industrie 
gibt  (Ungarn,  Russland),  von  den  Unzufriedenen  als  erste  Form 
des  Protestes  benutzt  wird.  Die  in  dieser  Arbeit  geschilderte 
Wirtschaftspolitik  Frankreichs  mit  ihrer  Begünstigung  und  mit 
dem  beharrlichen  Festhalten  am  „ Majoritätsdogma "  als  einem 
unabhängigen  Prinzip,  führt  notwendig  zu  einer  Verschlechte- 
rung der  Lage  des  Arbeiterstandes  und  auch  zu  abermaliger 
Ausschliessung  desselben  von  der  Regierung.  Die  Frage,  ob 
ein  Generalstreik  möglich  ist,  ist  ohne  Bedeutung.  Die  Haupt- 
sache ist,  dass  diese  Immobilisierung  des  sozialen  status  quo, 
welcher  tatsächlich  auch  in  den  letzten  vier  Jahren  und  noch 
immer  die  ganze  Gesetzgebung  beherrscht,  immer  grössere  Un- 
zufriedenheit auf  Seite  der  Arbeiter  hervorruft.  Der  Zustand, 
den  uns  Carlyle  in  jenem  berühmten  Spruch  über  zwei  Nationen 
innerhalb  eines  Volkes  so  vortrefflich  charakterisiert  hat,  wird 
in  der  nächsten  Zukunft  Frankreichs,  wenn  die  Gegensätze 
sich  noch  verschärfen,  eintreten  müssen.  Wenn  man  in  diesem 
Falle  dem  Beispiele  Englands  nicht  folgt,  dann  gibt's  noch 
zwei  Möglichkeiten,  in  welcher  das  Prinzip  der  Evolution  zur 
Geltung  kommen  kann.  Die  eine  ist  uns  aus  der  Geschichte 
des  Untergangs  des  römischen  Reiches  bekannt,  die  andere 
aus  jener  der  Revolution  von  1789.  Und  wenn  die  französi- 
schen Politiker  so  energisch  an  den  Prinzipien  der  Revolution 
festhalten,  so  wird  wahrscheinlich  auch  die  Revolution  selbst 
den  Unzufriedenen  ein  naheliegenderes  Mittel  sein. 

Die  Menschheit  hat  ein  Interesse  an  Erhaltung  der  fran- 
zösischen Republik,  weil  sie  ihre  Kulturaufgabe  noch  nicht 
beendigt  hat.  Die  Wiederholung  der  revolutionären  Experimente 
wird  sie  aber  unfähig  machen,  diese  Aufgabe  zu  erfüllen.  Ein 
schwaches  Frankreich  ist  auch  für  die  Kultur  ein  Verlust.  Noch 
empfindlicher  jedoch  wird  dieser  Verlust  für  denjenigen  sein, 
welcher  —  so  stolz  auf  sein  Vaterland,  als  schönstes  Land  der 
Welt  —  ungehindert  die  Errungenschaften  der  Kultur  geniesst, 
und  das  ist  der  französische  Durchschnittspolitiker. 
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Tabelle  I  (Annuaire  statistique) 

Weizen 


Jahr 

Bebaute 

Fläche 

in 

Millionen 

Hektar 

Jährliche 
Produktion 

in 

Millionen 

hl 

Ein 

in 
Hill.  Dz. 

fuhr 

aus 

Algerien 

hl 

Preis 
(Jahres- 
durch- 
schnitt) 
pro  Dz. 
Fr. 

Ertrag 
eines 

Hektar 
in  hl 

1875 

6,946 

100,640 



_ 

■ 
25,80 



1879 

6,941 

79,355 

— 

— 

28,40 

— 

1882 

6,917 

122,583 

— 

— 

27,69 

— 

1883 

6,803 

103,753 

— 

— 

24,81 

— 

1884 

7,052 

114,231 

— 

414  601 

23,10 

16,20 

1885 

6,956 

109,862 

— 

958  463 

21,71 

15,79 

1886 

7,052 

107,287 

— 

1  182  947 

22,84 

15,42 

1887 

6,956 

112,456 

8,06 

1  087  514 

23,41 

16,14 

1888 

6,978 

98,741 

11,35 

775  956 

24,79 

14,15 

1889 

7,038 

108,320 

11,40 

1  023  448 

24,80 

15,39 

1890 

7,061 

106,916 

10,55 

1  454  504 

24,98 

16,55 

1891 

5,754 

77,655 

19,00 

907  665 

27,54 

13,49 

1892 

6,986 

109,538 

18,81 

780  746 

23,59 

15,67 

1893 

7,073 

97,792 

10,00 

381  094 

21,98 

13,82 

1894 

6,991 

122,409 

12,49 

786  085 

19,80 

17,52 

1895 

7,001 

119,968 

4,50 

1  129  446 

18,25 

17,13 

1896 

6,780 

119,800 

1,58 

538  887 

19,20 

17,42 

1897 

6,588 

86,900 

5,22 

450  502 

24,84 

13,19 

1898 

6.964 

131,200 

19,54 

485  995 

25,20 

18,40 

1899 

6,940 

128,000 

1,30 

853  847 

19,80 

18,50 

1900 

6,864 

114,000 

:   1,20 

— 

19,70 

16,71 

1901 

— 

110,000 

1   1,50 

— 

— 

— 

1902 

— 

124,000 

i 

— 

— 

— 

*)  Bei  jeder  Tabelle  ist    die   Quelle   bezeichnet,    aus  welcher   die 
Angaben  zusammengestellt  sind. 
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Tabelle  V  (Annuaire  statistique) 

Seidenbau 


Jahr 

Zur  Aus 

brütung 

gesetzte 

Eier 

Unzen 

Zahl 
der 
Seiden- 
bauer 

Pro- 
duk- 
tion an 
Seiden- 
kokons 

in 
MilLkg 

Ein- 
fuhr 
von 

Ko- 
kons 

in 
Hill. 

kg 

Aus- 
fuhr 
von 
Ko- 
kons 

in 
Hill. 

kg 

Preis 

per 
Kilo- 
gramm 

Ko- 
kons 

Fr. 

Seiden 

Zahl 

der 

Kessel 

Spinnerei 

Pro- 
duktion 
kg 

Höhe 
der 
Prä- 
mie 
pro 
ha 

Fr. 

1892 

227  156 

141  487 

7,680 



0,358 







1 
132 

1893 

225  012 

148  971 

9,987 

1,278 

0,300 

— 

11876 

726  840 

88 

1894 

240  796 

154  932 

10,584 

0,742 

0,252 

4,34 

12  662 

736  000 

72 

1895 

212  427 

139  996 

9,300 

0,761 

0,625 

2,60 

13  117 

724  000 

68 

1896 

221  724 

145  310 

9,318 

1,307 

0,315 

2,82 

13  326 

796  000 

72 

1897 

198  883 

133  253 

7,760 

1,201 

0,463 

2,56 

13  375 

832  166 

78,5 

1898 

184  980 

123  288 

6,893 

1,116 

0,210 

2,90 

13  386 

845  010 

75 

1899 

182  954 

128  114 

6,993 

1,121 

0,071 

3,45 

13  982 

810  128 

92,5 

1900 

205  584 

136  214 

9,180 

0,605 

0,107 

4,20 

— 

— 

'    77,5 

1901 

205  174 

131  694 

8,451 

1,042 

— 

— 

— 

Tabelle  V  a  (Annuaire  statistique) 

Flachs 


Jahr 

Bebaute 

Fläche 

ha 

Prodi 

Samen 
Dz. 

aktion 

gebrochen 

und  als  Werg 

Dz. 

1    Durch- 
\  Schnitts- 
1     preis 
pro  Dz. 

Einfuhr 
Dz. 

Höhe  der 
Prämie 
pro  ha 
Flachs 

1852 

80  336 

_ 

_ 

_ 

1862 

105  455 

— 

— 

— 

— 

— 

1882 

44148 

— 

412  001 

82  509 

— 

1883 

— 

— 

321  330 

:       — 

66  813 

— 

1884 

— 

— 

363  394 

75  776 

— 

1885 

42  394 

224  253 

380  123 

97,00 

72  549 

— 

1886 

42114 

220  639 

301  592 

98,01 

55  741 

— 

1887 

44  067 

216  583 

288  733 

96,74 

59  357 

— 

1888 

35  337 

172  197 

220  137 

95,44 

82  293 

— 

1889 

34  255 

180  392 

240  866 

88,74 

70  962 

— 

1890 

31174 

— 

320  343 

— 

— 

— 

1891 

29  097 

156  367 

215  617 

— 

69  406 

— 

1892 

27  137 

149  385 

182  300 

— 

84  427 

— 

1898 

29  550 

133  829 

179  433 

— 

82192 

132,00 

Bajkiö,  Die  französische  Handelspolitik  1892—1902 
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Jahr 

Bebaute 

Fläche 

ha 

Produktion 

Samen    ^f'T^r'' 
oa^icii   ^^^  ^jg  Werg 

""-                  Dz. 

Durch- 
schnitts- 
preis 
pro  Dz. 
Fr. 

Einfuhr 
Mill.  kg 

Höhe  der 
Prämie 
pro  ha 
Flachs 

1894 

33163 

167  183 

241  958 



60,517 

72,00 

1895 

34163 

— 

222  810 

— 

86.448 

68,00 

1896 

26  932 

— 

185  461 

— 

84,726 

72,00 

1897 

24  474 

— 

— 

67 

78,487 

78,50 

1898 

17  594  1 

— 

— 

64 

84,250 

95,00 

1899 

19  271 

— 

100  000 

71 

80,620 

92,50 

1900 

21260  ; 

— 

194  000 

117 

82,160 

77,50 

1901 

26  000  ' 

— 

115 

64,000 

70,50 

Tabelle  V  b  (Annuaire  statistique) 
Hanf 


Jahr 

Bebaute 

Fläche 

ha 

Produ 

Samen 
Dz. 

ktion 

gebrochen 

und  als  Werg 

Dz. 

Durch- 
schnitts- 
preis pro  Dz. 

Einfuhr 
in  Mill.  kg 

1852 

125  357 

_ 

_ 

_ 

1862 

100  114 

— 

— 

— 

19,765 

1882 

63  484 

— 

44  674 

— 

16,895 

1883 

— 

— 

41691 

— 

15,654 

1884 

— 

— 

41487 

— 

13,689 

1885 

61162 

19  733 

49  607 

83,06 

13,894 

1886 

60185 

19  983 

43  470 

86,18 

20,100 

1887 

59  865 

18  613 

42  558 

85,03 

17,035 

1888 

55  695 

18  371 

32  721 

80,05 

11,614 

1889 

53  825 

18  340 

49  420 

76,98 

18,683 

1890 

— 

— 

— 

— 

— 

1891 

51602 

19  948 

32  824 

— 

17,137 

1892 

44  597 

15  784 

29  420 

— 

15,972 

1893 

41237 

11843 

26  968 

— 

1   16,429 

1894 

40  583 

13  327 

28  421 

— 

18,902 

1895 

37  216 

— 

27  289 

— 

21,830 

1896 

— 

— 

24  389 

— 

18,997 

1897 

32  843 

— 

23  330 

— 

20,547 

1898 

29  250 

— 

20  618 

— 

20,175 

1899 

29  032 

— 

21391 

— 

24,400 

1900 

26  000 

— 

21000 

— 

19,559 

1901 

— 

— 

— 

~ 

25,450 
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1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
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Seidengewebe  B.  Bänderindustrie 


Einfuhr 


V  m 

S  9 


a 
Ig 

'So    M 

02  "^ 
O 


Ausfuhr 


O 


Mill.  kg      j  Hill.  Fr. 






— 

0,595 

— 

1,050 

0,307 

0,379 

0,374 

0,226 

0,375 

0,226 

0,494 

0,283 

0,510 

0,262 

0,537 

0,312 

0,522 

0,298 

0,550 

0,475 

0,545 

0,393 

0,600 

0,548 

3,482 
3,312 
3,186 
2,697 
2,710 
3,391 
3,283 
3,591 
3,178 
3,240 
3,151 
3,157 


174,990 
179,381 
167,084 
171,942 
155,797 
155,784 
188,419 
178,346 
190,976 
169,800 
179,553 
172,000 
168,000 


Jahr 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 


Produktion 

von 
St.  Etienne 

Mill.  kg 


102,300 
99,448 
79,197 
92,855 
80,540 
71,132 
93,810 
86,672 
87,552 
88,411 
88,473 
77,322 
94,472 


Ausfuhr 
Gewicht 

Mül.  kg 


0,576 
0,379 
0,359 

0,319 
0,475 
0,493 
0,594 
0,573 
0,677 
0,668 
0,787 


Anzahl  der  in  der  Bänderindustrie   in  St.  Etienne 
tätigen  Webstühle: 


1893 


1896 


Mit  mechanischer   Kraft    betriebene  Web- 
stühle : 

der  Fabrikanten 

anderer     

Hand  Webstühle : 

der  Fabrikanten 

anderer 


3  329 

75 

1831 
20  999 


4  559 
1191 

1462 
23  497 
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Tabelle  XII  (Aus 

Eisen 


Produktion  der 
Erze 

1  «> 

SS 

G 

uss 

Zahl 

Zahl 

1>  o 

U    CD 

a'53 

04 

Jahr 

der 
Berg- 
werke 

der 
Ar- 
beiter 

Menge 

in 
Tonnen 

Wert 

in 

Franken 

Menge 

in 
Tonnen 

Wert 

in 

1000 

Franken 

Fr. 

1875 

88 

9638 

2  505  870 

13  801  000 

5,51 

1  448  572 

156  391 

1876 

93 

9296 

2  398  340 

13  372  000 

5,58 

1  435  182 

141  504 

1877 

94 

9151 

2  426  278 

13469  000 

5,55 

1  506  827 

142  879 

1878 

82 

8468 

2  469  953 

12  714  000 

5,15 

1  521  274 

133  451 

1879 

80 

6942 

2  271773 

11  393  000 

5,02 

1  400  286 

119  716 

1880 

79 

8044 

2  874  863 

14  908000 

5,19 

1  725  293 

160  469 

1881 

78 

8624 

3  032  070 

15  171  000 

5,00 

1  886  350 

172  469 

1882 

82 

9488 

3  467  251 

16  841  000 

4,86 

2  039  067 

185  634 

1883 

81 

8820 

3  297  853 

15  426  000 

4,68 

2  069  430 

168  387 

1884 

77 

7764 

2  976  948 

12  828  000 

4,31 

1  871  537 

189  825 

1885 

64 

5747 

2  318  104 

8  948  000 

3,86 

1  630  648 

105  247 

1886 

61 

5411 

2  385  648 

8  219  000 

3,60 

1516  574 

83  716 

1887 

61 

4856 

2  579  465 

8  654  000 

3,35 

1  567  622 

89  682 

1888 

64 

5052 

2  841  757 

9  471  000 

3,33 

1  683  349 

95  965 

1889 

68 

5475 

3  070  380 

10  420  000 

3,39 

1  1733  964 

106  507 

1890 

— 

— 

3  471718 

12  385  000 

— 

:  1962106 

137  619 

1891 

— 

— 

8  579  286 

12  785  000 

— 

1  897  389 

127  135 

1892 

— 

— 

3  706  748 

12  580  000 

— 

2  057  258 

124  868 

1893 

92 

— 

3  517  748 

11695  845 

— 

2  003  496 

116  734 

1894 

— 

1638 

3  772  101 

12  297  307 

— 

2  069  714 

118  002 

1895 

— 

1561 

3  679  767 

11  708  556 

— 

2  003  868 

111321 

1896 

— 

1862 

4  062  390 

12  826  029 

— 

2  339  537 

132  238 

1897 

— 

2137 

5  023  703 

18  356  550 

— 

2  484  191 

145  605 

1898 

2089 

— 

— 

— 

— 

— 

1899 

1959 

4  985  702 

18  200  000 

— 

2  578  401 

186  709 

1900 

2119 

5  447  694 

20  578  000 

2  714208 

221  594 
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Annuaire  statistique) 

Industrie 


Eisen 

Sta 

hl 

Total- 

Menge 

in 
Tonnen 

Wert 

in 

1000 

Franken 

Bessemer-, 
Martin 

Menge 

in 
Tonnen 

Siemens-, 
-Eisen 

Wert 
in 

1000 
Franken 

menge 

von 

Stahl, 

Eisen  und 

Guss 

in 

Tonnen 

869  676 

230105 

223467 

63  828 

_ 

837  112 

209  498 

211  293 

55  366 

— 

884  493 

202  029 

239  989 

64  594 

— 

848  112 

182  152 

283  377 

70151 

— 

857  071 

187  680 

306  831 

83  239 

— 

965  751 

222  564 

359  921 

95  861 

— 

1  026  820 

233  658 

394 152 

101  303 

— 

1  073  031 

247  594 

432  971 

113  145 

— 

978  917 

214  041 

498  607 

122  862 

— 

876  751 

172  698 

480  619 

109  518 

— 

782  431 

132  808 

527  848 

111772 

— 

766  556 

118  114 

401  571 

98118 

— 

771610 

117  808 

434  651 

101  285 

— 

816  973 

123  231 

483  823 

105  050 

— 

808  724 

131  391 

529  302 

126117 

— 

825  369 

147  665 

581  098 

150  761 

3  369  563 

833  509 

147  730 

638  580 

167  784 

3  369  388 

828  559 

147  665 

682  527 

184118 

3  568  304 

808  771 

140  237 

664  032 

166  834 

3  475  209 

785  781 

128  972 

674  190 

164  479 

3  529  685 

756  793 

117  218 

714  528 

183  228 

3  475  184 

828  758 

126  717 

916  817 

209  190 

4  085  112 

783  966 

127  876 

994  891 

226  388 

i   4  263  048 

833  856 

153  827 

1  239  660 

324  187 

4  651917 

708  274 

158  166 

1  226  537 

1 

354  065 

4  649  109 
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Tabelle  XIII  (Annuaire  statistique) 

Steinkohle  (und  Anthrazit) 


Jahr 

Pro- 
duktion 

in 
Tonnen 

Wert 
der  Pro- 
duktion 

in 
Franken 

Durch- 
schnittspreis 
einer  Tonne 

ÖD     ü   öa   „^ 

Franken 

Ver- 
brauch 

in 
;  Tonnen 

Einfuhr 

1    i" 
Tonnen 

Ausfuhr 

in 
Tonnen 

1875 

16  956  870 

270  201  000 

15,93 

26,56 

24  657  530 

1876 

17  101  448 

262  212  000 

15,33 

24,82 

24  470  100 

— 

— 

1877 

16  804  592 

236  236  000 

14,06 

22,87 

24  144  500 

— 

— 

1878 

16  960  916 

228  300  000 

13,46 

22,19 

24  555  300 

— 

— 

1879 

17110  979 

221  325  000 

12,93 

21,84 

25  332  100 

8  880  000 

540  OOO 

1880 

19  861  864 

246  687  000 

12,74 

21,74 

28  846  300 

9  940  000 

600  000 

1881 

19  765  983 

245  791  000 

12,43 

21,43 

29  444  900 

10  122  000 

600  000 

1882 

20  603  704 

254  622  000 

12,36 

21,47 

31  024  600 

10  808  000 

457  000 

1883 

21  333  884 

266  750  000 

12,50 

21,00 

32  439  300 

11  707  000 

510  000 

1884 

20  023  514 

246  815  000 

12,33 

21,00 

30  941  400 

11678  000 

500  000 

1885 

19  510  530 

228  895  000 

11,73 

20,89 

30  034  800 

10  917  000 

506  000 

1886 

19  909  894 

222  749  000 

11,19 

19,79 

29  619  200 

10  381  000 

610  000 

1887 

21  287  589 

226  372  000 

10,63 

19,65 

31  190  700 

10  565  000 

595  000 

1888 

22  602  894 

232  995  000 

10,31 

19,12 

32  673  700 

10  551  000 

629  000 

1889 

24  303  509 

253  196  000 

10,42 

20,38 

33  510  900 

9  981  000 

943  000 

1890 

26  083  000 

306  826  000 

11,76 

22,59 

36  650  590 

11603  000 

941  000 

1891 

26  025  000 

340  014  000 

13,06 

21,61 

36  572  700 

11690  000 

906  000 

1892 

26  179  000 

320  193  000 

12,23 

20,58 

36  515  900 

11557  000 

895  000 

1893 

25  651  000 

290  527  000 

11,54 

20,03 

36  379  300 

11451000 

898  000 

1894 

27  417  000 

— 

— 

— 

38  000  000 

11644  000 

801  000 

1895 

28  020  000 

— 

— • 

— 

38  640  000 

11510  000 

963  000 

1896 

29190  000 

—    1 

— 

— 

39  995  020 

11594  000 

904  000 

1897 

30  798  000 

— 

— 

— 

41  841  000 

11  975  000 

1  021  000 

1898 

32  356  000 

—   ! 

— 

— 

43  195  000 

11917  000 

1  101  000 

1899 

33  300  000 

45  600  000 

12  610  000 

1  060  000 
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Tabelle  XVI  (Annales  du  commerce  exterieur) 

Aussenhandel  Frankreichs  mit  den  einzelnen  Staaten 

(In  Millionen  Franken) 


Staaten 

1886 

1891 

1894 

1898 

1900 

1901 

England 

1380 

1601 

1395 

1526 

1902 

1801 

Belgien 

867 

986 

849 

863 

1020 

919 

Deutschland  .... 

662 

780 

634 

728 

892 

845 

Vereinigte  Staaten     . 

574 

733 

512 

832 

764 

710 

Schweiz 

318 

358 

195 

283 

318 

319 

Italien 

501 

249 

219 

280 

304 

295 

Spanien 

570 

592 

284 

387 

355 

277 1) 

Argentinien  .... 

338 

250 

218 

300 

334 

305 

Russland 

180 

225 

305 

320 

270 

255 

Indien,  engl.,  holländ. 

281 

292 

256 

217 

201 

210 

China 

123 

106 

100 

141 

177 

180 

Türkei 

170 

178 

146 

147 

159 

153 

Niederlande  .... 

70 

84 

82 

84 

108 

105 

Schweden     und    Nor- 
wegen     

79 

133 

104 

98 

111 

115 

Australien      .... 

15 

70 

58 

91 

100 

70 

Japan   

41 

97 

61 

66 

88 

82 

Oesterreich- Ungarn     . 

124 

149 

101 

82 

106 

109 

Brasilien 

110 

186 

186 

125 

115 

106 

Chile 

27 

69 

61 

71 

90 

81 

Portugal 

97 

33 

20 

22 

33 

29 

Dänemark     .... 

9 

21 

17 

17 

19 

17 

Rumänien      .... 

29 

49 

37 

35 

29 

32 

Griechenland     .     .     . 

68 

47 

28 

26 

28 

22 

*)  283,5  im  Jahre  1902. 
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